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1 Einleitung

Dem sechsten Sozialgesetzbuch zufolge sind Personen erwerbsgemindert,
wenn sie auf eine nicht absehbare Zeit krankheits- oder behinderungsbedingt
nicht in der Lage sind, am allgemeinen Arbeitsmarkt mindestens sechs Stunden
zu arbeiten (§ 43 SGB VI). Weil sie damit zeitweise oder dauerhaft in ihren Moég-
lichkeiten eingeschrankt sind, ihre materielle Existenz eigenstandig zu sichern,
kénnen sie — je nach dem Umfang ihrer Einschrankung — eine teilweise oder
volle Erwerbsminderungsrente der gesetzlichen Rentenversicherung beantra-
gen.

Diese Sicherungsleistung hat im deutschen Sprachraum eine lange Tradition:
Bereits 1854 wurde eine erste verpflichtende Arbeiterversicherung eingefiihrt,
welche Versicherten bei ernsten Krankheiten oder Verletzungen eine finanzielle
Unterstutzung zahlte — damals noch unter dem Begriff ,Invalidenrente”. Heute
ist die gesetzliche Rentenversicherung in Deutschland der grof3te Trager der
Erwerbsminderungssicherung. Die gesetzliche Ausgestaltung ihrer Leistungen
wurde seit den Anfangen allerdings immer wieder verandert und weiterentwi-
ckelt (vgl. Deutsche Rentenversicherung 2014). In der jingsten Vergangenheit
beinhalteten die Reformen vor allem Anpassungen, die zu Leistungskurzungen
fuhrten (z. B. Reform vom 1.1.2001; vgl. unter anderem Rische 2010, 3-5). Be-
grundet wurde das unter anderem damit, dass die finanziellen Ressourcen der
gesetzlichen Rentenversicherung angesichts des demografischen Wandels, der
Zunahme chronischer Erkrankungen etc. knapper wirden und es erforderten,
Leistungen starker zu priorisieren (vgl. ebd.; Viebrok, 2006, 326-327; Steffen
2015, 3).

Sowohl von politischer als auch wissenschaftlicher Seite wurde daraufhin immer
wieder kritisch hinterfragt, ob die gegenwartige Absicherung des Erwerbsmin-
derungsrisikos noch ausreicht (vgl. Nirnberger 2009, 85-88; Nakielski 2009;
Kohler-Rama et al. 2010, 62-68; Hauser 2012, 17-18). Die Berichterstattung der
Rentenversicherung bestarkte die kritischen Stimmen: Danach sinken die Er-
werbsminderungsrentenbetrage seit der Jahrtausendwende und haben sich bei
Betragen von durchschnittlich nur noch rund 600 Euro eingependelt (vgl. Deut-
sche Rentenversicherung Bund, 2014b, 123). Parallel dazu steigt den Berichten

© Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2017
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2 Einleitung

zufolge der Anteil der Betroffenen, die neben dem Rentenbezug eine staatliche
Unterstlitzung in Anspruch nehmen. Das Risiko, auf die Grundsicherung im Al-
ter und bei Erwerbsminderung angewiesen zu sein, sei bei Erwerbsminderung
mittlerweile bspw. sogar grofer als im Alter (vgl. Rische/ Kreikebohm 2012, 10).

Auch weitergehende Analysen, welche die materiellen Situation Uber den Er-
werbsminderungsrentenbezug und die Grundsicherung hinaus betrachteten,
deuteten auf eine unzureichende soziale Sicherung hin (vgl. unter anderem Alb-
recht et al. 2007; Kéhler-Rama et al. 2010, 62-68; Backer 2012, 20-21). Aller-
dings ist ihre Aussagekraft begrenzt: Es fehlte an ausreichenden, verlasslichen
Daten zum Sachverhalt (vgl. Nakielski 2009). Die Rentenversicherung initiierte
aus diesem Grund ein Forschungsprojekt, in dem erstmals umfassende Infor-
mationen zur materiellen Situation und sozialen Teilhabe von Erwerbsminde-
rungsrentner(inne)n im Haushaltskontext erhoben wurden (Projekttitel: Sozio-
Okonomische Situation von Personen mit Erwerbsminderung; vgl. Martin et al.
2012, 12-29). Ausgangspunkt war eine 2011 durchgefiihrte schriftliche Befra-
gung einer reprasentativen Stichprobe von Erwerbsminderungsrentner(inne)n
des Zugangsjahrs 2008 (vgl. ebd.).

Mittels der Projektdaten konnte gezeigt werden, dass die gesetzliche Sicherung
bei Erwerbsminderung tatsachlich bei Weitem nicht ausreicht (vgl. ebd., 36-62).
Zwar erwies sich die Erwerbsminderungsrente in den untersuchten Haushalten
als relevante Einkommensquelle. Meist spielten aber andere Quellen, zum Bei-
spiel die Einklinfte anderer Haushaltsmitglieder, eine gréRere Rolle fur die ma-
terielle Existenzsicherung. Insgesamt wurde die materielle Lage der Erwerbs-
minderungsrentner(innen) und ihrer Haushalte sehr kritisch bewertet. Bei einem
erheblichen Teil der Personen (40 Prozent) seien die Defizite sogar so stark,
dass sie nach internationaler Definition als armutsgefahrdet gelten (vgl. Martin/
Zollmann 2013b, 4).

Im Rahmen der vorliegenden Arbeit wird dieses wichtige Themengebiet — die
materielle Absicherung bei Erwerbsminderung im Kontext der Lebensform — er-
neut aufgegriffen. Uber die vorhandenen Analysen hinausgehend soll unter-
sucht werden, wie es um die materielle Lage der erwerbsgeminderten Personen
im Lebensformkontext im Detail bestellt ist, welche Rahmenbedingungen dem
Status Quo zugrunde liegen und von welchen Merkmalen es abhangt, ob eine



eigenstandige materielle Existenzsicherung gelingt. Betrachtet werden sollen
dabei, der eingangs angefiihrten Definition folgend, nur erwerbsgeminderte Per-
sonen, die eine Erwerbsminderungsrente der gesetzlichen Rentenversicherung
beziehen, sowie deren Haushalte. Andere Erwerbsgeminderte (bspw. Personen
mit abgelehntem Rentenantrag, Selbstandige, Bezieher(innen) einer Rente der
gesetzlichen Unfallversicherung) werden ausgeklammert, weil sich deren Situ-
ation grundlegend anders darstellt.

Die Bedeutung des benannten Themengebiets ergibt sich vor allem daraus,
dass die staatliche Erwerbsminderungssicherung — ausgehend vom skizzierten
Forschungsstand — ihren originaren Zweck gegenwartig nicht mehr erfullt und
damit nicht haltbar ist: Zum einen hat die deutsche Sozialversicherung einen
gesetzlich verankerten Sicherungsanspruch. Zum anderen braucht unsere Ge-
sellschaft, gerade vor dem Hintergrund des angesprochenen demografischen
Wandels und der Zunahme chronischer Erkrankungen, mehr denn je eine ver-
lassliche, zukunftsfeste Absicherung des Erwerbsminderungsrisikos. Um diese
kiinftig zu erreichen und den gesetzlichen Auftrag wieder zu erfillen, muss die
gegenwartige Sicherung griindlich durchdacht und neu aufgestellt werden. Das
wiederum kann nur auf Basis hinreichender theoretischer und empirischer Er-
kenntnisse zur derzeitigen Situation und den Sicherungsdefiziten gelingen. Die
Erkenntnisse zu liefern, ist Anspruch und Motivation der vorliegenden wissen-
schaftlichen Arbeit.

Die nachfolgend angestrengten theoretischen Betrachtungen und Analysen ge-
hen an mindestens drei Punkten Uber den bisherigen Forschungsstand hinaus:
Erstens wird die materielle Absicherung im Erwerbsminderungsfall in der vorlie-
genden Arbeit nicht nur generell, sondern im Kontext der Lebensform betrach-
tet. Zweitens werden fur die Analysen adaquate Vergleichsdaten herangezo-
gen, die eine angemessene Einordnung der Befunde erlauben. Drittens wird der
Sachverhalt, Gber die deskriptive Ebene hinaus, auch multivariat untersucht.

Zum ersten Aspekt ist einfiihrend zu sagen, dass die privaten Lebensformen bei
frGheren Analysen des Themenfelds weitgehend ausgeklammert wurden. Im
Zuge des genannten Forschungsprojekts wurde der Haushaltskontext zwar
bspw. grundlegend berlicksichtigt und festgestellt, dass bspw. allein lebende
Erwerbsminderungsrentner(innen) soziodkonomisch schlechter aufgestellt sind
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als Erwerbsgeminderte in Mehrpersonenhaushalten (vgl. Martin et al. 2012, 43-
45). Eine systematische Betrachtung der Lebensform, unter anderem mit Blick
auf die Personenkonstellation und die partnerschaftliche Bindung, steht jedoch
aus. Gerade dieser Aspekt ist aber hochinteressant, wenn man davon ausgeht,
dass die materielle Sicherung im Erwerbsminderungsfall wahrscheinlich ganz
mafgeblich durch den Haushalt und die Lebensform zu leisten ist, wenn die
sozialstaatliche Sicherung nicht ausreichend ist.

Der zweite Aspekt betrifft die Frage nach geeigneten Vergleichsdaten. Im er-
wahnten Forschungsprojekt der Rentenversicherung wurden, mittels Daten aus
2010, Vergleiche zur Gesamtbevdlkerung angestellt. Mit Blick auf die Untersu-
chungsgruppe ist es jedoch angemessener, Vergleichsdaten aus dem Befra-
gungsjahr 2011 zu verwenden und eine Vergleichsgruppe zu bilden, die den
Erwerbsminderungsrentner(inne)n unter anderem bezlglich ihres Alterszu-
schnitts &hnelt. Fur die vorliegende Arbeit wurden entsprechende Daten aus
dem Sozio-oekonomischen Panel, die fir vergleichende Betrachtungen hinrei-
chend detailliert sind, angefordert.

Zum dritten Aspekt ist festzuhalten, dass die bisherigen Befunde zum Themen-
gebiet ausschlielllich deskriptiv sind. Deskriptive Ergebnisse sind zwar auf-
schlussreich, weil sie einen ersten Eindruck von der Situation der Untersu-
chungsgruppe liefern, und reichen mitunter véllig aus, um einfache Fragestel-
lungen zu beantworten. Um zu validen Aussagen Uber die materielle Lage im
Erwerbsminderungsfall zu kommen, ist aber eine multivariate Uberprifung un-
abdingbar, zum Beispiel mittels Regressionsanalysen. So muss unter anderem
festgestellt werden, ob deskriptiv identifizierte Zusammenhange — bspw. zwi-
schen einer unzureichenden Absicherung und bestimmten Personen- oder
Haushaltsmerkmalen — auch bestehen bleiben, wenn andere Einflussfaktoren
kontrolliert werden. Erst dann Iasst sich fundiert ableiten, wo bspw. geeignete
Stellschrauben fiir eine bessere Absicherung liegen.

Anknipfend an die erlauterten Aspekte, lassen sich grundlegende offene Fra-
gen formulieren, die im Rahmen der vorliegenden Arbeit geklart werden sollen:
Unter welchen Bedingungen findet die finanzielle Absicherung bei Erwerbsmin-
derung im Haushaltskontext gegenwartig statt? Welche Rolle spielt dabei die
Lebensform? Unterscheidet sich die materielle Lage nach der Lebensform der



Erwerbsminderungsrentner(innen) und dem Geschlecht? Welche Unterschiede
bestehen zur Vergleichsgruppe? Was kennzeichnet die Erwerbsminderungs-
rentner(innen) und ihre Haushalte innerhalb der relevanten Lebensformen und
wie wirkt sich die Charakteristik auf den Erfolg der materiellen Sicherung aus?

Hinter diesen Fragen steht eine Reihe von Hypothesen. So wird unter anderem
erwartet, dass die Untersuchungsgruppe stéarker als die vergleichbare Bevolke-
rung durch Merkmale charakterisiert sind, welche die Erwerbschancen und da-
mit die materielle Existenzsicherung negativ beeinflussen (bspw. geringe Qua-
lifikation). Es fehlt ihnen an relevanten Ressourcen (vgl. Bourdieu 1983). Im
Terminus von Robert Chambers ist die Untersuchungsgruppe sozial vulnerabel
(Chambers 2006, 33). Es ist anzunehmen, dass die entsprechenden Merkmale
das Eintreten einer Erwerbsminderung im Erwerbsverlauf eventuell sogar be-
fordern, bspw. weil sie mit geringen Stressbewaltigungsfahigkeiten und berufli-
chen Belastungen einhergehen. Zudem verschlechtert sich die ungunstige Dis-
position durch gesundheitliche Einschrankungen und die Erwerbsminderung
wahrscheinlich weiter (bspw. Verlust des Arbeitsplatzes, beginnende soziale
Ausgrenzung), wodurch das Risiko einer kritischen materiellen Lage immer wei-
ter wachst (vgl. unter anderem Bohle/ Glade 2007; Kreckel 2004, 13-31; Hradil
2001, 27-46).

Eine weitere Hypothese betrifft die Bedeutung der gesetzlichen Erwerbsminde-
rungsrente. Sie wird zwar fiir die materielle Sicherung der Erwerbsminderungs-
rentner(innen) selbst als relevant angesehen. Vor dem Hintergrund des ein-
gangs thematisierten geringen Sicherungsniveaus wird indes erwartet, dass sie
im Lebensformkontext von eher geringer Bedeutung ist (vgl. unter anderem
Martin/ Zollmann 2013, 3).

Auf die Rolle der Lebensform selbst beziehen sich mehrere Hypothesen, die
malgeblich mit der typischerweise praktizierten Arbeitsteilung und der sich da-
raus ableitenden Erwerbsteilhabe (vgl. CorneliRen et al. 2005, 161) sowie der
sozialen Unterstutzung begriindet werden. Es wird erwartet, dass die Lebens-
form — wie auch das Geschlecht — einen wesentlichen Einfluss auf den Erfolg
der materiellen Existenzsicherung bei Erwerbsminderung haben. Konkret wird
angenommen, dass alleinlebende Erwerbsgeminderte materiell schlechter auf-
gestellt sind als gemeinschaftliche Lebensformen. Lebensformen mit Kindern



6 Einleitung

oder materiell unselbstandigen Personen wird unterstellt, dass ihnen die mate-
rielle Existenzsicherung schlechter gelingt als Lebensformen ohne Kinder oder
mit vielen Einkommensbezieher(inne)n. Analog sollten kinderlose Partnerschaf-
ten vor Familien im Vorteil sein. Dartber hinaus wird erwartet, dass die Arbeits-
teilung in den Lebensformen auch geschlechtsspezifisch gepragt ist. Folglich
wird erwartet, dass erwerbsgeminderte Frauen auf individueller Ebene materiell
im Nachteil sind, wahrend sich ihre Absicherung im Haushaltskontext glinstiger
gestaltet als die in Haushalten erwerbsgeminderter Manner.

Die Hypothesen werden teils deskriptiv, teils multivariat getestet. Wenn sich im
Zuge dessen zeigen lasst, welche Merkmale die finanzielle Situation der Er-
werbsminderungshaushalte in relevantem Male beeinflussen, sollte sich davon
ausgehend auch ermitteln lassen, welche Merkmale mit hoher Wahrscheinlich-
keit mit einer kritischen materiellen Absicherung einhergehen. Insbesondere mit
Blick auf die Merkmalstrager(innen) sollten sich schliellich Ansatzpunkte fur
eine Verbesserung der Erwerbsminderungssicherung entwickeln lassen.

Die Uberpriifung der skizzierten Hypothesen und die Beantwortung der aufge-
worfenen Fragen erfolgt schrittweise. In den ersten Kapiteln der Arbeit werden
zuvorderst die theoretischen Grundlagen zum ersten Themenfeld — Lebensfor-
men und Arbeitsteilung — gelegt. Darin werden die Begrifflichkeiten mit ihrer ge-
sellschaftlichen Bedeutung aus soziologischer Perspektive erlautert. Ferner
werden typische Muster der partnerschaftlichen Arbeitsteilung und deren histo-
rische Ausbildung vorgestellt (Kapitel 2 und 3). Anschliel3end wird die Arbeits-
teilung mit der soziologischen Institutionentheorie nach Talcott Parsons, Emile
Durkheim und Mario Rainer Lepsius in Zusammenhang gebracht (Kapitel 4). Es
wird erklart, inwiefern die in den Lebensformen praktizierte Arbeitsteilung als
Institution zu verstehen ist. Daran ankntpfend wird dargelegt, dass die Arbeits-
teilung theoretisch in einem Spannungsfeld mit drei zentralen Einflussfaktoren
entsteht: Dem Sozialstaat, dem Arbeitsmarkt und dem kulturellen System (Ka-
pitel 5). Mittels relevanter exemplarischer Punkte wird sowohl auf die Komplexi-
tat dieses Spannungsfelds, als auch auf dessen Widersprichlichkeiten und
Konflikttrachtigkeit hingewiesen.

Im Anschluss an diesen ersten theoretischen Block wird die empirische Daten-
lage skizziert: Neben den empirisch relevanten Lebensformen werden Daten



zur Erwerbsbeteiligung und Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern und Le-
bensformen berichtet. Zudem wird versucht aufzuzeigen, wie sich diese Praxis
in den Einklinften niederschlagt (Kapitel 6).

Der zweite theoretische Block dieser Arbeit beschaftigt sich mit der sozialstaat-
lichen Sicherung im Allgemeinen und der Erwerbsminderungssicherung im Be-
sonderen. Zu Anfang wird die Wohlfahrtstaatentheorie von Ggsta Esping-An-
dersen vorgestellt (Kapitel 7). Davon ausgehend wird der deutsche Sozialstaat
als Wohlfahrtsstaat konservativer Pragung mit seiner historischen Entwicklung
und heutigen Gestalt eingefiihrt (Kapitel 8), was fir die nachfolgende Betrach-
tung der Absicherung im Erwerbsminderungsfall grundlegend ist. Diese soziale
Absicherung des Erwerbsminderungsrisikos selbst wird ebenfalls in wesentli-
chen Eckpunkten prasentiert (Kapitel 9). Es wird vor allem auf wichtige Refor-
men und das geltende Rentenrecht eingegangen.

Anschlief3end richtet sich das Augenmerk erneut auf den Forschungsstand zur
gegenwartigen Erwerbsminderungssicherung (Kapitel 10). Insbesondere die
Recherche zu Erkenntnissen Uber die materielle Lage der Untersuchungs-
gruppe macht deutlich, dass im Themenfeld von Gesundheit und materieller
Lage viele Daten vorliegen, aber wenige die konkrete Situation bei Erwerbsmin-
derung beschreiben.

In Kapitel 11 werden, auf Basis der theoretischen und empirischen Befunde, die
oben schon kurz skizzierten Hypothesen hergeleitet. Welches Datenmaterial im
Konkreten die Grundlage fiir die Uberpriifung der Hypothesen bildet, wird in Ka-
pitel 12 angegeben. Dabei werden sowohl Hinweise zur Datenbasis aus dem
genannten Forschungsprojekt der Rentenversicherung als auch zu den Ver-
gleichsdaten aus dem Sozio-oekonomischen Panel gegeben, mit deren Hilfe
eine Vergleichsgruppe aus der deutschen Bevolkerung gebildet wird.

Die Hypothesenprufung bzw. die Datenanalyse untergliedert sich in mehrere
Schritte. Der erste Analyseschritt beschreibt die befragten Erwerbsminderungs-
rentner(innen) und ihre Lebensformen hinsichtlich basaler Merkmale und der
vorkommenden Lebensformmuster (Kapitel 13). Unter anderem in Bezug auf
die erste Hypothese werden auch Vergleiche zur gleichaltrigen Bevolkerung an-
gestellt. In einem zweiten Schritt steht die materielle Lage der Untersuchungs-
gruppe im Zentrum: Mit Bezug auf die Hypothesen werden die personlichen
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Einklnfte der Erwerbsgeminderten und die Haushaltseinklinfte im Abgleich mit
der Vergleichsgruppe deskriptiv analysiert (Kapitel 14). Dartber hinaus wird auf
die Rentenanwartschaften und andere rentenrechtliche Aspekte der Untersu-
chungsgruppe eingegangen, welche in diesem Zusammenhang zu einem um-
fassenderen Verstandnis der materiellen Lage im Erwerbsminderungsfall bei-
tragen.

In einem weiteren Schritt wird die Datenanalyse dann auf die multivariate Ebene
gehoben: Mit Hilfe einer linearen Regression wird versucht, die Héhe der be-
darfsgewichteten Haushaltseinklinfte der Erwerbsminderungshaushalte vorher-
zusagen (Kapitel 15). Das lineare Modell wird dazu schrittweise entwickelt und
diagnostisch bewertet, um seine Eignung zu belegen, bevor die Ergebnisse mit
Blick auf die Hypothesen interpretiert werden.

Im Anschluss an Kapitel 15 und die Uberpriifung der Hypothesen aus Kapitel
11 sind viele der eingangs genannten Fragen beantwortet. Zugleich schlief3en
sich weitere sozialpolitisch brisante Fragen an: Unter welchen Bedingungen
kann eine finanzielle Absicherung bei Erwerbsminderung im Kontext der Le-
bensform (nicht) gelingen? Ist die Untersuchungsgruppe mit Blick auf ihre Cha-
rakteristik Uberhaupt in der Lage, die Existenzsicherung aus eigener Kraft zu
bewaltigen? Welchen Stellenwert muss, davon ausgehend, die gesetzliche Si-
cherung kiinftig haben? Welche Ansatzpunkte fir eine erfolgreiche Erwerbsmin-
derungssicherung lassen sich aus den Ergebnissen ableiten?

In einem letzten Analyseschritt wird eine Annaherung an diese Fragen versucht:
Ausgehend von den gesammelten Erkenntnissen und im Rekurs auf die Hypo-
thesen wird erortert, wie Erwerbsminderungsrentnerhaushalte mit einer Kkriti-
schen materiellen Lage identifiziert werden kdnnten, um sie fur sozialpolitische
Interventionen zu erreichen (Kapitel 17). Daraufhin wird mittels einer logisti-
schen Regression das Risiko einer Armutsgefahrdung berechnet. Das Modell
wird dazu erneut schrittweise entwickelt und diagnostisch gepruft. Ausgehend
von seinen Ergebnissen sowie den Resultaten aller anderen Betrachtungen in
der vorliegenden Arbeit wird schlieRlich diskutiert, wie man zu konkreten Ansat-
zen fUr eine Verbesserung der materiellen Absicherung von Erwerbsminde-
rungsrentner(inne)n und ihren Lebensformen kommen kann (Kapitel 0). Ferner



werden relevante Bereiche benannt, in denen Anderungen grundsétzlich anset-
zen konnten. Fir jeden Bereich werden einige exemplarische Anséatze benannt
und beschrieben, die einen gewissen Beitrag leisten kdnnten, die Erwerbsmin-
derungsrentnerhaushalte kiinftig materiell besser aufzustellen.

Ein letztes Kapitel fast die wesentlichen Eckpunkte, Fragen und Befunde der
Arbeit noch einmal kurz zusammen (Kapitel 18).



2 Lebensformen und ihre gesellschaftliche Bedeutung

21 Grundlegende Begriffsklarung

Lebensformen werden in der vorliegenden Arbeit, einer Definition des Statisti-
schen Bundesamtes folgend, als ,relativ stabile Beziehungsmuster der Bevol-
kerung im privaten Bereich verstanden, die allgemein mit Formen des Alleinle-
bens oder Zusammenlebens (mit oder ohne Kinder) beschrieben werden koén-
nen“ (Niemeyer/ Voigt 1995, zitiert nach Lauterbach 1999, 239). Es handelt sich
also um soziale Gebilde, die bestimmte Funktionen haben (siehe auch Abschnitt
2.2).

Fir die empirische Betrachtung bietet es sich an, Lebensformen nach bestimm-
ten Merkmalen zu differenzieren. Der gangigen Praxis der amtlichen Statistik
(bspw. Konzept der Lebensformen im Mikrozensus) entsprechend, sind zum
Beispiel Alleinlebende grundlegend von Personengemeinschaften abzugren-
zen. Personengemeinschaften lassen sich wiederum in Partnerschaften, Ge-
meinschaften mit Kindern und andere Lebensformen unterteilen. Die Untertei-
lung kann unter anderem Uber die Personenzahl, die partnerschaftliche Bin-
dung, das Verwandtschaftsverhaltnis und das Vorhandensein von Kindern er-
folgen (vgl. Lengerer et al. 2005, 7-9).

Partnerschaften kénnen grundsatzlich in engem Sinne als fremdgeschlechtliche
Ehepaare gefasst werden. Fir die vorliegende Arbeit erscheint eine weitere Per-
spektive angemessener, nach der neben Ehen und eingetragenen Lebenspart-
nerschaften auch Partnerschaften, die nicht amtlich legitimiert sind, sowie
gleichgeschlechtliche Partnerschaften berlcksichtigt werden (vgl. ebd.).

Umfasst eine Partnerschaft eines oder mehrere Kinder, handelt es sich um eine
Familie. Diese wird in der vorliegenden Arbeit, wie auch die Partnerschaft, be-
grifflich weit gefasst. Einer Definition des Statistischen Bundesamtes folgend,
umfasst die Familie ,alle Eltern-Kind-Gemeinschaften, das heil3t Ehepaare,
nichteheliche und gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften sowie alleiner-
ziehende Mutter und Vater mit ledigen Kindern im Haushalt* (Statistisches Bun-
desamt 2013b, 67). Als Kinder gelten nach dieser Definition nicht nur leibliche,
sondern auch Stief-, Pflege- und Adoptivkinder ohne Altersgrenze, aber mit der
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genannten Einschrankung auf Ledige. Die Familie besteht demzufolge grund-
satzlich ,aus zwei Generationen (Zwei-Generationen-Regel): Eltern/ -teile und
im Haushalt lebende ledige Kinder” (ebd.). Flir die empirische Analyse kann der
Familienbegriff weiter differenziert werden, um unterschiedlichen Lebensbedin-
gungen Rechnung zu tragen — zum Beispiel in Alleinerziehende, Kern- und
Mehrgenerationenfamilien.

2.2 Funktion und Stellenwert der Lebensformen

Neben dem zuvor formulierten Familien- und Lebensformbegriff, der insbeson-
dere dazu dient, die empirische Vielfalt der privaten Lebensformen zu ordnen,
existiert ein soziologisches Verstandnis, dass sich eher auf die soziale Funktion
bezieht. In diesem Verstandnis sind Lebensformen soziale Systeme, die fur die
Gesellschaft wichtige Funktionen erflllen. Sie geben den Gesellschaftsmitglie-
dern Raum unter anderem fir die Reproduktion ihrer Kraft und Leistungsfahig-
keit, sind Ort des eigenstandigen oder gemeinsamen Erwirtschaftens des Le-
bensunterhalts und auch der persoénlichen Entfaltung (vgl. Hill/ Kopp 2006, 12-
17, 114; Becker-Schmidt 1983, 24-25).

Eine Lebensform, die Familie, ist von besonderer Bedeutung, weil sie neben
anderen Funktionen auch die ,Produktion neuer Gesellschaftsmitglieder und
damit den Fortbestand der Gesellschaft sicherstellt. Sie ist insofern ,Keimzelle
jeder menschlichen Gemeinschaft* (Berghahn et al. 2007, 52).

2.2.1 Rechtliche Sonderstellung der Familie

Aufgrund ihrer besonderen gesellschaftlichen Bedeutung ist die Familie fur die
Gesellschaft eine schiitzenswerte Institution. In Deutschland wurde ihr Schutz
in der Verfassung verankert. In Artikel 6 des Grundgesetzes heil’t es: ,Ehe und
Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung“ (Art.
6, Abs. 1, GG). Die Formulierung macht deutlich, dass im Grundgesetz noch auf
einen engen Familienbegriff des Ehepaars mit Kindern zuriickgegriffen wird.

Infolge der verfassungsrechtlichen Verankerung haben Ehe und Familie den
Rang einer ,privilegierte[n] Verfassungsinstitution“ (Berghahn et al. 2007, 9), der
mit sogenannten Grundrechtsgarantien verknipft ist. Diese bestehen darin,
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dass Ehe und Familie erstens vor staatlichen Eingriffen in die private Lebens-
gestaltung geschiitzt werden (Abwehrrecht). Zweitens stehen sie normativ nicht
infrage (Institutsgarantie). Drittens werden sie staatlich geférdert bzw. vor Be-
eintrachtigungen geschiitzt (wertentscheidende Grundsatznorm).

Praktisch bedeutet das unter anderem, dass Ehe und Familie in Deutschland
eine rechtliche Sonderstellung innehaben (vgl. Berghahn et al. 2007, 51-53). Es
ist nicht erlaubt, die beiden Institutionen gegeniber anderen Partnerschafts-
bzw. Lebensformen zu benachteiligen bzw. schlechter zu stellen.

2.2.2 Stellung der Lebensformen im Sozialgeflige

Wie Familie und andere Lebensformen als Trager wichtiger Funktionen in das
soziale Geflige der Gesellschaft eingebettet sind, ist eine grundlegende und re-
levante Frage. Wie eingangs bereits konstatiert wurde, sind private Lebensfor-
men soziale Systeme. Sie operieren einerseits geschlossen nach einer dem
System eigenen Funktionslogik, weisen andererseits aber vielfaltige Bezlige zu
inrer sozialen Umwelt auf. Diese Umwelt ist kein luftleerer Raum, sondern ein
komplexes gesellschaftliches Sozialgeflge, in dem die Lebensformen als sozi-
ale Gebilde verortet sind. Es steht ihnen unter anderem das Erwerbssystem ge-
genuber, das ebenfalls ein funktional bedeutsames soziales System darstellt.

Das Verhaltnis von Erwerbssystem und privaten Lebensformen ist mit Blick auf
den Gegenstand dieser Arbeit von groRem Interesse. Beide Systeme operieren
systemisch getrennt voneinander und nach unterschiedlichen Prinzipien.

Sie sind aber strukturell miteinander verflochten und teilweise sogar voneinan-
der abhangig. So bedarf das Erwerbssystem einsatzfahiger Arbeitskrafte, wel-
che durch die Familie bzw. die privaten Lebensformen bereitgestellt und repro-
duziert werden. Private Lebensformen sind demgegenuber auf die Erwerbsbe-
teiligung ihrer Mitglieder angewiesen, um ihren Fortbestand materiell zu sichern
(vgl. Becker-Schmidt 1983, 24-25; Kruger 1995, 202-203). Das Verhaltnis der
Systeme bzw. Funktionsspharen® ist durch die Art und Weise bestimmt, nach

' Sie werden nachfolgend, entsprechend ihrer Funktionen, auch als Produktionssphare
(Bereich der Erwerbsarbeit) und Reproduktionssphare (Bereich der privaten Lebensfor-
men) bezeichnet.
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der sie gesellschaftlich und kulturell organisiert sind. Es ist eine gesellschaftli-
che Konstruktion (vgl. Kerschgens 2009, 15).

Nichtsdestotrotz sind die Erwerbssysteme und Lebensformen — bzw. die Pro-
duktions- und Reproduktionssphare — in modernen westlichen Gesellschaften
nicht automatisch so organisiert und vermittelt, dass die wechselseitigen Be-
zuge und Abhangigkeiten Berlcksichtigung finden. Regina Becker-Schmidt di-
agnostizierte fir die deutsche Gesellschaft sogar eine riicksichtslose Organisa-
tion ihres Zusammenhangs (vgl. Becker-Schmidt 1983, 24-25). Diese RUck-
sichtslosigkeit zeige sich bspw. daran, dass das Erwerbssystem den integrier-
ten Individuen Leistungen abverlangt, welche diese auf Dauer nur mit einer um-
fassenden Unterstlitzung aus dem privaten Bereich erbringen kénnen.

Die Lebensformen werden demnach fur die Zwecke des Erwerbssystems ein-
gespannt, ohne dass Ricksicht darauf genommen wird, mit welchem Aufwand
bzw. unter welchen Schwierigkeiten die Unterstitzungsarbeit erbracht wird
(z. B. wenn die unterstitzenden Lebensformmitglieder zugleich im Erwerbssys-
tem tatig sind). Die in der Folge entstehenden Konflikte zwischen der Erwerbs-
und privaten Sphare werden in aller Regel gesellschaftlich nicht aufgeldst, ob-
wohl das Funktionieren beider Bereiche fiir die Gesellschaft unabdingbar ist
(vgl. ebd.; siehe auch Abschnitt 5.5).

Hinzu kommt, dass die beiden Systeme bzw. Funktionssphéaren, wie sich bereits
andeutete, nicht gleichberechtigt nebeneinanderstehen. Die Produktionssphare
hat das ,politisch-6konomische Primat“ (Becker-Schmidt 1983, 25). Die Repro-
duktionssphare ist ihr in Hinblick auf den gesellschaftlichen Stellenwert und Ein-
fluss untergeordnet. Das hat Konsequenzen fiir die gesellschaftliche Bewertung
der in der jeweiligen Sphare geleisteten Arbeit, flr die daran geknlpfte soziale
Anerkennung sowie flir den sozialen Status der Leistungserbringer. Au3erdem
bildet das gesellschaftliche Verhaltnis von Produktions- und Reproduktions-
sphare den Rahmen fur die Herausbildung bestimmter Arbeitsteilungsarrange-
ments in den Lebensformen, die im Folgenden (siehe Kapitel 3) im Zentrum des
Interesses stehen.
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31 Grundlegende Begriffsklarung

Der Begriff der Arbeitsteilung ist flir die vorliegende Arbeit relevant, weil diese
regelt, ob und in welchem Umfang sich Gesellschaftsmitglieder in der Erwerbs-
bzw. Familiensphare — und damit im Bereich der bezahlten bzw. unbezahlten
Arbeit — betatigen. Die Teilhabe an der Erwerbsarbeit bildet gesellschaftlich den
Zugang zu einer eigenstandigen Existenzsicherung (vgl. CorneliRen et al. 2005,
161). Das wiederum spielt fur die nachfolgenden Betrachtungen des Themen-
felds Erwerbsminderung eine wichtige Rolle.

Es wird hier der Begriff ,familiale Arbeitsteilung” verwendet, um darauf hinzu-
weisen, dass ausschlielich auf die Aufgabenteilung zwischen partnerschaftlich
bzw. familiar gebundenen Menschen fokussiert wird.

Eine grundlegende Einfuhrung zur Arbeitsteilung und speziell zu der Frage, wa-
rum sich Individuen in einer Gesellschaft Uberhaupt arbeitsteilig arrangieren, lie-
ferte Emile Durkheim. In seinem Werk ,Uber die soziale Arbeitsteilung” heift es:
,Das Aufteilen von Funktionen, wie in Freundschaftsbeziehungen, ermdglicht es
Unahnlichen, sich wechselseitig zu erganzen® (Durkheim 1988, 102). Die Ar-
beitsteilung erzeugt fur die beteiligten Individuen einen Mehrwert — das gilt fur
die Arbeitsteilung generell, aber auch innerhalb der Familie. Der Mehrwert ist
Durkheim zufolge nicht, wie man vermuten kdnnte, primar wirtschaftlicher, son-
dern moralischer Natur: Die ,wahre Funktion [der Arbeitsteilung; S. M.] besteht
darin, zwischen zwei oder mehr Personen ein Gefuhl der Solidaritat herzustel-
len.” (ebd., 102).

Uber diese subjektive bzw. gefiihlte Verbundenheit hinaus verkniipft die Arbeits-
teilung Individuen auch objektiv. Durch das Aufteilen der zu verrichtenden Ar-
beiten werden sie wechselseitig voneinander bzw. von den (Teil-)Leistungen
der anderen Beteiligten abhangig. Durkheim formuliert dazu: ,Wenn man die
sozialen Beziehungen, die aus der Arbeitsteilung erwachsen, oftmals aus-
schlieB3lich als Tauschbeziehungen auffalite, so verkannte man, was ein Aus-
tausch beinhaltet und was sich aus ihm ergibt. Er setzt voraus, daf3 zwei Wesen
wechselseitig voneinander abhangen, weil sie beide unvollstandig sind; er
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macht diese wechselseitige Abhangigkeit nur aulerlich sichtbar® (ebd., 108).
SchlieRlich macht Arbeitsteilung auf diese Weise Gesellschaft — und damit na-
tirlich auch das familiale Zusammenleben — erst mdglich (vgl. ebd., 107).

3.2 Typische Muster der partnerschaftlichen Arbeitsteilung

Empirisch gestalten sich sowohl das Verhaltnis von Familie und Erwerbssystem,
als auch das Geschlechterverhaltnis und die Organisation der familialen Ar-
beitsteilung je nach historischem Zeitpunkt und gesellschaftlichen Rahmenbe-
dingungen verschieden. Im Rahmen einer international vergleichenden Unter-
suchung zur Familienentwicklung beschaftigte sich Birgit Pfau-Effinger mit die-
ser empirischen Vielfalt und identifizierte flinf charakteristische Modelle der fa-
milialen Arbeitsteilung (vgl. Pfau-Effinger 1998, 171-172).

Der Typologie zufolge gibt es erstens ein familienékonomisches Modell, das an
die einst verbreiteten Familienformen der Gro3- und Mehrgenerationenfamilie
gebunden ist. Kennzeichnend flr das Modell ist es, dass die Familienmitglieder
— sowohl Frauen als auch Manner — gemeinsam in einem handwerklich oder
landwirtschaftlich gepragten Familienbetrieb arbeiten. Durch das identische Ta-
tigkeitsfeld sind beide Geschlechter, auch wenn die zu verrichtenden Arbeiten
durchaus zwischen den Geschlechtern aufgeteilt sein kdnnen, gleichermallen
fur den Fortbestand der Familiendkonomie unverzichtbar. Durch die Einbindung
in die Familiendkonomie gehdren beide derselben gesellschaftlichen Sphare
an; Produktions- und Reproduktionssphare sind nicht getrennt. Aufgrund dieser
Konstellation sind Frauen und Manner im gesellschaftlichen Sozialgeflige ver-
gleichbar positioniert und erlangen die gleiche soziale Anerkennung (vgl. ebd.).

Ganz anders geartet ist das zweite Modell, die ménnliche Versorgerehe.? Ihr
liegt eine strikte Trennung von privater und 6ffentlicher Sphare, also von Repro-
duktions- und Produktionsarbeit zugrunde. Insofern Manner ausschlielich der
offentlichen, Frauen dagegen ausschlief3lich der privaten Sphare zugewiesen
sind, ist die gesellschaftliche Arbeitsteilung eindeutig geschlechtsspezifisch de-
finiert. In der Familie hat der Ehemann die Rolle des Ernahrers inne, er muss
die materielle Existenz der Familie durch seine Erwerbsarbeit sichern. Die Frau

2 Im Folgenden auch als mannliches Ernahrermodell bezeichnet.



Typische Muster der partnerschaftlichen Arbeitsteilung 17

ist demgegeniber ausschlieRlich fiir den Haushalt und die Kindererziehung ver-
antwortlich. Diese Fokussierung des weiblichen Arbeitsvermdgens geht auch
auf die gesellschaftliche Pramisse zuriick, dass Kinder einer besonderen Be-
treuung und einer umfassenden individuellen Férderung bedurfen, welche vom
Haushalt geleistet werden muss — anders als im familienékonomischen Modell,
wo Kinder als potentielle Arbeitskrafte gelten und keine derartige Sonderstel-
lung haben. Natirlich beeinflusst die Zuweisung der Frauen zur unbezahlten
Familienarbeit das familiale Geschlechterverhaltnis: Frauen sind Mannern un-
tergeordnet. Sie sind abhangig vom Willen und den materiellen Ressourcen ei-
nes mannlichen Familienoberhaupts (vgl. ebd.; Peuckert 2008, 247).

Ein drittes Modell, das Vereinbarkeitsmodell der Versorgerehe, stellt eine Mo-
dernisierung des zuvor beschriebenen Arrangements dar. Zwar sind Manner
danach ebenfalls, wie im mannlichen Versorgermodell, der 6ffentlichen und
Frauen der privaten Sphare zugeordnet. Auch gelten Kinder als besonders be-
treuungs- und forderbeddrftige Geschopfe. Trotzdem ist es der Ehefrau diesem
Arbeitsteilungsmodell zufolge gestattet, einer eigenen Erwerbsarbeit nachzuge-
hen, sofern die Erflllung der Familienaufgaben davon nicht beeintrachtigt wird.
Die Erleichterung der Hausarbeit infolge des technischen Fortschritts spielt da-
fur ebenso eine Rolle, wie die Moglichkeit, hausliche Arbeiten an Hausange-
stellte oder externe Dienstleister delegieren zu kénnen. Frauen kdnnen so je-
denfalls, neben Haushaltsfihrung und Kinderbetreuung, teilzeiterwerbstatig
sein und an der offentlichen Sphare partizipieren. Die Rolle des Haupternahrers
und Familienoberhaupts behalt jedoch weiterhin der Ehemann (vgl. Pfau-Effin-
ger 1998, 171-172; Peuckert 2008, 238-240).

Demgegentber steht das Doppelversorgermodell mit staatlicher Kinderbetreu-
ung fur ein Arbeitsteilungsarrangement, das Frauen und Manner zu gleichen
Teilen in Erwerbsarbeit integriert, und zwar umfassend und vollschichtig. Beide
Geschlechter sind eindeutig der Erwerbssphére zugewiesen, beide haben eine
Ernahrer- bzw. Selbstversorgerrolle inne. Eine materielle Abhangigkeit der
Frauen von ihren Ehepartnern oder eine soziale Hoherstellung der Manner exis-
tiert deshalb nicht. Kinder haben, wie bei den Versorgermodellen, den Status
besonders betreuungs- und férderbedurftiger Individuen. Die Betreuungs- und
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Erziehungsaufgaben werden allerdings staatlich, von Leistungstragern auf3er-
halb der Familie, erfillt. Das ist notwendig, um die mit dem Konzept bezweckte
vollstéandige Einbindung beider Geschlechter in die Erwerbsarbeit zu realisieren
(vgl. Pfau-Effinger 1998, 171-172).

Das fiinfte Modell der Typologie stellt ebenfalls auf eine Erwerbsbeteiligung bei-
der Geschlechter ab, geht allerdings nicht mit einer staatlichen Kinderbetreuung
einher. Stattdessen sieht das Doppelversorgermodell mit partnerschaftlicher
Kinderbetreuung vor, dass die Familie alle Betreuungs- und Erziehungsaufga-
ben Gbernimmt. Verantwortlich sind Miitter und Vater gleichermalen, was auch
fur die Erwerbsarbeit und die materielle Existenzsicherung der Familie gilt. Dem-
zufolge sind beide Partner sowohl der Produktions- als auch der Reproduktions-
sphare zugeordnet. Analog zum zuvor behandelten Doppelversorgermodell mit
staatlicher Kinderbetreuung steht hinter diesem Konzept die |dee, asymmetri-
sche soziale Positionen bzw. Verortungen von Mannern und Frauen zu vermei-
den (vgl. ebd.). Im Unterschied dazu wird jedoch beim Doppelversorgermodell
mit partnerschaftlicher Kinderbetreuung die Verantwortung des Staates fir die
Familie begrenzt.

Die Arrangements stellen Typen der Arbeitsteilung dar, die auf empirischen Be-
obachtungen beruhen. Sie kdnnen innerhalb einer Gesellschaft nebeneinander
bestehen oder im Zuge gesellschaftlicher Wandlungsprozesses aufeinander fol-
gen. Welche Konzepte empirisch relevant waren und sind, wird im nachfolgen-
den Abschnitt beleuchtet. Dabei wird immer wieder auf die skizzierten typischen
Arbeitsteilungsmodelle Bezug genommen.

3.3 Historische Entwicklung der Arbeitsteilungsmuster

Die familiale Arbeitsteilung entwickelt sich vor dem Hintergrund spezifischer ge-
sellschaftlicher Rahmenbedingungen. Als mafigeblich fiir den heutigen Status
Quo gilt in der soziologischen Literatur grundséatzlich eine Entwicklungsspanne
von der einsetzenden Industrialisierung bis zur Gegenwart. Die Industrialisie-
rung wird dabei mehrheitlich als zentrale Triebkraft der Entwicklung dargestellt
(vgl. Becker-Schmidt 2001, 99; Becker-Schmidt/ Schmidt 1983, 127-128;
Kerschgens 2009, 16-17; Pfau-Effinger 1998, 172). Es gibt aber auch Ansatze,
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die den Einfluss der Industrialisierung relativieren und starker auf andere Ein-
flussfaktoren fokussieren, z. B. auf den kulturellen (vgl. Meyer 2008, 351-352;
Pfau-Effinger 1998, 167-168) oder globalen Kontext (vgl. Meyer et al. 2005).

Eine umfassende, konsistente Erklarung des Strukturwandels der familialen Ar-
beitsteilung ist aufgrund der Komplexitat des Sachverhalts kaum zu leisten (vgl.
Meyer 2008, 350) und auch nicht Ziel dieser Arbeit. Stattdessen wird nachfol-
gend dargestellt, welche Arrangements der familialen Arbeitsteilung in histori-
scher Perspektive institutionalisiert und empirisch praktiziert wurden. Fokussiert
wird zum einen auf Deutschland und zum anderen auf zwei weitere Wohlfahrts-
staaten, in denen die Entwicklung ganz anders verlief.

3.3.1 Entwicklung der Arbeitsteilung in Deutschland

Die deutsche vorindustrielle Gesellschaft war durch eine ,Wirtschaftsweise des
ganzen Hauses® (im Original kursiv; Kerschgens 2009, 16) gekennzeichnet.
Empirisch dominierte das familiendkonomische Modell der familialen Arbeitstei-
lung: Frauen und Manner gehérten der gleichen gesellschaftlichen Sphare an
und waren gleichermafien an der materiellen Existenzsicherung der Familie be-
teiligt (vgl. ebd.; Pfau-Effinger 1998, 171-172).

Im Zuge der Industrialisierung, die in Deutschland im frihen 19. Jahrhundert
einsetzte (vgl. Hillmann 1994, 260), anderte sich dieses Arrangement grundle-
gend. Mit dem Ubergang von der agrarischen zur industriellen Produktion etab-
lierte sich sukzessive eine monetar entlohnte, auRerhausliche Erwerbsarbeit,
insbesondere in Fabriken. Die Sphéare der gesellschaftlichen Arbeit spaltete sich
auf: Auf der einen Seite stand fortan die auRerhausliche Erwerbsarbeit, Ort der
materiellen Existenzsicherung und des offentlichen Lebens; auf der anderen
Seite die familiale Reproduktionsarbeit, Ort des Familienlebens und des Priva-
ten (vgl. ebd.). Mit der Spharentrennung war eine Neuausrichtung der familialen
Arbeitsteilung verbunden. Das familiendkonomische Modell wurde in der Praxis
durch ein Versorgermodell mit klaren geschlechtsspezifischen Zuweisungen ab-
geldst. Die Erndhrung der Familie durch auf3erhdusliche Erwerbsarbeit wurde
zur Mannersache. Frauen wurden die hauslichen Arbeiten einschliellich der
Kindererziehung ubertragen (vgl. Becker-Schmidt 2001, 99-100; Beck-Gerns-
heim 2008, 26-27; Kerschgens 2009, 16-17; Pfau-Effinger 1998, 167, 172).
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Einen plausiblen Ansatz, diesen Wechsel zu erklaren, liefert die strukturfunktio-
nalistische Perspektive. Danach bildete sich die geschlechtsspezifische Arbeits-
teilung aus, weil sie fir die industrialisierte Gesellschaft funktional war. Sie
stellte eine unverzichtbare Anpassung an die im Zuge der Industrialisierung ver-
anderten strukturellen Bedingungen dar — eine Spezialisierung auf die fur die
Gesellschaft fortan zentralen Aufgaben in den neu entstandenen getrennten Ar-
beitsspharen (vgl. Pfau-Effinger 1998, 168; Beck-Gernsheim 2008, 26-27). Ahn-
lich argumentieren Vertreter(innen) sozialistisch-feministischer Ansatze, nur
dass sie die Veranderungen vor allem dem Interesse der herrschenden Kréafte,
des Kapitals, zurechnen. Sie sehen in der Verbreitung der getrennten Ge-
schlechterrollen zudem den Grundstein fir die Benachteiligung der Frauen in
der modernen Gesellschaft (vgl. Pfau-Effinger 1998, 169).

Warum im industrialisierten Deutschland allerdings ausgerechnet das mannli-
che Versorgermodell und keines der anderen auf Spharentrennung und Spezi-
alisierung ausgelegten Arrangements an Bedeutung gewann, ist nicht allein mit
der Funktionalitat bzw. 6konomischen Aspekten zu erklaren. Auch kulturelle As-
pekte, die in Wechselwirkung mit den strukturellen Rahmenbedingungen ste-
hen, sind relevant. Sie spielen in gesellschaftliche Aushandlungsprozesse und
Konflikte hinein, welche die Entwicklungsprozesse sdumen (vgl. Pfau-Effinger
1998, 167-170).

So hatte sich in Deutschland bspw. ein stadtisches Blirgertum herausgebildet,
das bis Mitte des 19. Jahrhunderts gesellschaftlich stark an Einfluss gewann
und unter anderem ein spezielles Familienbild verbreitete. Dieses wurde, im
Gegensatz zum Familienbild der familiendkonomischen GroRfamilie, durch die
Klein- bzw. Kernfamilie verkorpert. Sie umfasst lediglich ein Ehepaar mit Kin-
dern, wird materiell durch das Erwerbseinkommen des Familienvaters und im
Ubrigen von einer fiirsorglichen Hausfrau und Mutter versorgt. Indem diese biir-
gerliche Familienvorstellung zu einem allgemein gesellschaftlich angestrebten
Idealbild und zur kulturellen Norm reifte, trug sie mageblich zur Etablierung
einer geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung nach dem mannlichen Versorger-
modell bei (vgl. Kerschgens 2009, 16-17; Pfau-Effinger 1998, 174-175; Meyer
2008, 333; Peuckert 2008, 247; Beck-Gernsheim 2008, 26-27).
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Wenn zuvor von der empirischen Ablésung der Familienékonomie durch das
mannliche Versorgermodell die Rede war, muss prazisiert werden, dass die
Trennung der Produktions- und Reproduktionssphére im Ubergang zur indust-
rialisierten Gesellschaft nicht unmittelbar zur Dominanz des neuen Modells
fuhrte. Denn Regina Becker-Schmidt und Beate Schmidt zufolge, waren Manner
im Verlauf der Industrialisierung oftmals gar nicht in der Lage, ihre Familie allein
zu ernahren (vgl. Becker-Schmidt/ Schmidt 1983, 127-128). Griinde waren vor
allem geringe Lohne und die sich ausbreitende Mannererwerbslosigkeit. Haufig
mussten auch Frauen eine Erwerbsarbeit aufnehmen. Empirisch kam es mitun-
ter sogar zum Rollentausch, z. B. wenn Frauen eine vollschichtige Fabrikarbeit
erlangt hatten und arbeitslose Manner an ihrer Stelle die Haus- und Familienar-
beit ibernehmen mussten (vgl. ebd.). Das mannliche Versorgermodell konnte
demzufolge im 19. und frihen 20. Jahrhundert in Deutschland im Grunde nur
von gutsituierten Familien praktiziert werden. Zum vorherrschenden Modell
wurde es empirisch erst in der (westdeutschen) Nachkriegszeit der 1950er
Jahre, als das gesamtgesellschaftlich gestiegene Wohistandsniveau eine Er-
werbsbeteiligung der Frauen eriubrigte und so ein Erndhrermodell ermdglichte
(vgl. ebd.; Pfau-Effinger 1998, 167, 172).

Es lasst sich festhalten, dass das in Deutschland im Zuge der Industrialisierung
aufgekommene mannliche Versorgermodell mit den getrennten Geschlechter-
rollen bereits von Anfang an durch die objektiven Lebensbedingungen unterlau-
fen wurde (vgl. Becker-Schmidt/ Schmidt 1983, 127). Nichtsdestotrotz strebten
breite Teile der Bevolkerung, sogar in materiell deprivierten Schichten, das Mo-
dell an. Das lag einerseits daran, dass die Versorgerehe einem Familienleitbild
entsprach und einen erstrebenswerten sozialen Status symbolisierte. Anderer-
seits lieBen die Lebensverhaltnisse in vielen Fallen nichts anderes zu, als dass
eine Person — meist die Ehefrau — sich zuhause um Haushalt und Kinder kim-
merte (vgl. ebd.).

So etabliert, behielt das Erndhrermodell seinen Normcharakter bis weit ins 20.
Jahrhundert hinein — ungeachtet der Tatsache, dass Frauen sowohl wahrend
der Weltkriege als auch wahrend des Wiederaufbaus in der Nachkriegszeit als
Arbeitskrafte in allen Bereichen der Produktionssphare eingesetzt und unver-
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zichtbar waren. Das Modell und die zugehdrigen Geschlechterrollenbilder wur-
den nichtsdestotrotz weiterhin gesellschaftlich propagiert. Uberdies wurden sie
von den Betroffenen selbst gestiitzt, wie eine 1959 durchgefihrte Studie zu den
Zukunftsplénen junger Deutscher zeigte. Selbst junge Frauen strebten der Stu-
die zufolge noch mehrheitlich eine Arbeitsteilung mit traditionellen Geschlecht-
erzuweisungen an (vgl. Beck-Gernsheim 2008, 26-27). Das Versorgermodell
und die sogenannte Normalfamilie (im Sinne des burgerlichen Idealbilds) repra-
sentierten eine gesellschaftliche Normalitat, die von einem Teil der Bevdlkerung
nach den schweren Zeiten des Krieges wahrscheinlich herbeigesehnt wurde
(vgl. ebd.).

In der zweiten Halfte des 20. Jahrhunderts lockerte sich die regelrechte Fixie-
rung auf die genannten Konzepte jedoch zunehmend. Es zeigten sich Bestre-
bungen in Richtung einer — vor allem weiblichen — ,Doppelorientierung auf Fa-
milie und Beruf* (Becker-Schmidt/ Schmidt 1983, 130). Diese bildet den Aus-
gangspunkt fur die nachfolgende Umgestaltung des Geschlechterverhaltnisses
und der familialen Arbeitsteilung, welche in Deutschland im Wesentlichen mit
einem Bedeutungsgewinn des modernisierten Versorgermodells einherging
(vgl. Kerschgens 2009, 17; Krliger 1995, 203; Peuckert 2008, 229-231). Die
moderne Arbeitsteilung blieb, dem Vereinbarkeitsmodell der Versorgerehe ent-
sprechend (siehe Abschnitt 3.2), der etablierten Geschlechterrollentrennung
verbunden, sah dariber hinaus aber eine Erwerbsbeteiligung der Hausfrauen
vor, sofern sie neben der Reproduktionsarbeit als realisierbar erschien. Im Un-
terschied zur Frauenerwerbstatigkeit wahrend der Industrialisierung, war die
weibliche Erwerbsbeteiligung zu diesem Zeitpunkt demzufolge keiner materiel-
len Notwendigkeit geschuldet. Vielmehr sollte damit Gleichberechtigungsan-
spriichen Rechnung getragen werden, die im Zuge kultureller und gesellschaft-
licher Wandlungsprozesse im 20. Jahrhundert zunehmend verfolgt wurden (vgl.
Allmendinger et al. 2008, 18-20; Peuckert 2008, 229).

Empirisch ist seither zu verzeichnen, dass die traditionelle Arbeitsteilung im
Sinne des mannlichen Versorgermodells in Deutschland an Selbstverstandlich-
keit einbuf3t (vgl. Kerschgens 2009, 26). Die Praxis der familialen Arbeitsteilung
hat sich jedoch noch keinesfalls umfassend geandert (siehe auch Abschnitt 6.2).
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Das ist — wie in Kapitel 5 noch genauer behandelt wird— vor allem auf eine feh-
lende strukturelle Neuausrichtung der Funktionsbereiche Erwerbssystem und
Familie, aber auch auf andere hinderliche strukturelle Rahmenbedingungen zu-
rickzufihren (vgl. Becker-Schmidt 1983, 20, 25; Becker-Schmidt/ Schmidt
1983, 135-136; Kerschgens 2009, 15-16; Oechsle/ Geissler 1998, 12-13).

3.3.2 Beispiele anderer Entwicklungen

Ganz anders als in Deutschland entwickelte sich die familiale Arbeitsteilung in
anderen Landern, wie den Niederlanden und Finnland. Der dortige Entwick-
lungsprozess wird, ebenfalls basierend auf der Analyse von Birgit Pfau-Effinger
(1998), nun kurz skizziert.

In den Niederlanden war das mannliche Versorgermodell bereits im 17. Jahr-
hundert kulturell fest verankert und wurde flachendeckend praktiziert. Pfau-
Effinger flhrt das vor allem darauf zuriick, dass die Niederlande schon im 17.
Jahrhundert von einem wohlhabenden Burgertum gepragt waren, dessen Fami-
lienleitbild sich, unter anderem aufgrund der hohen Siedlungsdichte, selbst auf
die landlichen Bevolkerungsteile Ubertrug. Beides, Leitbild und Versorgermo-
dell, blieben bis in die Nachkriegszeit und dartiber hinaus dominant. In den
1950er Jahren hatte die mannliche Versorgerehe in den Niederlanden schlief3-
lich eine weitaus tiefere, ausschlieflichere Verbindlichkeit erlangt, als es in
Deutschland je der Fall war (vgl. Pfau-Effinger 1998, 172-175).

In Finnland war das mannliche Versorgermodell dagegen zu keiner Zeit von
groRer Bedeutung. In der vorindustriellen Gesellschaft wurde in Finnland, wie in
Deutschland, tiberwiegend das familienékonomische Modell praktiziert. Es blieb
allerdings, anders als in Deutschland, auch im Zuge der beginnenden, ver-
gleichsweise langsamen Industrialisierung dominant. Pfau-Effinger bringt das
mit der gesellschaftlichen Dominanz eines freien Bauerntums, mit der nur rand-
sténdigen Entfaltung eines stadtischen Biirgertums sowie mit der diinnen Be-
siedlung des Landes in Verbindung. Eine strukturelle Trennung von &ffentlicher
und privater bzw. mannlicher und weiblicher Sphare sowie eine gesellschaftli-
che Verankerung des burgerlichen Familienleitbilds wurden demzufolge nicht
befordert. Erst im laufenden 20. Jahrhundert, verbunden mit einem starken In-



24 Partnerschaftliche Arbeitsteilung

dustrialisierungsschub in den 1950er und 1960er Jahren, wurde das familien-
O6konomische Modell dann in Finnland obsolet. An seine Stelle trat jedoch kein
Ernahrer-, sondern ein Arbeitsteilungsmodell, das beide Geschlechter in vollem
Umfang in das Erwerbssystem integriert und zu diesem Zweck weitgehend von
der Familienarbeit entbindet: Das Doppelversorgermodell mit staatlicher Kinder-
betreuung. Dass somit ein egalitar ausgerichtetes Modell dominant wurde, ist
vor allem der Tatsache zuzurechnen, dass in Finnland nie ein mannerdominier-
tes Familienmodell vorherrschte. Uberdies waren finnische Frauen seit den An-
fangen des Wohlfahrtsstaates stark an der politischen Gestaltung der Gesell-
schaft mitbeteiligt (vgl. Pfau-Effinger 1998, 172-176).

3.3.3 Die Weltkultur als alternativer Erkldrungsansatz

Im Kontrast zu der Darstellung, die familiale Arbeitsteilung entwickele sich in
Abhangigkeit von den wirtschaftlichen und kulturellen Gegebenheiten, steht
John W. Meyers Konzept der Weltkultur. Es bietet einen anderen, aber ebenfalls
plausiblen Erklarungsansatz. Meyer vertritt die These, dass ,[v]iele Merkmale
des modernen Nationalstaats [..] aus globalen Modellen abgeleitet [sind], die in
globalen, von Kultur und Verbanden getragenen Prozessen erzeugt und ver-
breitet werden“ (Meyer et al. 2005, 85). Derartige Modelle pragen unter anderem
die institutionellen Strukturen einer Gesellschaft sowie das Handeln individueller
Akteure in der Familie (vgl. ebd.). Das wiirde Meyer zufolge auch bedeuten,
dass sie die Institutionalisierung der familialen und partnerschaftlichen Arbeits-
teilung beeinflussen.

Sieht man sich Meyers globale Modelle genauer an, sind sie im Vergleich zu
alternativen Modellen universalistisch, allgemein anerkannt und weit verbreitet.
Sie enthalten Annahmen dariber, was flr einen Staat bzw. einen Gesellschafts-
bereich funktional ist und was dementsprechend zu realisieren ist, selbst wenn
die Praxis jene Annahmen widerlegt (vgl. ebd., 90-91).

Zu diesen Charakteristika lassen sich, fihrt man sich den zuvor skizzierten his-
torischen Institutionalisierungsprozess vor Augen, interessante Verknipfungen
herstellen: So wurde in strukturfunktionalistischer Perspektive behauptet, eine
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung im Sinne des Versorgermodells habe sich
in Deutschland entwickelt, weil sie fur die in der Industrialisierung begriffene
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Gesellschaft funktional war. Gleichsam konnte sie von einem GroRteil der Ge-
sellschaftsmitglieder erst Jahrzehnte spater praktiziert werden, weil sie zuvor
mit Blick auf die materielle Existenzsicherung nicht zweckmaRig war. Das be-
deutet, dass eine Funktionalitdtsbehauptung empirischen Rahmenbedingungen
gegenuberstand, die diese nicht stlitzten — eine erste Parallele zum Konzept der
globalen Modelle. Eine zweite besteht darin, dass das mannliche Versorgermo-
dell trotzdem, das heildt, obwohl es nicht funktional war, zu einem verbreiteten,
allgemein anerkannten und angestrebten Leitbild wurde. Dass das Modell dabei
mafRgeblich durch eine spezielle Bevolkerungsgruppe, das stadtische Blirger-
tum, als Leitbild etabliert und verbreitet wurde, ist eine dritte Parallele. Laut Mey-
ers Konzept werden die auf globaler Ebene verankerten Prinzipien mitunter erst
umgesetzt, wenn subnationale Akteure darauf drangen (vgl. ebd., 109-110).

Neben den genannten Verknipfungen stellt sich allerdings die Frage, wie es
angesichts einer solchen Ubergreifenden Modellvorgabe sein kann, dass so-
wohl international als auch innerhalb von Nationen unterschiedliche Arbeitstei-
lungsmodelle nebeneinander bestehen. Das ist in Meyers Perspektive damit zu
beantworten, dass sich das globale Modell ,nicht einfach komplett und als voll
funktionsfahiges System importieren lasst* (ebd., 99). Stattdessen werden je-
weils einzelne Aspekte des Modells realisiert, was in Abhangigkeit von speziel-
len gesellschaftlichen Rahmenbedingungen sowie der generellen Realisierbar-
keit der kulturellen Elemente im Einzelfall mehr oder weniger gut gelingt. ,Die
Weltkultur enthalt [deswegen] zahlreiche verschiedene Varianten der dominan-
ten Modelle” (ebd.). Diese kdnnen, wie bereits angemerkt, in sich durchaus wi-
derspriichlich sein (vgl. ebd., 99-100).

Mit dem Verweis darauf, dass auch die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen
die Umsetzung des globalen Modells auf nationaler Ebene mitbestimmen,
scheint ein Bogen zwischen Meyers Weltkulturkonzept und dem Ansatz von
Pfau-Effinger gespannt zu sein. Nichtsdestotrotz muss die Bedeutung der glo-
balen Modelle selbst weiter relativiert werden. Denn wie Bettina Heintz und Kol-
leginnen am Beispiel des internationalen ,Ubereinkommens zur Beseitigung je-
der Form von Diskriminierung der Frau® (Convention on the Elimination of All
Forms of Discrimination against Women, CEDAW) zeigen, besteht empirisch
eine erhebliche Diskrepanz zwischen der formalen Akzeptanz eines globalen
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Modells und seiner tatsachlichen Umsetzung (vgl. Heintz et al. 2006, 425). Ob-
gleich die CEDAW als globale Geschlechtergleichberechtigungsnorm spates-
tens seit ihrem Inkrafttreten 1981 weltweit akzeptiert und von fast allen UN-Mit-
gliedsstaaten ratifiziert wurde, ist ihre gesellschaftspraktische Bedeutung be-
grenzt: Sie gilt zum Teil nur symbolisch oder unter Vorbehalten; Verstofie sind
an der Tagesordnung und werden nicht wirksam sanktioniert (vgl. ebd., 424-
437). Eine institutionelle Annaherung an das globale Modell und damit eine An-
gleichung der Nationen, wie es Meyers Ansatz nahelegen wiirde, ist nicht zu
verzeichnen. Das liegt nach Einschatzung der Autorinnen vor allem daran, dass
das globale Modell in Abhangigkeit vom jeweiligen gesellschaftlichen Kontext
unterschiedlich wahrgenommen und interpretiert wird, wodurch sich ganz unter-
schiedliche Anschlussmadglichkeiten ergeben (vgl. ebd., 438-443).

Ein globales Modell kann somit die nationale Praxis — unter anderem die der
Arbeitsteilung — beeinflussen, ist aber keineswegs die einzige, verbindliche
Richtschnur.

3.4 Fazit zur partnerschaftlichen Arbeitsteilung

Es wurde deutlich, dass sich theoretisch (mindestens) finf Muster der familialen
Arbeitsteilung unterscheiden lassen, die mit bestimmten Geschlechterrollenbil-
dern und einem spezifischen Verhaltnis der Produktions- und Reproduktions-
sphére einhergehen. Sie sind jeweils das Produkt eines historischen Entwick-
lungsprozesses vor dem Hintergrund gesellschaftsspezifischer Kontextfakto-
ren. Das bedeutet auch, dass sich die zu einem Zeitpunkt praktizierte Arbeits-
teilung angesichts sich weiter wandelnder Rahmenbedingungen stets weiterent-
wickelt.

Wie die die theoretische Betrachtung zeigte, hat sich in Deutschland eine eher
asymmetrische Arbeitsteilung etabliert, die auf einem antagonistischen Verhalt-
nis der Geschlechter sowie der Produktions- und Reproduktionssphére beruht.
Entsprechende Muster bestehen bis in die jiingste Vergangenheit fort.

Wie die erwahnten Veranderungen in den etablierten Mustern der Arbeitsteilung
sowie im Verhaltnis von Erwerbssystem und Familie zustande kommen, wird in
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den nachsten Kapiteln (Kapitel 4 und 5) behandelt. Von Interesse ist insbeson-
dere: Wie kann es sein, dass Arbeitsteilungsmuster in einer Gesellschaft zeit-
weilig objektive Geltung beanspruchen und schlief3lich doch obsolet werden?
Wovon héangt ihre Geltung ab? Weshalb entstehen im Entwicklungsprozess
auch Widerspriiche bzw. Konflikte und welche Rolle spielen sie? Um diese Fra-
gen zu bearbeiten, muss aber zuvorderst das Augenmerk auf die Institutionen
gerichtet werden, deren Begriff eng mit dem Sachverhalt verbunden ist.



4 Die Theorie der Institution

Die vorangegangene Betrachtung und die formulierten Fragen flihren in einem
soziologischen Blickwinkel beinahe unmittelbar zum Begriff der Institution. Die-
sen haben insbesondere Emile Durkheim und Talcott Parsons gepragt, deren
Konzepte im Folgenden skizziert werden. AuRerdem findet auch Mario Rainer
Lepsius Erwahnung, da dieser in Anlehnung an Max Weber einen wichtigen
Beitrag zum Verstandnis der Veranderlichkeit von Institutionen leistete.

4.1 Parsons: Geteilte, verbindliche und funktionale Muster

Talcott Parsons beschrieb Institutionen in seinem Aufsatz ,Die Motivierung des
wirtschaftlichen Handelns® von 1940 als ,die normativen Muster, durch die defi-
niert wird, welche Formen des Handelns oder welche sozialen Beziehungen in
einer gegebenen Gesellschaft als angemessen, rechtmafig oder erwartet be-
trachtet werden“ (Parsons 1964, 140). In diesem Satz klingen die wesentlichen
Aspekte seines Institutionenbegriffs an: Erstens sind Institutionen bzw. instituti-
onelle Muster gesellschaftlich geteilte normative Regelungen. Sie werden ,von
einem allgemeinen moralischen Empfinden getragen® (ebd., 140). Weil das so
ist, ist ihre Geltung legitim und es kann von allen Gesellschaftsmitgliedern er-
wartet werden, dass sie den geltenden Institutionen entsprechend handeln (vgl.
ebd., 140-141).

Zweitens sind die institutionellen Vorgaben bindend. Ihnen zu folgen, ist ,eine
moralische Pflicht® (ebd., 140). Umgekehrt ruft nicht-institutionenkonformes Ver-
halten eine ,moralische Emporung* (ebd.) hervor. Ob es mit konkreten Sanktio-
nen (z. B. sozialer Ausgrenzung) einhergeht, erklart Parsons nicht explizit. Zu-
mindest deutet er aber an, dass ein Zuwiderhandeln Konsequenzen hat, inso-
fern institutionelle Muster auch Grenzen definieren, ,jenseits derer ein abwei-
chendes Verhalten nicht mehr erlaubt ist und korrektive Krafte in Gang setzt*
(ebd., 141).

Drittens sind Institutionen fir die Gesellschaft funktional bedeutsam. Sie ge-
wahrleisten, dass ,das Handeln in den sozialen Beziehungen nicht zufallig, son-
dern von den Erfordernissen der institutionellen Muster [und damit davon, was
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gesellschaftlich als angemessen und rechtmaRig gilt; S. M.] gelenkt und kanali-
siertist® (ebd., 141). Sie erreichen das Uber spezifische und differenzierte Hand-
lungsvorschriften, die am jeweiligen Handlungskontext orientiert und in Form
sozialer Rollen festgeschrieben sind. So bestimmt die institutionelle Struktur laut
Parsons genau, welche Handlungen in einer konkreten Situation sozial ge-
winscht und gebilligt (bzw. missbilligt und verboten) sind, in welcher Beziehung
die beteiligten Individuen zueinander stehen kénnen, welche Stellungen und
Einflussmdglichkeiten sie innehaben kénnen und welche Rangordnung bzw. so-
ziale Schichtung sich daraus ergibt (vgl. ebd., 142-143). Institutionen haben so-
mit eine strukturierende, soziale Ordnung erzeugende Funktion. Sie sind des-
wegen ,of strategic structural significance in the social system in question” (Par-
sons 1979, 39), wie Parsons in ,The Social System” formulierte.

Das Gesagte bezieht sich, das ist hinzuzufuigen, auf geltende Institutionen. Gel-
tung haben Institutionen nach Parsons nur, wenn (und weil) sie auf einem ge-
sellschaftlichen Konsens beruhen. Das impliziert, dass Institutionen verander-
lich sind. Sie verlieren an Geltung, wenn die darin zum Ausdruck kommenden
gesellschaftlichen Normen und Werte von einem relevanten Teil der Gesell-
schaftsmitglieder in Frage gestellt werden oder allgemein ihre Verbindlichkeit
bzw., mit Parsons gesprochen, das dauerhafte ,commitment® einblfen (vgl.
Parsons/ Shils 1951, 55).

4.2 Durkheim: Wirkung durch Zwang oder Internalisierung

Emile Durkheim beschrieb Institutionen in seiner Monografie ,Die Regeln der
soziologischen Methode“ unter dem Terminus soziologischer Tatbestande.? Er
definierte sie als ,besondere Arten des Handelns, Denkens, Flihlens, deren we-
sentliche Eigentimlichkeit darin besteht, dal3 sie aulRerhalb des individuellen
Bewultseins existieren (Durkheim 1961, 106). Derartige Handlungs- und
Denkweisen bestehen, wie Durkheim an anderer Stelle schrieb, innerhalb einer

Synonym: Soziale Tatsachen. Durkheim bezeichnete diese Termini in einer spateren Auf-
lage seines Buchs explizit als Institutionen: ,Es gibt (..) ein Wort, das in geringer Erweite-
rung seiner gewohnlichen Bedeutung diese ganz besondere Art des Seins ziemlich gut
zum Ausdruck bringt, ndmlich das Wort Institution“ (Durkheim 1961, S. 100).
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Gesellschaft bzw. einer sozialen Gruppe und driicken ,ein[en] bestimmte[n] Zu-
stand des Kollektivgeistes” (ebd., 110) aus (vgl. ebd. 100, 109-110). Insofern
sie vom Willen des Einzelnen unabhangig sind, handelt es sich um objektive
Tatsachen (ebd., 105).

Ein weiteres Merkmal der Institutionen schlie3t sich an das Gesagte an: ,Diese
Typen des Verhaltens und des Denkens stehen nicht nur auRerhalb des Indivi-
duums, sie sind auch mit einer gebieterischen Macht ausgestattet, kraft deren
sie sich einem jeden aufdrangen, er mag wollen oder nicht* (ebd., 106). Das
bedeutet, dass jedes Gesellschaftsmitglied verpflichtet ist, den geltenden Insti-
tutionen entsprechend zu handeln. Wird diese Pflicht nicht befolgt, gilt das als
Regelverstol3, der sanktioniert wird — z. B. indem sich das Kollektiv von dem
abweichenden Individuum distanziert. Institutionen iben somit einen Zwang auf
den Einzelnen aus. Durkheim formulierte dazu: ,Freilich, wer sich ihnen willig
und gerne flgt, wird ihren zwingenden Charakter wenig oder gar nicht empfin-
den, da Zwang in diesem Falle Gberflissig ist. Dennoch ist er aber eine diesen
Dingen immanente Eigenschaft, die bei jedem Versuche des Widerstandes so-
fort hervortritt“ (Durkheim 1961, 106).

Daran anknlpfend stellt sich die Frage, wie es zustande kommt, dass Gesell-
schaftsmitglieder freiwillig bzw. ohne wahrgenommenen Zwang institutionen-
konform handeln. Durkheim erklarte das zum einen damit, dass ein an den gel-
tenden Institutionen orientiertes Handeln dem handelnden Individuum die Aner-
kennung der ubrigen Gesellschaftsmitglieder bzw., mit Durkheim gesprochen,
Prestige verleiht. Das Prestige wirkt als Handlungsanreiz und bildet in diesem
Sinne ein positives Gegenstlick des Zwangs (vgl. Abels 2004, 157).

Zum anderen decken sich die institutionellen Vorgaben mdglicherweise mit den
Vorstellungen des Einzelnen vom ,richtigen®, in einer Situation gebotenen Den-
ken und Handeln: Der Einzelne hat die Handlungsvorschriften verinnerlicht. Das
ist, Durkheim zufolge, ein Ergebnis der Erziehung. Denn die Erziehung vermit-
telt den Individuen die gesellschaftlich geteilten Denk- und Verhaltensweisen,
die es zu befolgen gilt. Dazu zahlt es auch, den von den Institutionen ausge-
henden Zwang bzw. die Konsequenzen des abweichenden Handelns kennen-
zulernen. In dem Umfang, indem das institutionell gebotene Denken und Han-
deln mit der Zeit eingetbt und internalisiert wird, ertbrigt sich folglich der Zwang
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(vgl. Durkheim 1961, 105-106, 109). Ebenfalls von Bedeutung ist nattrlich,
Durkheim zufolge, ob einem Individuum Uberhaupt alternative Denkens- und
Handlungsweisen zur Verfligung stehen bzw. bekannt sind, auf die es auswei-
chen kdnnte (vgl. Abels 2004, 157).

4.3 Lepsius: Wandel durch Vertrauensverlust und Konflikte

Ahnlich wie Parsons und Durkheim verstand Mario R. Lepsius Institutionen als
gesellschaftlich verankerte, normative Handlungsregelungen, die in sozialen In-
teraktionen Ordnung stiften und sie fir die beteiligten Individuen erwartbar ma-
chen. In seinem Beitrag ,Vertrauen zu Institutionen” veranschaulichte er, dass
Individuen erwarten bzw. darauf vertrauen, dass sich ihre Interaktionspartner,
so wie sie selbst, den geltenden Institutionen geman verhalten. Die Erwartung
gilt in jeder Handlungssituation und fir alle beteiligten Individuen, also auch fur
unbekannte Personen, ,auch in nicht vorhersehbaren Situationen® (Lepsius
1996, 285) und ebenso fir alle zuklinftigen Situationen. Die Erwartung basiert,
Lepsius zufolge, mafRgeblich auf den Erfahrungen des Einzelnen: ,Aus den er-
fullten Verhaltenserwartungen baut sich eine Vertrauensbeziehung auf, auch
ohne explizite Kenntnis der institutionellen Regeln und Verfahren und ohne Be-
zugnahme auf Leitideen, die diesen zugrunde liegen® (ebd., 285; vgl. ebd. 283-
285).

Das in Institutionen gesetzte Vertrauen ist ein wichtiger Aspekt in Lepsius’ Kon-
zept. Er macht deutlich, dass die Geltung und Stabilitat institutioneller Regeln in
zeitlicher Hinsicht fragil ist. Das Vertrauen zu Institutionen ist, so Lepsius, an die
individuelle ,Wahrnehmung ihrer Leistungsfahigkeit Uber die Zeit* (Lepsius
1996, 286) gekniipft. Wird die Leistungsfahigkeit als eingeschrankt erlebt, sinkt
mit der Zeit das Vertrauen in und damit die individuelle Bindung an die Institution
(vgl. ebd.). Inr Fortbestand ist damit in Frage gestellt, denn ,ohne legitimierende
Wertbindungen kénnen Institutionen nicht dauerhaft aufrechterhalten werden”
(Lepsius 1990a, 63), wie es analog zu Parsons heif3t. Institutionen sind also
veranderlich — veraltete, nicht mehr funktionale institutionelle Regelungen wer-
den durch neue ersetzt bzw. an veranderte gesellschaftliche Rahmenbedingun-
gen angepasst. Das geschieht fortlaufend: ,Wir alle sind Zeugen eines bestan-
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dig fortschreitenden Prozesses der Institutionenreform und institutionellen Neu-
bildungen® (Lepsius 1990b, 53). Dieser Prozess ist gesellschaftlich bedeutsam,
gewahrleistet er doch, dass sich soziale Systeme an veranderte Umweltbedin-
gungen anpassen kdénnen.

Ein weiterer Punkt, auf den Lepsius im Rekurs auf Max Weber hinwies, ist die
Tatsache, dass es innerhalb der institutionellen Struktur, die sich in unzahlige
Handlungskontexte mit je spezifischen institutionellen Vorgaben aufgliedert, im-
mer wieder zu sogenannten ,inter-institutionellen Konflikten® (Lepsius 1990b,
53) kommt. Sie beruhen sowohl ,auf unterschiedlichen Versorgungsansprichen
und Machtaneignungen® der Institutionen bzw. ihrer Mitglieder als auch ,auf Un-
terschieden in der Handlungsorientierung auf je eigene Rationalitatskriterien®
(ebd., 57). Solche Konflikte sind, so Lepsius, nicht problematisch, sondern Ka-
talysator der Entwicklungs- und Modernisierungsprozesse in der westlichen
Welt: ,Inter-institutionelle Konflikte sind typisch fir einen hohen Grad institutio-
neller Differenzierung, und die Aufrechterhaltung dieser Konflikte ist wiederum
die Grundlage der Dynamik, die durch diese Muster gesellschaftlicher Ordnung
ermoglicht wird“ (ebd., 57). Um jene Dynamik zu sichern, missen einige der
inter-institutionellen Konflikte institutionalisiert werden. Das ist, so konstatierte
Lepsius, eine Aufgabe der Politik. Sie musse die gewollten oder zu tolerierenden
Konflikte explizit [..] benennen und ihre voraussichtlichen Folgen [..] vermitteln®
(ebd., 58).

4.4 Fazit zur Theorie der Institution

Fasst man das Gesagte zusammen, definierten Parsons, Durkheim und Lepsius
Institutionen als in einer Gesellschaft geteilte, fur alle Gesellschaftsmitglieder
geltende Handlungsvorschriften. Diese werden, Durkheim und Parsons zufolge,
im Laufe der Sozialisation erlernt und internalisiert. Im Zuge dessen erfahren
die Gesellschaftsmitglieder auch, dass von ihnen erwartet wird bzw. sie dazu
gedrangt werden, sich institutionskonform zu verhalten. Der Versto3 gegen in-
stitutionelle Vorgaben zieht Sanktionen nach sich.

Parsons verwies darauf, dass die institutionellen Muster funktional bedeutsam
sind, indem sie soziale Interaktionen strukturieren und steuern. Er hob aulRer-
dem hervor, dass ihre Geltung eine dauerhafte Wertbindung erfordert. Damit
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wird erkennbar, dass Institutionen durchaus an Geltung verlieren und sich ver-
andern kdnnen. Das konstatierte auch Lepsius. Er brachte das Bestehen von
Institutionen mit dem Vertrauen in Verbindung, welches Gesellschaftsmitglieder
einzelnen Institutionen aufgrund der wahrgenommenen Leistungsfahigkeit
schenken oder entziehen. Im Rekurs auf Weber betonte er dabei die Prozess-
haftigkeit und Komplexitat der Institutionenbildung, aus der regelmaRig auch
Konflikte zwischen (Teil-)Institutionen erwachsen.

Vor diesem Hintergrund liegt der Schluss nahe, dass es sich bei den gesell-
schaftlichen Mustern der partnerschaftlichen Arbeitsteilung um Institutionen
handelt. In welchem Prozess diese entstehen, weiterentwickelt oder abgeldst
werden, wird im nachsten Kapitel genauer betrachtet.



5 Arbeitsteilung als gesellschaftliche Institution

Zu Ende von Kapitel 4 wurde konstatiert, dass die in einer Gesellschaft etablier-
ten und praktizierten Muster der partnerschaftlichen Arbeitsteilung Institutionen
sind. Im Folgenden wird theoretisch untersucht, wie diese entstehen, sich ver-
andern und/ oder schliel3lich verworfen werden. Von Interesse ist auch, unter
welchen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen diese Entstehung und Ent-
wicklung vonstattengeht.

5.1 Entwicklung der Arbeitsteilung in einem Spannungsfeld

Die partnerschaftlichen bzw. familialen Arbeitsteilungsmuster einer Gesellschaft
entstehen in einem fortlaufenden Institutionalisierungsprozess: Gesellschaftlich
geteilte Werte und Vorstellungen — bspw. zur Rolle der Geschlechter, zur Rang-
ordnung in der Familie, zum sozialen Stellenwert von Erwerbs- und Familienar-
beit, zur Lebensflihrung im Allgemeinen sowie zu individuellen Handlungsspiel-
raumen im Besonderen — werden in Form normativer Regeln und differenzierter
Rollenkonzepte zur Arbeitsteilung institutionalisiert. Sie sind damit fir die Ge-
sellschaftsmitglieder handlungsleitend.

Daruber hinaus wird ein Teil der Institutionen sogar rechtlich fixiert, was Sigrid
Leitner und llona Ostner zufolge eine entscheidende Rolle fiir die Etablierung
familialer Arbeitsteilungsmuster spielt: Durch die gesetzliche Verankerung er-
halten sie fur die Handelnden (eine noch gréRere) Verbindlichkeit. Eine gesetz-
liche Um- oder Neugestaltung bestehender institutioneller Regelungen, welche
im Institutionalisierungsprozess ebenfalls vorkommt, bewirkt das Gegenteil (vgl.
Leitner/ Ostner 2000, 202).

Ursachlich fir institutionelle Veranderungen ist, wie in Kapitel 4 deutlich wurde,
eine sinkende Bindung der Akteure an die entsprechenden Vorgaben. Diese
kann sich infolge veranderter gesellschaftlicher Werthaltungen (z. B. Anspruch
der Gleichberechtigung der Geschlechter), materieller Notwendigkeiten (z. B.
bessere materielle Sicherung der Familie durch ein weiteres Einkommen), aber
auch sozialpolitischer Ziele (z. B. Verbesserung der materiellen Absicherung
von Frauen im Falle einer Scheidung) ergeben. Die Institutionalisierungspro-
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zesse vollziehen sich folglich nicht nur entlang gesellschaftlicher Werte, Vorstel-
lungen und Handlungsgewohnheiten, sondern bewegen sich in einem Span-
nungsfeld mit einer Vielzahl an Einflissen (vgl. auch Kriuger 1995, 204). Sche-
matisch lasst sich das Spannungsfeld zu drei Aspekten verdichten: Kulturelles
System, Sozialstaat und Markt. Abbildung 1 veranschaulicht, dass diese drei
Aspekte bzw. die dahinter stehenden Einflussfaktoren in einem Wechselwir-
kungsverhaltnis stehen und in ihrer Summe den Kontext bilden, in dem sich
institutionelle Strukturen ausbilden und verandern.

Abbildung 1: Das Spannungsverhéltnis, in dem die Arbeitsteilung entsteht

-

(De-)Kommodifizierung R = N Sozialpolitik richtet sich
orientiert an der Logik R Sozialstaat . an Werten und Normen
des Marktes UND { (Recht, Soziale . (\ aus UND setzt
den Z/e/en des N Sicherung etc.) K neue Werte
Sozialstaats ' R und Normen
e s =™
’.—'-'~.\ /."_'-.\.

R Markt N "‘ N ./ Kulturelles \\
{ (Arbeitsmarkt 1 { System .

* - * l
N\ etc.) / \ N (Werte etc.) .
'~ . : / ~. .7

-, , -

Markt pragt kulturelles System UND orientiert
sich daran (z.B. Erwerbskultur, Erwerbsanreize)

Quelle: eigene Darstellung

Der institutionelle Entwicklungsprozess setzt nicht an der Gesamtstruktur, son-
dern an einzelnen institutionellen Elementen oder Teilstrukturen an. Die Verén-
derungen brauchen oftmals einige Zeit und kénnen durchaus in unterschiedli-
che Richtungen gehen, auch wenn sie zeitgleich stattfinden. So entstehen im
Institutionalisierungsprozess immer auch Widerspriche und Konflikte. Diese
kénnen allerdings Triebkraft fiir weitere Wandlungsprozesse sein. Die institutio-
nelle Struktur wirkt so durchaus auch auf das kulturelle System, den Sozialstaat
und den Markt zurtck.
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Im Folgenden wird skizziert, wie bzw. auf welchen Gebieten die drei Aspekte
des Spannungsfelds die Institutionen des Geschlechterverhaltnisses und der
Arbeitsteilung beeinflussen. Dies geschieht anhand zentraler Beispiele, weil
eine vollstéandige Darstellung des komplexen Wirkgeflechts mit allen existieren-
den Einflussbereichen in dieser Arbeit nicht zu leisten ist. Bereits anhand der
exemplarischen Aspekte wird aber deutlich, an wie vielen Stellen innerhalb des
Spannungsfelds Anreize oder Hindernisse fur eine bestimmte Arbeitsteilung ge-
setzt werden und wie stark vernetzt die einzelnen Einflussfaktoren sind. Die
Kernfragen der Betrachtung lauten: Welche Aspekte schaffen den institutionel-
len Rahmen fiir ,moderne” gleichberechtigte Arrangements (v. a. Doppelverdie-
nermodelle)? Welche Einflisse erzeugen oder reproduzieren Institutionen, wel-
che die Handlungsspielrdume der Gesellschaftsmitglieder tendenziell auf eher
Jraditionelle® asymmetrische Geschlechterverhaltnisse und Arbeitsteilungs-
muster (v. a. Ernahrermodelle) verengen?

5.2 Einflussfaktor ,,Kulturelles System*“

Unter dem Begriff ,kulturelles System® wird in der vorliegenden Arbeit die Ge-
samtheit der in einer Gesellschaft vorherrschenden Werte, Einstellungen, Hand-
lungs- und Interaktionsmuster, sozialen Rollen und Traditionen verstanden. All
diese Komponenten werden im Zuge der Sozialisation vermittelt und von den
Gesellschaftsmitgliedern internalisiert. Auf diese Weise pragt das kulturelle Sys-
tem das Denken und Handeln des Einzelnen im Kontext von privatem Zusam-
menleben und Erwerbsarbeit. Darliber hinaus bildet es den Rahmen fir das
Handeln der Akteure in Politik, Wirtschaft und anderen relevanten gesellschaft-
lichen Teilsystemen.

Fir den Prozess der Institutionalisierung der Arbeitsteilung ist das kulturelle
System demgemalR ebenfalls von zentraler Bedeutung. Es bildet das Funda-
ment, auf dem die institutionellen Muster aufbauen und an dem sich Wirkfakto-
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ren des erwahnten Spannungsfelds ausrichten. Relevant sind in diesem Zusam-
menhang vor allem geschlechtsspezifische Zuweisungen.* Nachfolgend wer-
den Komponenten bzw. Bereiche des kulturellen Systems angesprochen, wel-
che flr die Institutionalisierung der Arbeitsteilung aufRerst bedeutsam sind.

5.2.1 Geschlechterbilder und Rollenkonzepte

Einen ersten relevanten Aspekt bilden die in der deutschen Gesellschaft vor-
herrschenden Geschlechterbilder. Anknipfend an das verfassungsmaRig fi-
xierte Grundrecht der Gleichberechtigung zwischen den Geschlechtern (siehe
Abschnitt 5.3.1), existieren gegenwartig relativ offene, gleichberechtigte
Frauen- und Mannerbilder. Danach werden sowohl Manner als auch Frauen als
selbstbestimmte Individuen mit den gleichen gesellschaftlichen Rechten und
Pflichten gesehen. Sie kdnnen gleichermalien am sozialen, wirtschaftlichen und
politischen Leben teilhaben (vgl. Kerschgens 2009, 18-27; Oechsle/ Geissler
1998, 10). Eine solche Perspektive wird in Deutschland mehrheitlich — auch sei-
tens der Politik und Regierung — offentlich vertreten (bspw. Internetauftritt des
Bundesministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend®) und kann in-
sofern als vorherrschend gelten (vgl. auch BMFSFJ 2013, 53-80).

Daneben bestehen weiterhin auch andere Frauen- und Mannerbilder, die fur
bestimmte gesellschaftliche Teilgruppen oder im institutionellen Regelwerk be-
stimmter gesellschaftlicher Teilbereiche Geltung beanspruchen. Ein Beispiel ist
das traditionelle Frauenbild, demzufolge Frauen typischerweise mit eher ge-
fuhlsbetonten und hauslichen Eigenschaften assoziiert werden; es ist bspw. in
landlichen Regionen typischerweise noch etabliert (vgl. Kerschgens 2009, 18-
27).

4 Der Fokus liegt auf den fiir die partnerschaftliche Arbeitsteilung relevanten Komponenten,
wobei meist implizit von fremdgeschlechtlichen Paaren ausgegangen wird. Ob sich die
Einflisse im Spannungsfeld fur gleichgeschlechtliche Paare analog darstellen, bedirfte
einer gesonderten Betrachtung. Obwohl in dieser Arbeit bewusst von einem offenen Part-
nerschafts- bzw. Familienbegriff ausgegangen wird, ist dies in diesem Rahmen nicht zu
leisten.

5 Internetseite: http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/gleichstellung.html (Zugriff: 10.12.2015)
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Die Geschlechterbilder sind mit konkreten Rollenkonzepten verbunden, die das
Handeln der Rolleninhaber determinieren und erwartbar machen. Sie betreffen
die familiale Arbeitsteilung direkt, indem sie entsprechende Zustandigkeiten
bzw. Verantwortlichkeiten definieren.

In der traditionellen Sichtweise ist die Rolle der Frauen klar im Reproduktions-
bereich verortet, die des Mannes im Produktionsbereich. In einer gleichberech-
tigten Perspektive ist die Frauenrolle zwar noch immer auch mit den Handlungs-
feldern Haushalt und Familie assoziiert, allerdings ist die Frau nicht mehr selbst-
verstandlich und ausschlieRlich darauf festgelegt. Das Rollenkonzept sieht vor,
dass sie nach eigener Praferenz und selbstbestimmt am 6ffentlichen Leben teil-
nimmt und selbstverstandlich auch einer Erwerbsarbeit nachgehen kann (vgl.
Allmendinger/ Dressel 2004, 135; Bertram 1997, 84-86; Meyer 2008, 348; Peu-
ckert 2008, 231-232).

Die Rolle des Mannes ist ebenfalls weiterhin auf die Produktionssphare bezo-
gen. Zugleich stehen Mannern aber auch die vormals ,weiblichen“ Spharen of-
fen und mehr noch: Das modernen Rollenbild sieht sie fiir die entsprechenden
Aufgabenbereiche, insbesondere die Haus- und Familienarbeit, gleichermalien
mit in der Pflicht (vgl. Meyer 2008, 348). Hinsichtlich der institutionalisierten Ar-
beitsteilungsmuster heil3t das, dass nach den derzeit in Deutschland vorherr-
schenden kulturellen Konzepten beide Geschlechter grundsatzlich fir die Pro-
duktions- und Reproduktionsarbeit zustandig sind. Ob und wie die entsprechen-
den Aufgaben in Partnerschaft und Familie praktisch tatsachlich aufgeteilt wer-
den, obliegt freilich der gemeinsamen Entscheidung. Geschlechterrollen und Ar-
beitsteilung sind insofern zur Verhandlungssache geworden (vgl. Jurczyk 2010,
244).

Mit Geschlechterbildern und -rollen eng verbunden ist im Ubrigen auch ein ge-
schlechtsspezifisches Rangverhaltnis. Den geltenden Konzepten zufolge, sind
Manner und Frauen einander grundsatzlich — also auch in Partnerschaft und
Familie — rechtlich gleichgestellt. Eine Vormundschaft des Mannes fir seine
Frau, wie im frilheren Eherecht, besteht im heutigen Deutschland weder gesetz-
lich (siehe auch Abschnitt 5.3.2), noch in Form eines allgemeinglltigen kulturel-
len Konzepts. Wird in einer Partnerschaft eine gleichberechtigte Arbeitsteilung
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praktiziert und leisten demnach beide Partner(innen) einen Beitrag zur materi-
ellen Existenzsicherung, wird ihre Gleichrangigkeit unterstrichen. Umgekehrt
kann eine asymmetrische Relation entstehen, wenn ein Erndhrermodell ausge-
Ubt wird, weil ein(e) nicht oder nur geringfligig erwerbstatige(r) Partner(in) zu-
mindest materiell von der Erndhrerperson abhangig wird. Die traditionelle Ar-
beitsteilung bedingt insofern ein ungleiches Machtgefiige zwischen den Ge-
schlechtern und ist insbesondere flr Frauen von Nachteil — obgleich sie fur sel-
bige einst ein Privileg und Symbol einer héheren sozialen Stellung war (siehe
Abschnitt 3.3.1). Uberdies ist festzuhalten, dass die Arbeitsteilung nicht nur das
Rangverhaltnis beeinflusst, sondern dass freilich auch das Gegenteil gilt. So
stehen tradierte Vorstellungen zu den Geschlechterbildern, -rollen und -réngen
einer gleichberechtigten Arbeitsteilung in der Praxis tendenziell im Wege. Eine
gleichberechtigte Haltung zu den genannten kulturellen Aspekten fordert sie in-
dessen.

5.2.2 Die geschlechtsspezifische Erwerbskultur

Ein weiterer Aspekt des kulturellen Systems, der eng mit der Institutionalisierung
der Arbeitsteilung zusammenhangt, ist die geschlechtsspezifische Erwerbskul-
tur. Diese umfasst die — untrennbar mit Geschlechterbildern und -rollen verbun-
denen — geschlechtstypischen beruflichen Orientierungen, Branchen, Arbeits-
zeitarrangements, Karrierechancen etc. einer Gesellschaft. Sie wird den Ge-
schlechtern zugeschrieben. Das heif’t, die Erwerbskultur beruht weniger auf
empirischen Tatsachen als auf kulturell verfestigten Geschlechterbildern bzw.
-rollenerwartungen, sozialstaatlichen Zielen und Marktinteressen (vgl. Becker-
Schmidt 2001, 94-98; Ostner 1995, 6; Becker-Schmidt/ Schmidt 1983, 135).

Frauen werden im heutigen Deutschland bspw. — trotz des zuvor konstatierten
Vorherrschens ,moderner* Geschlechterbilder — noch immer tendenziell mit Be-
rufsgruppen assoziiert, die an die traditionelle Frauenrolle angelehnt sind. Das
schlagt sich auch in der tatsachlichen Berufswahl nieder. Frauen arbeiten bspw.
im Unterschied zu Mannern tberproportional haufig als Erzieherinnen, Kranken-
schwestern, Reinigungskrafte, Kochinnen oder Blrokrafte (vgl. Statistisches
Bundesamt 2015e, 374; Droftard 2008, 1-2). Im Wesentlichen handelt es sich
um Berufe, die gering entlohnt und in der Hierarchie niedrig angesiedelt sind,
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geringe Karrierechancen bieten und mit teilweise zudem mit besonders belas-
tenden Arbeitsbedingungen einhergehen. Fir Berufsfelder, die typischerweise
Mannern zugeordnet werden, gilt eher das Gegenteil. Sie nehmen vergleichs-
weise haufig handwerkliche, technische und/ oder leitende Berufe auf. Typische
Mannerberufe sind bspw. Techniker, Ingenieure, Unternehmensberater, Natur-
wissenschaftler oder Unternehmer bzw. Geschaftsflhrer. Was die Arbeitszeiten
und -vertrage betrifft, werden Teilzeitarbeit und eine geringe Arbeitszeitflexibili-
tat sowie geringfligige und befristete Beschaftigungsverhaltnisse kulturell als
»typisch weiblich® erachtet. Mannern werden hingegen eher kontinuierliche Be-
schaftigungsverhaltnisse in Vollzeit mit einer hohen Arbeitszeitflexibilitat zuge-
schrieben, die Raum fiir Karrierespriinge lassen (vgl. ebd.; Allmendinger et al.
2008, 25; Ostner 1995, 7; Peuckert 2008, 231-232, 238).

Die vorherrschende Erwerbskultur ist folglich unverkennbar durch (unterstellte)
Geschlechterunterschiede gekennzeichnet. Sie beeinflusst damit die berufliche
Orientierung der Gesellschaftsmitglieder auf der einen Seite und ihre Platzie-
rungschancen auf der anderen Seite. Letztlich wird durch die tradierten Kon-
zepte das Praktizieren einer gleichberechtigten Arbeitsteilung erheblich er-
schwert, auch wenn auf individueller Ebene bzw. innerhalb der Partnerschaft
andere bzw. modernere Vorstellungen vertreten werden.

Ein wichtiger Aspekt der Erwerbskultur besteht im Ubrigen auch darin, dass den
Geschlechtern — abgeleitet zum Beispiel von der beschriebenen Arbeitszeitkul-
tur — bestimmte Erwerbseinstellungen und -praferenzen unterstellt werden. So
wird Ublicherweise angenommen, dass sich weibliche Arbeitskrafte winschen,
die Erwerbstatigkeit zugunsten familialer Belange (wiederholt) einzuschranken
oder zu unterbrechen (vgl. ebd.). Es liegt auf der Hand, dass diese Unterstellung
dazu fuhrt, dass Arbeitgeber (vor allem junge) Frauen mit einem groReren Aus-
fall-Risiko assoziieren als Manner, denen keine solche Orientierung nachgesagt
wird. Zudem wird Frauen eine grundsatzlich geringere Erwerbs- und Karriereori-
entierung unterstellt als Mannern. Das flhrt auf der einen Seite zu schlechteren
Chancen fiir Frauen, bei der Besetzung von Fuhrungspositionen berlicksichtigt
zu werden. Auf der anderen Seite werden Frauen, die gegen diese kulturelle
Setzung handeln, indem sie sich fur ihre Karriere und eventuell zugleich gegen
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eine Familiengriindung entscheiden, im Gegensatz zu Mannern oftmals mit ne-
gativen Zuschreibungen (z. B. unweiblich, geflihlskalt, machtsiichtig) konfron-
tiert. Diese wirken sich im Wettbewerb um Arbeitsplatze eher ungtinstig auf die
Platzierungschancen der Frauen aus.

In der Zusammenschau ergibt sich, dass die in der Erwerbskultur verankerten
weiblichen Merkmale den Anforderungen des Arbeitsmarktes im Wesentlichen
widersprechen. Manner entsprechen diesen dagegen umso besser (vgl.
Kerschgens 2009, 18-19). Fur die Arbeitsmarkt- und Karrierechancen der Ge-
schlechter ist dieser Sachverhalt folgenreich: Manner profitieren mehrheitlich
von der geschlechtsspezifischen Erwerbskultur, Frauen werden tendenziell be-
nachteiligt (vgl. ebd.; Allmendinger et al. 2008, 25; Kriiger 1995, 211-212; Peu-
ckert 2008, 233-235). Sie stellt somit im Spannungsfeld ein echtes Hindernis flr
die Etablierung gleichberechtigter Arbeitsteilungsmodelle dar.

5.2.3 Das Familienbild und daraus abgeleitete Rollen

Ein ebenfalls fir die Arbeitsteilung relevanter kultureller Aspekt, der hier zumin-
dest kurz genannt werden soll, ist der Stellenwert der Familie bzw. der Eltern-
Kind-Beziehung. Die Familie hat, ebenso wie die Ehe, in Deutschland einen ho-
hen Stellenwert. Er ist sogar rechtlich fixiert (siehe Abschnitt 2.2.1). Kinder gel-
ten als schutz- und betreuungsbediirftig; Eltern sind verantwortlich dafur, fur sie
zu sorgen und sie zu erziehen (vgl. Pfau-Effinger 1998, 171-172).

Wie bereits zur Sprache kam, hat sich die gesellschaftliche Vorstellung davon,
was eine Familie ausmacht, in der jingsten Vergangenheit verandert. Der Fa-
milienbegriff wurde an veranderte Lebensumstande angepasst und unter ande-
rem auch fur neue Lebensformen gedffnet (siehe Abschnitt 2.1). Im Zuge des-
sen gerieten auch Vorstellungen zur Rolle der Eltern etc. in Bewegung, wie be-
reits bezlglich der Geschlechterrollen angesprochen wurde (siehe Abschnitt
5.2.1). Die friiher eng mit dem Familienbegriff verkntpften Konzepte von Ehe,
Familienoberhaupt und Versorgermodell verloren in diesem Zusammengang an
kultureller Verbindlichkeit. In der Summe gibt das kulturell verankerte Familien-
bild nicht mehr handlungsleitend vor, welche Arbeitsteilung in einer Familie oder
Partnerschaft gesellschaftlich erwartet wird. Wie bereits mit Blick auf die Ge-
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schlechterbilder angedeutet wurde, existieren stattdessen verschiedene Optio-
nen: Sowohl eine gleichberechtigte als auch eine traditionelle Arbeitsteilung in
der Familie ist akzeptiert. Dabei auf Kinderbetreuungsangebote auf3erhalb der
Familie zurGickzugreifen, gilt gesellschaftlich als ebenso legitim, wie eine voll-
standig in der Familie geleistete Betreuung (vgl. BMFSFJ 2015a, 6-9; BMFSFJ
2015b, 16-17).

5.24 Fazit zur Einflussnahme des kulturellen Systems

Es wurden Komponenten des kulturellen Systems identifiziert, welche die Re-
produktion der institutionalisierten Arbeitsteilungsmuster im Spannungsfeld mit-
beeinflussen. Dabei wurde deutlich, dass Geschlechterbilder und -rollen in
Deutschland mehrheitlich so gestaltet sind, dass sie gleichberechtigte institutio-
nelle Arbeitsteilungsmuster beglinstigen. Sie pragen das Denken und Handeln
auf der individuellen bzw. Paarebene. Dartber hinaus bilden sie auch auf ge-
sellschaftlicher Ebene einen Orientierungsrahmen, bspw. fur politische und wirt-
schaftliche Akteure, welche die institutionellen Rahmenbedingungen der Ar-
beitsteilung im Spannungsfeld mitgestalten.

Allerdings zeigte sich auch, dass die deutsche Gesellschaft trotz der geltenden
modernen Geschlechterbilder und -rollen durch eine Erwerbskultur gekenn-
zeichnet ist, welche eher tradierten Konzepten verpflichtet ist. Sie reproduziert
geschlechtsspezifische Unterschiede und hemmt somit die institutionelle Ver-
breitung gleichberechtigter Arbeitsteilungsmuster. Die Reproduktion traditionel-
ler Muster (v. a. Ernahrermodelle) wird dadurch begunstigt.

Das geltende Familienbild drangt demgegenuber gegenwartig nicht mehr zu tra-
ditionellen Konzepten. Es ist nicht mehr mit kulturellen Vorgaben zur Arbeitstei-
lung verknipft.

Insgesamt ist demnach festzuhalten, dass das kulturelle System die institutio-
nalisierte Arbeitsteilung in unterschiedlicher bzw. sogar gegenlaufiger Richtung
beeinflusst. Es bedingt sowohl teilweise eine Reproduktion traditioneller Kon-
zepte als auch teilweise eine institutionelle Verfestigung moderner Muster.
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5.3 Einflussfaktor ,,Sozialstaat und Sozialpolitik*

Der Staat fixiert die Rahmenbedingungen fir die in Familien praktizierte Ge-
schlechterrelation und Arbeitsteilung — unter anderem uber rechtliche Regula-
rien, sozialpolitische Programme und Bestimmungen der sozialen Sicherungs-
systeme. Sie wirken als Anreize oder Barrieren fir das eine oder andere Modell,
teilweise auch in gegensatzlicher Richtung (vgl. unter anderem Kerschgens
2009, 18; Kruger 1995, 203-204; Leitner/ Ostner 2000; Allmendinger et al.
2008). Nachfolgend werden ausgewahlte sozialstaatliche bzw. sozialpolitische
Aspekte vorgestellt.

5.3.1 Das Grundrecht der Gleichberechtigung

Ein erster, fur die partnerschaftliche Arbeitsteilung ganz zentraler Aspekt ist das
Gleichberechtigungsgebot, das zu den staatlich garantierten Grundrechten ge-
hort. Gemal Artikel 3 des Grundgesetzes (GG) bezieht es sich unter anderem
auf das Geschlecht. Es besagt: ,Manner und Frauen sind gleichberechtigt. Der
Staat fordert die tatsachliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen
und Mannern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin“ (Art. 3
Abs. 2 GG). Da das Gesetz fir alle Bereiche des offentlichen und privaten Le-
bens gilt, bedeutet es auch, dass die Geschlechter hinsichtlich der Teilhabe am
Erwerbssystem und an der Familie bzw. im Privatbereich gleichberechtigt sind.
Damit wird rechtlich der Grundstein fiir gleichberechtigte Arbeitsteilungsmodelle
gelegt.

Auf dem Grundrecht baut das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) auf,
das 2006 verabschiedet wurde und den Gleichberechtigungsanspruch fur zivil-
und arbeitsrechtliche Anwendungsbereiche detailliert festschreibt (vgl. All-
mendinger et al. 2008, 18-20). Auch dieses Gesetz wirkt auf die Institutionali-
sierung gleichberechtigter Modelle im Spannungsfeld aus Kultur, Staat und
Markt hin.
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5.3.2 Die eheliche Wahlfreiheit

Ein zweiter, fir die Arbeitsteilung verheirateter Paare ebenfalls aul3erordentlich
zentraler Punkt ist die sogenannte Wahlfreiheit. Sie stellt selbst kein Grundrecht
dar, leitet sich aber aus dem zu Anfang erwahnten Grundrecht des Schutzes
von Ehe und Familie bzw. aus den daran geknupften Grundrechtsgarantien —
dem sogenannten Abwehrrecht — ab (siehe Abschnitt 2.2). Gemeint ist die Wahl-
freiheit in Bezug auf die familiale Arbeitsteilung, die im Burgerlichen Gesetzbuch
(BGB) verankert ist (§ 1356 BGB). Danach obliegt es in Deutschland den Ehe-
partner(inne)n, im gegenseitigen Einvernehmen zu bestimmen, welche Arbeits-
teilung in Partnerschaft und Familie praktiziert wird. Grundséatzlich gilt: ,Beide
Ehegatten sind berechtigt, erwerbstatig zu sein“ (§ 1356 Abs. 2 BGB). Die mit
Blick auf den Gleichberechtigungsgrundsatz selbstverstandlich erscheinende
Regelung macht eine gleichberechtigte Arbeitsteilung praktisch ebenso zu einer
rechtlich legitimen Option, wie eine traditionelle.

Dass sich das BGB ausschliellich auf die eheliche Arbeitsteilung bezieht, er-
klart sich damit, dass eben diese im friheren Familienrecht anders geregelt war:
Ausgehend von einer rigorosen Orientierung des Rechts am mannlichen Ver-
sorgermodell bendtigten Ehefrauen die Zustimmung ihrer Gatten, um eine Er-
werbstatigkeit aufnehmen bzw. nach der Hochzeit fortfihren zu kdnnen. Erst mit
der Reform des Ehe- und Scheidungsrechts Ende der 1970er Jahre wurde der
Sachverhalt neu geregelt (vgl. Beck-Gernsheim 2008, 26-27; Berghahn et al.
2007, 8-9).

Fir andere Partnerschaftsformen (eingetragene Partnerschaften, nichteheliche
Lebensgemeinschaften) gilt die Wahlfreiheit prinzipiell ebenfalls, unter anderem
unter Berufung auf den behandelten Gleichberechtigungsgrundsatz. Eine expli-
zite rechtliche Regelung ist fir diese Partnerschaften indes vermutlich verzicht-
bar, weil diese nicht wie die Ehe traditionell durch eine Vormundschaft eines
Partners Gber den anderen gekennzeichnet sind.

Trotz der beschriebenen rechtlichen Basis fiir die eheliche bzw. partnerschaftli-
che Entscheidungsfreiheit bezliglich der Arbeitsteilung wird diese in Deutsch-
land aber relativiert. Denn der Staat setzt weiterhin an vielen Stellen Anreize fur
die traditionelle Arbeitsteilung bzw. schafft keine Rahmenbedingungen fir eine
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Erwerbsbeteiligung beider Partner(innen), insbesondere in Familien mit kleinen
Kindern (vgl. Berghahn et al. 2007, 6-9). Sabine Berghahn und Kolleginnen kon-
statieren diesbezlglich, ,dass vor allem sozial-, arbeits- und steuerrechtliche
Rechtsnormen, die die Zuweisung oder Vorenthaltung von lebenswichtigen Fi-
nanzmitteln regeln, sich erheblich auf das Verhalten und die Lebenslagen von
Individuen auswirken® (ebd., 6) und damit implizit die Wabhlfreiheit einschranken.
Gemeint sind insbesondere Regelungen, die den Zugang zu Arbeitsplatzen so-
wie die materielle Existenzsicherung einer Familie bzw. Partnerschaft betreffen.
Unterhalts- und Einstandspflichten (siehe Abschnitt 5.3.3 und 5.3.4) sind daflr
ein zentrales Beispiel.

5.3.3 Unterhaltspflichten im Familienrecht

Unterhaltspflichten sind im vierten Buch des Burgerlichen Gesetzbuchs, im Fa-
milienrecht, geregelt. Zu unterscheiden sind unter anderem der Familienunter-
halt sowie der Unterhalt nach Trennung und nach Scheidung bzw. Auflésung
einer Partnerschaft, in denen sich das Subsidiaritatskonzept wiederfindet, das
fur den deutschen Wohlfahrtstaat charakteristisch ist: Fir die Befriedigung der
Bedurfnisse der Familie ist zuvorderst die Familie selbst zustandig. Erst wenn
deren Selbsthilfekraft versagt, wird der Staat als Leistungserbringer aktiv (vgl.
Spieker 2013; siehe auch Abschnitt 8.3.2).

Im Hinblick auf den Familienunterhalt heil’t es im vierten Buch des BGB: ,Die
Ehegatten sind einander verpflichtet, durch ihre Arbeit und mit ihrem Vermdégen
die Familie angemessen zu unterhalten® (§ 1360 BGB). Ehegatten haben dem-
zufolge einen wechselseitigen Unterhaltsanspruch und zugleich die Pflicht, dem
anderen nach ihren Mdglichkeiten Unterhalt zu leisten. Eine solche Leistung be-
steht laut BGB allerdings auch in der ausschlieRlichen Ubernahme der Haus-
und Familienarbeit (§ 1360 Satz 2 BGB). Eine traditionelle Arbeitsteilung bleibt
damit weiterhin eine legitime Option. Dies gilt nach dem 2001 verabschiedeten
Lebenspartnerschaftsgesetz auch fir eingetragene Lebenspartnerschaften (§ 5
LPartG).

Die wechselseitige Unterhaltspflicht besteht auch nach dem Scheitern der Ehe
bzw. eingetragenen Lebenspartnerschaft fort (vgl. § 1361 und § 1578 BGB, §
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12 LPartG), was mit dem Fortbestehen der ehelichen Solidaritat auch im An-
schluss an eine Partnerschaft begriindet wird. Die Hohe des nachehelichen
bzw. -partnerschaftlichen Unterhalts bemisst sich an den vorherigen Lebensver-
haltnissen (§ 1578 BGB). Indem die finanzielle Absicherung nicht erwerbstatiger
Partner(innen) damit im Falle einer Trennung zumindest temporar gesichert ist,
wird die Institution des Ernahrermodells erneut bekraftigt.

Allerdings wurde die nacheheliche bzw. -partnerschaftliche Sicherung mit der
Reform des Unterhaltsrechts von 2007 unter anderem durch eine Anderung in
der Rangfolge der Unterhaltsberechtigten sowie eine Starkung der Eigenverant-
wortung im Anschluss an eine Trennung (§ 1569 BGB) relativiert. Die Recht-
sprechung setzt heute fur beide Ehe- bzw. Lebenspartner(innen) und insbeson-
dere fiir vormals Nichterwerbstatige Anreize, sich schon wahrend der Ehe, aber
vor allem im Anschluss an eine Trennung um eigene Einkinfte zu bemihen
(Grundsatz der Eigenverantwortung). Sofern einer wirtschaftlich unselbstandi-
gen Person also in Hinblick auf Alter und Gesundheitszustand eine Erwerbsta-
tigkeit zugemutet werden kann, besteht seit der Reform meist kein Unterhalts-
anspruch (§§ 1570-1577 BGB; vgl. Berghahn et al. 2007, 6-7).

Ubernimmt ein Elternteil die Sorge fiir gemeinsame Kinder, wird ihm allerdings
bis zu einem gewissen Alter der Kinder (meist bis zur Schulpflicht, mindestens
aber bis zum dritten Lebensjahr) keine Vollzeiterwerbstatigkeit abverlangt. In-
wieweit eine wirtschaftliche Selbstandigkeit im Falle einer Scheidung bzw. Auf-
I6sung der Lebenspartnerschaft praktisch erlangt werden kann, ist freilich ab-
hangig von Kontextfaktoren, wie bspw. der Position am Arbeitsmarkt (siehe Ab-
schnitt 5.4) bzw. der Erwerbskultur (siehe Abschnitt 5.2.2).

Uber Ehen und eingetragene Lebenspartnerschaften hinaus besteht, auch vor
dem Hintergrund der rechtlichen Sonderstellung der Ehe, kein gesetzlicher Un-
terhaltsanspruch zwischen Partner(inne)n. Gehen aus einer nichtehelichen Le-
bensgemeinschaft aber Kinder hervor und kommt es zur Trennung, kann das
Elternteil, das die Betreuung des Kindes bzw. der Kinder Gbernimmt, vom an-
deren Elternteil Unterhalt beanspruchen. Das gilt bis zum vollendeten dritten
Lebensjahr eines Kindes, sofern wegen der Betreuung keine eigene Lebensun-
terhaltsicherung méglich ist bzw. keine zumutbare andere Betreuungsoption zur
Verfligung steht (§ 16151 BGB). Ein entsprechender Unterhaltsanspruch besteht
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flr werdende Mutter auch bereits vor der Geburt, wahrend der Mutterschutzzeit
(ebd.).

534 Sozialrechtliche Einstandspflichten

Abgeleitet vom Subsidiaritatsprinzip und dem wechselseitigen Unterhaltsan-
spruch der Ehe- und eingetragenen Lebenspartner(innen) sind im Sozialrecht
sogenannte Einstandspflichten fixiert. Sie besagen, dass im Falle einer beste-
henden sozialen Hilfebedurftigkeit nur dann staatliche Leistungen gewahrt wer-
den, wenn nicht andere Personen des Haushalts fiir die betroffene Person ein-
stehen kénnen (§ 1 SGB II).

Die Einstandspflicht trifft Ehepartner(innen) ebenso wie gleichgeschlechtliche
Lebenspartner(innen) einer eingetragenen Partnerschaft. Zudem gilt sie auch
fur nichteheliche Partner(innen), die mit den Bedirftigen im Haushalt leben —
bzw. gemaR sozialrechtlichem Terminus eine Bedarfsgemeinschaft bilden (§ 7
SGB Il) — sowie fur getrennte nichteheliche Paare mit gemeinsamen Kindern (§
1615| BGB). Dass dem so ist, obwohl fir nichteheliche Paare, wie zuvor erlau-
tert, keine gesetzliche Unterhaltspflicht besteht, hat zum einen mit dem erwahn-
ten Verbot einer Schlechterstellung der Ehe gegenliber anderen Partnerschaf-
ten zu tun (siehe Abschnitt 2.2.1). Zum anderen wird auch nichtehelichen Paa-
ren ein ,wechselseitiger Wille, Verantwortung fireinander zu tragen und furei-
nander einzustehen® (§ 7 Abs. 3a SGB ll), unterstellt, der sich bereits im Vorfeld
einer Notlage manifestiere (vgl. Berghahn et al. 2007, 59-64).

Dass die Einstandsregelung fur die Arbeitsteilung in der Partnerschaft relevant
ist, wird klar, wenn man sich vor Augen fuhrt, dass der Leistungsanspruch nach
SGB |l verschwindet, sobald die Einkiinfte des Partners bzw. der Partnerin nach
sozialrechtlichem Ermessen zur Existenzsicherung des Haushalts ausreichen
(vgl. ebd., 67). Bedirftige Personen werden in diesem Falle vollstandig oder
zumindest teilweise, wenn die Partnereinkiinfte zu gering sind, auf die Unter-
stlitzung ihrer Partner(innen) und damit auf eine traditionelle Rollenverteilung
verwiesen. Die Erndhrerrolle kann dabei zwar theoretisch auch Frauen zufallen,
dennoch resultiert aus der Regelung eine materielle Abhangigkeit der sozial hil-
febedurftigen Personen und ein asymmetrisches Rangverhaltnis zwischen den
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Partner(inne)n. Beides steht einer gleichberechtigten Arbeitsteilung eher entge-
gen (siehe Abschnitt 5.2.1).

Hinzu kommt, dass mit der sozialrechtlichen Verweisung bzw. dem Nichtleis-
tungsempfangerstatus weitere Nachteile verbunden sind. So erwerben Be-
troffene in der gesetzlichen Rentenversicherung keine Beitragszeiten wie bspw.
im Falle eines Leistungsbezugs nach SGB II, sondern nur Anrechnungszeiten.
Dies wirkt sich negativ auf die spatere Rente aus, womit die materielle Selbstan-
digkeit theoretisch auch in langfristiger Perspektive beeintrachtigt wird (vgl.
Berghahn et al. 2007, 66).

Analog dazu wird es sozialrechtlich nicht beférdert, dass die materielle Abhan-
gigkeit bzw. Unselbstandigkeit der Nichtleistungsempfanger(innen) ein Ende
findet: Sobald Partner(innen) fir ihre Angehdrigen vollstandig einstehen, gelten
die Betroffenen nicht mehr als bedurftig im Sinne des SGB Il. Damit besteht in
der Regel kein Anspruch auf Eingliederungsleistungen, Uberbriickungsgeld,
Existenzgriinderzuschuss oder FrauenférdermalRnahmen mehr (vgl. ebd., 66-
68). Diese Regelung steht, obgleich sie aus Sicht des Sozialrechts konsequent
ist, im Grunde im Kontrast zur ehelichen Wahlfreiheit (siehe Abschnitt 5.3.2).
Berghahn et al. sind sogar der Auffassung, es handele sich um eine mittelbare
Diskriminierung von Frauen, unter anderem weil Frauen infolge der hoheren Er-
werbsintegration und hdéheren Erwerbseinkommen von Mannern starker von
Leistungskirzungen und -ablehnungen betroffen sind (vgl. Berghahn et al.
2007, 68-71).

5.3.5 Steuerrechtliche Regelungen

Auch im Steuerrecht findet sich eine Beeinflussung der familialen Arbeitsteilung
im Sinne eines Vorteils fur traditionelle Modelle. Ehegatten kdnnen sich nach §
26 des Einkommenssteuergesetzes (EStG) zusammen veranlagen lassen.
Wann das sogenannte Splitting vorteilhaft ist, bringt die Forschergruppe um Sa-
bine Berghahn auf den Punkt: ,Die steuerliche Entlastung ist abhangig von der
Einkommensdifferenz und der Héhe des gemeinsam erzielten Einkommens. Je
groRer die Einkommensdifferenz zwischen den Ehepartner(inne)n, desto grofier
ist die Steuerersparnis des Paares” (Berghahn et al. 2007, 77). Nicht- und teil-
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zeiterwerbstatigen Partner(inne)n — meist Frauen — werden somit keine materi-
ellen Anreize firr eine (umfangreichere) Erwerbsbeteiligung gesetzt. Zwar wurde
versucht, den beruflichen Wiedereinstieg durch Einfiihrung des Faktorenverfah-
rens (Steuerklasse IV/ IV anstelle von V/ Ill) attraktiver zu machen. Da die Nut-
zung dieses Verfahrens aber voraussetzt, dass die Partner(innen) jahrlich einen
entsprechenden Antrag stellen, wird dieser Anreiz relativiert (vgl. Senatsverwal-
tung fur Arbeit, Integration und Frauen 2015, 90-91). Insgesamt wird das tradi-
tionelle Ernahrermodell demzufolge weiter privilegiert; gleichberechtigte Mo-
delle profitieren steuerlich nicht (vgl. Berghahn et al. 2007, 75-81).

Hinzu kommt, dass die Option der Zusammenveranlagung lange nur dem tradi-
tionellen Partnerschaftskonzept der Ehe zur Verfligung stand, welches, wie be-
reits gesagt wurde, weiterhin mit eher traditionellen Arbeitsteilungsmustern as-
soziiert ist. Partner(innen) in eingetragenen oder eheahnlichen Partnerschaften
wurden dagegen grundsatzlich getrennt besteuert (vgl. ebd., 76). Fur eingetra-
gene Lebenspartnerschaften hat sich dies zwischenzeitlich gedndert: Nachdem
das Bundesverfassungsgericht die steuerliche Schlechterstellung eingetrage-
ner homosexueller Partnerschaften im Mai 2013 als verfassungswidrig beur-
teilte (vgl. Bundesverfassungsgericht 2013), sind sie seit Juli 2013 steuerlich
gleichgestellt (§ 2 Abs. 8 EStG, vgl. Bundesregierung 2013a).

Eine weitere Offnung des Steuerrechts fiir moderne Lebensformen und damit
potentiell fiir gleichberechtigtere Arbeitsteilungskonzepte kénnte durch die steu-
erliche Gleichstellung nichtehelicher Partnerschaften mit Kindern erreicht wer-
den. Dieser Schritt, zu begrtinden unter anderem mit dem Grundsatz des Schut-
zes der Familie, wurde politisch schon vielfach diskutiert, ohne jedoch ernsthaft
vorangebracht worden zu sein. Allerdings wurde die Bedeutung eines gerech-
teren Steuersystems fir Familien im Beschlusspapier der Gleichstellungsminis-
terkonferenz 2015 hervorgehoben und explizit mit der Forderung nach Rege-
lungen flr nichteheliche Lebensgemeinschaften verbunden (vgl. Senatsverwal-
tung fir Arbeit, Integration und Frauen 2015, 10-11).

5.3.6 Rentenanspriiche und Rentenzugang

Die Absicherung im Alter oder einer geminderten Erwerbsfahigkeit wird in
Deutschland vor allem durch die gesetzliche Rentenversicherung gewahrleistet.
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Beides istim sechsten Sozialgesetzbuch (SGB VI) geregelt und bertihrt die part-
nerschaftliche Arbeitsteilung ebenfalls — einerseits hinsichtlich der Zugangsvo-
raussetzungen, die flr eine Berentung im Leistungsfall erfillt sein miissen, an-
dererseits bezlglich der Rentenhéhe.

Rentenrechtliche Voraussetzungen flir den Zugang zu einer Rente bestehen
unter anderem darin, dass eine rentenspezifisch festgelegte Wartezeit erfullt ist
und Pflichtbeitragszeiten in bestimmtem Umfang vorliegen (§ 43 und § 50 SGB
VI). Aullerdem gelten weitere Voraussetzungen, fur eine Erwerbsminderungs-
rente bspw. das Vorliegen einer erheblichen Minderung der Erwerbsfahigkeit
(siehe Abschnitt 9.1).

Zur Wartezeit zahlen bei Erwerbsminderung alle Kalendermonate des bisheri-
gen Lebensverlaufs, in denen eine Erwerbstatigkeit ausgelbt wurde, fur die
Rentenversicherungsbeitrage geleistet bzw. Entgeltpunkte erworben wurden.
AuRerdem werden diverse beitragsfreie Zeiten berlcksichtigt (§ 51 SGB VI).
Dazu gehoren auch Anrechnungszeiten, die aufgrund von Schwangerschaft
und Mutterschaft erworben wurden, sowie Berlcksichtigungszeiten fir die Er-
ziehung eines Kindes bis zu dessen vollendetem zehnten Lebensjahr und fir
die nichterwerbsmaRige Pflege eines pflegebedirftigen Angehdrigen. Indem
diese Zeiten der Nichterwerbs- und Hausfrauentatigkeit angerechnet werden,
erhalten auch Personen, welche die Wartezeit mit Zeiten einer Erwerbsbeteili-
gung allein nicht erfullen kdnnten, Zugang in eine Rente. Das kommt typischer-
weise den nicht- oder nur in geringem Umfang erwerbstatigen Frauen des tra-
ditionellen Arbeitsteilungsmodells zugute, welche durch die Regelung erwerb-
statigen Personen gleichgestellt werden. Die Regelung setzt keine Anreize fir
eine gleichberechtigte Arbeitsteilung, wenngleich sie einer solchen auch nicht
entgegenarbeitet.

Ahnlich verhalt es sich mit den Pflichtbeitragszeiten, die fir den Zugang in Er-
werbsminderungsrente vorausgesetzt werden. Liegen diese im relevanten Zeit-
raum nicht oder nicht in ausreichendem Umfang vor, wird dieser so weit in die
Vergangenheit verlangert, wie beitragsfreie Zeiten — unter anderem Anrech-
nungs- und Berlcksichtigungszeiten — vorliegen (§ 43 Abs. 4 SGB VI). Das be-
deutet, Zeiten der Kindererziehung und nichterwerbsmaRigen Pflege sind, ne-
ben der Erwerbstatigkeit, fur die Rentenzugangschancen durchaus ebenfalls



52 Arbeitsteilung als gesellschaftliche Institution

bedeutsam. Der Staat setzt auch hier keine Anreize, institutionelle Doppelver-
dienermodelle zu bevorzugen.

Fir die Rentenhohe ist die Arbeitsteilung, wie eingangs gesagt, ebenfalls rele-
vant. Die Hohe einer Erwerbsminderungs- bzw. Altersrente wird mafRgeblich
durch die erworbenen Rentenanspriiche bestimmt, die vor allem aus sozialver-
sicherungspflichtiger Beschaftigung stammen (§ 63 SGB VI; siehe Abschnitt
9.2). Grundsatzlich gilt, dass die Rentenanspriiche umso gréfer sind, je dauer-
hafter und llickenloser eine Person sozialversicherungspflichtig beschaftigt war
und je hdher das erzielte Arbeitsentgelt ausfiel, fur das Beitrage zur Rentenver-
sicherung geleistet wurden. Das Rentenrecht verfolgt somit ein Leistungsprin-
zip, das grundsatzlich fir beide Geschlechter Anreize setzt, einer Erwerbstatig-
keit nachzugehen. Mit Blick auf die traditionelle Arbeitsteilung bedeutet das,
dass die Ernahrerperson in ihrem Lebensverlauf relativ hohe Rentenanspriiche
erwirbt, wahrend die Person in der Hausfrauenrolle geringe oder gar keine An-
spriche erzielt. Im Alter oder im Falle einer Erwerbsminderung ware letztere
also (weiterhin) materiell von ihrem Partner bzw. ihrer Partnerin abhangig.

Allerdings umfasst das Rentenrecht eine Reihe von Regelungen, die einen der-
artigen Nachteil fur die nichterwerbstatigen Partner(innen) relativieren. Es han-
delt sich erstens um die Hinterbliebenenrente, welche den Angehérigen nach
dem Tod einer rentenversicherten Person gezahlt wird, abh&ngig von deren
Rentenanwartschaften (§ 46 SGB VI). Das zentrale Ziel dieser tradierten Insti-
tution war es urspruinglich, einen vorzeitigen Ausfall des Ernadhrereinkommens
fur Hausfrauen dauerhaft, bis zu ihrem Lebensende oder zur Wiederheirat, zu
kompensieren. Heute kann die Hinterbliebenenrente theoretisch beiden Ehe-
gatten bzw. eingetragenen Partner(inne)n zugutekommen, unabhangig vom
Geschlecht und der praktizierten Arbeitsteilung. Indem sie aber weiterhin auch
nichterwerbstatige Partner(innen) absichert, spornt sie diese nicht zur Abkehr
von einer traditionellen Arbeitsteilung an — im Gegenteil: Ein eigenes Einkom-
men kann den Witwen- bzw. Witwerrentenbezug sogar verringern, wenn es die
Hinzuverdienstgrenze Uberschreitet (§ 18a und § 18b SGB V).

Zweitens kdnnen sich Ehe- bzw. eingetragene Lebenspartner, alternativ zur
Hinterbliebenenrente, gemeinsam fiir das sogenannte Rentensplitting (§§ 120a-
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120e SGB VI) entscheiden. Das bedeutet, dass die Rentenanwartschaften, wel-
che seit Beginn der Partnerschaft erworben wurden, summiert und partner-
schaftlich aufgeteilt werden. Der nichterwerbstatige Part innerhalb eines Ernah-
rermodells erhalt als Ausgleich fiir die Ubernahme der unbezahlten Haus- und
Familienarbeit die Halfte der gemeinsamen Anwartschaften. Zwar verzichtet er
damit auf eine Hinterbliebenenrente, kommt aber stattdessen in den Besitz ei-
gener Rentenspruche zur Sicherung im Alter oder bei Invaliditat. Eine vergleich-
bare Option bietet der sogenannte Versorgungsausgleich (§ 76 SGB VI) im Falle
einer Scheidung bzw. Auflésung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft. Er
stellt eine dritte Institution dar, mit der versucht wird, den durch eine Hausfrau-
entatigkeit ausgebliebenen Erwerb eigener Rentenanspriiche auszugleichen.

Alle drei Regelungen — Hinterbliebenenrente, Rentensplitting und Versorgungs-
ausgleich — gelten nur fir Ehepaare bzw. eingetragene Lebenspartnerschaften
im Sinne einer Privilegierung der Ehe (siehe Abschnitt 2.2.1). Sie sichern die
Inhaber(innen) der Hausfrauenrolle gegen einen durch Scheidung oder Tod der
Ernahrerperson bedingten Wegfall der Einkommensgrundlage ab und tragen
damit zum Fortbestand der traditionellen Arbeitsteilungsmuster bei.

Ein vierter Aspekt des Rentenrechts, der das institutionalisierte Erndhrermodell
stabilisiert, betrifft die Elternschaft. Der Elternteil, der zugunsten der Kinderer-
ziehung auf eine Erwerbsbeteiligung verzichtet, erhalt fur die Erziehungszeit —
in der Regel bis zum vollendeten dritten Lebensjahr jedes Kindes — Rentenan-
wartschaften in Héhe eines Entgeltpunkts pro Jahr (§ 56 und § 70 Abs. 2 SGB
VI). Er erwirbt also die gleichen Rentenanwartschaften wie ein(e) in Vollzeit Er-
werbstatige(r) mit einem durchschnittlichen Einkommen. Zumindest fir Perso-
nen, die aufgrund von Arbeitslosigkeit oder eines niedrigen Erwerbseinkom-
mens jahrlich weniger als einen Entgeltpunkt erzielen, stellt das einen klaren
Anreiz gegen eine Erwerbsbeteiligung wahrend der friihen Elternschaft dar.
Eine traditionelle Arbeitsteilung mit asymmetrischem Geschlechterverhaltnis
wird befordert. Ist das Arrangement dann erst eingespielt, gelingt die Riickkehr
bzw. der Ubergang zu einem gleichberechtigten Modell meist umso schwerer.®

6 Dies gilt grundsatzlich, also auch fiir andere Beispiele.
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Die Arbeitsteilung wird somit durch die rentenrechtliche Regelung mdglicher-
weise sogar auf Dauer gepragt.

5.3.7 Arbeitsmarktpolitische Regelungen

Ein weiterer grundlegender Faktor im Spannungsfeld ist die geschlechtsspezifi-
sche Arbeitsmarktpolitik, welche unter anderem die Erwerbs- und Karrierechan-
cen mitgestaltet. Wie mit Blick auf kulturelle Faktoren im Spannungsfeld (siehe
Abschnitt 5.2.1) bereits anklang, stellt eine Erwerbsbeteiligung in der deutschen
Gesellschaft flir beide Geschlechter eine Selbstverstandlichkeit dar, sei es aus
Grunden der Selbstverwirklichung oder aus materiellen Erwagungen. Die Er-
werbs- und Karrierechancen von Frauen sind aber bei gleicher Qualifikation
deutlich schlechter als jene der Manner (siehe Abschnitt 5.4.1 und 5.4.2).

Anknipfend an das behandelte Gleichberechtigungsgebot (siehe Abschnitt
5.3.1) ist der Staat verpflichtet, auch am Arbeitsmarkt auf eine Gleichberechti-
gung von Frauen und Mannern hinzuwirken. Dennoch gibt es bisher, zumindest
mit Blick auf eine qualifizierte Beschaftigung, fir Frauen ,keine hinreichend ef-
fektive Forderung beim Berufseinstieg, -aufstieg oder -wiedereinstieg” (Berg-
hahn et al. 2007, 7). Dass das Thema aber immerhin mittlerweile sozialpolitisch
wahrgenommen wird, wird daran deutlich, dass bereits Konzepte und Leitsatze
fur eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf entwickelt wurden (bspw.
BMFSFJ 2015b, 26-27). Dartber hinaus wurden Netzwerke gebildet und etliche
Modellprojekte initiiert (ebd., 28-29; BMFSJ 2015a, 14-41).

Was allerdings offensichtlich, vor allem in der Privatwirtschaft, weiterhin fehlt,
sind verbindliche, umfassende Konzepte und deren rechtliche Fixierung. Die
bisherigen Regelungen beziehen sich immer nur auf Teilbereiche des Sachver-
halts, so z. B. das Verbot einer Benachteiligung aufgrund des Geschlechts im
eingangs erwahnten Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (§ 7 AGG) oder
das Verbot einer Diskriminierung von Beschéaftigten wegen des Arbeitszeitmo-
dells im Teilzeit- und Befristungsgesetz (§ 4 TzBfG). Auch zur Frauenquote fiir
Fuhrungspositionen, die 6ffentlich sehr kontrovers diskutiert wurde, wurde eine
Einzelregelung — das Gesetz fur die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und
Mannern an Fuhrungspositionen in der Privatwirtschaft und im o6ffentlichen
Dienst (FihrposGleichberG) — verabschiedet. All diese Aspekte sind wichtige
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Schritte auf dem Weg zu einer gleichberechtigten Arbeitsteilungspraxis. Sie rei-
chen aber nicht aus, um den Institutionalisierungsprozess nachhaltig zu pragen
(vgl. auch Berghahn et al. 2007, 7).

Fir Paare ist es dementsprechend in der Praxis weiterhin schwierig, eine gleich-
berechtigte Arbeitsteilung mit zwei erwerbstatigen Partner(inne)n zu realisieren.
Dies gilt insbesondere in der Phase der Elternschaft. Die sozialstaatliche For-
derung der gleichberechtigten Arbeitsteilung ist noch gering; traditionelle Insti-
tutionen werden weiterhin reproduziert.

5.3.8 Klindigungsregeln im Arbeitsrecht

Eng mit dem vorangegangenen Punkt verbunden sind arbeitsrechtliche Rege-
lungen, die sich ebenfalls zum Teil auf die partnerschaftliche Arbeitsteilung be-
ziehen. So gibt das Kundigungsschutzgesetz abgeleitet vom Schutz der Ehe
und Familie laut Grundgesetz (siehe Abschnitt 2.2.1) vor, dass bei betriebsbe-
dingten Kindigungen eine Sozialauswahl stattzufinden hat. Diese berlicksich-
tigt, neben der Dauer der Betriebszugehorigkeit und Behinderungen, unter an-
derem Unterhaltspflichten der Beschaftigten (§ 1 Abs. 3 KSchG). Zwar werden
Arbeitnehmer(innen), die den Lebensunterhalt ihrer Lebensform als Haupt- oder
Alleinverdiener(innen) erwirtschaften, nach heutiger Rechtsauffassung nicht
mehr grundsatzlich gegenuber Doppelverdienern bevorzugt. Da aber bei der
Sozialauswahl die Anzahl der unterhaltsberechtigten Personen relevant ist,
droht Arbeitskraften, die eine gleichberechtigte Arbeitsteilung praktizieren, eher
eine Kiindigung: lhre erwerbstatigen Partner(innen) zahlen, anders als nichter-
werbstatige Partner(innen) im Ernahrermodell, mehrheitlich nicht als unterhalts-
pflichtige Personen. Nur wenn die Einkilinfte der Partner(innen) sehr gering sind
oder beide Erwerbseinkommen offensichtlich fur die materielle Existenzsiche-
rung notwendig sind, wird juristisch von dieser Sicht abgewichen (vgl. Berghahn
et al. 2007, 71-75). Gleichberechtigt arbeitsteilige Paare werden damit tenden-
ziell gegenliber Paaren mit traditioneller Arbeitsteilungspraxis benachteiligt.

Hinzu kommt eine weiterer Aspekt: Wenn Frauen geringere Erwerbseinklinfte
erzielen als ihre mannlichen Partner, was empirisch oftmals der Fall ist (siehe
auch Abschnitt 6.3), werden ihnen tendenziell seltener Unterhaltspflichten an-
gerechnet als bspw. mannlichen Beschaftigten, die mehr verdienen als ihre
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Partnerinnen oder gar Alleinverdiener sind. Die entsprechenden Frauen ziehen
in der Folge bei Kiindigungen eher den Kiirzeren (vgl. ebd.). Laut Berghahn et
al. besteht darin eine mittelbare Diskriminierung von Frauen (ebd., 74). Zudem
kann jede Kundigung den weiteren Erwerbsverlauf und die Chancen auf eine
materielle Selbstandigkeit beeintrachtigen.

Insgesamt karikiert die Regelung der Sozialauswabhl die Institution einer gleich-
berechtigten Arbeitsteilung bzw. privilegiert traditionell ausgerichtete Modelle.

5.3.9 Offentliche Kinderbetreuung und familienbezogene Regelungen

Die Kinderbetreuung ist eine weitere wichtige Stellschraube der geschlechts-
spezifischen Erwerbsbeteiligung und partnerschaftlichen Arbeitsteilung. Insbe-
sondere eine umfassende und preisglnstige staatliche Kinderbetreuung er-
leichtert es beiden Eltern, einer Erwerbstatigkeit nachzugehen (siehe Abschnitt
7.2).

In sozialstaatlicher Perspektive gilt die Erziehung und Betreuung von Kindern in
Deutschland unter Berufung auf das Subsidiaritatsprinzip grundsatzlich als Auf-
gabe der Eltern. Dennoch stellt der Staat eine 6ffentliche Kinderbetreuung be-
reits fur Kleinkinder zur Verfligung. Seit dem 1. August 2013 besteht sogar ab
dem vollendeten ersten Lebensjahr des Kindes ein Rechtsanspruch auf eine
sogenannte ,frihkindliche Férderung in einer Tageseinrichtung oder in Kinder-
tagespflege” (§ 24 Abs. 2 SGB VIII). Zuvor hatten Kinder erst ab dem vollende-
ten dritten Lebensjahr des Kindes einen verbindlichen Betreuungsanspruch
(vgl. Krack-Roberg et al. 2011, 37). Die Neuregelung zielt vor allem auf eine
bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf und tragt insofern dazu bei, eine
gleichberechtigte Arbeitsteilung zu foérdern.

Allerdings ist offen, ob der Rechtsanspruch in der Praxis zeitnah flachende-
ckend realisiert werden kann. Denn trotz des durch die Bundesregierung initi-
ierten und finanziell unterstutzten Ausbaus der 6ffentlichen Kinderbetreuung —
verankert im Gesetz zum weiteren quantitativen und qualitativen Ausbau der
Kindertagesbetreuung (Bundesregierung 2014, 2411-2413) — fehlt es bisher zu-
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mindest bezugnehmend auf frihere Bedarfsschatzungen an einer ausreichen-
den Zahl von Betreuungsplatzen.” Sozialpolitisch werden zwar gute Zuwéchse
der Betreuungsquoten vermeldet, gleichsam wird am Ziel des weiteren Ausbaus
der Kindertagesbetreuung festgehalten (BMFSFJ 2015b, 9-11, 26).

Ist die Zahl der Betreuungsplatze begrenzt und ist die (staatliche) Kinderbetreu-
ung demzufolge nicht gesichert, erschwert dies den Eltern nach einer Erwerbs-
unterbrechung grundsatzlich die Riickkehr ins Erwerbsleben. Das gilt insbeson-
dere fur Leistungsbezieher(innen) nach SGB II, bei denen die Kostenlber-
nahme fir eine Kindertagesbetreuung teilweise an eine konkrete Aussicht auf
Beschaftigung geknipft ist (§ 16a SGB Il), wahrend potentielle Arbeitgeber ihre
Entscheidung fiir eine(n) Bewerber(in) bzw. die Zusage an eine bereits gere-
gelte Betreuung binden.

Des Weiteren wurden zeitgleich mit dem neuen Rechtsanspruch durch den Ge-
setzgeber auch Anreize geschaffen, die den Schritt hin zu einer gleichberech-
tigteren Arbeitsteilung unterlaufen. Unter dem Vorwand, eine grofkere Wahlfrei-
heit fur Eltern erzielen zu wollen und eine hausliche Betreuungszeit insbeson-
dere auch fur Manner zu einer Option zu machen, wurde 2013 eine Regelung
zum Betreuungsgeld (Abschnitt 2 des BEEG; Bundesregierung 2013b) verab-
schiedet. Danach erhalten Eltern, die ihre einjahrigen Kinder bis zur Vollendung
des dritten Lebensjahrs selbst betreuen und somit keinen 6ffentlichen Betreu-
ungsplatz beanspruchen, ein einkommensunabhangiges Betreuungsgeld. Das
heil’t, die Entscheidung fur eine traditionelle Arbeitsteilung wird sozialstaatlich
entlohnt. Obgleich das Betreuungsgeld mit 150 Euro pro Kind und Monat be-
grenzt ist, stellt es zumindest fir Personen mit eher geringen Einkinften bzw.
mehreren Kindern eine relevante Option dar — auch angesichts der erwahnten
begrenzten Zahl an Betreuungsplatzen. Der Anreiz, die Erwerbstatigkeit zu un-

7 Nach Schatzungen der Bundesregierung liegt der bundesweite Bedarf an Betreuungs-
platzen etwa bei 780.000 (vgl. Bundesregierung 2015). Bis Marz 2015 standen nicht ein-
mal 694.00 Platze zur Verfugung (vgl. Statistisches Bundesamt 2015c). Die Diskrepanz
ist mit Blick auf die Betreuungsquote mdéglicherweise sogar gréer: Nur 35,8 % der ein-
bis unter zweijahrigen und 61,3 % der zwei- bis dreijahrigen Kinder wurde 2015 &ffentlich
betreut (vgl. ebd.).
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terbrechen, ist dabei in der Regel erneut — wegen des begrenzten Leistungs-
umfangs und der meist geringeren Einkiinfte der Frauen — flir Mitter grofer als
fur Vater. Die Leistung stand deswegen als ,Herdpramie” stark in der Kritik. Zwi-
schenzeitlich hat das Bundesverfassungsgericht das Gesetz sogar als verfas-
sungswidrig erklart und aulRer Kraft gesetzt (Bundesverfassungsgericht 2015).8
Nichtsdestotrotz kann das Bereuungsgeld auf Landerebene bestehen bleiben,
was derzeit zum Beispiel in Bayern geplant ist.

Auch Uber das Betreuungsgeld hinaus existieren Regelungen, die erwerbstati-
gen Eltern ganz offenkundig den Weg daflr ebnen, die Kinderbetreuung inner-
halb der Familie zu bewaltigen. So sind bspw. familienbedingte Erwerbsunter-
brechungen arbeitsrechtlich ebenso geregelt (§ 15 BEEG, §§ 3-8 MuSchG), wie
die materielle Vergiitung dieser Tatigkeiten (z. B. § 13 MuSchG; § 2 BEEG).
Sozialstaatlich und gesetzgeberisch wird die Kinderbetreuung demzufolge wei-
terhin eindeutig als eine Familienaufgabe behandelt. Der Staat setzt diesbeziig-
lich an vielen Stellen Anreize fiir traditionelle Arbeitsteilungskonzepte und tragt
damit zu deren Reproduktion bei.

5.3.10  Fazit zur Einflussnahme des Sozialstaats bzw. der Sozialpolitik

Die Rolle des Sozialstaates im Kraftedreieck ist, so wurde deutlich, widerspriich-
lich. Auf der einen Seite schafft er die Rahmenbedingungen fir moderne Ar-
beitsteilungsmodelle, indem z. B. die Gleichberechtigung der Geschlechter als
ein elementarer Passus in der deutschen Verfassung verankert ist. Der Verfas-
sungsgrundsatz schlagt sich in verschiedenen Gesetzen und sozialstaatlichen
Regelungen nieder. So ist bspw. rechtlich geregelt, dass die Entscheidung tiber
die partnerschaftliche Arbeitsteilung durch die Eheleute bzw. eingetragenen
Partner(innen) zu treffen ist und es ausdriicklich beiden Seiten frei steht, einen
Beruf auszuuben. Das Sozial-, Unterhalts- und Rentenrecht legt mittlerweile bei-
den Partner(inne)n nahe, einer Erwerbstatigkeit nachzugehen, um bspw. im Al-
ter, bei Erwerbsminderung oder im Trennungsfall wirtschaftlich selbstéandig zu

8 Die Begriindung ist eher formaler Natur: Die Leistung sei ,zur Herstellung gleichwertiger
Lebensverhaltnisse im Sinne des Art. 72 Abs. 2 GG nicht erforderlich® (Bundesverfas-
sungsgericht 2015, Randziffer 15) und daher verfassungswidrig. Weil der Bund nicht zu-
standig sei, greife das Gesetz ,schwerwiegend in die Landerzusténdigkeiten ein“ (ebd.).
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sein. Fir die anfallenden hauslichen Aufgaben einschlieRlich der familialen Kin-
derbetreuung sind, dem derzeitigen sozialstaatlichen Regelwerk zufolge, nicht
mehr nur die Frauen, sondern beide Partner bzw. Elternteile verantwortlich. Dar-
Uber hinaus wird politisch daran gearbeitet, Eltern starker von Familienaufgaben
zu entlasten und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu verbessern. Ein
Schritt dahin ist der 2015 eingeflihrte Rechtsanspruch auf einen staatlichen Be-
treuungsplatz ab dem vollendeten ersten Lebensjahr des Kindes.

Auf der anderen Seite setzt der Sozialstaat weiterhin an vielen Stellen indirekte
oder sogar direkte Anreize, eine traditionelle Arbeitsteilung zu praktizieren. So
wurde dem zuletzt angesprochenen Rechtsanspruch auf staatliche Kinderbe-
treuung eine materielle Vergiitung fur die Betreuung der Kinder durch die Eltern
gegenubergestellt. Auch im Rentenrecht wird die Betreuungsleistung in den ers-
ten drei Lebensjahren der Kinder grozligig — mit einem Entgeltpunkt pro Jahr,
entsprechend einer vollen Beitragszahlung von Durchschnittsverdienern — ver-
glitet. In beiden Fallen sind die Anreize so gestaltet, dass sich die Ubernahme
der Betreuungsaufgabe und damit der Erwerbsausstieg vor allem fiir Frauen
rechnet, da diese in der Partnerschaft meist die geringeren Erwerbseinkunfte
beziehen und die Erwerbstatigkeit infolge der Mutterschaft ggf. ohnehin tempo-
rar unterbrechen mussten (und wollten).

Der aufgrund dessen meist durch die Frauen vollzogene Erwerbsaustritt wird
ferner befoérdert, indem die Haus- und Familienarbeit unter anderem im Unter-
haltsrecht — trotz der 0. g. Anregung zu einer Erwerbsbeteiligung — noch immer
als adaquater Beitrag zur gemeinsamen Existenzsicherung gilt. Im Fall einer
Trennung oder des Todes der Partner(innen) sind die nichterwerbstatigen Part-
ner(innen) auferdem sozialstaatlich abgesichert, obgleich die entsprechenden
Leistungen der Expartner(innen) bzw. der Rentenversicherung (Hinterbliebe-
nenrente) nicht mehr den hohen Umfang vergangener Jahre erreichen. Selbst
das Steuerrecht bietet fuir Paare mit traditionellem Ernahrermodell weiterhin gro-
Rere Verglnstigungen als flr gleichberechtigt erwerbstatige Paare mit ver-
gleichbaren Einklnften.

Insgesamt macht der Sozialstaat somit zwar den Weg frei fur eine Institutionali-
sierung moderner Arbeitsteilungsmuster, regt aber nicht konsequent dazu an,
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sich von traditionellen Konzepten abzuwenden. Dass er ein Nebeneinander bei-
der Institutionen bewirkt, ist — auch mit Blick auf die Wahlfreiheit — unproblema-
tisch. Dass aber weiterhin gezielte Anreize fur das kulturell Gberholte Modell
gesetzt werden, welches Frauen bzw. Mtter in die Rolle materiell unselbstan-
diger Hausfrauen drangt, ist in Hinblick auf die geltenden Geschlechterbilder,
die sozialstaatliche Forderung nach einer héheren Frauenerwerbsbeteiligung
bzw. mehr materieller Selbstandigkeit sowie die starke Nachfrage des Marktes
nach Fachkraften kontraproduktiv. Hinzu kommt, dass die Anreize die Arbeits-
teilung oftmals auf Dauer beeinflussen, weil die Riickkehr ins Erwerbsleben in-
folge eines familienbedingten Erwerbsausstiegs haufig nicht oder nur zu
schlechten Bedingungen gelingt.

5.4 Einflussfaktor ,,(Arbeits-)Markt*

Bereits in Abschnitt 2.2 wurde angesprochen, dass Lebensformen und Erwerbs-
system als soziale Systeme wechselseitig aufeinander bezogen sind und im
funktionalen Austausch stehen. Dementsprechend wird auch die Institutionali-
sierung partnerschaftlicher Arbeitsteilungsmuster durch das Erwerbssystem
bzw. die Ubergeordneten Ebenen Arbeitsmarkt und Markt relevant mitbeein-
flusst.

Der Markt agiert allerdings nicht losgelést von anderen Faktoren des Span-
nungsfelds. Er wird unter anderem sozialstaatlich reglementiert (siehe Abschnitt
5.3.8 und 5.3.7), wodurch sein Wirkungsspielraum teilweise begrenzt wird
(siehe auch Kapitel 7). Zum anderen ist er kulturellen Institutionen, wie bspw.
der geschlechtsspezifischen Erwerbskultur (siehe Abschnitt 5.2.2), verhaftet
und richtet sein Handeln an diesen aus. An welchen Stellen der Markt — und
insbesondere der Arbeitsmarkt — vor diesem Hintergrund auf die institutionelle
Ausbildung, Verfestigung oder Veranderung von Arbeitsteilungsmustern ein-
wirkt, wird nachfolgend an drei relevanten Beispielen beschrieben.

5.4.1 Horizontale und vertikale Segregation

Fir eine gleichberechtigte Arbeitsteilung bzw. fiir eine freie Entscheidung tber
die partnerschaftliche Arbeitsteilung ist es essentiell, dass beide Partner(innen)
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Zugang zum Arbeitsmarkt haben. Dies ist in Deutschland ausgehend von den
kulturellen und staatlichen Rahmenbedingungen grundsatzlich der Fall (siehe
Abschnitt 5.2.1 und 5.3.1).

Allerdings kennzeichnet den deutschen Arbeitsmarkt eine geschlechtsspezifi-
sche Segregation (vgl. Allmendinger et al. 2008, 23-24; BMFSFJ 2013, 138).
Das bedeutet, dass Frauen und Manner in getrennten Bereichen des Erwerbs-
systems verortet werden. Sie werden zum einen — flankiert von geschlechtsspe-
zifischen Sozialisations- und Bildungswegen — haufig in typisch mannliche oder
typische weibliche Branchen und Berufe gesteuert (horizontale Segregation).
Diese sind meist eng an die traditionellen Geschlechterrollen gekniipft — bspw.
ergreifen Frauen oft Lehr- oder Pflegeberufe, Manner eher Berufe in Handwerk
und Industrie. Wie bereits in Hinblick auf die geschlechtsspezifische Erwerbs-
kultur geaufRert wurde, gehen die entsprechenden Tatigkeiten fir Frauen in der
Regel mit einer geringeren Bezahlung und niedrigeren beruflichen Stellungen
als fir Manner einher (vgl. BMFSFJ 2013, 137-139; Allmendinger et al. 2008,
23-24; Kriger 1995, 208-212).

Empirisch lasst sich das unter anderem damit untermauern, dass Frauen deut-
lich haufiger als Manner Tatigkeiten im Niedriglohnsektor austben und auch
ungeachtet der Qualifikation eine messbare Differenz der durchschnittlichen
Einkunfte (Gender-Pay-Gap) besteht (vgl. Kalina/ Weinkopf 2014, 4-5; BMFSFJ
2013, 137-146, BMFSFJ 2008, 10-15).

Zum anderen bietet der Arbeitsmarkt Frauen und Mannern verschiedene Ent-
wicklungs- und Karrierechancen (vertikale Segregation). Frauen gelangen em-
pirisch wesentlich seltener in hohe bzw. Fihrungspositionen als Manner (vgl.
BMFSFJ 2013, 133-137; BMFSFJ 2008, 10-11; Allmendinger et al. 2008, 23-
24). Das gilt auch fur Arbeitsbereiche mit einem typischerweise hohen Frauen-
anteil, wie bspw. die 6ffentliche Verwaltung oder Universitaten: Leitungsposten
und Professuren sind selten mit Frauen besetzt. Der Arbeitsmarkt leitet Frauen
demzufolge, vor allem wenn sie typische Frauenberufe austiben, in benachtei-
ligte Erwerbsverlaufe und berufliche ,Sackgassen ohne Karriereanschluf3* (Kri-
ger 1995, 212).
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Fir die partnerschaftliche Arbeitsteilung bedeutet das, dass der Arbeitsmarkt
eher traditionelle Institutionen festigt. Durch die geschlechtsspezifische Segre-
gation wird die Rolle der Manner als Haupteinkommensbezieher tendenziell ge-
starkt. Dadurch entsteht, wie beschrieben, ein asymmetrisches Rangverhaltnis
zwischen den Geschlechtern (siehe Abschnitt 5.2.1), welches vor dem Hinter-
grund von familienbedingten Erwerbsunterbrechungen auch langfristig zulasten
der Erwerbs- und Einkommenschancen von Frauen geht.

5.4.2 lllegitime Zugangskriterien

Wie zuvor gesagt, steht der Arbeitsmarkt in Deutschland beiden Geschlechtern
bzw. Partner(inne)n offen. Wie deren Erwerbsbeteiligung — auch vor dem Hin-
tergrund der geschlechtsspezifischen Segregation — konkret ausfallt und welche
partnerschaftliche Arbeitsteilung sich ergibt, ist auch eine Frage der Kriterien,
nach denen der Arbeitsmarkt den Zugang zu Arbeitsplatzen steuert. Welche
Kriterien angesetzt werden, ist unter anderem abhangig von Branche, Position
und Tatigkeitsfeld. Legitime Aspekte sind insbesondere der formale Berufsab-
schluss, stellenrelevante Kenntnisse, Fahigkeiten und Fertigkeiten, aber auch
die berufliche Erfahrung. Andere Aspekte, wie persénliche Merkmale von Be-
werber(inne)n, die objektiv nichts mit der Eignung fiur einen Arbeitsplatz zu tun
haben, dirfen hingegen nach geltendem Recht (vor allem dem Gleichstellungs-
gebot nach Artikel 3 GG) nicht herangezogen werden.

Dennoch ist davon auszugehen, dass der deutsche Arbeitsmarkt auch auf ille-
gitime Kriterien wie bspw. das Geschlecht zurlickgreift und diesbezuglich
Frauen die berufliche Etablierung erschwert. Recherchen des Bundesministeri-
ums fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend zufolge, lassen sich dafiir empi-
rische Belege finden. So hatten Frauen gegenwartig auch bei gleicher Qualifi-
kation schlechtere Erwerbschancen als Manner (vgl. BMFSFJ 2013, 128-129).
Betroffen sind, neben dem Zugang zu Arbeitslatzen, auch die Chancen auf eine
vorteilhafte berufliche Stellung und Entgeltposition (vgl. ebd.; BMFSFJ 2008,
10-11; Allmendinger et al. 2008, 25).

Ursachlich fir die schlechteren Chancen sind wahrscheinlich allem voran ge-
schlechtsspezifische Zuschreibungen. Akteure des Arbeitsmarkts verknipfen
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das Geschlecht haufig, im Sinne der geschilderten Erwerbskultur, mit Erwartun-
gen zu Kompetenz, Leistungsfahigkeit, Einsatzbereitschaft, Karriereorientie-
rung usw. (siehe Abschnitt 5.2.2). Frauen werden dabei typischerweise als
marktferner oder weniger geeignet bewertet als Manner — zumindest, wenn es
um qualifizierte Stellen oder typische Mannerberufe geht (vgl. Kerschgens
2009, 18-19).°

Die Zuschreibungen sind unabhangig von tatsachlichen Eigenschaften und Ori-
entierungen der Bewerber(innen); sie kdbnnen sogar im direkten Gegensatz
dazu stehen. Allerdings kommen sie bei der Stellenbesetzung am Arbeitsmarkt
in der Regel nicht offen zur Sprache, weil sie, wie gesagt, nicht mit dem Gleich-
berechtigungsgebot vereinbar sind. Sie gehen stattdessen bspw. mittelbar in die
Beurteilung des Auftretens oder der fachlichen Kompetenz der weiblichen und
mannlichen Bewerber(innen) ein, ohne dass diese dazu Stellung nehmen kén-
nen. Insbesondere aufgrund dieser versteckten Verwendung von geschlechts-
spezifischen Zuschreibungen als Zugangskriterium kann man von einer unge-
rechtfertigten Schlechterstellung von Frauen im Wettbewerb um Arbeitsplatze
sprechen (vgl. Allmendinger et al. 2008, 25; Ostner 1995, 4).

Die zuvor thematisierte vertikale Segregation (siehe Abschnitt 5.4.1) steht mit
der Verwendung solcher illegitimen Auswabhlkriterien in Zusammenhang.

Es liegt auf der Hand, dass die ungleichen Zugangs- und Platzierungschancen
der Geschlechter eine Barriere fir die Umsetzung gleichberechtigter Arbeitstei-
lungsmodelle darstellen. Zwar kénnen Frauen erwerbstatig und dabei auch er-
folgreich sein, Manner sind ihnen aber mit Blick auf die berufliche Stellung und
die Einkommensposition in der Regel weiterhin Uberlegen. Partnerschaftlich
fuhrt der Sachverhalt dazu, dass familienbedingte Erwerbseinschréankungen
etc. weiterhin meist von Frauen geschultert werden. Manner nehmen dagegen
die Rolle der Haupteinkommensbezieher ein. Der Arbeitsmarkt befordert damit
die Reproduktion der traditionellen Arbeitsteilungsinstitutionen.

9 Fir Frauenberufe gilt im Grunde das Gegenteil, weil diese, wie geschildert, mit Anforde-
rungen assoziiert werden, die als typisch weiblich verstanden werden. Solche Berufe sind
jedoch, wie ebenfalls bereits gesagt wurde, nicht unbedingt attraktiv.
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54.3 Beschéftigungsbedingungen

Anknupfend an die beiden zuvor behandelten Aspekte, sind auch die konkreten
Beschaftigungsbedingungen am Arbeitsmarkt relevant dafiir, welche Arbeitstei-
lung dauerhaft realisiert werden kann. Ein erster wichtiger Faktor ist die Arbeits-
zeit, die sowohl den Zeitumfang als auch die Lage der Arbeitszeit (wochentags
vs. am Wochenende, tagsuber vs. nachts usw.) umfasst.

Die Zeitstrukturen am Arbeitsmarkt sind heutzutage entgrenzt: Beschaftigungs-
verhaltnisse sind in steigendem Mal} von unregelmafigen Arbeitszeiten, wie z.
B. Schicht- und Wochenendarbeit gekennzeichnet. Hinzu kommen hohe Zeiter-
fordernisse aufgrund der erwarteten raumlichen Mobilitat sowie durchlassigere
Grenzen zwischen Arbeits- und Freizeit (vgl. Jurczyk 2010, 242-243). Derartige
Verhéltnisse machen die Auslibung einer Erwerbstatigkeit unter Umstanden be-
lastungsreich — vor allem, wenn daneben private Verpflichtungen bezuglich
Partnerschaft und Familie bestehen. Eine (vollschichtige) Erwerbsbeteiligung
beider Partner(innen) wird, insbesondere fur Familien, erschwert (vgl. Becker-
Schmidt 1984, 24-25; Jurczyk 2010, 241-243).

Ein Konzept, dass den gegenwartigen zeitlichen Anforderungen des Arbeits-
markts besser als das Doppelverdienermodell entspricht, obgleich es bereits
aus der Nachkriegszeit stammt, ist der Anderthalb-Personen-Beruf (vgl. Becker-
Schmidt 1983, 24-25). Der Begriff beschreibt ein Grundprinzip des Arbeitsmark-
tes: Wer beruflich vorankommen will, muss zeitlich flexibel sein und mehr als
andere leisten, eben 150 Prozent. Damit ein solcher Einsatz mdglich ist, ist die
Unterstlitzung durch einen Partner bzw. eine Partnerin nétig, welche(r) die Stel-
leninhaber(innen) von den Haus- und Familienpflichten entbindet. Die partner-
schaftliche Arbeitsteilung wird somit traditionell ausgestaltet. Fir die untersttit-
zenden Partner(innen) verbleiben keine oder nur geringe Kapazitaten fir eine
eigene Erwerbsbeteiligung (vgl. ebd.; Krliger 1995, 202-203). Greifen Paare auf
ein solches Konzept zuriick, geht es, wie bereits mehrfach gesagt wurde, in der
Regel zulasten der Erwerbsbeteiligung der Frauen.

Es Iasst sich festhalten, dass die gegenwartigen Arbeitszeitstrukturen noch im-
mer mit traditionellen Arbeitsteilungsmodellen verhaftet sind. Frauen werden —
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auch vor dem Hintergrund der in Abschnitt 5.4.1 und 5.4.2 angesprochenen ge-
schlechtsspezifischen Zugangs- und Platzierungschancen am Arbeitsmarkt —
oftmals in geringfligige oder Teilzeitstellen gedrangt, die es erlauben, neben der
Arbeit auch private bzw. familidre Verpflichtungen zu erfillen (BMFSFJ 2013,
111-112). Mé&nnern wird dagegen der Weg zu Vollzeitstellen mit hohen Anfor-
derungen an die zeitliche Flexibilitat geebnet (ebd., 111-114). Eine gleichbe-
rechtigte Arbeitsteilungspraxis wird demzufolge seitens des Arbeitsmarkts nicht
befdrdert, wenn nicht sogar erheblich erschwert.

Nichtsdestotrotz lassen sich an anderer Stelle Angebote des Marktes identifi-
zieren, die einer Erwerbsbeteiligung beider Geschlechter trotz moderner Ar-
beitszeitanforderungen entgegenkommen. Es handelt sich um familien- und
haushaltsnahe Dienstleistungen, wie privatwirtschaftliche Angebote zu Kinder-
betreuung und Pflege, Raum- und Textilpflegedienstleistungen, Lebensmittel-
lieferdienste und gastronomische Services. Sie entlasten theoretisch beide
Partner(innen) von hauslichen Tatigkeiten und kdnnen so helfen, den Zeitanfor-
derungen des Erwerbssystems gerecht zu werden bzw. die Belastungen zu mil-
dern. Da die Angebote Uberwiegend privat finanziert werden muissen, kommt
eine umfangreiche Inanspruchnahme solcher Dienstleistungen allerdings nur
fur materiell gutsituierte Personen bzw. Lebensformen in Frage. Hinsichtlich der
partnerschaftlichen Arbeitsteilung profitieren nur Paare, deren Erwerbsarbeits-
zeit (bspw. Aufstockung von Teilzeit auf Vollzeit) mehr Geld einbringt, als die
ausgelagerte Dienstleistung kostet. Dies trifft insbesondere auf gut qualifizierte
Personen zu. Der Markt setzt demnach nur fiir einen bestimmten Personenkreis
Anreize fiir eine gleichberechtigte Arbeitsteilung.

Ein zweiter Faktor ist die Bezahlung. Im Vorfeld wurde bereits deutlich, dass die
geschlechtsspezifische Segregation des Arbeitsmarktes und die ungleichen Zu-
gangschancen dazu fuhren, dass Frauen im Vergleich zu Mannern haufiger
schlechter entlohnte Tatigkeiten ausiiben. Das hat zum Teil mit der ungunstige-
ren beruflichen Platzierung bzw. den geringeren Aufstiegschancen, zum Teil
aber auch mit dem geringeren Arbeitszeitumfang zu tun. Hinzu kommt, dass
Frauen bei Lohnverhandlungen Ublicherweise schlechtere Resultate erzielen
als Manner (vgl. BMFSFJ 2013, 137-142). Bezuglich der Arbeitsteilung fihrt
eine unterschiedliche Einkommensposition, wie ebenfalls bereits konstatiert
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wurde, zu einem asymmetrischen Rangverhaltnis zwischen den Partner(inne)n.
Sie steht einer gleichberechtigten Arbeitsteilungspraxis entgegen bzw. beférdert
traditionelle Modelle.

Ein dritter Aspekt, Uber den die Beschaftigungsbedingungen auf die partner-
schaftliche Arbeitsteilung wirken, ist der Arbeitsvertrag. Er ist eng mit den beiden
zuvor genannten Faktoren verknUpft. Besteht ein befristeter Arbeitsvertrag bzw.
ist die Zukunft der Beschaftigung aus anderen, z. B. unternehmerischen Griin-
den unsicher, kann dies ein handfestes Argument sein, im Falle einer Eltern-
schaft die Erwerbstatigkeit zu unterbrechen — vorausgesetzt der Arbeitsplatz
des Partners bzw. der Partnerin ist glinstiger geregelt. Aufgrund der schlechte-
ren Zugangs- und Platzierungschancen von Frauen, aber auch der meist von
Frauen eingelegten familienbedingten Erwerbsunterbrechungen gelangen
diese haufiger in befristete oder unsichere Arbeitsverhaltnisse als Manner. Der
Arbeitsmarkt fordert auch an dieser Stelle traditionelle asymmetrische Modelle.

Insgesamt tragt der Arbeitsmarkt bezlglich der Beschaftigungsbedingungen
nichts zur Férderung einer gleichberechtigten Arbeitsteilung bei, obgleich eine
Erwerbsbeteiligung beider Geschlechter mit Blick auf den Fachkraftemangel —
auch aus Marktperspektive — durchaus geboten erscheint. Stattdessen werden
weiterhin traditionelle Modelle gestarkt.

544 Fazit zur Einflussnahme des Arbeitsmarkts

Die Einflussnahme des Marktes und insbesondere des Arbeitsmarktes auf die
partnerschaftliche Arbeitsteilung ist insgesamt ziemlich konsequent: Beide Ge-
schlechter erhalten einen Zugang zum Arbeitsmarkt und werden als Arbeits-
krafte genutzt. lhre Platzierung wird aber stark gesteuert. Frauen werden insbe-
sondere in Segmenten eingesetzt, die der traditionellen Frauenrolle entspre-
chen bzw. als ,weiblich® unterstellte Kompetenzen verlangen. Die entsprechen-
den Arbeitsplatze sind hierarchisch oft niedrig angesiedelt, bieten wenig Ent-
wicklungspotential und sind gering entlohnt. M&nner werden vom Arbeitsmarkt
dagegen meist in typische Mannersegmente gesteuert. Die Beschaftigungsver-
haltnisse sind, im Vergleich zu denen der Frauen, haufiger gut bezahlt, bieten
Aufstiegschancen und binden die Manner unter anderem zeitlich vollstandig.
Sind familienbedingte Ruckziige aus dem Erwerbsleben erforderlich, werden
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diese aus Perspektive des Marktes klar bei den Frauen gesehen. Manner wer-
den also, sehr Uberspitzt formuliert, als qualifizierte Arbeiter und Flihrungskrafte
voll und ganz durch den Arbeitsmarkt vereinnahmt; Frauen kénnen sich einbrin-
gen, spielen aber nur eine Nebenrolle.

Der Arbeitsmarkt starkt damit an verschiedenen Stellen die Rolle der Manner
als Haupteinkommensbezieher und beférdert ein asymmetrisches Rangverhalt-
nis zwischen den Geschlechtern. Traditionelle Arbeitsteilungsmuster werden
dadurch gefestigt, gleichberechtigte erschwert.

5.5 Zusammenschau der Faktoren — Vereinbarkeitskonflikte

Die vorangegangene Betrachtung zeigte, dass sich die Institutionalisierung der
partnerschaftlichen Arbeitsteilung in Deutschland in einem Zusammenspiel un-
terschiedlichster Faktoren innerhalb eines Spannungsfelds von Kultur, Markt
und Staat ereignet. Es wurde deutlich, dass gegenwartig verschiedene Muster
institutionalisiert sind, die jeweils durch bestimmte Faktoren des Spannungs-
felds beférdert oder behindert werden und an denen sich die Arbeitsteilungspra-
xis ausrichten kann.

Die Entscheidung fur eine bestimmte Arbeitsteilung treffen Paare — bewusst o-
der unbewusst — vor dem Hintergrund ihrer aktuellen familiaren Situation, ihrer
Praferenzen sowie der jeweils relevanten Faktoren des Spannungsfelds. Man
kann davon ausgehen, dass die Arrangements im Falle stabiler privater Verbin-
dungen (zum Beispiel feste Partnerschaft, Ehe) prinzipiell auf Dauer angelegt
und eingespielt sind. Nichtdestotrotz sind sie nicht endgultig, sondern missen
im Laufe der Zeit, unter anderem aufgrund personlicher und nattrlicher Entwick-
lungsprozesse (zum Beispiel Elternschaft, Auszug der Kinder aus dem elterli-
chen Haushalt, Berentung, Trennung oder Verwitwung, neue partnerschaftliche
Verbindung), immer wieder bestatigt, angepasst oder verworfen werden.

Die Spielraume, die der Entscheidung zugrunde liegen, kdnnen individuell recht
unterschiedlich sein. Grundsatzlich bestehen nach wie vor starke kulturelle,
marktférmige und vor allem staatliche Anreize zugunsten der institutionellen Ar-
beitsteilungsmuster, die auf einem asymmetrischen Geschlechterverhaltnis und
einem Ernahrerkonzept beruhen.
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Zwar 6ffnen sich im Spannungsfeld gegenwartig teilweise Tlren zu gleichbe-
rechtigten Modellen, vor allem durch moderne Geschlechterbilder und die Fixie-
rung grundlegender Rechte fiir beide Partner(innen). Sie werden jedoch durch
gegenteilige Anreize, wie eine auf traditionellen Vorstellungen beruhende Er-
werbskultur, Sicherungsanspruiche fir Hausfrauen im Sozialrecht und ungleiche
Platzierungschancen am Arbeitsmarkt, oftmals wieder zugeschlagen. Die Ein-
flisse des Spannungsfelds sind demzufolge oft widerspruchlich. Sie beférdern
Vereinbarkeitskonflikte.

Vereinbarkeitskonflikte liegen immer dann vor, wenn Paare, die gleichberech-
tigte Modelle anstreben, diese zeitlich bzw. organisatorisch nicht realisieren
koénnen. Meist lasst sich die Erwerbstatigkeit nicht mit den Haus- und Familien-
pflichten unter einen Hut bringen (vgl. Becker-Schmidt 1983, 19-20; Jurczyk
2010, 240-241; Kerschgens 2009, 19-21).

Leidtragende der Vereinbarkeitskonflikte sind vor allem Frauen, da sie es in der
Hauptsache sind, die den Spagat von Erwerbs- und Familienarbeit wagen (vgl.
Krack-Roberg et al. 2011, 35; Kerschgens 2009, 18-20; Kriiger 1995, 195-196;
Oechsle/ Geissler 1998, 13-14).

Welche Faktoren eine gelungene Vereinbarung von Familie und Erwerbstatig-
keit behindern, kam exemplarisch bereits in den vorangegangenen Abschnitten
zum Ausdruck. Zusammenfassend lassen sich drei zentrale Hirden fiir die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf in Deutschland identifizieren: Die erste Hirde
besteht in der gegenwartigen Situation am Arbeitsmarkt. Die Konkurrenz um
Arbeitsplatze ist grof3, Erwerbstatigen wird ein hoher Umfang an Leistung und
zeitlicher Flexibilitat abverlangt, familidre Belange mussen in der Regel hinten
anstehen (vgl. Becker-Schmidt 1984, 24-25; Jurczyk 2010, 241-243). Neben der
Erwerbstatigkeit bleibt wenig Raum fiir andere Betatigungsfelder, wie die Fami-
lie.

Eine zweite Barriere ist die fehlende sozialstaatliche Unterstiitzung. Obwohl die
Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf ein erklartes Ziel der
deutschen Sozialpolitik darstellt (BMFSFJ 2015b), gibt es gegenwartig keine fla-
chendeckende, flexible und bezahlbare Kinderbetreuung, keine nachhaltige
Forderung eines raschen beruflichen Wiedereinstiegs von Mittern nach der Ge-
burt von Kindern und noch immer eine Vielzahl direkter und indirekter Anreize
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fur das Eingehen einer Hausfrauenrolle (vgl. Allmendinger et al. 2008, 25; Beck-
Gernsheim 2008, 27-28, 30; Jurczyk 2010, 243, 253; Kerschgens 2007, 20-21,
27; Krliger 1005, 202-203; Peuckert 2008, 241).

Drittens reproduzieren sich tradierte Arbeitsteilungskonzepte im alltaglichen
Verhalten. Zwar sind moderne Geschlechterbilder heute weit verbreitet, noch
immer werden die Haus- und Familienpflichten praktisch aber Giberwiegend von
Frauen erledigt (siehe Abschnitt 5.2.1 und 6.2). Das gilt auch, wenn sie erwerbs-
tatig sind. Zudem unterbrechen noch immer meist Frauen ihre Erwerbstatigkeit
fur Familie und Elternschaft. Manner, die das gleichermalen tun, sind eher die
Ausnahme (vgl. Allmendinger et al. 2008, 18-23; Beck-Gernsheim 2008, 27-30;
Jurczyk 2010, 240-243; Kruger 1995, 201-202).

Das bedeutet insgesamt, dass die Nachteile der Vereinbarkeitsbemuhungen
einseitig verteilt sind. Indem die Haus- und Familienarbeiten ungleich verteilt
sind, sinkt fur die zustéandigen Partner(innen) — meist sind es, wie gesagt, die
Frauen — der zeitliche Spielraum flr eine Erwerbstatigkeit. Werden Erwerbs-
und Hausarbeit parallel geschultert, um dies zu vermeiden, entsteht eine Dop-
pelbelastung. In beiden Fallen, bei einer Einschrankung der Erwerbstatigkeit,
aber auch bei Doppelbelastung, verschlechtert sich die Arbeitsmarktposition der
betroffenen Partner(innen) weiter. Die Vereinbarkeit wird zusatzlich erschwert.
Die Hirden kumulieren sich demzufolge im Zeitverlauf immer weiter.

Wie an den skizzierten Punkten deutlich wurde, stellt die Vereinbarung von Be-
ruf und Familie eine grof3e Herausforderung dar, die unter anderem einer politi-
schen Flankierung bedurfte (vgl. BMFSFJ 2015b). Tatsachlich wird sie in
Deutschland bisher aber nicht gesellschaftlich, sondern auf der Ebene der Part-
nerschaft angegangen. Oft wird sie innerhalb der Partnerschaft sogar einseitig
geschultert. Das Problem dieser individuellen Zuweisung ist, dass entstehende
Probleme dem Versagen der Betroffenen zugeschrieben werden (vgl. Beck-
Gernsheim 2008, 28-30; Kerschgens 2009, 16, 28; Kruger 1995, 208). Paare
bzw. die von der Doppelbelastung selbst betroffenen Frauen werden demnach
fur strukturelle Defizite verantwortlich gemacht, die sich ihrem Einfluss entzie-
hen (vgl. Kerschgens 2009, 15-16). Hier besteht ein erheblicher Handlungsbe-
darf.



6 Empirische Datenlage zu Lebensformen und
Arbeitsteilung

Nach den theoretischen Betrachtungen zur Entwicklung der Lebensformen und
der partnerschaftlichen bzw. familialen Arbeitsteilung ist im Folgenden von Inte-
resse, wie sich der Status quo — nach aktueller Datenlage bzw. aktuellem Stand
der Forschung — empirisch darstellt. Welche Lebensformen gibt es in der deut-
schen Bevdlkerung und welche sind zentral? Wie ist die Arbeitsteilung generell
und in den Lebensformen ausgestaltet? Bestehen Unterschiede in der materi-
ellen Situation der Lebensformen?

Seriose Daten zu den Lebensformen liefert die Fachserie 1, Reihe 3, des Sta-
tistischen Bundesamtes. Sie basiert auf Mikrozensusdaten, die fir jedes Be-
richtsjahr als einprozentige Bevolkerungsstichprobe erhoben und auf die Bevol-
kerung hochgerechnet werden. Sie werden nach dem Lebensformkonzept —
entlang der Merkmale Elternschaft und Partnerschaft — ausgewertet (vgl. Sta-
tistisches Bundesamt 2015a, 4-7). Die derzeit aktuellsten Daten liegen fur das
Jahr 2014 vor.

Informationen Uber die Arbeitsteilung lassen sich aus der Zeitverwendungser-
hebung gewinnen, welche das Statistische Bundesamt in unregelmaRigen Ab-
standen durchfihrt. Datengrundlage ist eine Uber ein Quotenverfahren erzielte
reprasentative Stichprobe aus der Grundgesamtheit aller Privathaushalte
Deutschlands, die auf die Gesamtbevolkerung hochgerechnet wird. Die letzte
Zeitbudgetbefragung erfolgte 2012/ 2013 mit N=5.040 befragten Haushalten
(vgl. Statistisches Bundesamt 2015g, 4).

6.1 Relevante Lebensformen

Der eingangs erwahnten Fachserie des Statistischen Bundesamts zufolge, wa-
ren 2014 in Deutschland insgesamt 80,1 Millionen Menschen in Privathaushal-
ten am Hauptwohnsitz zu verzeichnen (vgl. Statistisches Bundesamt 20153,
102).

© Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2017
S. Martin, Materielle Absicherung bei Erwerbsminderung im
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Tabelle 110 gibt einen Uberblick liber die Lebensformen. Danach lebt fast die
Halfte der Bevdlkerung (48,4 Prozent) in Familien, die in der Erhebung analog
zu der in Abschnitt 2.1 formulierten Definition erfasst wurden. Sie setzen sich
zum einen aus Familien mit zwei Elternteilen und zum anderen aus Familien
von Alleinerziehenden zusammen.

Welchen Anteil an den Familien Alleinerziehende und Kernfamilien (bzw. Fami-
lien mit partnerschaftlich lebenden Eltern) haben, Iasst sich anhand der Zahlen
zumindest auf Personenebene nicht mit Bestimmtheit sagen, weil die in den Fa-
milien lebenden Kinder nur insgesamt ausgewiesen werden (vgl. ebd., 102-
103). Bezuglich der Alleinerziehenden lasst sich der Anteil aber auf mindestens
6,8 Prozent schatzen, wenn man die alleinerziehenden Erwachsenen mit je-
weils einem Kind zugrunde legt."" Familien mit partnerschaftlich lebenden Eltern
mussten entsprechend einen Anteil von mindestens 32,7 Prozent haben, ge-
maf der Zahl der Elternpaare zuzlglich eines Kindes.

Tabelle 1: Lebensformen in der Bevolkerung Deutschlands sowie der
Altersgruppe 45-64 Jahre

Bevolkerung Altersgruppe

insgesamt 45-64 Jahre
Haufigkeit | Prozent | Haufigkeit | Prozent
Alleinlebende 15.997.000 19,98 4.692.000 19,56
Kinderlose Paargemeinschaften 23.369.000 29,18 9.329.000 38,89
Familien mit ledigen Kindern, 38.732.000 48,37 9.504.000 39,62

davon:

alleinerziehende Eltern 2.712.000 3,39 1.120.000 5,04
Eltern in Paargemeinschaft | 17.445.000 21,79 8.001.000 33,35
Ledige Kinder 18.576.000 23,20 293.000 1,22
Sonstige Lebensformen 1.975.000 2,47 463.000 1,93
Gesamt 80.073.000 | 100,00 | 23.988.000| 100,00

Quelle: Mikrozensus 2014 (Statistisches Bundesamt 2015a, 102-103); eigene Berechnungen

Einen ebenfalls gewichtigen Anteil haben kinderlose Partnerschaften mit 29,2
Prozent. Dartber hinaus lebte 2014 in Deutschland ein Funftel der Bevdlkerung

0 Dezimalwerte in Tabellen werden in dieser Arbeit meist mit zwei Nachkommastellen aus-
gewiesen. Im Text wird im Interesse der Lesbarkeit auf eine Nachkommastelle gerundet.

1 2.712.000 Erwachsene + 2.712.000 Kinder = 5.424.000 Personen, entsprechend 6,77 %.
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in deutschen Privathaushalten (20,0 Prozent) allein. Die verbleibenden sonsti-
gen Lebensformen (Alleinstehende, exklusive der genannten Lebensformen)
fallen mit rund 2,5 Prozent kaum ins Gewicht.

Fir die in dieser Arbeit besonders interessierende Personengruppe der Er-
werbsminderungsrentner(innen) ist die Gesamtpopulation der deutschen Bevol-
kerung allerdings nur begrenzt relevant. Interessanter ist ein Blick auf Personen,
die sich in einem ahnlichen Lebensabschnitt wie die Erwerbsgeminderten befin-
den, welche selten jlinger als 45 Jahre sind (siehe auch Abschnitt 10.2). In der
Fachserie des Statistischen Bundesamtes werden bspw. Personen im Alter von
45 bis 54 und 55 bis 64 Jahren gesondert ausgewiesen (vgl. Statistisches Bun-
desamt 2015a, 102-103). Betrachtet man deren Lebensformen, zeigt sich eine
etwas andere Verteilung als in der Bevolkerung insgesamt (Tabelle 1).

So leben Personen im Alter von 45 bis 64 Jahren zu 38,9 Prozent in kinderlosen
Partnerschaften und zu 39,6 % in Familien. Beide Lebensformen sind demnach
in ihrer Bedeutung vergleichbar und zentral. Verglichen mit der Gesamtbevol-
kerung fallen kinderlose Paare in der Altersgruppe somit um ein Zehntel starker
ins Gewicht, Familien um knapp ein Zehntel geringer. Die Abweichungen sind
plausibel, weil die Fertilitatsphase der 45- bis 64-Jahrigen bereits fortgeschritten
ist. Durch den Auszug erwachsener Kinder aus dem Haushalt verschiebt sich
der Anteil der Familien zugunsten der ,kinderlosen® Paare.

Betrachtet man die Familien erneut differenzierter, handelt es sich bei 1,1 Milli-
onen der insgesamt 9,5 Millionen in Familien lebenden Personen um alleiner-
ziehende Vater oder Mutter. Das sind 5,0 Prozent der 45- bis 64-jahrigen Per-
sonen insgesamt (Tabelle 1).'2 Ein weiteres Drittel dieser Altersgruppe bildet ein
Elternteil in einer Paargemeinschaft mit Kindern. Das Elternpaar ist dabei in aller
Regel (zu 94 Prozent; ohne Abbildung, vgl. Statistisches Bundesamt 20153,
102) verheiratet, nur 6 Prozent der Paare sind nichtehelich. Eingetragene Le-
benspartner(innen) mit Kindern stellen mit 0,06 Prozent Anteil eine Rander-
scheinung dar (vgl. ebd.). Uber die berichteten Gruppen hinaus leben immerhin

2" Eine Schatzung des Anteils der Familienarten an der Gesamtgruppe wie zuvor, mit der
Zahl der Eltern zuzlglich eines Kindes, ist mit Fokus auf eine bestimmte Altersgruppe
nicht sinnvoll.
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1,2 Prozent der 45- bis 64-jahrigen Personen selbst noch als lediges ,Kind“ in
einer Familie.

Allein lebende Personen erreichen in der betrachteten Altersgruppe einen Anteil
von 19,6 Prozent, was dem Anteil der Alleinlebenden in der Gesamtbevdlkerung
entspricht. Sonstige Lebensformen spielen kaum eine Rolle; ihr Anteil betragt
1,9 Prozent.

6.2 Erwerbsbeteiligung und Arbeitsteilungspraxis

Betrachtet man die Arbeitsteilung in den Lebensformen, geht es im Kern um die
Frage, in welcher Weise Produktions- und Reproduktionsaufgaben bzw. be-
zahlte vs. unbezahlte Arbeiten zwischen den Partner(inne)n verteilt sind. Der
Fokus liegt dabei insbesondere auf der Arbeitsteilung zwischen Mannern und
Frauen."™ Alleinlebende und Alleinerziehende wéren im Grunde auszuklam-
mern, da es in diesen Lebensformen per Definition keine partnerschaftliche Auf-
teilung von Erwerbs- und Hausarbeiten geben kann. Da diese Lebensformen
aber mit Blick auf die Absicherung bei Erwerbsminderung ebenso von Interesse
sind, wie partnerschaftliche Lebensformen, werden sie nachfolgend mitbetrach-
tet.

Wie im theoretischen Teil dargestellt wurde, hat sich die partnerschaftliche Ar-
beitsteilung zwischen den Geschlechtern in der jungsten Vergangenheit weg
von einer Dominanz des traditionellen mannlichen Erndhrermodells hin zum
modernisierten Erndhrermodell bzw. gleichberechtigten Modellen entwickelt.
Das bedeutet, dass die strikte Zuweisung von Frauen zur Haus- und Familien-
arbeit und die von Mannern zum Erwerb des materiellen Lebensunterhalts em-
pirisch obsolet geworden sein musste. Beide Geschlechter missten heute —
wenn nicht in gleichem, so doch in dhnlichem Umfang — an den Aufgaben der
Produktions- und Reproduktionssphare beteiligt sein.

3 Bei gleichgeschlechtlichen Partnerschaften stellt sich die Frage nach der Verteilung von
Produktions- und Reproduktionsaufgaben ebenfalls. Dennoch werden sie nicht gesondert
betrachtet, weil sie empirisch nur einen geringen Anteil haben und sich der Sachverhalt
bei diesen Paaren wahrscheinlich anders darstellt (bspw. traditionell keine asymmetri-
sche Relation zwischen den Partner(inne)n).
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Empirisch ist das, wie unter anderem im Gender-Datenreport des Bundesminis-
teriums fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (vgl. Dressel et al. 2005) ge-
sagt wird, zumindest in Ansatzen der Fall. Bezugnehmend auf Zeitverwen-
dungsstudien des Statistischen Bundesamtes aus den Jahren 1991/ 1992 und
2001/2002 wird eine ,gewisse Angleichung der Lebenssituation von Frauen und
Mannern“ (Dressel et al. 2005, 304) diagnostiziert (vgl. ebd.; Statistisches Bun-
desamt 2006). Diese komme jedoch nicht durch eine starkere Beteiligung der
Méanner an der Haus- und Familienarbeit zustande, sondern durch einen redu-
zierten Zeiteinsatz der Frauen im entsprechenden Aufgabenfeld (vgl. Dressel et
al. 2005, 304).

Zwischenzeitlich liegt eine aktuellere Erhebung zur Zeitverwendung in der deut-
schen Bevolkerung aus den Jahren 2012 und 2013 vor (Statistisches Bundes-
amt 2015g). lhre Ergebnisse werden nachfolgend mit Blick auf die besonders
interessierende Altersgruppe der 45- bis 64-Jahrigen vorgestellt. Zwar ist davon
auszugehen, dass sie sich hinsichtlich der praktizierten Arbeitsteilung teilweise
von der Gesamtbevolkerung unterscheidet, weil ihr Lebensverlauf unter ande-
rem mit Blick auf Fertilitat und Beruf bereits fortgeschritten ist. Zugleich ist aber
zu erwarten, dass sich die institutionalisierten Muster an dieser Personengruppe
besonders gut betrachten lassen, weil die Arbeitsteilung in der Altersgruppe in
der Regel nicht mehr erprobt wird, sondern auf Dauer gesetzt und eingespielt
ist. Andererseits wurde die praktizierte Arbeitsteilung noch nicht bzw. nicht voll-
standig durch externe Einflisse im spateren Lebensverlauf Gberformt (bspw.
Auszug aller Kinder aus dem Haushalt, Auflésung der Partnerschaft durch Ver-
sterben der Partner(innen), Einschrankungen durch Krankheit).

6.2.1 Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern

In einem ersten Schritt wird auf die Zeitverwendung der Geschlechter in der in
der 45- bis 64-jahrigen Bevolkerung insgesamt eingegangen.

Tabelle 2 bildet diese mittels der aktuellen Daten aus 2012 und 2013 ab. Darin
kommt zum Ausdruck, dass Manner der betrachteten Altersgruppe gegenwartig
im Durchschnitt 4 Stunden und 20 Minuten pro Tag fir eine Erwerbstatigkeit
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aufwenden.' Bei den Frauen sind es nur 2 Stunden und 56 Minuten, womit eine
recht erhebliche Differenz von knapp 1,5 Stunden besteht. Diese ist einerseits
darauf zurlickzufihren, dass die Manner, trotz einer gestiegenen Erwerbsbetei-
ligung der Frauen (41,3 Prozent), noch immer in gréRerem Umfang erwerbstatig
sind (51,7 Prozent; ohne Abbildung, vgl. Statistisches Bundesamt 2015g, 27).
Die unterschiedliche Erwerbsquote wirkt sich bei der Durchschnittsberechnung
auf den Gesamtwert aus. Andererseits bleibt auch, wenn man nur die erwerb-
statigen Personen in den Blick nimmt, eine absolute Differenz von gut einer
Stunde bestehen (Tabelle 2). Sie reprasentiert demzufolge auch ,echte” ge-
schlechtsspezifische Unterschiede in der Zeitverwendung.

Tabelle 2: Zeitverwendung 2012/ 2013 in der Altersgruppe 45-64 Jahre
(in Stunden: Minuten)

Tatigkeitsfeld/ Aufgabe Manner Frauen
in Stunden: Minuten
Erwerbstatigkeit 4:20 2:56
- nur erwerbstéatige Personen 8:23 7:07
Haus- und Familienarbeit 2:38 4:00
-> nur Haus-/Familienarbeit ausiibende Personen 2:56 4:06
Soziale Kontakte, Unterhaltung, Enrenamt 1:54 2:08
Hobbys, Sport, Mediennutzung, Weiterbildung 4:08 3:37
Physiologische Regeneration, personlicher Bereich 10:42 11:02
Sonstiges 0:18 0:20

Quelle: Zeitbudgeterhebung 2012/ 2013 (Statistisches Bundesamt 2015g, 27-30);

z. T. eigene Berechnungen

Analog dazu lassen sich freilich auch Differenzen bei der Beteiligung an den
Haus- und Familienarbeiten identifizieren. Die 45- bis 64-jahrigen Frauen wen-
den dafiir durchschnittlich 4 Stunden pro Tag auf, Manner lediglich 2 Stunden
und 38 Minuten. Auch hier liegt eine unterschiedliche Beteiligungsquote zu-
grunde. Sie rangiert allerdings fiir beide Geschlechter auf hohem Niveau (Man-
ner: 89,9 Prozent, Frauen: 97,5 Prozent; vgl. Statistisches Bundesamt 2015g,
27) und kann die Unterschiede demnach nur bedingt erklaren. Betrachtet man
nur Personen, welche an der Haus- und Familienarbeit mitwirken, reduziert sich

4 Eingeschlossen sind mit der Erwerbstatigkeit verbundene Pausen, Qualifizierung im Rah-
men der Tatigkeit, eigene Arbeitssuche, Wegezeiten.
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die Differenz von knapp 1,5 Stunden nur wenig auf 1 Stunde und 10 Minuten.
Die unbezahlte Reproduktionsarbeit geht somit in der 45- bis 64-jahrigen Bevol-
kerung weiterhin deutlich zulasten der Frauen.

Im Hinblick auf andere Tatigkeitsfelder bestehen zwischen den Geschlechtern
nur geringe Unterschiede in der Zeitverwendung (Tabelle 2).

Uber den reinen Zeitaufwand hinaus unterscheiden sich auch die Aufgaben,
welche die Geschlechter in den genannten Tatigkeitsbereichen erledigen. Im
Bereich der Haus- und Familienarbeit schlagt sich dies bspw. in der betrachte-
ten Altersgruppe erkennbar nieder, wie Tabelle 3 zu entnehmen ist. Demnach
sind Frauen im Alter von 45 und 64 Jahren an fast allen der hauslichen Aufga-
benbereiche in relativ starkem Umfang (zu mehr als einem Dirittel) beteiligt. Le-
diglich Bau- und handwerkliche Tatigkeiten sowie die Betreuung von Kindern
oder erwachsenen Personen im Haushalt werden von ihnen seltener Gbernom-
men. Letzteres erklart sich wahrscheinlich damit, dass in der Altersgruppe oft-
mals keine kleinen, sehr betreuungsbedirftigen Kinder mehr im Haushalt leben
und nur selten schon hochbetagte oder pflegebediirftige Erwachsene zu umsor-
gen sind.

Manner wirken meist in geringerem Umfang an den hauslichen Aufgaben mit
als Frauen. Lediglich in der bereits genannten, von Frauen nur schwach besetz-
ten Sparte ,Bauen und handwerkliche Tatigkeiten® ist ihr Beteiligungsgrad um
rund 10 Prozent hdher (14,7 Prozent). Am haufigsten wirken Manner beim Be-
reiten von Mahlzeiten und dem Einkaufen bzw. der Inanspruchnahme von
Fremdleistungen mit; in die Instandhaltung von Haus und Wohnung sind sie
ebenfalls (zu mehr als einem Drittel) involviert.

Was den Zeitaufwand betrifft, der fur die in Tabelle 3 aufgelisteten Haus- und
Familienaufgaben anfallt, verwenden 45- bis 64-jahrige Manner anteilig die
meiste Zeit mit Einkaufen und der Inanspruchnahme von Fremdleistungen (20,9
Prozent). Auch flr das Zubereiten von Mahlzeiten (17,1 Prozent), Gartenarbeit,
Pflanzen- und Tierpflege (15,2 Prozent) sowie Instandhaltungsarbeiten an Haus
und Wohnung (12,7 Prozent) nutzen sie jeweils einen relevanten Teil ihres Zeit-
budgets. Gleichaltrige Frauen widmen den genannten Aufgaben ebenfalls rela-
tiv viel Zeit. Anteilig investieren sie allerdings weniger Zeit in die Kategorie Gar-
tenarbeit (10,4 Prozent) und mehr fiir die Essensbereitung (25,0 Prozent) sowie
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Instandhaltung (16,7 Prozent). Zusatzlich wenden sie gut ein Zehntel ihrer
Haus- und Familienarbeitszeit (10,8 Prozent) fur die Textilpflege einschlieRlich
des Herstellens, Ausbesserns oder Anderns von Textilien auf. In der Summe ist
der Zeitaufwand der Frauen fir die meisten Tatigkeiten anteilig grof3er als der
der Manner. Gilt das Gegenteil, handelt es sich im Wesentlichen um Tatigkeiten,
die im aufRerhauslichen Bereich angesiedelt bzw. teilweise mit kdrperlich schwe-
rer Arbeit verbunden sind (Einkaufe, Gartenarbeit, Bautatigkeiten).

Tabelle 3: Haus- und Familienarbeiten in der Altersgruppe 45-64 Jahre
(in Prozent)

Aufgabe Beteiligung Zeitaufwand
Méanner | Frauen | Manner | Frauen

Mahlzeiten zubereiten 56,7 83,0 171 25,0

(inkl. Geschirrreinigung)

Instandhalten von Haus und Wohnung 37,1 65,8 12,7 16,7

(inkl. Raumpflege)

Textilpflege 10,3 43,4 2,5 10,8

(inkl. Textil-Herstellung/Anpassung)

Gartenarbeit 27,9 35,6 15,2 10,4

(inkl. Pflanzen-/Tierpflege)

Bauen und handwerkliche Tatigkeiten 14,7 4,6 8,2 0,8

(inkl. Fahrzeugreparatur)

Einkaufen und Inanspruchnahme 47,9 56,2 20,9 17,5

von Fremdleistungen

Kinderbetreuung 6,1 7.8 2,5 2,1

(inkl. Kérperpflege, Begleitung)

Pflege und Betreuung erwachsener 1,7* 29 0,6* 0,8

Haushaltsmitglieder

Andere Tatigkeiten 35,0 434 10,2 8,4

Mit den Aufgaben verbundene 33,5 41,3 10,1 7,5

Wegezeiten

Gesamt 89,8 97,5 100,0 100,0

*

geringe zugrundeliegende Fallzahlen von N<200 (vgl. Statistisches Bundesamt 2015g, 6)
Quelle: Zeitbudgeterhebung 2012/ 13 (ebd., 27-30); z. T. eigene Berechnungen
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Zu beachten ist, dass ein anteilig groRerer Zeiteinsatz bei den Mannern in kei-
nem der betrachteten Punkte einer absolut stérkeren Betatigung entspricht. Le-
diglich mit Bau- und handwerklichen Tatigkeiten verbringen Manner absolut
mehr Zeit (13 Minuten) als Frauen (2 Minuten). In den anderen Fallen sind die
héheren Anteile der Tatsache geschuldet, dass Manner insgesamt weniger Zeit
fur Haus- und Familienarbeiten aufwenden als Frauen (vgl. Statistisches Bun-
desamt 2015g, 27-29). Die Einzeltatigkeiten erhalten damit prozentual ein gro-
Reres Gewicht.

Zusammenfassend lasst sich festhalten, dass Frauen in der 45- bis 64-jahrigen
Bevolkerung gegenwartig (anhand der Daten zu 2012/ 2013) weiterhin starker
in die Haus-und Familienaufgaben eingebunden sind als Manner. Sie wenden
dafiir insgesamt mehr Zeit auf. Was die zugehorigen Tatigkeiten angeht, be-
schaftigen sich Frauen noch immer in groRem Umfang mit Arbeiten, die der tra-
ditionellen Frauenrolle zuzurechnen sind (insbesondere Kiichenarbeiten, Textil-
pflege, Raumpflege). Manner erledigen vor allem Aufgaben im auRerhduslichen
Bereich (z. B. Einkaufe, Gartenarbeit, Bau- und handwerkliche Arbeiten), die als
LLypisch mannliche” Aufgaben gelten.

Nichtsdestotrotz lassen die Daten eine Aufweichung der traditionellen Aufga-
benteilung erkennen: Manner Ubernehmen bspw. bei der Mahlzeitenzuberei-
tung und Instandhaltung einen relevanten Umfang der anfallenden Arbeit;
Frauen erledigen Einkaufe und Gartenarbeiten. Betreuungsaufgaben spielen in
der Altersgruppe der 45- bis 64-Jahrigen, wie gesagt wurde, kaum eine Rolle.
Leben betreuungs- bzw. pflegebediirftige Kinder oder Erwachsene im Haushalt,
sind jedoch beide Geschlechter in die entsprechende Arbeit eingebunden.

6.2.2 Unterschiede in der Arbeitsteilung zwischen Lebensformen

AnknUpfend an den vorigen Abschnitt stellt sich die Frage, ob die beschriebene
Aufteilung der Produktions- und Reproduktionsarbeiten zwischen den Ge-
schlechtern in den empirisch relevanten Lebensformen ahnlich gestaltet ist.
Geht man davon aus, dass die Lebensformen mit ihren spezifischen Gegeben-
heiten unterschiedliche Muster der Arbeitsteilung ermdéglichen bzw. nahelegen,
mussten sich Unterschiede zeigen.
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Der Sachverhalt kann ebenfalls anhand der Zeitverwendungsdaten 2012/ 2013
untersucht werden. Fokussiert wird erneut auf die Bevdlkerung im Alter von 45
bis 64 Jahren (siehe Abschnitt 6.2.1). Tabelle 4 beziffert die Zeitbudgets, welche
fur die beiden zentralen Bereiche der partnerschaftlichen Arbeitsteilung (Er-
werbsarbeit sowie Haus- und Familienarbeit) aufgewendet werden, getrennt
nach den empirisch relevanten Lebensformen. Einzig fur alleinerziehende Man-
ner liegen keine vollstandigen Angaben vor, weil angesichts geringer Fallzahlen
in der Altersgruppe z. T. keine verlassliche Aussage moglich war (vgl. Statisti-
sches Bundesamt 2015g, 6).

Tabelle 4: Zeitaufwand in der Altersgruppe 45-64 Jahre nach Lebensformen
und Geschlecht (in Stunden: Minuten)

Lebensform Erwerbstatigkeit | Haus-/ Familienarbeit
in Stunden: Minuten*
Alleinlebende Méanner 3:48 (8:08) 2:36 (2:51)
Frauen 3:39 (7:42) 3:18 (3:26)
Differenz Méanner - Frauen + 0:09 -0:42
Alleinerziehende Manner - () 3:53 (3:55)***
Frauen 3:00 (6:41) 4:44 (4:45)
Differenz Ménner - Frauen - -0:51%*
Kinderlose Paare Manner 4:03 (8:20) 2:39 (2:57)
Frauen 2.34 (7:10) 3:56 (4:03)
Differenz Ménner - Frauen +1:39 -1:17
Paare mit Kindern Méanner 5:14 (8:31) 2:51 (3:08)
Frauen 2:45 (6:15) 5:08 (5:10)
Differenz Ménner - Frauen +2:29 -2:17
Gesamt Méanner 4:20 (8:23) 2:38 (2:56)
Frauen 2:56 (7:07) 4:00 (4:06)
Differenz Ménner - Frauen +1:25 -1:22

* in Klammern: der Wert nur flir im genannten Bereich tatige Personen

**  zu geringe zugrundeliegende Fallzahlen: N<50 (vgl. Statistisches Bundesamt 2015g, 6)
*** geringe zugrundeliegende Fallzahlen: N<200 (vgl. ebd.)

Quelle: Zeitbudgeterhebung 2012/ 13 (ebd., 35-106); z. T. eigene Berechnungen

Die verfugbaren Zahlen zeigen, dass zwischen den Lebensformen tatsachlich
Unterschiede in der Zeitverwendung bestehen. So gehen 45- bis 64-jahrige
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Méanner, die in Partnerschaften mit Kindern leben, mit durchschnittlich 5 Stun-
den und 14 Minuten pro Tag in starkstem Umfang einer Erwerbstatigkeit nach.
Andere Lebensformen kommen héchstens auf etwa 4 Stunden, die Gesamt-
gruppe gleichaltriger Manner auf 4 Stunden und 20 Minuten. Ursachlich fir die-
ses Ergebnis ist offenbar eine relativ hohe Erwerbsbeteiligung partnerschaftlich
lebender Familienvater,'® die sich positiv auf den Durchschnittswert auswirkt.
Betrachtet man nur die erwerbstatigen Personen der Lebensform, arbeiten die
Manner pro Tag nur wenige Minuten langer (8 Stunden, 31 Minuten) als bspw.
erwerbstatige Manner in kinderlosen Partnerschaften (8 Stunden, 20 Minuten)
oder erwerbstatige Manner insgesamt (8 Stunden, 23 Minuten).

Frauen in Partnerschaften mit Kindern sind im Gegensatz zu den Mannern nur
2 Stunden und 45 Minuten pro Tag erwerbstatig (Erwerbstatige: 6 Stunden, 15
Minuten). Sie verwenden stattdessen einen erheblichen Teil ihrer Zeit fur Haus-
und Familienarbeiten. lhr diesbezlglicher Zeiteinsatz ist, ebenso wie ihr Beteili-
gungsgrad, mit taglich 5 Stunden und 8 Minuten tGberdurchschnittlich hoch, was
besonders der Betreuung der im Haushalt lebenden Kinder geschuldet ist (vgl.
Statistisches Bundesamt 2015g, 103-105). Ihre Partner sind demgegenuber gut
zwei Stunden weniger in der Reproduktionssphare tatig (2 Stunden, 51 Minu-
ten). Die Zeitverwendung der Geschlechter fur die Erwerbs- bzw. Haus- und
Familienarbeit ist somit in Partnerschaften mit Kindern umgekehrt proportional.

Die absoluten Differenzen zwischen Frauen und Mannern fallen Uberdies in
Partnerschaften mit Kindern besonders stark aus. Sie betragen in beiden Funk-
tionssphéaren fast zweieinhalb Stunden. In der Gesamtgruppe sind es dagegen
jeweils nur knapp 1,5 Stunden. Die partnerschaftliche Arbeitsteilung von Fami-
lien ist demnach in der Altersgruppe von 45 bis 64 Jahren eindeutig ge-
schlechtsspezifisch gepragt und entspricht, trotz einer Erwerbsbeteiligung der
Frauen, einer traditionellen Rollenteilung.

5 Die hohere Erwerbsbeteiligung besteht vermutlich zum einen, weil Manner der Lebens-
form (innerhalb der betrachteten Altersgruppe) durchschnittlich jinger sind als bspw.
Manner in kinderlosen Partnerschaften; sie stehen noch mitten im Berufsleben. Zum an-
deren wird die Erwerbsbeteiligung zur materiellen Existenzsicherung der Familie benétigt,
insbesondere vor dem Hintergrund eventueller familienbedingter Erwerbseinschrankun-
gen o. -unterbrechungen der Partnerinnen (s. u.).
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In kinderlosen Partnerschaften besteht ebenfalls eine umgekehrt proportionale
Aufgabenteilung der Geschlechter: Frauen verbringen durchschnittlich etwa
zweieinhalb Stunden pro Tag mit einer Erwerbsarbeit und vier Stunden mit der
Haus- und Familienarbeit, Manner vier bzw. zweieinhalb Stunden. Wie die
Werte eroffnen, differiert der Zeiteinsatz zwischen den Geschlechtern weniger
als in Partnerschaften mit Kindern, was auf eine vergleichsweise geringere Er-
werbsbeteiligung der Manner und ein moderateres hausliches Engagement der
Frauen in kinderlosen Partnerschaften zuriickzuflihren ist.'® Die dennoch beste-
hende Differenz entspricht mit circa eineinhalb Stunden in etwa der Geschlech-
terdifferenz in der Gesamtgruppe 45- bis 64-jahriger Personen. Hinsichtlich der
Arbeitsteilung bedeutet das, dass kinderlose Paare die Produktions- und Repro-
duktionsaufgaben zwar gleichberechtigter untereinander aufteilen als bspw.
Partnerschaften mit Kindern. Dennoch weist die Arbeitsteilung geschlechtsspe-
zifische Zuge auf.

Die geringsten Unterschiede in der Zeitverwendung der Geschlechter bestehen
demgegenuber bei Alleinlebenden — was die Lebensform interessant macht, ob-
gleich per se keine partnerschaftliche Arbeitsteilung stattfindet. Wie Tabelle 4
zu entnehmen ist, sind allein lebende Frauen relativ umfangreich in die Produk-
tionssphare integriert. Sie verbringen dort 3 Stunden und 39 Minuten pro Tag,
was den Zeiteinsatz von Frauen anderer Lebensformen deutlich Ubersteigt und
nahezu dem Einsatz mannlicher Alleinlebender (3 Stunden, 48 Minuten) ent-
spricht. Das gilt auch, wenn man nur erwerbstatige Personen beriicksichtigt."”
Der Wert der Manner liegt in der Lebensform allerdings, ahnlich wie bei Man-
nern aus kinderlosen Paaren, etwas unter dem Wert der 45- bis 64-jahrigen
Manner insgesamt (4 Stunden, 20 Minuten).

Griinde sind auf Seiten der Manner wahrscheinlich eine ggf. altersbedingt steigende Ar-
beitslosigkeit bzw. bereits beginnende Friihverrentungen; auf Seiten der Frauen ein ge-
ringerer Aufgabenumfang durch das Fehlen bzw. den Wegfall von Betreuungspflichten
gegenuber Kindern oder Angehdrigen.

Der starkere Erwerbseinsatz allein lebender Frauen ist sicher meist materiell begriindet,
weil sie die Existenzsicherung allein bewerkstelligen missen. Zugleich kdnnen sie eine
Erwerbstatigkeit vermutlich besser bzw. in groRerem Umfang realisieren als andere
Frauen, weil dieser keine Verpflichtungen gegeniiber Haushaltsmitgliedern (bspw. zu be-
treuenden Kindern) entgegenstehen.
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Im Bereich der Reproduktionsarbeit stellt sich die Zeitverwendung allein leben-
der Manner und Frauen nicht ganz so ahnlich dar, dennoch ist die Differenz mit
42 Minuten geringer als in der Gesamtgruppe (rund 1,5 Stunden). Das ist mal3-
geblich darauf zurtickzufiihren, dass sich allein lebende Frauen taglich gut eine
halbe Stunde weniger mit hauslichen Pflichten beschaftigen als Frauen in an-
deren Lebensformen. Geht man davon aus, dass in Einpersonenhaushalten
tendenziell weniger reproduktive Aufgaben (zum Beispiel in Bezug auf Kinder-
betreuung, Textilpflege, Mahlzeitenbereitung) anfallen als in Lebensformen mit
Kindern oder Partner(inne)n, erscheint das plausibel (vgl. auch Statistisches
Bundesamt 2015g, 47-49).

Obgleich das Gesagte fir beide Geschlechter gilt, fallt die fur die Haus- und
Familienarbeit aufgewendete Zeit bei allein lebenden Mannern mit 2 Stunden
und 36 Minuten nicht nennenswert geringer aus als in der Gesamtgruppe (2
Stunden 38 Minuten). Allerdings sind die Werte — auch verglichen mit dem, wie
gesagt, bereits relativ geringen Zeiteinsatz allein lebender Frauen — so niedrig,
dass vermutlich keine weitere Reduktion méglich ware, ohne grundlegende An-
spriche an Reinlichkeit und Haushaltsfihrung zu verletzen.

Eine Ausnahme bezuglich der fir reproduktive Aufgaben verwendeten Zeit stel-
len alleinerziehende Manner dar. Sie verrichten, bei einem sehr hohen Beteili-
gungsgrad, durchschnittlich 3 Stunden und 53 Minuten pro Tag Haus- und Fa-
milienarbeiten. Das entspricht einem Mehraufwand von gut einer Stunde gegen-
Uber Mannern anderer Lebensformen oder der Gesamtgruppe (2 Stunden, 38
Minuten), der wahrscheinlich vor allem mit der Kinderbetreuung im Zusammen-
hang steht. Diese ist, wie alle Ubrigen Aufgaben, in der Lebensform alleine zu
bestreiten. ®

Dementsprechend ist auch bei weiblichen Alleinerziehenden ein vergleichs-
weise starkes Engagement im Bereich der Haus- und Familienarbeit zu ver-
zeichnen. Es liegt mit 4 Stunden und 44 Minuten noch knapp eine Stunde tber
dem der Manner, womit die Geschlechterdifferenz so gering ausfallt wie im Falle
der Alleinlebenden. Verglichen mit den 45- bis 64-jahrigen Frauen insgesamt (4

8 Die Zeitverwendungserhebung liefert dazu allerdings, wie gesagt, fir alleinerziehende
Manner keine differenzierten Fakten (vgl. ebd., 83-85).



84 Empirische Datenlage zu Lebensformen und Arbeitsteilung

Stunden) ist der Zeiteinsatz der alleinerziehenden Frauen im hauslichen Be-
reich erwartungsgemaf deutlich erhéht. Dass er zugleich etwas hinter dem Wert
in Partnerschaften mit Kindern (5 Stunden, 8 Minuten) zurlckbleibt, obgleich
der Umfang der anfallenden Arbeiten wahrscheinlich nahezu identisch ist, liegt
offenbar vor allem an dem etwas hdéheren Erwerbseinsatz alleinerziehender
Frauen (3 Stunden). Dieser ist wahrscheinlich erforderlich, um den Lebensun-
terhalt der Lebensform zu sichern. Nichtsdestotrotz erreichen weibliche Allein-
erziehende — vor allem aufgrund ihres starken Zeiteinsatzes im hauslichen Be-
reich — im Schnitt, auch wenn man nur die Erwerbstatigen betrachtet, nicht den
gleichen Arbeitsumfang wie bspw. allein lebende Frauen. Ob sie den Lebens-
unterhalt fir sich und die Kinder dennoch sichern kénnen, ist eine spannende
Frage, die im nachsten Abschnitt erértert wird.

6.2.3 Fazit zur Erwerbsbeteiligung und Arbeitsteilungspraxis

Insgesamt lasst sich festhalten, dass Frauen und Manner in der 45- bis 64-jah-
rigen Bevolkerung gegenwartig (2012/ 2013) in allen Lebensformen sowohl an
Produktions- als auch an Reproduktionsaufgaben beteiligt sind. Es ist aber fest-
zustellen, dass sich zum einen der Zeiteinsatz fiir den jeweiligen Aufgabenbe-
reich zwischen den Geschlechtern unterscheidet: Frauen investieren in fast al-
len Lebensformen mehr Zeit in die Haus- und Familienarbeit als Manner; Man-
ner verwenden mehr Zeit fir die Erwerbsarbeit als Frauen. Am starksten ist die
absolute Differenz in Familien mit partnerschaftlich lebenden Eltern; am gerings-
ten bei Alleinlebenden, wo Frauen und Manner zumindest in etwa gleichem
Male einer Erwerbsarbeit nachgehen. Zum anderen ist die Zeitverwendung der
45- bis 64-Jahrigen sowohl bei Frauen als auch bei Mannern asymmetrisch:
Frauen verwenden die Zeit, die sie in den beiden betrachteten Aufgabenberei-
chen tatig sind, tberwiegend auf die Erledigung von Haus- und Familienaufga-
ben; bei den Mannern stellt die Erwerbstatigkeit den dominanten Part dar. Ein
ausgewogenes Verhaltnis beider Aufgabenbereiche besteht lediglich bei allein
lebenden Frauen. Am asymmetrischsten ist es in Partnerschaften mit Kindern.

Was die partnerschaftliche Arbeitsteilung betrifft, sprechen die Zeitverwen-
dungsdaten klar dafir, dass in der Altersgruppe der 40- bis 64-Jahrigen weiter-
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hin traditionelle Konzepte vorherrschen. Dies gilt vor allem fir Familien, in de-
nen sich Frauen tberdurchschnittlich stark mit reproduktiven Aufgaben beschaf-
tigen und sehr begrenzt am Erwerbsleben beteiligen. Wenn sie erwerbstatig
sind, arbeiten sie vornehmlich in Teilzeit. M&nner scheinen demgegeniber wei-
terhin haufig die Rolle des Erndhrers bzw. Hauptverdieners einzunehmen. Sie
sind empirisch vor allem in Familien stark in das Erwerbsleben eingebunden
und arbeiten uber alle Lebensformen hinweg, sofern sie beschaftigt sind, mehr-
heitlich in Vollzeit.

Hinweise auf eine institutionelle Etablierung einer gleichberechtigten Arbeitstei-
lung bestehen in kinderlosen Partnerschaften, wo zumindest erwerbstatige
Frauen annahernd vollschichtig ins Erwerbsleben integriert sind. Wahrschein-
lich verfolgt ein Teil der Paare moderne Arbeitsteilungsmuster, wahrend der an-
dere Teil traditionellen Konzepten verhaftet bleibt (eventuell als Relikt der Fami-
lienphase). Darliber hinaus manifestieren sich auch bei Alleinlebenden mo-
derne Geschlechterrollenkonzepte: Allein lebende Frauen und Manner fihlen
sich fur Erwerbsarbeit und hausliche Pflichten in gleichem Mal3e verantwortlich
bzw. unterscheiden sich dahingehend deutlich weniger als Frauen und Manner
in partnerschaftlichen Lebensformen. Ob dies fir Alleinerziehende ebenso gilt,
ist offen; ihr Zeiteinsatz fir reproduktive Aufgaben ist aber zumindest ebenfalls
vergleichsweise ahnlich.

6.3 Einkommenssituation als Produkt der Arbeitsteilung

Im vorangegangenen Abschnitt wurde deutlich, dass die Arbeitsteilung zwi-
schen den Geschlechtern und Lebensformen in der Altersgruppe von 45 bis 64
Jahren trotz einiger Tendenzen zu modernen Konzepten Uberwiegend ge-
schlechtsspezifisch gepragt ist. Frauen engagieren sich in allen Lebensformen
starker als Manner in der (unbezahlten) Haus- und Familienarbeit; Manner sind
in groRerem Umfang mit der (bezahlten) Erwerbsarbeit befasst als Frauen. Das
Verhaltnis der erledigten Produktions- und Reproduktionsaufgaben ist bei bei-
den Geschlechtern iberwiegend asymmetrisch. Empirisch bestehen aber teil-
weise deutliche Unterschiede zwischen den Lebensformen. Es ist anzunehmen,
dass sich diese in unterschiedlichen materiellen Lagen niederschlagen. Mit Hilfe
vorliegender Daten soll daher geprift werden, wie die Lebensformen materiell
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aufgestellt sind. Mit Blick auf die Arbeitsteilung interessiert dabei natrlich vor
allem, was die Geschlechter zum jeweiligen Einkommen der Lebensform bei-
tragen.

Aufschluss dazu gibt unter anderem eine Studie von der Forschergruppe um
Wolfgang Brehmer (2010). Diese liefert empirische Befunde zur Einkommens-
relation in deutschen Paarhaushalten mit mindestens einer Erwerbsperson im
Alter von 18 bis 65 Jahren, die auf Daten des Sozio-oekonomischen Panels
2007 basieren (vgl. Brehmer et al. 2010, 11; siehe auch Abschnitt 12.3). In der
Studie wurde unter anderem der Einkommensbeitrag von Partner(inne)n in pro-
zentualen Stufen betrachtet. Als Haupteinkommensbezieher(in) wurde dekla-
riert, wer mindestens 60 Prozent der gemeinsamen Einkulnfte erwirtschaftet; von
gleichverteilten Einklinften wurde gesprochen, wenn die Partner(innen) je 40 bis
60 Prozent des Einkommens der Lebensform erzielten.

6.3.1 Einkommensrelation der Geschlechter

Ein zentrales Ergebnis der Studie ist, dass Manner in 66 Prozent der untersuch-
ten Partnerschaften den Grofdteil des Einkommens erwirtschaften, Frauen nur
in 10 Prozent. Lediglich bei 24 Prozent der Paare sind die Erwerbseinklnfte
etwa gleichverteilt (vgl. Brehmer et al. 2010, 22). Ungewiss ist, ob und in wel-
chem MaRe diese Ergebnisse auch fir die interessierende Altersgruppe gelten.
Eine grobe, nach dem Alter der Frauen (vgl. ebd., 33) differenzierte Darstellung
lasst zumindest keine erheblichen Unterschiede erkennen.

Nimmt man die Lebensformen in den Blick, legt die Studie relevante Einkom-
mensdifferenzen offen: Handelt es sich um Partnerschaften ohne Kinder, haben
12 Prozent der Haushalte einen weiblichen und 56 Prozent einen mannlichen
Hauptverdiener; der Anteil der Haushalte mit egalitiarem Einkommensbeitrag
liegt bei 32 Prozent (vgl. ebd., 32). Die Einkommensrelation stellt sich somit bei
kinderlosen Paaren — zulasten des Anteils der hauptverdienenden Manner —
etwas symmetrischer dar als in der 18- bis 65-jahrigen Untersuchungsgruppe
insgesamt.

In Familien ist das Gegenteil der Fall. Abhangig vom Alter der Kinder erreicht
der Anteil der Paare mit Hauptverdienerinnen hochstens 10 Prozent (bei 6- bis
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10-jahrigen Kindern sind es nur 6 Prozent); gleichverteilte Einkiinfte fallen mit
rund 15 Prozent nur halb so stark ins Gewicht wie in kinderlosen Partnerschaf-
ten (bei Kindern unter 3 Jahren sind es sogar nur 7 Prozent). In den meisten
Familien, bei 75 bis 80 Prozent, erwerben die Manner den Grol3teil des Einkom-
mens (vgl. ebd.). Wahrend kinderlose Paare somit gegenwartig (2013) eher zu
einem egalitaren Einkommensverhaltnis tendieren, kennzeichnet Familien eine
eindeutig asymmetrische Relation. Bezuglich der Arbeitsteilung in den Lebens-
formen sprechen diese Ergebnisse, wie schon die Befunde zur Zeitverwendung,
dafiir, dass in Familien weiterhin traditionelle Muster im Sinne des mannlichen
Ernahrermodells vorherrschen. In kinderlosen Partnerschaften vollzieht sich da-
gegen eine Offnung hin zu gleichberechtigten Mustern.

Vor dem Hintergrund, dass Frauen empirisch — unter anderem wegen einer ge-
ringeren Arbeitszeit (vgl. ebd., 24-26; Abschnitt 6.2), aber auch unter gleichen
Beschaftigungsbedingungen (vgl. Bauer/ Kramer 2012, CorneliRen et al. 2005;
Abschnitt 5.4) — in der Regel geringere Einkilinfte erzielen als Manner, ist anzu-
nehmen, dass Paare mit einer Hauptverdienerin materiell schlechter aufgestellt
sind als Paare mit mannlichem Hauptverdiener oder gleichverteilten Einkunften.
Wie die materielle Lage in Abhéngigkeit von der Einkommensrelation der Part-
ner(innen) aussieht, ist anhand der Studienergebnisse von Brehmer et al. in
Abbildung 2 dargestellt.

Abbildung 2: Nettoeinkiinfte von Paarhaushalten nach partnerschaftlicher
Einkommensrelation (in Prozent)

60
57,0
50 +—7"’
O1 bis
40 1 2.275 Euro
23,9 .
30 T 191 m2.276 bis
20 ’ 3.270 Euro
10 + m3.271 Euro
0 und daruber
weiblicher mannlicher egalitéare Relation
Hauptverdiener  Hauptverdiener

Quelle: SOEP 2007 (Brehmer et al. 2010, 54; eigene Darstellung)
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Danach liegen die monatlichen Nettoeinkiinfte von Haushalten weiblicher
Haupternahrerinnen zu 57 Prozent, also zu mehr als der Halfte, im unteren Ein-
kommensdrittel (bis 2.275 Euro)'®. Im Falle eines mannlichen Hauptverdieners
gilt das nur fir rund ein Drittel der Haushalte (35 Prozent) und bei gleichverteil-
ten Einklinften sogar nur fir ein Funftel (20 Prozent). Zudem zeigt die Abbil-
dung, dass sich gut ein Drittel der Haushalte, in denen ein Mann den Grofteil
des Einkommens erwirbt, im oberen Segment der Einkommensverteilung be-
wegt, Haushalte mit weiblicher Ernahrerperson hingegen nur zu knapp einem
Finftel (vgl. Brehmer et al. 2010, 54).

Insgesamt ist die Einkommensverteilung also in Haushalten mit mannlichem Er-
nahrermodell Uber alle Einkommensgruppen hinweg relativ gleichmafig. In
Haushalten weiblicher Hauptverdiener ist sie dagegen links- und in Haushalten
mit egalitdrer Einkommensrelation rechtssteil. Die zuletzt genannte Gruppe ist
materiell am besten gestellt.

6.3.2 Einkommensunterschiede zwischen Lebensformen

Ob sich der Sachverhalt zwischen den Lebensformen unterscheidet, lasst sich
mit den zitierten SOEP-Daten nicht klaren. Demgegeniber erlauben es bspw.
Daten der Einkommens- und Verbraucherstichprobe (EVS), die Einkilnfte in den
relevanten Lebensformen zu beziffern. In der EVS werden alle funf Jahre rund
60.000 private Haushalte in Deutschland, basierend auf einem Quotenverfah-
ren, befragt (vgl. Statistisches Bundesamt 2016a). In Tabelle 5 sind aktuelle
Daten der EVS zu monatlichen Brutto- bzw. Nettoeinklnften sowie den Anteilen
ausgewahlter Einkommensarten am Bruttoeinkommen dargestellt, welche fir
die Betrachtung der materiellen Lage im Zusammenhang mit der Arbeitsteilung
besonders relevant sind. Sie beziehen sich auf die Bevoélkerung im Jahr 2013;
gesonderte Zahlen fiir die Altersgruppe der 40- bis 64-Jahrigen liegen nicht vor.

Den Daten zufolge, erzielen Alleinlebende und Alleinerziehende empirisch ge-
ringere Brutto- bzw. Nettoeinkunfte als kinderlose Paare und Partnerschaften
mit Kindern. Das ist unmittelbar plausibel, weil dort im Wesentlichen nur ein(e)

9 Basis der Grenzwerte bzw. Quantile war die gesamtdeutsche Einkommensverteilung 2007
(vgl. ebd., 54).
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Erwachsene(r) den Lebensunterhalt bestreitet, wahrend in Partnerschaften
mehr potentielle Einkommensbezieher(innen) leben. Dass die Haushaltsein-
klinfte der Alleinerziehenden mit bspw. 2.403 Euro brutto monatlich etwas héher
sind als bei Alleinlebenden (2.631 Euro brutto), ist sicherlich vor allem auf Kin-
dergelds- und Unterhaltsbezlige zurtickzuflihren, welche diese zusatzlich zum
eigenen Einkommen fir die im Haushalt lebenden Kinder erhalten.

Tabelle 5: Haushaltseinkiinfte der Lebensformen pro Monat (Mittelwerte)

Lebensform Haushaltsbruttoeinkiinfte Netto-
in Euro % aus % aus staatl. einkiinfte
Erwerbsarbeit* | Transfers in Euro
Alleinlebende 2.403 56,2 28,9 1.856
Frauen 2.235 52,0 33,0 1.763
Manner 2.269 62,3 23,0 2.016
Alleinerziehende 2.631 55,3 26,4 2.183
Paare 5.193 63,6 21,3 3.975
ohne Kinder 4.712 55,0 28,1 3.655
mit Kindern** 6.163 76,9 10,8 4.618
Sonstige 6.133 71,5 14,0 4.630
Lebensformen
Gesamt 4.086 63,1 21,9 3.132

* Einkiinfte aus selbstandiger Arbeit und abhangiger Beschaftigung

> Ledige, minderjahrige Kinder des Paares

Quelle: EVS 2013 (Statistisches Bundesamt 2016a); z. T. eigene Berechnungen

Des Weiteren ubersteigen die monatlichen Bruttoeinkiinfte von Paaren mit Kin-
dern (6.163 Euro brutto) deutlich die Einkiinfte kinderloser Paare (4.712 Euro).
Der Bezug von Kindergeld kann diese Differenz hochstens teilweise erklaren.
Zentral scheinen stattdessen unterschiedliche Erwerbsbezlige zu sein: Partner-
schaften mit Kindern erwirtschaften damit drei Viertel ihres Bruttoeinkommens
(76,9 Prozent); kinderlose Paare, Alleinlebende und Alleinerziehende lediglich
gut die Halfte (55,0 bis 56,2 Prozent). Die Erwerbseinkinfte spielen demzufolge
in Lebensformen mit einem relativ gleichberechtigten Erwerbseinsatz beider
Geschlechter bzw. mit einer starkeren Erwerbstatigkeit der Frauen zwar eine
wichtige Rolle, sind aber nicht so bedeutsam wie in Lebensformen, in denen
das mannliche Ernahrermodell vorherrscht und ausschlieRlich der Erwerbsein-
satz der Manner Uberdurchschnittlich stark ausgepragt ist. Dass dies der Fall
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ist, erklart sich offensichtlich nicht nur mit Unterschieden in der Hohe der Er-
werbseinklinfte, sondern auch damit, dass Partnerschaften mit Kindern in ge-
ringerem Umfang auf andere Einkommensquellen zugreifen als andere Lebens-
formen. Ein Beispiel dafir sind, neben Unterhaltsleistungen, staatliche Trans-
fers. Diese tragen zu den Haushaltseinklnften von Paaren mit Kindern (10,8
Prozent) durchschnittlich weniger bei als bspw. zu denen von Paaren ohne Kin-
der (28,1 Prozent). Ob sich die materielle Lage der Familien damit insgesamt
besser darstellt als bspw. die materielle Lage kinderloser Paare, lasst sich mit
den betrachteten Daten der EVS allerdings nicht einschatzen. Um das beurtei-
len zu kénnen, waren Daten erforderlich, welche der unterschiedlichen GroRe
der Lebensformen Rechnung tragen (Bedarfsgewichtung).

Fir Alleinlebende ist auch ohne Bedarfsgewichtung zumindest ein Vergleich der
materiellen Situation der Geschlechter méglich. Tabelle 5 zufolge, beziehen
mannliche Alleinlebende monatlich 2.016 Euro (netto) und damit durchschnitt-
lich 250 Euro mehr als weibliche Alleinlebende (1.763 Euro). Sie sind demnach
finanziell besser aufgestellt. Blickt man auf die Zusammensetzung der Ein-
klinfte, ergibt sich die Differenz offenbar daraus, dass allein lebende Frauen
anteilig geringere Einkiinfte aus Erwerbstatigkeit (52 Prozent der Bruttoein-
kiinfte) beziehen als Manner (62,3 Prozent). Zugleich missen sie offenbar in
starkerem Umfang auf sozialstaatliche Sicherungsleistungen zuriickgreifen (an-
teilig 33,0 Prozent der Bruttoeinkunfte), um ihren Lebensunterhalt zu sichern als
allein lebende Manner (23,0 Prozent).

Insbesondere die geringere Bedeutung der Erwerbseinklnfte ist angesichts des
nahezu gleichen Erwerbseinsatzes allein lebender Frauen und Manner (siehe
Abschnitt 6.2.2) erklarungsbedirftig. Wahrscheinlich manifestieren sich an die-
ser Stelle die oben thematisierten geschlechtsspezifischen Unterschiede in der
Entlohnung (siehe Abschnitt 5.4.3). Dartber hinaus ist zu beachten, dass die
Zeitverwendung der Alleinlebenden, die im aktuellen Abschnitt betrachtet wer-
den, nicht der Zeitverwendung der zuvor analysierten 45- bis 64-jahrigen Allein-
lebenden entsprechen muss. Tats&chlich sind allein lebende Frauen insgesamt
(alle Altersgruppen ab 18 Jahren) im Schnitt eine Stunde pro Tag weniger er-
werbstatig (2 Stunden, 18 Minuten) als allein lebende Manner (3 Stunden, 20



Einkommenssituation als Produkt der Arbeitsteilung 91

Minuten; vgl. Statistisches Bundesamt 2015g, 35). Dass auch aus dieser Diffe-
renz ein relevanter Einkommensunterschied resultiert, liegt auf der Hand.

6.3.3 Fazit zur Einkommenssituation als Produkt der Arbeitsteilung

Es lasst sich festhalten, dass sich die zuvor identifizierten Muster der Arbeitstei-
lung empirisch durchaus in den untersuchten Einkommensdaten wiederspie-
geln. So wurde ausgehend von den Daten zur 18- bis 65-jahrigen Bevolkerung
in Paarhaushalten ermittelt, dass partnerschaftliche Lebensformen mit einer
tendenziell gleichberechtigten Arbeitsteilung und einem starkeren Erwerbsein-
satz der Frauen vergleichsweise haufig durch gleichverteilte Einkinfte beider
Partner(innen) oder durch einen weiblichen Hauptverdiener gekennzeichnet
sind. Lebensformen mit einem starken Erwerbseinsatz der Manner und einer
geringen Beteiligung der Frauen am Berufsleben bestreiten ihren Lebensunter-
halt dagegen Uberwiegend mit dem Einkommen eines mannlichen Hauptverdie-
ners. Das ist insbesondere in Familien der Fall.

Darlber hinaus zeigte die Analyse, dass das Einkommensverhaltnis der Ge-
schlechter in der 18- bis 65-jahrigen Bevdlkerung fir die materielle Lage der
Lebensform relevant ist: Empirisch sind die untersuchten Haushalte mit weibli-
chem Hauptverdiener deutlich haufiger im unteren Bereich der Einkommensver-
teilung angesiedelt als die mit mannlichem Hauptverdiener oder Doppelverdie-
nerhaushalte. Ob dies gleichermalien fur die besonders interessierende Alters-
gruppe von 45 bis 64 Jahren gilt, ist offen. Des Weiteren konnte nicht geklart
werden, welche Konsequenzen der Befund fir die alltagliche materielle Exis-
tenzsicherung in den empirisch relevanten Lebensformen hat.

Das verfuigbare Datenmaterial aus der EVS erlaubte lediglich eine Gegenuber-
stellung der durchschnittlichen Haushaltseinkiinfte in den Lebensformen der
deutschen Bevolkerung insgesamt. Familien mit partnerschaftlich lebenden ElI-
tern beziehen danach gegenwartig die hochsten Einklinfte, Alleinlebende die
geringsten. Ob Familien demzufolge materiell besser aufgestellt sind als Allein-
lebende bzw. andere Lebensformen, lasst sich mit den Daten nicht beurteilen,
weil sie die unterschiedliche HaushaltsgréRRe nicht bertcksichtigen. Bedarfsge-
wichtete Daten waren erforderlich.
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Immerhin liel} sich feststellen, dass Erwerbseinkiinfte fir Familien — obgleich
diese meist keine gleichberechtigte Arbeitsteilung praktizieren — die zentrale
Einkommensquelle darstellen. Dieser Befund ist erklarungsbediirftig, weitere
Analysen waren nétig. In anderen Lebensformen sind die Erwerbseinkilnfte
ebenfalls relevant, es gibt dort aber auch andere wichtige Einkommensquellen.

Insgesamt macht die empirische Betrachtung deutlich, dass weitere Analysen
erforderlich sind. Dazu bedarf es einer geeigneteren Datenbasis, welche unter
anderem eine Bedarfsgewichtung und eine Eingrenzung der Untersuchungs-
gruppe auf die interessierende Altersgruppe bzw. Population erlaubt.



7 Soziale Sicherung im Wohlfahrts- bzw. Sozialstaat

Das Pradikat ,Wohlfahrtsstaat® zeichnet Staaten aus, deren Handeln durch das
Ziel der Wohlfahrtsproduktion bestimmt wird. Um das Wohlergehen ihrer Mit-
glieder zu erreichen, gewahren sie diesen grundlegende Rechte und sichern sie
unter anderem gegen definierte soziale Risiken ab (vgl. Nullmeier 2013; Kohl
2000, 120-123). Der Begriff ,Sozialstaat* wird teilweise synonym verwendet (vgl.
unter anderem Nullmeier 2013), teilweise bezeichnet er aber auch ein spezielles
Beispiel eines Wohlfahrtsstaates (vgl. ebd.; Kohl 2000, 115; siehe auch Kapitel
8).

Im gesamtgesellschaftlichen Geflige stehen Wohlfahrtsstaaten mit anderen
Systemen, wie dem Markt, im Austausch (siehe Kapitel 5). Die konkreten Wech-
selwirkungen, Ziele und Leistungen sind in konkreten Wohlfahrtsstaaten histo-
risch gewachsen und daher spezifisch ausgepragt. Einen guten Ausgangspunkt
fur eine genauere Betrachtung bildet die Wohlfahrtsstaatentypologie von Ggsta
Esping-Andersen. Sie erschien 1989 unter dem Titel ,The Three Worlds of Wel-
fare Capitalism” (vgl. Esping-Andersen 1998, 19) und bildet seither den Aus-
gangspunkt nahezu jeder soziologischen Betrachtung des Sozial- bzw. Wohl-
fahrtsstaates.

Esping-Andersen fokussiert, um Wohlfahrtsstaatlichkeit zu beschreiben, insbe-
sondere auf die innerhalb des Staats gewahrten sozialen Rechte, die soziale
Stratifizierung und das Verhaltnis von Markt, Staat und Familie. Dies geht auf
Marshalls These zurlick, die zentrale |dee des Wohlfahrtstaates sei die soziale
Staatsburgerschaft (vgl. ebd., 35-36). Entlang der genannten Aspekte unter-
scheidet Esping-Andersen drei idealtypische Wohlfahrtsstaatsmodelle, welche
der Charakterisierung real existierender Wohlfahrtsstaaten dienen und sie ver-
gleichbar machen. Er ordnet den Idealtypen dazu beispielhaft reale Staaten zu,
die sich hinsichtlich ihrer wohlfahrtsstaatlichen Merkmale als typisch fir das je-
weilige Modell erweisen (vgl. ebd., 31-47). Die Typologie wird nachfolgend skiz-
ziert und bewertet.

© Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2017
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71 Der liberale Wohlfahrtsstaat

Ein erster Idealtypus ist der liberale Wohlfahrtsstaat. Der Markt hat darin die
zentrale Position im Kraftedreieck von Staat, Markt und Familie inne — ausge-
hend von der aus der liberalen politischen Okonomie stammenden Annahme,
dass ein freier, staatlich nur minimal eingeschrankter Markt ein Hochstmal} an
Wohlstand und Gleichheit erzeugt (vgl. Esping-Andersen 1998, 19-21). Demzu-
folge ist die Dekommodifizierung bzw. das AusmaR, in dem die Marktabhangig-
keit der Gesellschaftsmitglieder sozialstaatlich reduziert wird, minimal. Die Ge-
sellschaftsmitglieder missen ihren Lebensunterhalt durch marktférmige Er-
werbsarbeit eigenverantwortlich sichern. Gelingt dies nicht, kénnen Beddrftige
zwar staatliche Flrsorgeleistungen beantragen. Allerdings sind diese durch
strenge Zugangsvoraussetzungen, ein geringes Leistungsniveau und Stigmati-
sierungen gekennzeichnet. Erwerbstatige sind angesichts der sparlichen sozia-
len Sicherung angehalten, sich privat abzusichern.

Die soziale Stratifizierung wird somit in diesem Typus aufrechterhalten. Die
Mehrheit der Gesellschaft ist, via Erwerbsbeteiligung, marktférmig differenziert.
Die Angehdrigen der unteren Einkommensschichten und vom Arbeitsmarkt
Ausgeschlossene bleiben angesichts der mangelnden staatlichen Umverteilung
in ihrer prekaren Lage. Esping-Andersen spricht diesbezuglich von ,beschei-
denel[r] Gleichheit* (Esping-Andersen 1998, 41) und einem klassenpolitischen
Dualismus der sozialen Schichtungsstruktur (vgl. ebd., 39-43).

Nationen, die sich dem liberalen Wohlfahrtsstaat klar zuordnen lassen, sind
nach Esping-Andersen die USA, Kanada und Australien (vgl. ebd.).

7.2 Der sozialdemokratische Wohlfahrtsstaat

Der sozialdemokratische Wohlfahrtsstaat ist im Hinblick auf das Kraftedreieck
von Staat, Markt und Familie entgegengesetzt ausgerichtet. Der Markt wird vom
Staat stark zurtickgedrangt, um Dekommodifizierung und soziale Gleichheit auf
héchstem Niveau zu erzielen (vgl. Esping-Andersen 1998, 44-45).

Anders als der liberale Typus ist der sozialdemokratische Wohlfahrtstaat univer-
sell ausgerichtet. Seine Zustandigkeit beschrankt sich nicht auf einen begrenz-
ten Kreis Bedurftiger, sondern umfasst alle Gesellschaftsmitglieder. Der Staat
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garantiert allen die gleichen sozialen Rechte und integriert sie in ein umfassen-
des Versicherungssystem mit einem hohen Leistungsniveau. Da sich die Leis-
tungen am zuletzt erzielten Einkommen bemessen, bleiben Statusunterschiede
zwar in gewissem Umfang bestehen. Nichtsdestotrotz wird innerhalb aller Sta-
tuspositionen eine umfassende Existenzsicherung und ein Hdchstmall an
Gleichheit erzielt (vgl. ebd., 44-46).

Um die staatlichen Leistungen finanzieren zu kénnen, ohne die Gesellschafts-
mitglieder steuerlich zu Uberlasten, sieht der Wohlfahrtstypus Vollbeschaftigung
vor. Uber die Integration méglichst aller erwerbsfahigen Gesellschaftsmitglieder
in Erwerbstatigkeit wird das Risiko sozialer Probleme minimiert und die Chance
auf individuelle Unabhangigkeit maximiert. Damit die Erwerbsintegration fur den
Einzelnen wirklich mdéglich wird, entlastet der Staat die Gesellschaftsmitglieder
unter anderem von familialer Verantwortung und Kosten, indem er umfangrei-
che soziale Dienstleistungen bereitstellt (vgl. ebd.).

Beispielhaft fir den sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaat sind die skandinavi-
schen Staaten, insbesondere Norwegen und Schweden (vgl. ebd.).

7.3 Der korporatistische Wohlfahrtsstaat

Im korporatistischen oder auch konservativ gepragten Wohlfahrtsstaat wird das
Kraftedreieck anders als in den beiden anderen Modellen nicht klar von Staat
oder Markt dominiert. Der Markt wird zwar als Wohlfahrtsproduzent zurlickge-
drangt, ins Zentrum rlckt jedoch nicht der Staat, sondern die Familie als Siche-
rungs- und Wohlfahrtsgarant. Die gesellschaftliche Stratifizierung soll in diesem
konservativ ausgerichteten Typus nicht verandert, sondern erhalten werden.
Dementsprechend sind die sozialen Rechte der Gesellschaftsmitglieder und die
daran geknlpften Leistungsanspriiche statusgebunden. Die staatlichen Leis-
tungen wirken nur in sehr geringem Mal} umverteilend und folgen dem Subsidi-
aritatsprinzip: Der Staat wird erst aktiv, wenn die Familie als vordergrindige
Wohlfahrtsinstanz versagt (vgl. Esping-Andersen 1998, 44; siehe auch Ab-
schnitt 8.3).
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Um die Familie als Leistungserbringer funktionsfahig zu erhalten, wird in diesem
Wobhlfahrtsmodell versucht, traditionelle Familienformen z. B. liber die sozial-
staatliche Beférderung von geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung und Abhéan-
gigkeit zu erhalten. Der starke Einfluss der Kirche in diesem Typus spielt dabei
eine Rolle. Neben der familialen und staatlichen Sicherung stehen den Gesell-
schaftsmitgliedern private Versicherungen und betriebliche Zusatzleistungen
zur Verfugung. Beide sind indes gesellschaftlich kaum von Bedeutung (vgl. E-
sping-Andersen 1998, 44).

Als typische Vertreter des korporatistischen Wohlfahrtsstaats nennt Esping-An-
dersen Osterreich, Deutschland, Frankreich und Italien (vgl. ebd.).

7.4 Kritik an Esping-Andersens Typologie

Wie die kurze Beschreibung zeigt, reprasentieren die ldealtypen ganz unter-
schiedliche wohlfahrtsstaatliche Ausrichtungen: Das marktzentrierte liberale
Modell basiert auf Wettbewerb und Eigenverantwortung; das staatszentrierte
sozialdemokratische Modell auf universeller Solidaritat; das familienzentrierte
korporatistische Modell auf Subsidiaritat. Der jeweiligen Ausrichtung sind spezi-
fische institutionellen Strukturen und wohlfahrtsstaatlichen Leistungen zugeord-
net. Die Typologie erméglicht es, wohlfahrtsstaatliche Modelle theoretisch zu
beleuchten und reale Wohlfahrtsstaaten vergleichend zu betrachten.

Trotz dieser Leistung wurde Esping-Andersens Konzept nicht nur anerkennend
gewdrdigt. Kritik betrifft unter anderem die Zuordnung einzelner Staaten zu den
wohlfahrtsstaatlichen Idealtypen (vgl. Kohl 1999, 323). Dabei wird jedoch offen-
bar vergessen, dass Idealtypen der Realitat nie voll entsprechen, was Esping-
Andersen selbst anmerkt: Reale Wohlfahrtsstaaten stellen seiner Position nach
Mischformen der Idealtypen dar; eine eindeutige Zuordnung sei nicht immer
moglich (vgl. Esping-Andersen 1998, 46-47).

Ein anderer Kritikpunkt betrifft die von Esping-Andersen betrachteten Dimensi-
onen der Wohlfahrtsstaatlichkeit. Kritiker vermissen Aspekte, wie z. B. die wirt-
schafts- und sozialpolitische Leistungsfahigkeit der Wohlfahrtsstaaten oder die
institutionell forcierte geschlechtsspezifische Arbeitsteilung (vgl. Kohl 1999,
323; Ostner 1998, 228-229).
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Mit dem zuletzt genannten Punkt verbunden ist die Kritik an der Fokussierung
ausschlieRlich auf die an eine kontinuierliche Vollzeiterwerbstatigkeit geknupf-
ten sozialen Rechte sowie auf die Dekommodifizierung. Die Typologie berlick-
sichtige damit nur kommodifizierte Gesellschaftsmitglieder, wahrend jene, die
nicht oder nicht in vollem Umfang ins Erwerbssystem integriert seien, was ins-
besondere Frauen betrafe, auRen vor blieben (vgl. Ostner 1995, 6-7; Ostner
1998, 229). In diesem Zusammenhang wurde auch die von der Familie geleis-
tete Wohlfahrtsproduktion vernachlassigt, die durch ungleiche Geschlechterre-
lationen bestimmt werde. Esping-Andersens Wohlfahrtsstaatskonzept ,gesteht
der Familie und ihrem Versorgungspotential kein Eigengewicht zu, das dem von
Markt und Staat vergleichbar ware* (Ostner 1998, 228). Esping-Andersen pra-
zisierte seine Position infolge dieser Kritik tatsachlich sogar, indem er zur tradi-
tionellen familialen Geschlechterarbeitsteilung Stellung nimmt (vgl. ebd., 229-
231).

Insgesamt stellt die Kritik die Typologie meines Erachtens nicht grundsatzlich in
Frage. Zugleich weisen die Kritiker zurecht darauf hin, dass der familialen Wohl-
fahrtsproduktion und vor allem den geschlechtsspezifischen Implikationen der
Wohlfahrtsstaatsmodelle eine genauere Beachtung gebihrt.
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Im Anschluss an die grundlegende Betrachtung des Wohlfahrtsstaats bzw. der
Idealtypen richtet sich das Augenmerk nun konkreter auf das deutsche System
der sozialen Sicherheit. Neben Eckpunkten seiner historischen Entstehung wird
auf dessen Struktur und zentrale Prinzipien eingegangen. Ausgehend davon
kann im nachsten Kapitel die sozialstaatliche Absicherung bei Erwerbsminde-
rung behandelt werden (siehe Kapitel 9).

In Deutschland wird Ublicherweise nicht von einem Wohlfahrtsstaat, sondern
von einem Sozialstaat gesprochen. Nach Esping-Andersens entspricht er einem
Wohlfahrtsstaat konservativer Pragung (vgl. Kohl 2000, 129-131; Abschnitt 7.3).
Deutschland verfolgt damit einen Mittelweg aus einem stark vom Markt be-
stimmten liberalen Wohlfahrtsstaatsmodell und einem sozialstaatlich stark tiber-
formten demokratischen Modell mit groRzligigen solidarischen Leistungen —
dem Konzept der sozialen Marktwirtschaft entsprechend (vgl. Alber et al. 2001,
657-660). Die Zuordnung findet sich auch in zentralen sozialstaatlichen Prinzi-
pien wieder, nach denen der deutsche Sozialstaat operiert (siehe Abschnitt 8.3).

8.1 Grundlegende Kennzeichen und Struktur des Sozialstaats

Grundsatzlich kennzeichnet den Sozialstaat eine ,Ausrichtung staatlichen Han-
delns auf die Herstellung sozialer Gerechtigkeit und sozialer Sicherheit, auf die
Sicherung eines sozialen Existenzminimums fir alle sowie die Milderung der
okonomischen Ungleichverteilung und der sozialen (Klassen-, Schichten-,
Gruppen-)Gegensatze® (Nullmeier 2013). Diese ist in der deutschen Verfassung
verankert (Sozialstaatsprinzip; Art. 20 Abs. 1 und Art. 28 Abs. 1 GG). Der Sozi-
alstaat begrenzt bzw. kontrolliert demnach insbesondere die Macht des freien
Marktes. Dies ist erforderlich, weil der Markt nach kapitalistisch-marktwirtschaft-
lichen Prinzipien agiert, welche soziale Risiken und Problemlagen erzeugen o-
der bedingen, die marktseitig nicht reguliert werden. Der Sozialstaat fungiert in-
sofern als notwendiger Gegenpol des Marktes (vgl. Nullmeier 2013; Ddring
2004, 44-45; Schulte 2000, 15-16).

Strukturell besteht der Sozialstaat aus der ,Gesamtheit staatlicher Einrichtun-
gen, Steuerungsmalnahmen und Normen innerhalb eines demokratischen
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Systems* (Nullmeier 2013), welche der genannten Ausrichtung dienen (vgl.
ebd.; Lessenich 2000, 40-41; Alber et al. 2001, 654-655).

Einen Kernbestandteil des Sozialstaates bildet die soziale Sicherung. Sie hat
,die Aufgabe, dem Eintritt bestimmter sozialer Risiken vorzubeugen und bei
dem Eintritt sozialer Notlagen deren Folgen fir den einzelnen durch Sozialleis-
tungen zu kompensieren® (Schulte 2000, 15). Das heif’t, der Sicherungsan-
spruch reicht von der Gewahrleistung eines menschenwiirdigen Existenzmini-
mums (Armutsvermeidung) bis zur Hilfe in besonderen Notlagen, die durch Ri-
siken entstehen, welche vom Einzelnen nicht abgewendet werden koénnen
(z. B. Krankheit, Invaliditat, Alter). Das System der sozialen Sicherung erfullt
damit — wie der Sozialstaat insgesamt — eine wichtige soziale Funktion, sowohl
auf der Mikro- als auch auf der Makroebene: Es bietet dem Einzelnen Sicherheit
und gewahrleistet zugleich die Integration der Individuen in die Gesellschaft (vgl.
Schulte 2000, 15-17; Doring 2004, 46-47). Daneben hat es auch eine politische
und 6konomische Funktion (unter anderem Legitimation des Systems, Regulie-
rung der Marktmacht). Die soziale Sicherung ist multifunktional (vgl. Lessenich
2000).

Mit Blick auf das Leistungsspektrum gliedert sich der Sozialstaat in verschie-
dene Teilsysteme mit jeweils speziellen Handlungsfeldern, Zielgruppen und
Tragern (auf Bundes-, Lander- und/ oder kommunaler Ebene). Zu nennen sind
die Sozialversicherung (z. B. Rentenversicherung), die staatliche Versorgung
(z. B. Beamtenversorgung) und die Flrsorge (z. B. bedurftigkeitsgeprifte Sozi-
alhilfe). Daneben gibt es bestimmte Mischformen (z. B. Leistungen nach BA-
foG).

Die Finanzierung der Teilsysteme erfolgt mehrheitlich durch Steuern; die Sozi-
alversicherung ist dagegen Uberwiegend beitragsfinanziert (vgl. Schulte 2000,
24-28). Sowohl die Gliederung als auch die Finanzierung legitimiert sich durch
Kernprinzipien des sozialen Sicherungssystems (Versicherungs-, Fursorge-
und Versorgungsprinzip). Fur die Sozialversicherung gilt bspw. das Versiche-
rungsprinzip. Es besagt, dass bestimmte Risiken Uber (kollektiv ausgerichtete)
Beitrage gesichert werden. Die Leistungen sind dabei zum Teil an die Beitrags-
héhe (z. B. Rente) und zum Teil an den Bedarf (z. B. medizinische Versorgung)
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gekoppelt. Die Umverteilungseffekte sind demzufolge verschieden: im ersten
Fall eher gering, im zweiten eher hoch (vgl. Schmid 2012).

8.2 Historischer Abriss der sozialen Sicherung in Deutschland

Bevor auf das Sozialversicherungssystem genauer eingegangen wird, folgt ein
kurzer zeitlicher Abriss zur Entstehung der sozialen Sicherungssysteme auf
dem Gebiet der heutigen Bundesrepublik Deutschland. Dieser Abriss ist Aus-
gangspunkt fur die weitere Betrachtung, weil Deutschland mit Bezug auf die
Entwicklung des Sozialstaates und der Sozialversicherung international eine Pi-
onierrolle innehatte (vgl. Alber et al. 2001).

8.2.1 Entstehung im preulBischen Staat

Sozialstaat und soziale Sicherung sind neuzeitliche Errungenschaften. Ihren
Anfang nahmen sie mit Blick auf das Gebiet der heutigen Bundesrepublik
Deutschland im preuBischen Staat des 18. Jahrhunderts. Zuvor fand eine sozi-
ale Sicherung allenfalls im Familienverband und im Rahmen der kirchlichen Fur-
sorge statt. Mit den gesellschaftlichen Umwalzungen im Zuge der Industrialisie-
rung war die Sicherung Uber Familie und Kirche jedoch allein nicht mehr zu leis-
ten. Eine staatliche Unterstitzung fiir Personen, die ihren Lebensunterhalt nicht
(mehr) selbst bestreiten konnten, wurde notwendig. Der preuBlische Staat rea-
gierte daher bereits im Jahr 1794 mit der Einrichtung einer staatlichen Armen-
pflege (vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund 2009, 6-8).

Eine konkret auf die Belange von Arbeitern bezogene Sicherung folgte, eben-
falls im preuRischen Staat, im Jahr 1854: Per Gesetz wurden knappschaftliche
Berg-, Hutten- und Salinearbeiter verpflichtend in die bereits bestehende erste
Arbeiterversicherung integriert. Fir die geleisteten Beitrage erhielten die Versi-
cherten bei Verletzung oder Krankheit medizinische Behandlungen und ggf. ei-
nen Krankenlohn bzw. eine Invalidenrente. Aulerdem umfasste die Versiche-
rung die Zahlung von Sterbegeld sowie eine Hinterbliebenensicherung. Die Idee
ist vorbildhaft fir die spatere Sozialversicherung. Die Versicherung schloss zu-
nachst jedoch nur einen Teil der Arbeiter bzw. der Bevolkerung ein (vgl. Deut-
sche Rentenversicherung Bund 2009, 8; Déring 2004, 16).
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1881 ordnete Kaiser Wilhelm I. dann im neu gegriindeten Deutschen Reich auf
Anregung des Reichskanzlers Otto von Bismarck den Aufbau einer umfassen-
den Arbeiterversicherung an. In der dazu verfassten kaiserlichen Botschaft, der
sogenannten Magna Charta, wurde unter anderem eine soziale Sicherung der
Arbeiter bei Krankheit, Unfall, Invaliditdt und materieller Not im Alter geregelt.
Auf diese Leistungen sollten die Arbeiter einen Rechtsanspruch haben. Nicht
erwerbstatigen Personen bzw. Angehdrigen der Arbeiter wurde immerhin eine
abgeleitete Sicherung zugedacht (z. B. Hinterbliebenenrente). Die Arbeiterver-
sicherung sollte als Selbstverwaltung arbeiten (vgl. Deutsche Rentenversiche-
rung Bund 2009, 8-11; Déring 2004, 16-25, 41-43).

In der Folge kam es im Deutschen Reich — viel friher als in anderen Landern —
1883 zur Einrichtung einer gesetzlichen Krankenversicherung und einer Unfall-
versicherung 1884. Wichtig zu erwahnen ist, dass beide Versicherungen fir Ar-
beiter verpflichtend waren (vgl. ebd.).

1889 kam der Vorlaufer der heutigen Rentenversicherung hinzu: Ein Gesetz zur
Absicherung bei Invaliditat und Alter wurde erlassen, das sich an Arbeiter und
Angestellte richtete. Sie erhielten daraufhin bei Invaliditat oder Alter (ab 70 Jah-
ren) eine Rente. Eine eigenstandige Angestelltenversicherung folgte auf Initia-
tive des Berufsstands erst 1913. Die erste Arbeitslosenversicherung wurde im
Jahr 1927 ins Leben gerufen (vgl. ebd.).

Zweifelsohne war die Einfuhrung der ersten Sicherungssysteme, vor allem der
von Bismarck angeregten Sozialgesetzgebung, ein bedeutsamer Schritt in Rich-
tung der heutigen sozialen Sicherung. Sie war, wie oben bereits formuliert, eine
soziale Errungenschaft. Dennoch waren die eingefiihrten Sozialversicherungen
auch ein Machtinstrument, dass die Schicht der abhangig Beschaftigten integ-
rieren und damit die Macht der Herrschenden sichern sollte (vgl. Lampert/ Alt-
hammer 2004, 13-16; Alber et al. 2001, 656).

8.2.2 Entwicklung seit Ausbruch der Weltkriege

In der Zeit vom Ausbruch des Ersten Weltkriegs bis zum Ende des Zweiten
Weltkriegs bestanden die Sicherungssysteme fort, allerdings in einem Span-
nungsfeld aus Kriegsgesetzen und der kriegsbedingten sozialen Krise. Zudem
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wurde die Selbstverwaltung des Systems mit der Machtergreifung der National-
sozialisten 1933 zugunsten des sogenannten ,FUhrerprinzips“ ausgesetzt. Am
Ende des Zweiten Weltkriegs wurde die soziale Sicherung dem Einfluss der Be-
satzungsmachte unterstellt. Im Gebiet der spateren Bundesrepublik blieb die
Sozialgesetzgebung trotz der Einflussnahme mehrerer internationaler Akteure
weitgehend bestehen. Die Selbstverwaltung wurde wieder eingefiihrt; Uberdies
wurden fur sozialrechtliche Belange Sozialgerichte etabliert (vgl. Deutsche Ren-
tenversicherung Bund 2009, 11-12; Déring 2004, 116).

Im Gebiet der spateren DDR entstand auf Anordnung der sowjetischen Besat-
zungsmacht ein anderes Sicherungssystem: Alle Erwerbstatigen waren ver-
pflichtend in eine einheitliche Sozialversicherung des Freien Deutschen Ge-
werkschaftsbunds (FDGB) eingebunden, alle anderen Gesellschaftsmitglieder
in die Staatliche Versicherung der DDR. Die sozialen Sicherungsleistungen wa-
ren relativ umfassend. Finanziert wurden sie vor allem von Staat und Arbeitge-
bern (vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund 2009, 11-12, Dowe et al. 2009;
Kaelble 2012, 80-81). Weil die heutige soziale Sicherung vor allem auf dem Mo-
dell der Bundesrepublik aufsetzt, wird auf das Sicherungssystem der DDR hier
nicht weiter eingegangen.

In der Bundesrepublik wurde das soziale Sicherungssystem in der Nachkriegs-
zeit, vor allem im Zusammenhang mit dem wirtschaftlichen Aufschwung, weiter
ausgebaut. So wurde in der Rentenversicherung 1957 eine Neuordnung vollzo-
gen (vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund 2009, 12-13), die einen Paradig-
menwechsel in der Alterssicherung brachte. Die Rente sollte fortan nicht mehr
nur ein Zuschuss zum Lebensunterhalt, sondern ein Lohnersatz sein. Das Leis-
tungsniveau wurde also erhdht. Zudem wurde die Rentenberechnung durch
eine neue Rentenformel, die unter anderem das aktuelle Lohnniveau berlick-
sichtigte, dynamisch gestaltet. Ein weiterer Aspekt war die rechtliche Gleichstel-
lung von Arbeitern und Angestellten (vgl. ebd.).

Weitere Umbildungen folgten unter anderem mit der Reform der staatlichen Fur-
sorge 1961, der Neuordnung der gesetzliche Unfallversicherung 1963, der Ein-
fihrung der Versicherungspflicht fiir alle Angestellten 1968 und der Offnung der
Rentenversicherung fiir Selbstandige und Nichterwerbstatige 1972 (vgl. ebd.;
Doring 2004, 117).
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Insgesamt flihrten die Neuerungen der 1950er bis 1970er Jahre zu einem ho-
heren Leistungsniveau in der deutschen Sozialversicherung. Sie schlugen sich
in merklich steigenden Sozialausgaben nieder. Dennoch wird die Veranderung
der Sicherungssysteme in Deutschland im internationalen Vergleich nur als mo-
derat bewertet. Andere Nationen verzeichneten erheblichere Ausgabenan-
stiege, vollzogen umfassendere Sozialreformen und lieBen die Sicherungssys-
teme in starkerem Umfang expandieren. Die soziale Sicherung Deutschlands
blieb insofern — und auch mit Blick auf die erfolgten politischen Umwalzungen
seit ihrer Entstehung — strukturell und in ihren Prinzipien vergleichsweise stabil
(vgl. ebd.; Kaelble 2012, 79-82; Alber et al. 2001, 656-657).

Mit dem Einbruch des Wirtschaftswachstums in den frihen 1970er Jahren, der
daraufhin wachsenden Arbeitslosigkeit usw. geriet die soziale Sicherung in den
westeuropéischen Industrienationen und so auch in Deutschland in die Krise.
Diese manifestierte sich in einer ernstzunehmenden, in Ursachen und Folgen
vielschichtigen Finanzierungs- und Leistungskrise (vgl. Andref et al. 2001, 13-
15, 1562-154; Lessenich 2000, 39; Alber et al. 2001, 659-660; Kaelble 2012, 82-
84). Die o¢ffentliche Kritik am Sozialstaat wuchs. Reaktionen auf die Krise, z. B.
Reformbemiihungen zugunsten von mehr Effizienz oder einer Einschrankung
der Kosten der sozialen Sicherung, liefsen in Deutschland jedoch auf sich war-
ten (vgl. ebd.; Schulte 2000, 82-84).

Mit der deutschen Wiedervereinigung kam es zur sogenannten Sozialunion.
Statt diese zum Anlass zu nehmen, den Sozialstaat grundlegend zu reformieren
(und bspw. die beiden deutschen Sozialsysteme sinnvoll zu integrieren), wurde
das System der Bundesrepublik auf die ehemalige DDR ausgedehnt. Strukturell
blieb es damit weiterhin relativ stabil. Die Finanzierung des Sicherungssystems
war allerdings noch immer bzw. zunehmend problematisch — insbesondere auf-
grund der transformationsbedingt eingebrochenen Beschaftigung im neuen
Bundesgebiet sowie aufgrund des relativ hohen Leistungsniveaus. Die Sozial-
versicherungsbeitrage mussten mehrfach erhéht werden und erreichten immer
neue Hoéchstmarken. Auch die 1994 neu eingefihrte Pflegeversicherung
brachte eine weitere Anhebung mit sich (vgl. Nullmeier 2014, 12-13; Dd&ring
2004, 117; Alber et al. 2001, 660-661).
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Als Reaktion darauf folgte eine sozialpolitische Kursanderung mit einem
,Grundimpuls (...) in Richtung Kirzungen, Leistungsminderung, Beitragssatz-
begrenzung, Liberalisierung und Vermarktlichung® (Nullmeier 2014, 13). Dieser
Impuls findet sich bspw. in der Rentenreform von 1992 wieder, welche mit der
Einfihrung von Rentenabschlagen unter anderem das vorzeitige Ausscheiden
vieler Versicherter aus dem Arbeitsleben — das heifdt, ihr Austreten aus dem
Kreis der Beitragszahler(innen) bzw. ihr Eintritt in den Kreis der Leistungsemp-
fanger(innen) — einddmmen sollte. Da in Bezug auf viele weitere Schritte jedoch
keine Einigkeit bestand, waren die 1990er Jahre durch ein Wechselspiel aus
Reformansatzen und Gegenreaktionen gepragt (vgl. Nullmeier 2014, 12-13; D6-
ring 2004, 117).

Erst zur Jahrtausendwende wurden grundlegendere Reformen auf den Weg ge-
bracht. Relevant sind die Rentenreformen im Jahr 2001, zu denen das Alters-
vermogensgesetz (sogenannte Riester-Reform), das Altersvermégensergan-
zungsgesetz sowie die Reform des Erwerbminderungsrentenrechts zahlen. Da-
mit wurde weiteren Erhéhungen des Beitragssatzes zur gesetzlichen Renten-
versicherung zwar ein Riegel vorgeschoben, zugleich sank aber das Leistungs-
niveau deutlich. Es wurde ein Paradigmenwechsel von der Rente als Lohner-
satz bzw. als Garant des Lebensstandards hin zu einer Lebensstandardsiche-
rung aus drei Saulen — mit gesetzlicher, betrieblicher und privater Absicherung
— vollzogen. Die staatliche geférderte Privatisierung der Absicherung via Ries-
ter-Rente steht dabei exemplarisch flir eine neue sozialstaatliche ,Politik der
Teilprivatisierung“ (Nullmeier 2014, 15).

Des Weiteren wurde 2003 die Arbeitslosenversicherung im Rahmen der politi-
schen ,Agenda 2010“ neu geregelt. Auch daraus resultierten Leistungskirzun-
gen, die den veranderten Anspruch der Sozialversicherung erneut unterstrei-
chen: Statt den bisherigen Lebensstandard zu sichern, lautete das Ziel nun le-
diglich, Armut zu vermeiden. Statt auf die Idee der Leistungsgerechtigkeit und
relativen Gleichheit zu setzen, wird soziale Ungleichheit seither nur noch ,nach
unten® begrenzt (vgl. Doring 2004, 45-46). Ebenfalls im Jahr 2003 wurde die
gesetzliche Krankenversicherung modernisiert. Angestrebt wurden mehr Effek-
tivitat und eine starkere Kostenbeteiligung der Patient(inn)en. Letzteres war frei-
lich erneut ein Schritt in Richtung einer starkeren Privatisierung. 2007 folgte eine
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Reform, die den Wettbewerb der Krankenkassen verbessern sollte. In der Ren-
tenversicherung wurden daneben 2004 die Beitragssatze im Sinne der Genera-
tionengerechtigkeit nachhaltiger gestaltet. 2007 wurden die Regelaltersgrenzen
fur den Eintritt in den Ruhestand angehoben. Alles in allem wurden so in nur
wenigen Jahren die vormals gro3zligigen Leistungen der sozialen Sicherung in
Deutschland empfindlich beschnitten (vgl. Nullmeier 2014, 13-16; Déring 2004,
118).

Die Folgezeit war allerdings von ,einer moderaten Ricknahme oder Korrektur
der Reformen von 2001 bis 2007“ (Nullmeier 2014, 14) gekennzeichnet. Dies
war unter anderem angesichts der internationalen Finanzmarktkrise in 2008 ge-
boten. Durch gezielte sozialpolitische Interventionen, z. B. die Verlangerung des
Kurzarbeitergeldes, konnte die Krise in Deutschland relativ gut bewaltigt wer-
den. Einige Akteure werteten dies als Bestatigung des tradierten starken Sozi-
alstaatsmodells, andere als Ergebnis der vorherigen Reformen (vgl. Nullmeier
2014, 14-15; Kaelble 2012, 82-84). Das deutsche Sicherungssystem bewegte
sich jedenfalls zum Ende des ersten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts ,in die
bundesdeutsche Normallage zuriick, ohne die Reformansatze der Agendapoli-
tik komplett riickgangig zu machen® (Nullmeier 2014, 14). Ganz im Sinne der
obigen Aussage blieb es damit im Zeitverlauf weiterhin vergleichsweise stabil.

8.3 Die heutige Sozialversicherung

8.3.1 Versicherungszweige

Die heutige Sozialversicherung in Deutschland gliedert sich in mehrere Versi-
cherungszweige: Die gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherung, die gesetz-
liche Unfallversicherung, die Arbeitslosenversicherung und die gesetzliche Ren-
tenversicherung (vgl. Schulte 2000, 25-28; Deutsche Rentenversicherung Bund
2009, 13-14).
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In der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) sind knapp 90 Prozent der
deutschen Bevolkerung pflicht-, freiwillig oder als Familienangehdrige mitversi-
chert (vgl. GKV-Spitzenverband 2015, 23).2° Sie erhalten damit im Krankheits-
fall Sach- oder Geldleistungen (z. B. arztliche Behandlung, Arzneimittel; Kran-
kengeld). Daneben gibt es Sachleistungen bei Mutterschaft und praventive Leis-
tungen. Versicherungstrager sind die Krankenkassen, z. B. Orts- und Innungs-
kassen (vgl. Schulte 2000, 25; Deutsche Rentenversicherung Bund 2009, 119-
143).

Die soziale Pflegeversicherung ist der jingste Versicherungszweig; sie wurde
1995 unter dem Dach der GKV gegrundet. Sie sichert das Risiko einer erhebli-
chen Pflegebedurftigkeit — je nach anerkannter Pflegestufe — Uber Pflegesach-
leistungen und Pflegegeld ab. Uberdies gibt sie eine Pflegeberatung. Die Versi-
cherung schlief3t vor allem gesetzlich krankenversicherte Personen (Pflichtver-
sicherte) und deren (mitversicherte) Angehorige ein (vgl. Schulte 2000, 25;
Deutsche Rentenversicherung Bund 2009, 164-178).

Die gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) ist bei Arbeitsunfallen und Berufs-
krankheiten gefragt. Ein Grof3teil der Arbeitnehmer(innen) und Selbstandigen ist
pflicht- oder freiwillig versichert; auch Kinder sind teilweise, z. B. wahrend des
Besuchs der Kita oder Schule, in den Versicherungsschutz eingeschlossen (vgl.
Deutsche Rentenversicherung Bund 2009, 144-163; Schulte 2000, 25). Insge-
samt waren es 2014 61,8 Millionen Versicherte, was rund drei Vierteln der Be-
volkerung entspricht (vgl. DGUV-Spitzenverband 2014, 10). Die DGUV sorgt fur
Pravention (z. B. Erlass von Vorschriften zur Unfallverhiitung), gewahrt aber
auch Sach- und Geldleistungen (z. B. Rehabilitation, Verletztengeld, Berufsun-
fahigkeitsrenten). Die Leistungen kénnen sich auch an Angehdrige richten, wie
im Falle der Hinterbliebenenrenten (vgl. ebd., 45-51; Deutsche Rentenversiche-
rung Bund 2009, 144-163; Schulte 2000, 25).

Die gesetzliche Rentenversicherung (GRV) vereinigt die Allgemeine und knapp-
schaftliche Rentenversicherung sowie die Rentenversicherung der Landwirte.

20 gStand der Krankenversicherungsdaten ist November 2015. Die Bevoélkerung wurde mit-
tels des aktuellsten Werts der Webseite des Statistischen Bundesamts (www.destatis.de
> Zahlen & Fakten > Gesellschaft & Staat > Bevolkerung) auf 81,3 Millionen beziffert
(Stand: Marz 2015).
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Zu ihren Versicherten zahlen insbesondere abhangig Beschaftigte und Auszu-
bildende, freiwillig pflichtversicherte Selbstandige, andere freiwillig versicherte
Personen sowie Sozialleistungsempfanger(innen) (vgl. Deutsche Rentenversi-
cherung Bund 2009, 34-93). Ende des Jahres 2013 zahlte die gesetzliche Ren-
tenversicherung rund 53,0 Millionen Versicherte, was rund zwei Dritteln der Be-
volkerung entspricht. 36,2 Millionen dieser Personen waren aktiv versichert (vgl.
Deutsche Rentenversicherung Bund 2015a, 9). Die Rentenversicherung ge-
wahrt Sach- und Geldleistungen bei (drohender) Erwerbsminderung (z. B. Re-
habilitation, Erwerbsminderungsrente), Alter (Altersrente) und Tod (Hinterblie-
benenrente). Das Leistungsspektrum tberschneidet sich somit z. T. mit dem der
DGUV und, vor allem im Bereich der Rehabilitation, auch mit dem der GKV (vgl.
Deutsche Rentenversicherung Bund 2009, 34-93; Schulte 2000, 25).

Die Arbeitslosenversicherung umfasst die Arbeitsférderung und die Grundsiche-
rung fur Arbeitssuchende. Wie auch DGUV und GRYV richtet sie sich Uiberwie-
gend an die arbeitende Bevdlkerung. Abhangig Beschaftigte, aber z. B. auch
Bezieher(innen) von Mutterschafts- oder Krankengeld sind pflichtversichert;
Selbstandige und (private) Pflegepersonen kénnen sich freiwillig versichern. Bei
Arbeitslosigkeit unterstutzt die Arbeitslosenversicherung ihre Versicherten mit
Sachleistungen (z. B. ArbeitsbeschaffungsmalRnahmen) und Geldleistungen (z.
B. Arbeitslosengeld | und Il, Kurzarbeitergeld). Zentral ist aber auch die Bera-
tung (z. B. Berufsberatung) und Arbeitsvermittlung (vgl. Schulte, 2000, 25-26;
Deutsche Rentenversicherung Bund 2009, 94-118).

8.3.2 Zentrale Prinzipien

Trotz aller Unterschiede liegen den Sozialversicherungszweigen in Deutschland
— wie auch dem System der sozialen Sicherheit insgesamt — gemeinsame Prin-
zipien zugrunde. Das Sozialstaatsprinzip wurde als ein Ubergeordnetes Grund-
prinzip bereits genannt. Daneben gilt das Solidar- bzw. Solidaritatsprinzip. Es
besagt, dass hilfsbedurftige Personen gemeinschaftlich unterstitzt werden bzw.
,dass die zu versichernden Risiken von allen Versicherten gemeinsam (solida-
risch) getragen werden® (Deutsche Rentenversicherung Bund 2009, 199). Die
sozialstaatlichen Leistungen orientieren sich dabei nicht oder nur begrenzt an
den Beitragen, die ein(e) Versicherte(r) tatsachlich in die Sozialversicherung
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eingezahlt hat. Es findet ein solidarischer Ausgleich statt; zum einen in Form
eines Schadens- oder Risikoausgleichs (von Versicherten ohne Schadensfall
bzw. mit geringem Risiko hin zu jenen mit Schadensfall bzw. hohem Risiko);
zum anderen in Form einer materiellen Umverteilung von wirtschaftlich besser
situierten Versicherten hin zu den wirtschaftlich Schwacheren (vgl. ebd.; Alber
et al. 2001, 653-654, 657-660; Schulte 2000, 24).

Um derartige Umverteilungen gewahrleisten zu kénnen, bedarf es freilich einer
ausreichenden Zahl an Versicherten, welche den sozialen Ausgleich durch Bei-
tragszahlungen ermdéglichen. Materiell gutsituierte Personen und Gesellschafts-
mitglieder mit geringen Risiken sind dafur besonders relevant. Grundlegend
kommt es aber lediglich auf ein rechnerisch glinstiges Verhaltnis von (vielen)
Beitragszahler(inne)n und (wenigen) Leistungsempfanger(inne)n an. Durch die
Versicherungspflicht bzw. den Versicherungszwang soll dieses Verhaltnis er-
reicht werden. Zugleich wird dadurch gewahrleistet, dass die Personen, die auf
die solidarische Sicherung am starksten angewiesen sind (v. a. Personen mit
grofRen Risiken), in den Versicherungsschutz eingeschlossen sind (vgl. Schulte
2000, 24; Kohl 2000, 131-140).

Dem Solidaritatsprinzip steht das Aquivalenzprinzip gegeniiber, nach welchem
die sozialstaatlichen Leistungen in ihrer Hohe den gezahlten Beitragen entspre-
chen, also dazu aquivalent sein sollen. Der einer versicherten Person zu-
stehende Leistungsumfang bemisst sich dabei maRgeblich an der Héhe der in-
dividuell (einkommensabhangig) entrichteten Sozialversicherungsbeitréage so-
wie an der Dauer der Beitragszahlung (vgl. Alber et al. 2001, 657-660; Kohl
2000, 137-138). Beide Prinzipien — das leistungsorientierte Aquivalenz- und das
bedarfsorientierte Solidaritatsprinzip — stehen im deutschen Sozialversiche-
rungssystem in einem Spannungsfeld (vgl. Kohl 2000, 137-138).

Des Weiteren existiert das Subsidiaritatsprinzip, das mit Blick auf die Sozialver-
sicherung bzw. den Sozialstaat mehrdeutig ist. Zum einen gibt das Prinzip vor,
dass hilfsbediirftige Individuen moglichst nur so weit unterstiitzt werden sollen,
dass sie in die Lage versetzt werden, sich selbst zu helfen. Das heift, (sozial-
)staatliche Interventionen sollen nicht ausufern bzw. nicht so weit gehen, dass
die Freiheit des Einzelnen einschrankt wird (Idee ,Hilfe zur Selbsthilfe®). Zum
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anderen fixiert das Subsidiaritatsprinzip eine Eigenverantwortung der Gesell-
schaftsmitglieder. Der Sozialstaat wird demnach erst tatig, wenn ein hilfsbedrf-
tiges Individuum nicht privat, insbesondere von der Familie, unterstitzt werden
kann (Idee der Nachrangigkeit sozialstaatlicher Sicherung). Auf der institutionel-
len Ebene gilt das im Ubrigen ebenfalls: Nur wenn eine soziale Sicherungsauf-
gabe nicht durch die Gemeinde, Wohlfahrtsverbande oder andere Einrichtun-
gen geleistet werden kann, ist die staatliche Sicherung gefragt (vgl. Schulte
2000, 32-33, Alber et al. 2001, 653; Spieker 2013).

8.4 Fazit zum deutschen Sozialstaat

Zusammenfassend lasst sich festhalten, dass die Sozialversicherung als ein
zentrales Element des Sozialstaats in Deutschland weiterhin dem korporatisti-
schen Wohlfahrtsstaatmodell verpflichtet ist: Sie ist — trotz der skizzierten jlings-
ten Entwicklungen hin zu einer starkeren Liberalisierung bzw. Privatisierung der
Absicherung — durch eine relativ starke Dekommaodifizierung und ein relativ ho-
hes, statusbezogenes Sicherungsniveau gekennzeichnet. Das System gliedert
sich in mehrere Versicherungszweige, die jeweils eigenen Regeln folgen und
spezifische Leistungen gewahren. Ein Grofteil der Bevolkerung gehdrt zum
Kreis der Versicherten. Der Einschluss erfolgt vor allem tber die Beteiligung am
Erwerbsleben, vor allem in Form der Pflichtversicherung abhangig beschaftigter
Personen. In einigen Fallen sind zudem Angehdrige mitversichert. Kritisch zu
sehen ist, dass dabei bestimmte Gesellschaftsmitglieder auRen vor bleiben und
somit auch keinen Versicherungsschutz geniefRen.

Wer versichert ist, muss einkommensabhangige Beitrage zahlen. Im Gegenzug
gewahrt die Sozialversicherung Leistungen fir klar definierte Risikofalle, sofern
die jeweiligen Voraussetzungen des Versicherungstragers erflllt sind (z. B. Min-
destdauer des Versicherungsverhaltnisses). Sie bestehen in Beratungs-, Sach-
oder Geldleistungen. Ihr Umfang orientiert sich entweder am Bedarf — im Sinne
einer grundlegenden solidarischen Sicherung, z. B. bei Krankheit — oder wird
leistungsorientiert bemessen — mafRgeblich an den eingezahlten Beitragen, wie
z. B. bei der Altersrente.
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Die Existenz der Sozialversicherung mit ihrer spezifischen Funktionslogik wirkt
in bestimmtem MalR steuernd auf das soziale Geflige. Durch solidarische Leis-
tungen wird in Deutschland z. B. Ungleichheit nach unten begrenzt, durch ein-
kommensabhangige Leistungen wird die soziale Schichtung reproduziert. Da-
neben beeinflusst das (Regelwerk des) Sicherungssystem(s) die Lebensver-
laufe der Gesellschaftsmitglieder (siehe Abschnitt 5.1) und ist insofern , Taktge-
ber im Lebenslauf (Leibfried/ Leisering 1995, 24).



9 Soziale Absicherung bei Erwerbsminderung

Die gesetzliche Rentenversicherung ist, wie bereits gesagt wurde, einer von fiinf
Zweigen im deutschen System der sozialen Sicherheit. Sie ist nicht nur im Be-
reich der Alterssicherung ein zentraler Akteur, sondern auch im Bereich der Er-
werbsminderungs- bzw. Invaliditatssicherung. Die gesetzliche Unfallversiche-
rung ist in diesem Feld ebenfalls aktiv und halt grundséatzlich ahnliche Leistun-
gen vor wie die gesetzliche Rentenversicherung (siehe Abschnitt 9.1). Durch
den Fokus auf Arbeits- bzw. Wegeunfalle und Berufskrankheiten richten sich die
Leistungen aber auf ein anderes, sehr spezifisches Klientel (vgl. DGUV-Spit-
zenverband 2014).

Weitere Trager, die eine Absicherung fiir den Fall einer Erwerbsminderung bie-
ten, sind vor allem private Versicherungen. Da diese keinen flachendeckenden
solidarischen Schutz im Sinne der Sozialversicherung bieten und uberdies hin-
sichtlich des Leistungsgeschehens, verglichen mit gesetzlicher Renten- und Un-
fallversicherung, kaum ins Gewicht fallen, werden sie im Folgenden ausgeklam-
mert.

Die nachfolgende Betrachtung wird, auch vor dem Hintergrund der zu analysie-
renden Projektdaten (siehe Abschnitt 12.2), auf die soziale Erwerbsminderungs-
sicherung seitens der gesetzlichen Rentenversicherung konzentriert.

9.1 Erwerbsminderungssicherung der Rentenversicherung

Aus der Perspektive der Rentenversicherung stellt eine Erwerbsminderung ei-
nen von chronischer Krankheit oder Behinderung gekennzeichneten Zustand
dar, der eine Person fir eine gewisse Zeit oder auf Dauer teilweise oder voll-
standig darin beeintrachtigt, einer regularen Erwerbstatigkeit nachzugehen. Der
Fokus liegt also, wie der Begriff bereits sagt, ganz klar auf der Leistungsfahig-
keit, welche die Erwerbsbeteiligung betrifft. Es wird insofern auch von einer ver-
minderten Erwerbsfahigkeit gesprochen (siehe Abschnitt 9.1.1).

Das soziale Risiko Erwerbsminderung wird durch die gesetzliche Rentenversi-
cherung in zwei groRen Tatigkeitsfeldern aufgegriffen. Bei dem ersten steht das
Vorbeugen, Hinauszdégern oder Abwenden einer Erwerbsminderung im Fokus,
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was durch Leistungen zur medizinischen und beruflichen Rehabilitation ver-
sucht wird. Das Spektrum dieser Leistungen der Rentenversicherung ist sehr
breit. Es umfasst unter anderem stationare und ambulante medizinische Mal3-
nahmen, individualisierte Nachsorgeangebote, berufliche BildungsmalRnahmen
und die Bereitstellung technischer Hilfsmittel fur den Arbeitsplatz (vgl. Deutsche
Rentenversicherung Bund 2009, 46-49; Deutsche Rentenversicherung Bund
2013). Die Rentenversicherung ist, wie auch die gesetzliche Krankenversiche-
rung, ein zentraler Trager von Rehabilitationsleistungen in Deutschland (vgl.
ebd.).

Das zweite Tatigkeitsfeld hat die voribergehende oder dauerhafte finanzielle
Unterstlitzung fur den Fall, dass eine Minderung der Erwerbsfahigkeit nicht
(bzw. nicht mehr oder nicht vollstandig) abzuwenden war, zum Gegenstand. Im
Kern geht es dabei um die Gewahrung von Erwerbsminderungsrenten (vgl.
Deutsche Rentenversicherung Bund 2009, 49-51). Die Rentenversicherung ist
diesbezlglich, wie bereits erwahnt, ein sehr zentraler Kostentrager.

Im Folgenden werden die rechtlichen Rahmenbedingungen der Erwerbsminde-
rungssicherung erlautert. Dies geschieht, da der Fokus dieser Arbeit auf der
materiellen Absicherung bei Erwerbsminderung liegt, ausschlief3lich mit Fokus
auf die Rentenleistungen; der Bereich Rehabilitation wird ausgeklammert.

9.1.1 Gesetzlicher Rahmen

Die gesetzliche Sicherung im Fall der Erwerbsminderung ist in § 43 des 6. So-
zialgesetzbuchs geregelt. Darin wird unter anderem definiert, dass eine Er-
werbsminderung vorliegt, wenn Personen ,wegen Krankheit oder Behinderung
auf nicht absehbare Zeit aul3erstande sind, unter den Ublichen Bedingungen
des allgemeinen Arbeitsmarktes (...) erwerbstatig zu sein” (§ 43 Abs. 1 und 2
SGB VI).

Dabei wird nach dem Umfang der Erwerbsminderung unterschieden. Kann eine
Person aus medizinischer Sicht nur noch hdchstens drei Stunden eine Erwerbs-
tatigkeit am allgemeinen Arbeitsmarkt ausuben, liegt eine volle Erwerbsminde-
rung vor. Erlaubt die Erwerbsfahigkeit noch eine Betatigung von drei bis unter
sechs Stunden taglich, ist die Erwerbsfahigkeit teilweise gemindert (vgl. ebd.).
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In diesem Fall kdnnen Betroffene zumindest in Teilzeit erwerbstatig sein. Ist die
Erwerbsfahigkeit teilweise gemindert, ohne dass die Aussicht auf eine Teilzeit-
arbeitsstelle besteht, kann eine volle Erwerbsminderungsrente wegen des ver-
schlossenen Arbeitsmarkts gewahrt werden (vgl. Rische 2010, 3).

Eine Rente wegen geminderter Erwerbsfahigkeit wird nur auf Antrag geleistet.
Der Antrag wird vom zustandigen Rentenversicherungstrager geprift.

Fir eine Bewilligung gibt es eine Reihe von Voraussetzungen: Zuvorderst muss
naturlich eine Erwerbsminderung nach Aktenlage und/ oder arztlicher Untersu-
chung vorliegen. Das heift, die Antragsteller(innen) sind gesundheitlich nicht
mehr in der Lage, sechs Stunden oder mehr am allgemeinen Arbeitsmarkt tatig
zu sein. Ferner darf die Regelaltersgrenze noch nicht erreicht sein und die er-
werbsgeminderte Person muss sogenannte versicherungsrechtliche Vorausset-
zungen erflllen. Das heif’t, sie muss zum einen die allgemeine Wartezeit von
funf Jahren oder eine Wartezeit von 20 Jahren vor dem Eintritt der Erwerbsmin-
derung zurtickgelegt haben (§ 50 SGB VI). Zum anderen missen ,in den letzten
funf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre Pflichtbeitrage fir eine
versicherte Beschaftigung oder Tatigkeit* (§ 43 Abs. 1 und 2 SGB VI) nachge-
wiesen werden. Lagen in den betrachteten finf Jahren bestimmte Sachverhalte,
unter anderem Anrechnungszeiten, eine frihere Erwerbsminderung oder eine
Berlcksichtigungszeit wegen Kindererziehung vor, verlangert sich das Zeitfens-
ter um die entsprechenden Kalendermonate (§ 43 Abs. 4 SGB VI; vgl. Rische
2010, 3). Bei einer vorzeitigen Wartezeiterfiillung (§ 53 SGB VI) entfallt die
Pflichtbeitragsvoraussetzung (§ 43 Abs. 5 SGB VI).

Erwerbsminderungsrenten werden grundsatzlich befristet, also fiir einen Zeit-
raum von maximal drei Jahren bewilligt (§ 102 Abs. 2 SGB VI). Besteht die Er-
werbsminderung danach noch immer, kann der Rentenbezug — erneut um ma-
ximal drei Jahre — verlangert werden. Die Hochstdauer der Befristungen betragt
insgesamt neun Jahre, danach ist die Rente auf Dauer zu leisten. Nur wenn aus
medizinischer Sicht bereits bei Antragstellung ersichtlich ist, dass die Erwerbs-
minderung sich aller Wahrscheinlichkeit nach nicht beheben lasst, kann die
Rente gleich unbefristet bewilligt werden.
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9.1.2 Reform des Erwerbsminderungsrechts 2001

Wie bereits erwahnt, wurde das derzeit geltende Erwerbsminderungsrenten-
recht in der jliingsten Vergangenheit mehrfach angepasst. Relevant ist vor allem
die Rentenreform 2001, die zum 1. Januar 2001 in Kraft trat und das friihere
Recht grundlegend neu regelte. Ein zentraler Bestandteil der Reform war es,
die Konzepte der Berufs- und Erwerbsunfahigkeit durch die teilweise und volle
Erwerbsminderung (siehe Abschnitt 9.1.1) abzulésen. Der Rentenartfaktor fir
teilweise Erwerbsminderungsrenten wurde, im Unterschied zu den friiheren Be-
rufsunfahigkeitsrenten mit einem Faktor von 0,6667, auf 0,5 festgesetzt. Fir
volle Erwerbsminderungsrenten gilt, analog zu den friheren Erwerbsunfahig-
keitsrenten, der Faktor 1,0 (vgl. Deutsche Rentenversicherung 2014, 130).

Ferner wurden Abschlage fiir Erwerbsminderungsrenten eingefiihrt, die vor der
Vollendung des 63. Lebensjahrs beansprucht werden. Die Héhe der Abschlage
betragt fur jeden Kalendermonat der vorzeitigen Inanspruchnahme 0,3 Prozent,
héchstens aber 10,8 Prozent. Um die Wirkung dieser Abschlage auf die Leis-
tungshohe etwas zu mildern, wurde zugleich die Zurechnungszeit bis zum voll-
endeten 60. Lebensjahr verlangert. Zuvor wurde sie nur bis zum vollendeten 55.
Lebensjahr voll angerechnet, danach (bis zum 60. Lebensjahr) zu einem Drrittel
(vgl. ebd., 130-131).

Daruber hinaus wurde festgelegt, dass Erwerbsminderungsrenten grundsatzlich
zuerst auf Zeit zu gewahren sind, sofern es nicht absolut unwahrscheinlich ist,
dass sich die Erwerbsminderung beheben lasst (siehe Abschnitt 9.1.1). Erst
nach zweimaliger Verlangerung der Befristung soll eine unbefristete Berentung
folgen (vgl. Deutsche Rentenversicherung 2014, 132).

Insgesamt bewirkte die Reform eine merkliche Niveauabsenkung in der Hohe
der neu bewilligten Erwerbsminderungsrenten (vgl. Nurnberger 2009, 85-88; Ri-
sche 2010, 4-5; Martin et al. 2012, 7-8). Gerechtfertigt wurde dies vor allem mit
begrenzten finanziellen Ressourcen der gesetzlichen Rentenversicherung vor
dem Hintergrund des demografischen Wandels und der Zunahme chronischer
Erkrankungen. Einsparungen seien unter anderem mit Blick auf die Generatio-
nengerechtigkeit gefordert (vgl. Rische 2010, 3-5; Viebrok, 2006, 326-327).
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9.1.3 Reform des Erwerbsminderungsrechts 2014

Weitere Reformschritte folgten im Zuge des zum 1. Juli 2014 in Kraft getretenen
RV-Leistungsverbesserungsgesetzes (vgl. Deutsche Rentenversicherung
2014, 271-274). Die von der aktuellen Bundesregierung auch als ,Rentenpa-
ket“?! beworbene Reform zielt mit Blick auf die soziale Sicherung im Erwerbs-
minderungsfall darauf, das Leistungsniveau zu verbessern. Dies soll zum einen
erreicht werden, indem die Zurechnungszeit um zwei Jahre verlangert wird (vgl.
ebd.). Erwerbsgeminderte werden damit bei der Ermittlung der Rentenhdhe so
gestellt, als hatten sie bis zum vollendeten 62. Lebensjahr (statt zuvor nur bis
zum 60. Lebensjahr) weitergearbeitet (§ 59 SGB VI). Diese Anpassung war in-
folge der um ebenfalls zwei Jahre angehobenen Regelaltersgrenze geboten
(vgl. DUnn/ Stosberg 2014, 163-164).

Zum anderen werden die letzten vier Jahre vor dem Eintreten einer Erwerbs-
minderung kunftig bei der Rentenberechnung nicht bertcksichtigt, wenn dies fur
den Versicherten von Nachteil ware (vgl. Deutsche Rentenversicherung 2014,
271-274). Dies wird in einer sogenannten Glnstigerprufung (Vergleichsbewer-
tung) untersucht (§ 73 SGB VI). Zuvor wurde die Rentenhéhe geschmalert,
wenn die Erwerbstatigkeit von Versicherten bereits im Vorfeld der Erwerbsmin-
derung gesundheitsbedingt eingeschrankt bzw. unterbrochen war und sich
dadurch EinbuRen bei den erworbenen Rentenanspriichen ergaben (vgl. Dinn/
Stosberg 2014, 164).

9.2 Rentenanspriiche und Rentenberechnung

Die Rentenberechnung erfolgt bei der Erwerbsminderungsrente wie auch bei
den Altersrenten maf3geblich auf Basis der Rentenanwartschaften, die sich aus
Entgeltpunkten und rentenrechtlich relevanten Zeiten zusammensetzen. Sie
werden mit weiteren Rechenfaktoren, deren Werte gesetzlich fixiert sind, ins
Verhaltnis gesetzt.

21 http://www.rentenpaket.de/
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9.2.1 Entgeltpunkte und rentenrechtliche Zeiten

Entgeltpunkte erwirbt man im Erwerbsverlauf vor allem durch die regelmaRig
entrichteten Rentenversicherungsbeitrage, die im Regelfall als Prozentsatz am
erzielten Bruttoeinkommen bemessen werden. Derzeit betragt der Beitragssatz
in der allgemeinen Rentenversicherung 18,7 Prozent (2015) und wird jeweils
zur Halfte vom Arbeitgeber (9,35 Prozent) und vom Beschaftigten (9,35 Prozent)
finanziert. In der knappschaftlichen Rentenversicherung gilt ein abweichender
Beitragssatz von 24,8 Prozent, der zum grofReren Teil vom Arbeitgeber (15,45
Prozent) finanziert wird, so dass der Arbeitnehmeranteil wie in der allgemeinen
Rentenversicherung bei 9,35 Prozent liegt (Deutsche Rentenversicherung
Knappschaft-Bahn-See 2015).

Grundsatzlich ist zwischen freiwilligen und Pflichtbeitragen zu unterscheiden (§
55 Abs. 1 SGB VI), wobei letztere die Regel sind. Sie werden unter anderem
von allen abhangig (,versicherungspflichtig“) beschéaftigten Personen entrichtet
(§§ 1-4 SGB VI).

Die individuellen Versicherungsbeitrage werden fir jedes Jahr in Entgeltpunkte
umgerechnet (§ 70 Abs. 1 SGB VI). Fir ein jahrliches Arbeitsentgelt, das dem
Durchschnittsverdienst der deutschen Bevdlkerung im aktuellen Jahr entspricht,
erhalt man einen Entgeltpunkt. Ist das Arbeitsentgelt hdher (bzw. niedriger), gibt
es anteilig mehr (bzw. weniger) Entgeltpunkte. Die Punkte werden Uber den Er-
werbsverlauf hinweg aufsummiert.

Zusatzlich zu den im Zuge einer Erwerbstatigkeit gesammelten Entgeltpunkten
gibt es Entgeltpunkte fur andere rentenrechtliche Sachverhalte. Dazu z&hlen auf
der einen Seite Zeiten der Kindererziehung, welche wahrend der ersten drei
Lebensjahres eines Kindes mit je einem Entgeltpunkt pro Jahr bewertet werden
(§ 56 SGB VI, § 70 Abs. 2 SGB VI). Sie sind dem Elternteil zugeordnet, dass
die Betreuung und Erziehung mafgeblich Gibernimmt.?? Sie gelten auch als Ent-
geltpunkte aus Beitragszeiten. Auf der anderen Seite werden den Versicherten

22 AuBerdem kénnen Berlicksichtigungszeiten fiir die Kindererziehung bis zum vollendeten
zehnten Lebensjahr eines Kindes oder fir die Pflege eines Angehdrigen erworben wer-
den (§ 57 und §§ 249-249b SGB VI). Sie schlielen Liicken im Versicherungsverlauf, er-
héhen aber nicht die Rentenanspriiche.
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Entgeltpunkte fiir beitragsfreie oder beitragsgeminderte Zeiten (§ 71 SGB VI)
gutgeschrieben. Beitragsfreie Zeiten umfassen alle Kalendermonate, die voll-
standig mit Ersatzzeiten (z. B. militérischer Dienst; § 250 SGB VI), Anrech-
nungszeiten (z. B. Arbeitsunfahigkeit oder Inanspruchnahme einer Rehabilita-
tion, Arbeitslosigkeit, Schul- und Ausbildungszeit; § 58 und § 252-252a SGB VI)
und Zurechnungszeiten (Zeitraum zwischen dem Eintritt der Erwerbsminderung
bis zur Vollendung des 62. Lebensjahrs; § 59 SGB VI) belegt sind. Beitragsge-
minderte Zeiten sind Kalendermonate, fir die sowohl Beitrdge entrichtet als
auch Ersatz-, Anrechnungs- oder Zurechnungszeiten erfasst wurden (§ 54 Abs.
2 und 3 SGB VI).

Daruber hinaus sind Zu- oder Abschlage an Entgeltpunkten aufgrund eines Ver-
sorgungsausgleichs oder eines Rentensplittings maoglich (§ 66 Abs. 1 SGB VI).
Beim Rentensplitting teilen Eheleute bzw. eingetragene Lebenspartner(innen)
ihre im Erwerbsverlauf erworbenen Rentenanwartschaften auf eigenen Wunsch
gleichberechtigt untereinander auf. Dies ist frihestens mdglich, wenn beide
Partner(innen) einen Anspruch auf Altersrente haben und somit bei Erwerbs-
minderung kein Thema. Ein Versorgungsausgleich kann dagegen relevant wer-
den. Er erfolgt im Falle einer Scheidung und bewirkt eine halftige Aufteilung der
wahrend der Ehe erworben Rentenanspriiche zwischen den Eheleuten.

9.2.2 Berechnungsformel und relevante Faktoren

Wie die Rentenberechnung erfolgt, wird nachfolgend mit dem Fokus auf die hier
interessierenden Erwerbsminderungsrenten erlautert. lhre Héhe wird auf Basis
der folgenden Gleichung ermittelt:

Rentenhdhe = Summe EGP * Zugangsfaktor * Rentenartfaktor * Rentenwert

Der erste Faktor dieser Gleichung, die Summe der Entgeltpunkte, setzt sich
malgeblich aus den Entgeltpunkten aus Beitragszeiten zusammen. Hinzu kom-
men Entgeltpunkte flr weitere relevante rentenrechtliche Zeiten (§ 66 SGB VI):
Fir beitragsfreie Zeiten wird der Durchschnittswert aller Entgeltpunkte fir Bei-
trags- und Berlcksichtigungszeiten im gesamten belegungsfahigen Zeitraum
angesetzt. Dabei wird im Sinne einer Glinstigerpriifung untersucht, ob der be-
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sagte Durchschnittswert (sog. Grundbewertung) hoher ist als der Durchschnitts-
wert, der sich ergabe, wenn man nur vollwertige Beitrags- und Berucksichti-
gungszeiten zugrunde legen wirde (sog. Vergleichsbewertung). Ist dies nicht
der Fall, wird der Wert der Vergleichsbewertung verwendet (§ 72 und § 73 SGB
VI). Fir beitragsgeminderte Zeiten werden eventuell Zuschlage gewahrt, weil
Versicherte bei der Rentenberechnung mindestens so zu stellen sind, als seien
die beitragsgeminderten Monate mit beitragsfreien Zeiten belegt gewesen (§ 71
Abs. 2 SGB VI). Daruiber hinaus sind Zu- oder Abschlage an Entgeltpunkten
wegen verschiedener weiterer Tatbestande maglich, z. B. aufgrund eines Ver-
sorgungsausgleichs (§ 66 SGB VI).

Die zweite Komponente der Gleichung, der Zugangsfaktor, berechnet sich aus
dem Wert 1,0 abzuglich der Abschlage fir die vorzeitige Berentung. Um die
Hoéhe der Abzlge zu erhalten, wird die Anzahl der Kalendermonate, die bis zur
Vollendung des 63. Lebensjahrs verbleiben, mit dem Wert 0,003 multipliziert (§
77 Abs. 3 SGB VI). Allerdings durfen die Abschlage maximal einen Wert von
0,108 (10,8 Prozent) erreichen, womit der Zugangsfaktor mindestens 0,892 be-
tragt. Zusammen mit der Summe der Entgeltpunkte ergibt der Zugangsfaktor
die sogenannten personlichen Entgeltpunkte (§ 66 Abs. 1 SGB VI).

Der Rentenartfaktor ist bei Renten wegen teilweiser Erwerbsminderung 0,5 und
bei Rente wegen voller Erwerbsminderung 1,0 (§ 67 SGB VI).

Der letzte Faktor der Gleichung, der aktuelle Rentenwert, wird jahrlich zum 1.
Juli neu bestimmt. Dabei werden die jahrlichen Bruttoentgelte der Arbeitneh-
mer(innen), die Beitragssatze zur allgemeinen Rentenversicherung sowie ein
Nachhaltigkeitsfaktor berticksichtigt (§ 68 SGB VI). Der Wert entspricht dem
monatlichen Rentenbetrag, der sich aus einem (innerhalb eines Jahrs erworbe-
nen) Entgeltpunkt ergeben wiirde. Derzeit (2015) liegt der Rentenwert bei 29,21
Euro in den alten und 27,05 Euro in den neuen Bundeslandern (Deutsche Ren-
tenversicherung Bund 2015a, 17).

Die Berechnung der Erwerbsminderungsrente auf Basis der genannten Fakto-
ren erfolgt nicht nur bei Rentenbeginn. Sie wird jahrlich unter Verwendung des
neuen Rentenwerts angepasst (§ 65 SGB VI).
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Auch mit Blick auf weitere Einklinfte der Rentner(innen) kénnen immer wieder
Anpassungen des Zahlbetrags erforderlich werden: Beziehen Versicherte ne-
ben der Erwerbsminderungsrente Einkiinfte z. B. aus Erwerbstatigkeit, sind
diese auf die Rente anzurechnen, wenn sie eine sogenannte Hinzuverdienst-
grenze Uberschreiten. Dabei gelten fir teilweise und volle Erwerbsminderungs-
renten unterschiedliche Grenzwerte. Bei teilweiser Erwerbsminderung sind
diese hoher, weil davon ausgegangen wird, dass weiterhin eine Erwerbstatigkeit
(von mindestens drei Stunden taglich) ausgelibt werden kann.

9.3 Fazit zur Erwerbsminderungssicherung der GRV

Die gesetzliche Rentenversicherung ist, unter anderem neben der gesetzlichen
Unfallversicherung, ein zentraler Trager der sozialen Absicherung im Erwerbs-
minderungsfall. Sie gewahrt medizinische und berufliche Rehabilitationsleistun-
gen, um einer Erwerbsminderung vorzubeugen oder diese zu mildern bzw. ab-
zuwenden. Gelingt dies nicht, unterstitzt die Rentenversicherung ihre Versi-
cherten mit Rentenzahlungen, welche den erwerbsminderungsbedingten Ein-
kommensausfall zumindest teilweise kompensieren sollen. Die Rente kann
auch als Erganzung zu einem Erwerbseinkommen aus einer Teilzeit- oder ge-
ringflgigen Beschaftigung dienen.

MalRgeblich fur die Hohe der Rente sind die Rentenanwartschaften, die im Er-
werbsverlauf insbesondere im Zuge einer sozialversicherungspflichtigen Be-
schaftigung gesammelt werden. Auch fir andere Sachverhalte kdnnen aber
Entgeltpunkte erzielt werden.

Im Anschluss an die theoretische Betrachtung der Wohlfahrtsstaaten, des deut-
schen Sozialstaats und der Absicherung bei Erwerbsminderung als einem rele-
vanten Teilbereich der sozialen Sicherung soll nun der Forschungsstand zur
Erwerbsminderungssicherung analysiert werden. Von Interesse ist dabei zum
einen das empirische Leistungsgeschehen in der Verantwortung der gesetzli-
chen Rentenversicherung und zum anderen die Datenlage zur materiellen Ab-
sicherung bei Erwerbsminderung.



10 Forschungsstand zur sozialen Absicherung und
materiellen Lage bei Erwerbsminderung in Deutschland

Die im vorigen Kapitel beschriebenen sozialstaatlichen Leistungen bei Erwerbs-
minderung lassen sich auf Basis von Routinedaten beziffern, welche die Leis-
tungstrager erheben. Da weiterhin die Erwerbsminderungssicherung der ge-
setzlichen Rentenversicherung im Fokus steht, wird vor allem auf deren Daten-
bestand zurlickgegriffen. Die Deutsche Rentenversicherung hélt eine grof3e Pa-
lette an Routinedaten vor, welche ausgewertet und der interessierten Offentlich-
keit z. B. in Form regelmafig erscheinender Statistikbroschiiren und -bande zur
Verfugung gestellt wird. Wissenschaftler(innen) kdnnen zudem Daten als ano-
nymisierte Scientific Use Files (SUF) anfordern und auswerten.

Daruber hinaus gibt es auch Datenquellen zu weiteren Leistungen im interes-
sierenden Themenfeld, bspw. Daten aus der amtlichen Statistik. Ein Beispiel
dafir ist die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, die ebenfalls
betrachtet wird.

Dargestellt werden jeweils die aktuellsten verfiigbaren Daten. Weil Routinesta-
tistiken vor ihrer Veroffentlichung genau geprift und anonymisiert werden mus-
sen, liegen gegenwartig meist erst Daten zum Berichtsjahr 2014 vor. Darlber
hinaus werden an einigen Stellen Daten zu 2011 ausgewiesen, weil es sich da-
bei um das Jahr der Befragung handelt, welche die zentrale Datenbasis fur die
spateren Analysen liefert (siehe Kapitel 13 ff.).

10.1 Beantragte und gewéahrte Erwerbsminderungsrenten

Nach Routinedaten der Deutschen Rentenversicherung wurden im letzten Jahr-
zehnt (seit 2005) in jedem Jahr mehr als 350.000 Erwerbsminderungsrenten
beantragt (vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund 2014b, 42). Zuletzt, im Jahr
2014, lagen die Antragszahlen mit einem Wert von 345.210 erstmals etwas
niedriger (vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund 2015d).
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Gut die Halfte der im Kalenderjahr 2014 bearbeiteten Antrage?® wurde bewilligt
(53,3 Prozent). Etwa zwei Flnftel (42,1 Prozent) wurden abgelehnt; der Rest
erledigte sich auf andere Weise (vgl. ebd.).

Was man den Zahlen entnehmen kann, ist, dass das Rentenbegehren der Ver-
sicherten offensichtlich deutlich gréRer ausfallt, als die Bereitschaft des Leis-
tungstragers, Erwerbsminderungsrenten zu gewahren. Wahrscheinlich ist das
Missverhaltnis zum einen auf fehlende versicherungsrechtliche Voraussetzun-
gen (siehe Abschnitt 9.1.1) zurlickzuflhren. Diese flihren dazu, dass ansonsten
begriindete Rentenantrage abgelehnt werden (mussen). Zum anderen ist anzu-
nehmen, dass teilweise Diskrepanzen zwischen dem arztlichen Urteil zur Er-
werbsfahigkeit der Antragsteller(innen) und deren subjektiver Selbsteinschat-
zung bestehen. Die hin und wieder politisch diskutierte Annahme, Versicherte
wirden aufgrund fehlender anderer Fruhberentungsoptionen vielfach auf eine
Erwerbsminderungsberentung abstellen, ist dagegen mit Blick auf Rentenab-
schlage und die geringe durchschnittlich Rentenhdhe der Neuzugange (siehe
Abschnitt 10.3) meines Erachtens keine lberzeugende Begrindung.

Tabelle 6 zeigt das gegenwartige Rentengeschehen im Bereich Erwerbsminde-
rung. Danach finanzierte die Deutsche Rentenversicherung im Jahr 2011 — dem
Jahr der Befragung, deren Daten nachfolgend analysiert werden (siehe Kapitel
13 ff.) — rund 1,63 Millionen Erwerbsminderungsrenten. Bis zum letzten derzeit
verfligbaren Berichtsjahr hat sich dieser Bestand in Deutschland etwas erhoht;
2014 erreichte er einen Wert von rund 1,76 Millionen Erwerbsminderungsren-
ten. Der Rentenzugang ist indes leicht ricklaufig: Wahrend 2011 noch 180.238
neue Erwerbsminderungsrentner(innen) hinzukamen, waren es 2014 nur noch
170.784.%4

2 Die Zahl der bearbeiteten Antrage ist nicht identisch mit den gestellten Antragen. Die in
einem Jahr eingereichten Antrage werden teilweise erst im nachsten Kalenderjahr be-
schieden. Im Jahr 2014 wurden bspw. 343.721 Erwerbsminderungsrentenantrége bear-
beitet (vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund 2015d).

24 Zur Entwicklung der Erwerbsminderungsrenten im Zeitverlauf liefern unter anderem
Gerhard Backer (2012, 6-15) sowie Kalamkas Kaldybajewa und Edgar Kruse (2012) aus-
flhrliche Befunde und Erklarungen. In der vorliegenden Arbeit liegt der Fokus auf der ge-
genwartigen Situation bei Erwerbsminderung bzw. auf der Situation zum Befragungszeit-
punkt (2011).
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Tabelle 6: Erwerbsminderungsrentenbestand und -zugang in der
gesetzlichen Rentenversicherung im Zeitverlauf

Jahr EM-Renten- Anteil an allen EM-Renten- Anteil an allen
bestand Versicherten- zugang Versicherten-
renten renten
Anzahl Prozent Anzahl Prozent
2011 1.634.126 8,44 180.238 20,51
2012 1.677.538 8,65 178.683 21,54
2013 1.719.346 8,86 176.682 21,42
2014 1.755.101 8,95 170.784 17,17

Quelle: Statistikdaten der GRV (Deutsche Rentenversicherung Bund 2015a, 37, 55;
Deutsche Rentenversicherung Bund 2014b, 62, 189; z. T. eigene Berechnungen)

Der Grofiteil der neu hinzukommenden Renten wird wegen voller Erwerbsmin-
derung bewilligt: 2014 waren es 86,9 Prozent. Nur gut ein Zehntel (11,9 Prozent)
wird wegen teilweiser Erwerbsminderung gewahrt. Die verbleibenden 1,2 Pro-
zent verfallen auf Renten an Bergleute. Im Rentenbestand war das Verhaltnis
am Ende des Jahres 2014 noch starker in Richtung der vollen Erwerbsminde-
rungsrenten verlagert, deren Anteil 93,2 Prozent betrug. Teilweise Renten
schlugen nur mit 5,9 Prozent zu Buche, Renten an Bergleute mit 0,9 Prozent
(vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund 2015b, 42-43; Deutsche Rentenversi-
cherung Bund 2015c, 39). Jede zweite erwerbsminderungsbedingte Rente des
Zugangsjahres 2014 wurde auf Zeit gewahrt (50,1 Prozent). Von den Bestands-
renten waren demgegeniber am Ende des genannten Jahres lediglich 24 Pro-
zent befristet (vgl. ebd.).

Der Anteil, den die Erwerbsminderungsrenten insgesamt an den Versicherten-
renten — den Renten, die man aufgrund eigener Rentenanspriiche erhalt — ha-
ben, liegt im Rentenbestand bei knapp einem Zehntel (Tabelle 6). Im Renten-
zugang betragt er sogar gut ein Flnftel. Dass der Prozentanteil des Erwerbs-
minderungsrentenzugangs 2014 etwas geringer ausfallt, ist nicht allein dem ge-
sunkenen Rentenzugang wegen Erwerbsminderung geschuldet, sondern auch
der gestiegenen Zahl neuer Versichertenrenten (vor allem aufgrund der im Juli
2014 neu eingeflhrten Mutterrenten). Generell zeigen die Werte, dass Erwerbs-
geminderte als sozialstaatlich schitzenswerte, aber auch kostentrachtige Per-
sonengruppe einen relevanten Stellenwert fiir die Rentenversicherung haben.
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Beziiglich der Diagnose, aufgrund der eine Erwerbsminderung bewilligt wurde,
kristallisieren sich zentrale Gruppen heraus. Mit Abstand die meisten Berentun-
gen erfolgten 2014 wegen psychischer und Verhaltensstérungen; sie haben ei-
nen Anteil von 43,1 Prozent (vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund 2015c,
66-67). Die Diagnosen auf den nachfolgenden Rangplatzen erreichen nur ca.
ein Drittel dieses Anteils. So gehen 12,9 Prozent wegen Krankheiten des Mus-
kel-Skelett-Systems und des Bindegewebes, 12,4 Prozent wegen Neubildun-
gen und 9,5 Prozent wegen Krankheiten des Kreislaufsystems in Erwerbsmin-
derungsrente (vgl. ebd., 66-69). Insgesamt verteilen sich damit gut drei Viertel
aller Erwerbsminderungsrentenzugange auf die genannten vier Diagnosegrup-
pen. Im Fall der medizinischen Rehabilitation ist das &hnlich, allerdings belegen
Krankheiten des Muskel-Skelett-Systems und des Bindegewebes dort mit ei-
nem Anteil von 36 Prozent die Spitzenposition. Psychische und Verhaltenssto-
rungen begriinden derzeit lediglich 16 Prozent der Reha-Leistungen (vgl. Deut-
sche Rentenversicherung Bund 2014a, 28-29).

10.2 Merkmale der Erwerbsminderungsrentner(innen)

Uber das skizzierte Leistungsgeschehen hinaus I&sst sich aus den Routineda-
ten der Deutschen Rentenversicherung bereits Einiges zu typischen Merkmalen
der Erwerbsminderungsrentner(innen) entnehmen. Diese sind fiir die Beschrei-
bung der Untersuchungsgruppe, aber auch fir die Analyse der materiellen Lage
interessant.

Einen Aspekt bilden die Diagnosen, die flr die Berentung ursachlich sind. Diese
wurden zuvor bereits dargestellt (siehe Abschnitt 10.1). Daneben sind soziode-
mografische Merkmale relevant, z. B. das Geschlecht. Erwerbsminderungsrent-
ner(innen) sind jeweils etwa zur Halfte weiblich bzw. mannlich. Im Rentenzu-
gang 2014 lag der Manneranteil bei 50,7 Prozent, im Bestand bei 49,8 Prozent
(vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund 2015b, 7; Deutsche Rentenversiche-
rung Bund 2015c, 7).

Im Durchschnitt waren die erwerbsgeminderten Versicherten zum Zeitpunkt ih-
rer Berentung 51 Jahre alt. Bei den Mannern lag der Mittelwert mit 51,4 Jahren
um gut ein Jahr héher als bei den Frauen mit 50,1 Jahren (vgl. Deutsche Ren-
tenversicherung Bund 2015c¢, 55, 65). Beide Geschlechter sind durchschnittlich
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in einem Alter, in dem der Erwerbsverlauf bereits fortgeschritten ist. Das wird
noch deutlicher, wenn man sich die Altersgruppen anschaut: Mehr als die Halfte
(51,2 Prozent) der Erwerbsminderungsrentner(innen) ist beim Renteneintritt 50
bis 59 Jahre alt. 80,2 Prozent sind 45 Jahre oder alter (vgl. ebd., 39-40). Fir
den sozialen Status und die materielle Lage kann das Alter vorteilhaft sein, so-
fern die im Erwerbsverlauf gesammelten beruflichen Erfahrungen und Qualifi-
kationen tendenziell zu besseren, eventuell héheren Berufspositionen und gu-
ten Erwerbseinkommen fiihren. Im Zusammenhang mit einem geringen Qualifi-
kationsniveau und ungtinstigen Rahmenbedingungen am Arbeitsmarkt (bspw.
geringe Nachfrage nach Arbeitskraften, Vorbehalte der Arbeitgeber gegen al-
tere Beschaftigte) kann das Alter aber auch zu einem Faktor werden, der die
berufliche Platzierung oder den Erhalt des Arbeitsplatzes behindert.

Der Fachliteratur ist zu entnehmen, dass Erwerbsminderungsrentner(innen) zu
einem grof3en Anteil gering qualifiziert sind. So ergab bspw. eine Analyse von
Routinedaten der Deutschen Rentenversicherung, dass Erwerbsminderungs-
rentenzugange der Jahre 2004 bis 2006 mehrheitlich (zu rund 48 Prozent) ein
mittleres Bildungsniveau aufwiesen (vgl. Hagen et al. 2010, 10-11). Zugleich
waren sie aber mit 14,4 Prozent haufiger niedrig qualifiziert?® als aktiv versi-
cherte Personen (9,4 Prozent; ebd.). Eine weitere Analyse auf Basis des Ren-
tenzugangs 2007 ergab sogar einen Anteil von 26,9 Prozent mit geringer Qua-
lifikation (vgl. Martin/ Zollmann 2011, 124-125). Es ist somit davon auszugehen,
dass das zuvor erwahnte durchschnittlich hdhere Alter der Untersuchungs-
gruppe eher ein Hemmnis fir die Erwerbssituation und den Status der Untersu-
chungsgruppe darstellt.

Hinzu kommt, dass mit zunehmendem Alter die Pravalenz gesundheitlicher Ein-
schrankungen steigt und diese ggf. einen chronischen und/ oder multimorbiden
Verlauf nehmen (vgl. Nowossadeck 2012, 3). Im Falle der Erwerbsminderungs-
rentner(innen) ist die Gesundheit per Definition zumindest schon so weit einge-
schrankt, dass die berufliche Leistungsfahigkeit reduziert ist. Dies kann sich
trotz eines eventuell verbliebenen Restleistungsvermogens dauerhaft negativ
auf die Erwerbsintegration und die materielle Unabhangigkeit auswirken, indem

% Als niedrige Qualifikation galten Haupt-/Realschulabschllisse ohne Berufsausbildung (vgl.
ebd.).
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bspw. die frihere Beschaftigung angesichts der geminderten Leistungsfahigkeit
nicht aufrechterhalten werden kann oder ein anderer, eventuell adaquaterer Ar-
beitsplatz aufgrund von Vorbehalten der Arbeitgeber nicht erreichbar ist.

Die in der Literatur identifizierten drei Eigenschaften (hohes Alter, gesundheitli-
che Einschrankung, geringe Qualifikation) sprechen fiir eine schlechte Arbeits-
marktposition der Personengruppe. Insofern verwundert es kaum, dass Er-
werbsgeminderte relativ haufig aus der Arbeitslosigkeit in den Rentenbezug ein-
treten. Dem Alterstibergangs-Report zufolge, der vom Institut Arbeit und Quali-
fikation (IAQ) erstellt wird, waren zum Beispiel 38,2 Prozent der Rentenzugange
in 2011 vor dem Renteneintritt arbeitslos gemeldet (vgl. Backer 2012, 8). Dieser
Anteil ist deutlich hoher als bei Altersrentenzugangen, die zu weniger als einem
Finftel aus Arbeitslosigkeit kommen (bspw. 16,5 Prozent in 2009; vgl. Dannen-
berg et al. 2010, 290-291).

Die Brisanz des Befundes wird durch zwei Punkte noch unterstrichen: Zum ei-
nen bezog der GroRteil der vormals arbeitslosen Erwerbsminderungsrentner(in-
nen), 29,8 Prozent, vor dem Renteneintritt Leistungen nach dem SGB Il (Ar-
beitslosengeld Il), was fur einen langerfristigen Ausschluss vom Arbeitsmarkt
spricht (vgl. Backer 2012, 8-9). Zum anderen steigt die Haufigkeit des Zugangs
aus Arbeitslosigkeit nach Einschatzung verschiedener Autoren tendenziell wei-
ter an, wahrend sich die Rentenzugange aus sozialversicherungspflichtiger Be-
schaftigung reduzieren (vgl. ebd.; Kaldybajewa/ Kruse 2012, 214-215; Steffen
2013).

In der Summe sprechen die betrachteten Merkmale dafiir, dass ein erheblicher
Teil der erwerbsgeminderten Personen einen schwachen Sozialstatus bzw.
eine ausgepragte soziale Vulnerabilitt (siehe Kapitel 13) aufweist. Die Arbeits-
marktposition ist vergleichsweise schlecht. Insofern ist zu erwarten, dass Er-
werbsminderungsrentner(innen) auch bezuglich ihrer finanziellen Ressourcen
und der erworbenen Rentenanspriiche eher schlecht aufgestellt sind. Tatsach-
lich kamen Kaldybajewa und Kruse (2012) ausgehend von Analysen der Ren-
tenanwartschaften zu dem Ergebnis, dass ,die Struktur der aktuellen Erwerbs-
minderungsrentenzugange von Personen mit niedrigen Rentenanwartschaften
dominiert” (ebd., 210) werde. Ob sich dies empirisch in geringen Erwerbsmin-
derungsrenten niederschlagt, wird nachfolgend untersucht.
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10.3 Hohe der Erwerbsminderungsrente

Der Mittelwert des monatlichen Erwerbsminderungsrentenbetrags lag 2011 im
Rentenzugang bei 596 Euro (Tabelle 7). Dieser Betrag bildet den Tiefstand der
seit dem Jahr 2000 stetig gesunkenen Werte (2000: 706 Euro; vgl. Deutsche
Rentenversicherung Bund, 2014c, 123). Bis 2014 wurde wieder ein Anstieg ver-
zeichnet, obgleich er mit knapp 30 Euro eher begrenzt ist. Die Steigerung ist,
zumindest fur das Jahr 2014, wahrscheinlich teilweise schon auf die Rechtsan-
derung vom Juli 2014 (siehe Abschnitt 9.1.3) zurtckzufihren. Hinsichtlich des
Werts fur 2015 ist ein weiterer Anstieg zu erwarten. Ungeachtet dessen sind die
Zahlbetrage bei Erwerbsminderung vergleichsweise gering. Sie bleiben — auch
im Zeitverlauf — deutlich unter dem Niveau der Altersrenten, deren mittlere Be-
trage 2014 bspw. bei rund 805 Euro lagen (vgl. Deutsche Rentenversicherung
Bund 2015c, 7; Deutsche Rentenversicherung Bund 2014b, 123).

Tabelle 7: Erwerbsminderungsrentenhdhe in der gesetzlichen
Rentenversicherung nach Leistungsart (Mittelwerte in Euro)

Jahr EM-Rentenzugang EM-Rentenbestand

gesamt | teilweise EM | volle EM | gesamt | teilweise EM | volle EM
2011 596,47 356,07 634,44 691,70 470,74 709,69
2012 607,42 358,24 646,14 699,18 474,42 717,23
2013 612,97 363,47 650,36| 698,60 472,30 715,81
2014 627,68 368,48 664,08] 719,04 480,42 736,32

Quelle: Statistikdaten der GRV (Deutsche Rentenversicherung Bund 2014b, 126, 204; Deut-
sche Rentenversicherung Bund 2015b, 30-31; Deutsche Rentenversicherung Bund 2015c, 7)
Welche Lohnersatzrate bzw. welches Rentenniveau Erwerbsminderungsrent-
ner(innen) erreichen, sagen die Statistikdaten nicht aus. Sie weisen lediglich
das Standardrentenniveau insgesamt aus, das die jahrlichen Rentenbezulge fik-
tiver Rentner(innen) mit 45 Versicherungsjahren ins Verhaltnis zum Jahresar-
beitsentgelt aller Arbeithnehmer(innen) setzt. Personen mit Erwerbsminderung
kdénnen eine solche Versicherungsdauer sehr wahrscheinlich nicht erreichen.
Hinzu kommt, dass selbst die besagten 45 Versicherungsjahre derzeit (2014)
lediglich zu einem Lohnersatz von 48,1 Prozent fihren (netto vor Steuern; vgl.
Deutsche Rentenversicherung Bund 2015a, 27).
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Renten wegen teilweiser Erwerbsminderung sind mit bspw. durchschnittlich 368
Euro im Jahr 2014 nur ungeféahr halb so hoch wie volle Erwerbsminderungsren-
ten mit 664 Euro (Tabelle 7). Mit Blick auf die erwahnten Rentenartfaktoren ent-
spricht das Ergebnis den Erwartungen. Ebenfalls erwartungskonform sind die
héheren Mittelwerte der Bestandsrenten, die 2014 zum Beispiel bei monatlich
719 Euro lagen. Die Differenz zum Rentenzugang ergibt sich daraus, dass sich
der Bestand in erheblichem Umfang aus ,alteren® Erwerbsminderungsrenten
konstituiert. Diese wurden teilweise deutlich friiher, z. B. vor der Reform von
2001, bewilligt und somit noch ,grof3zligiger” bemessen. Aufgrund von Be-
stands- bzw. Vertrauensschutzregelungen bleiben sie in ihrer Hohe im Wesent-
lichen erhalten.

10.4 Grundsicherung bei Erwerbsminderung

Neben den Erwerbsminderungsrenten der gesetzlichen Rentenversicherung
halt der deutsche Sozialstaat eine bedurftigkeitsgepriifte Mindestsicherungs-
leistung fir den Erwerbsminderungsfall bereit — die Grundsicherung im Alter und
bei Erwerbsminderung. Sie wird auf Antrag gewahrt, wenn Erwerbsgeminderte
ihre materielle Existenz nicht durch eigene Einnahmen sichern kénnen, volljah-
rig und dauerhaft voll erwerbsgemindert sind (§ 41 SGB XIl). Wenn die Regel-
altersgrenze erreicht wird, kann eine Grundsicherung wegen Alters anschlie-
Ren.

Dem Teilhabebericht der Bundesregierung zufolge, dessen Darstellung aller-
dings nur bis zum Jahr 2010 geht, stieg die Zahl der Leistungsbezieher im Zeit-
verlauf stetig an (vgl. BMAS 2012, 151). Aktuellere Daten des Statistischen Bun-
desamts fir 2003 bis 2014 bestatigen das sowohl flr die Grundsicherungsemp-
fanger(innen) insgesamt, als auch fiir die erwerbsgeminderten (vgl. Statisti-
sches Bundesamt 2015b). Im Befragungsjahr 2011 gab es danach in Deutsch-
land 407.820 Erwerbsgeminderte, die solche Leistungen bezogen. 2014 waren
es bereits 486.846 (vgl. ebd.). Im Rickblick auf den Rentenbestand insgesamt
bedeutet das, dass 27,7 Prozent aller Erwerbsminderungsrentner(innen) und
29,8 Prozent aller Bezieher(innen) voller Erwerbsminderungsrenten im Jahr
2014 auf Grundsicherungsleistungen zurtickgreifen mussten. Betrachtet man
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diese Anteile im Vergleich zum Grundsicherungsbezug der Altersrentner(in-
nen), ist das Grundsicherungsrisiko bei Erwerbsminderung mittlerweile sogar
groRer als im Alter (vgl. Rische/ Kreikebohm 2012, 10). Dieser hohe Anteil
spricht dafir, dass die materielle Absicherung bei Erwerbsminderung — zumin-
dest ohne staatliche Transfers — kritisch ist bzw. dass der Lebensunterhalt bei
Erwerbsminderung oftmals nicht eigenstandig finanziert werden kann.

Zum durchschnittlichen Leistungsniveau der Grundsicherung stellt das Statisti-
sche Bundesamt Zahlen fur Marz 2015 bereit. Danach erhalten die Bezieher(in-
nen) einer Grundsicherung wegen Erwerbsminderung durchschnittlich 517 Euro
pro Monat (vgl. Statistisches Bundesamt 2015b). Der Wert fallt ahnlich aus wie
der in Fachserie 13 des Statistischen Bundesamts genannte Nettowert von 503
Euro fur 2013 (vgl. Statistisches Bundesamt 2015d, 28). Zwischen den Ge-
schlechtern sind die Grundsicherungsbeziige ahnlich, Unterschiede bestehen
bezlglich der Nationalitat (vgl. ebd., 26-28). Des Weiteren ist der Statistik zu
entnehmen, dass auf die genannten Betradge meist Einklnfte der Bezieher(in-
nen) oder der Bedarfsgemeinschaft angerechnet wurden. Durchschnittlich wa-
ren es 305 Euro, die sich vor allem aus Erwerbsminderungsrenten, Erwerbsein-
kommen oder 6ffentlich rechtlichen Leistungen fiir Kinder speisen (vgl. ebd., 28,
34).

Mit den berichteten Daten gibt die Sozialberichterstattung der Bundesregierung
bereits Hinweise auf die materielle Lage bei Erwerbsminderung. Den Daten ist
allerdings nicht zu entnehmen, wie hoch die jeweiligen Einkinfte der Grundsi-
cherungsempfanger(innen) ausfallen. Offen bleibt auch, ob und wie sich ihre
Einklnfte von denen der Erwerbsminderungsrentner(innen) ohne Grundsiche-
rungsbezug unterscheiden.

10.5 Materielle Lage liber die staatliche Sicherung hinaus

Ausgehend von den prasentierten empirischen Fakten stellt sich die Frage, wel-
che Einkinfte erwerbsgeminderte Personen neben der gesetzlichen Erwerbs-
minderungsrente und einem eventuellen Grundsicherungsbezug erzielen und
wie sich ihre materielle Lage (auch im Haushaltskontext) insgesamt darstellt.
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Informationen zu weiteren Einkinften sind in den Routinedaten der Rentenver-
sicherung nur enthalten, sofern diese fur die Hinzuverdienstpriifung erforderlich
sind. Es wird dabei nicht zwischen verschiedenen Einkommensquellen differen-
ziert. Eine Betrachtung der finanziellen Situation auf Haushaltsebene ist derzeit,
auch aus Grunden des Datenschutzes, nicht méglich. Detaillierte Angaben zur
Einkommenssituation von Erwerbsminderungsrentner(inne)n und ihren Haus-
halten gibt es demzufolge im Routinedatenbestand der Rentenversicherung
nicht.

Andere Datenbasen zur deutschen Bevdlkerung enthalten differenzierte Ein-
kommensangaben, so bspw. Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP),
der Einkommens- und Verbraucherstichprobe (EVS) und der Haushaltsbefra-
gung ,Leben in Europa® (EU-SILC). Allerdings ist die Zielgruppe dort nur indirekt
zu identifizieren — bspw. indem Bezieher(innen) einer gesetzlichen Rente be-
trachtet werden, die jinger als 60 Jahre sind. Insofern so keine saubere Tren-
nung von Alters- und Erwerbsminderungsrenten méglich ist, ist die Verwendung
entsprechender Daten nicht optimal. Das zeigte sich auch in einer Studie des
IGES-Instituts zur sozio6konomischen Situation erwerbsgeminderter Personen,
welcher SOEP-Daten aus 2004 zugrunde lagen (vgl. Albrecht et al. 2007). So-
wohl die Erfassung der Zielgruppe als auch die Analysen selbst wiesen so er-
hebliche methodische Mangel auf (vgl. ebd., 624-625, 639), dass die Ergeb-
nisse im Grunde nicht zu verwenden sind. Sie werden daher nicht berichtet.

Trotz aller Schwierigkeiten konnen die genannten Datenquellen (SOEP etc.)
aber durchaus erste Hinweise auf die finanzielle Situation bei gesundheitlichen
Einschrankungen und Behinderungen liefern, die einer Erwerbsminderung zu-
grunde liegen kdnnen. Interessante Auswertungen lassen sich unter anderem
der Sozialberichterstattung der Bundesregierung (z. B. Armuts- und Reichtums-
bericht, Teilhabebericht) entnehmen, die nachfolgend konsultiert wird (siehe Ab-
schnitt 10.5.1 und 10.5.2).

Daruber hinaus existiert eine Datenbasis, die sowohl eine genaue Identifikation
der Zielgruppe als auch eine umfassende Betrachtung der Einklnfte im Haus-
haltskontext ermdglicht und insofern die konstatierten Defizite Uberwindet. Sie
wurde aufgrund der vormals unzureichenden Datenlage im Zuge eines For-
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schungsprojekts der Deutschen Rentenversicherung (nachfolgend ,EMR-Pro-
jekt“ genannt) entwickelt. Sie umfasst Daten aus einer schriftlichen Befragung
von Erwerbsminderungsrentner(inne)n sowie ausgewahlten Routinedaten
(siehe Abschnitt 12.2). Die auf dieser Basis publizierten Resultate zur materiel-
len Lage bei Erwerbsminderung werden im Anschluss ebenfalls skizziert (siehe
Abschnitt 10.5.3 und 10.6).

10.5.1  Einkommensniveau bei gesundheitlicher Einschrdnkung

Seit 2001 gibt das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales regelmafRig, je-
weils in der Mitte einer Legislaturperiode, einen Armuts- und Reichtumsbericht
heraus. Im vierten Bericht dieser Art (BMAS 2013a) wird ausgeflihrt, dass ge-
sundheitliche Beeintrachtigungen und Behinderungen mit einem geringen Ein-
kommensniveau verknupft seien (vgl. ebd., 259-260). Ausgehend von Analysen
von SOEP-Daten (2004 bis 2010) lieRe sich belegen, dass sich Personen mit
Einkiinften unterhalb der 60 Prozent-Grenze des Nettodquivalenzeinkommens
— also Armutsgefahrdete (siehe Abschnitt 10.6) — haufiger als gesundheitlich
oder funktionell eingeschrankt bewerten und haufiger einen anerkannten Grad
der Behinderung (GdB) aufweisen als andere Personen.

Zuruckgefuhrt wird das einerseits auf ein tendenziell schlechteres Gesundheits-
und Vorsorgeverhalten einkommensschwacher Bevdlkerungsschichten und an-
dererseits auf ihre berufliche Situation. Niedrige Berufspositionen und ein gerin-
ger Bildungsstand gingen oft mit belastenden Arbeitsbedingungen einher (vgl.
ebd., 259-263, 466-468). Letztlich fihre das dahin, dass ,insbesondere gering
qualifizierte Erwerbstatige haufig vorzeitig krankheits- oder unfallbedingt in die
Rente eintreten” (ebd., 261). So sei das Risiko einer Friihberentung bei Frauen
ohne Berufsabschluss 2,6-mal héher als bei akademisch qualifizierten Frauen,
bei den Mannern sogar um das 5,6-Fache (vgl. ebd.).

Zugleich wird konstatiert, dass ,Krankheit[...] das Risiko von Armut und sozialer
Ausgrenzung” erhdhe (ebd., XXXVII). Dies wird damit begriindet, dass fiir ge-
sundheitlich beeintrachtigte Personen bei Arbeitslosigkeit schlechtere Wieder-
beschaftigungschancen bestadnden bzw. dass eine geminderte Erwerbsfahigkeit
— je nach dem vorherigen Erwerbsverlauf und der Vorsorge — zu relativ geringen
Einkommen fuhre kénne (ebd., XXXVI-XXXVII). ZahlenmaRige Belege werden
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fur diese Aussage nicht angefiihrt. Es bleibt offen, wie sich die Einkommenssi-
tuation des betrachteten Personenkreises konkret darstellt.

10.5.2  Eigensténdige Existenzsicherung durch Erwerbsarbeit

Im ersten Teilhabebericht der Bundesregierung werden die Lebenslagen von
Menschen mit Beeintrachtigungen und Behinderungen beschrieben (vgl. BMAS
2013b). Die Erwerbsbeteiligung wird dabei als wichtiger Teilhabeaspekt hervor-
gehoben — unter anderem, weil das Einkommen eine selbstandige Lebensfih-
rung beférdere. Im Fokus des Berichts stehen im Sinne des § 2 SGB IX Perso-
nen, deren ,korperliche Funktion, geistige Fahigkeit oder seelische Gesundheit
mit hoher Wahrscheinlichkeit langer als sechs Monate von dem fiir das Lebens-
alter typischen Zustand abweichen und [... deren] Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft [daher] beeintrachtigt ist“ (ebd. 2013b, 30). Diese Definition passt
grundsatzlich auch auf erwerbsgeminderte Personen, die in diesem Sinne als
behindert bzw. beeintrachtigt gelten kdnnen. Umgekehrt sind Menschen mit Be-
hinderung aber nicht zwangslaufig erwerbsgemindert. Trotz dieser erneuten Un-
scharfe bezlglich der Zielgruppe sind die referierten Zahlen fur die vorliegende
Arbeit interessant.

So informiert der Bericht, basierend auf SOEP-Daten von 2010, die Erwerbsta-
tigenquote von Menschen mit Beeintrachtigungen sei in allen Altersgruppen
niedriger als in der tbrigen Bevdlkerung. Am grofiten sei die Differenz mit 26
Prozent bei den 50- bis 59-Jahrigen, also in eben jener Altersgruppe, die auch
unter den Erwerbsminderungsrentner(inne)n stark vertreten ist. Die Erwerbsta-
tigenquote liege dort bei 60 Prozent. Erwartungsgemald spielt auch die Art der
Beeintrachtigung eine Rolle: Bei einem Grad der Behinderung von 50 bis 80
Prozent (GdB) sind 45 Prozent der Betroffenen erwerbstatig, dartiber nur noch
26 Prozent. Ist eine Person ,chronisch krank mit Aktivitatseinschrankungen®
(ebd., 133), was vermutlich mehrheitlich auf Erwerbsgeminderte zutrifft, wird im-
merhin zu 67 Prozent eine Erwerbstatigkeit realisiert (vgl. ebd., 131-134).

Den materiellen Lebensunterhalt so GUberwiegend alleine zu bestreiten, gelinge
Behinderten seltener als anderen Gesellschaftsmitgliedern. Die Differenz ist er-
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neut bei den 50- bis 59-Jahrigen am gréRten, welche sich im Falle einer Beein-
trachtigung zu 59 Prozent selbstandig finanzieren (Personen ohne Beeintrach-
tigung: 88 Prozent; vgl. ebd., 146-147).

Die Hohe der Einklinfte wird im Teilhabebericht an Medianwerten der Bruttomo-
natseinkunfte aus Erwerbstatigkeit untersucht. Danach bestehen zwischen be-
eintrachtigten und nicht beeintrachtigten Menschen deutliche Einkommensdif-
ferenzen, die sich im Erwerbsverlauf kontinuierlich steigern. Das habe auch da-
mit zu tun, dass Einkommenszuwachse im Verlauf bei Behinderung geringer
ausfallen als in der Ubrigen Bevdlkerung. Die konkreten Betrage liegen bei 50-
bis 59-jahrigen Personen mit Behinderung bspw. bei 2.139 Euro pro Monat,
wahrend gleichaltrige unbeeintrachtigte Personen im Schnitt 2.580 Euro bezie-
hen. Bei Mannern ist die Differenz, auRer bei den 50- bis 59-Jahrigen, starker
ausgepragt als bei Frauen (vgl. ebd., 146-150).

Insgesamt sind die Befunde recht aufschlussreich. Sie deuten darauf hin, dass
gesundheitlich beeintrachtigte Personen beziiglich ihrer Moglichkeiten zur Teil-
habe am Erwerbsleben und bezlglich ihrer Erwerbseinkinfte gegentiber Per-
sonen ohne Behinderung im Nachteil sind. Das gilt insbesondere fiir Personen,
die das flinfte Lebensjahrzehnt erreicht oder tiberschritten haben — also fiir die
auch bei Erwerbsminderung relevante Altersgruppe. Obgleich eine relevante
Schnittmenge zwischen Menschen mit Beeintrachtigungen und Erwerbsminde-
rungsrentner(inne)n besteht, ist jedoch oft nicht klar, in welchem Umfang sich
die Erkenntnisse auf die Situation bei Erwerbsminderung Ubertragen lassen.
Auswertungen speziell zu erwerbsgeminderten Personen stellt die Berichter-
stattung der Bundesregierung, wie gesagt, nicht zur Verfigung.

10.56.3  Einkommensquellen und Haushaltseinkiinfte von Erwerbsminde-
rungsrentner(inne)n

Eine Verbesserung der Datenlage zur materiellen Situation von Erwerbsgemin-
derten wurde, wie bereits erwahnt, mittels eines Forschungsprojektes der Deut-
schen Rentenversicherung erreicht. Die Ergebnisse der im Zuge des Projekts
durchgefuhrten Auswertungen wurden unter anderem in Form zweier Projekt-
berichte publiziert (vgl. Martin et al. 2012; Martin et al. 2014).
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Darin konnte zum Beispiel gezeigt werden, dass die gesetzliche Erwerbsminde-
rungsrente, die zuvor bereits anhand von Routinedaten betrachtet wurde (siehe
Abschnitt 10.3), fur die befragten Erwerbsminderungsrentner(innen) eine wich-
tige Einkommensquelle darstellt. Fir Alleinlebende stelle sie sogar die Haupt-
einkommensquelle dar (vgl. Martin et al. 2012, 36-38). Daneben seien allerdings
auch andere Einnahmequellen relevant. So kommt in den Auswertungen unter
anderem zum Ausdruck, dass ein Teil der Erwerbsgeminderten selbst weitere
Einklnfte bezieht, die insbesondere aus Erwerbs- oder Nebentatigkeiten oder
aus Betriebsrenten, der Zusatzversorgung des Offentlichen Dienstes oder einer
privaten Erwerbsminderungsvorsorge stammen. Die letzteren Aspekte repra-
sentieren die sogenannte Absicherung aus der zweiten und dritten Saule, die
seitens der Politik seit dem Paradigmenwechsel in der Rentenversicherung
(siehe Abschnitt 9.1.2) beworben wird. Die Ergebnisse weisen jedoch darauf
hin, dass diese erganzende Erwerbsminderungssicherung unter den Betroffe-
nen keinesfalls ausreichend verbreitet ist. Das Gleiche ist auch aus anderen
Untersuchungen bekannt (vgl. Stiftung Warentest 2007; Stiftung Warentest
2009; Stiftung Warentest 2010) und wurde politisch bereits problematisiert (vgl.
Nurnberger 2009; Deutscher Bundestag 2009).

Ferner ist der Literatur zur Studie zu entnehmen, dass individuelle Einkommens-
quellen Uber die genannten Aspekte hinaus fur die befragten Erwerbsgemin-
derte kaum ins Gewicht fallen (vgl. ebd. 36-38). Neben den eigenen Einkunften
kénnen allerding knapp 60 Prozent der Erwerbsminderungsrentner(innen) auf
Einnahmen weiterer Haushaltsmitglieder zurtickgreifen (vgl. ebd., 38-39). Ins-
gesamt summieren sich die Einkiinfte, welche die Haushalte zum Befragungs-
zeitpunkt (2011) im Monat netto zur Verfligung haben, im Median auf 1.406 Euro
(vgl. Martin/ Zollmann 2013, 11). Bedarfsgewichtet, also unter Berticksichtigung
der Anzahl der Haushaltsmitglieder und der altersspezifischen Bedarfe nach
modifizierter OECD-Skala (siehe Abschnitt 14.1.1), sind es 1.055 Euro pro Mo-
nat (vgl. Méartin et al. 2012, 42-43). Hoher sind die Werte, wenn die Erwerbsge-
minderten weiblich sind (1.115 Euro), in Mehrpersonenhaushalten (1.122 Euro)
oder den alten Bundeslandern (1.083 Euro) leben. Umgekehrt sind die Monats-
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einnahmen bspw. in Haushalten erwerbsgeminderter Manner (998 Euro), Ein-
personenhaushalten (904 Euro) und Haushalten in den neuen Bundeslandern
und Berlin (979 Euro) geringer.

Vergleicht man diese Werte mit den materiellen Ressourcen, die Haushalten in
der deutschen Bevdlkerung zur Verfigung stehen, sind Erwerbsminderungs-
rentnerhaushalte klar im Nachteil. Denn in der Bevélkerung liegen nach Ver-
gleichsdaten des Sozio-oekonomischen Panels 2010, die in dem besagten
EMR-Projekt verwendet wurden, bedarfsgewichtete Monatseinklnfte von 1.343
Euro vor (vgl. Martin et al. 2013, 12). Nach Daten aus der Studie ,Leben in Eu-
ropa“ fur 2011 sind es sogar 1.633 Euro (vgl. Statistisches Bundesamt 2014,
176). Bleibt man bei den zitierten SOEP-Daten, erreichen die Erwerbsminde-
rungsrentner(innen) und ihre Haushaltsmitglieder — Giber alle genannten Grup-
pen (Geschlecht, Haushalt, Region) hinweg — maximal 80 Prozent des bedarfs-
gewichteten Einkommens der deutschen Bevolkerung (vgl. Martin et al. 2013,
44).

Bei fast einem Viertel (25,6 Prozent) der Erwerbsminderungsrentner(innen) flie-
Ren neben den eigenen Einkiinften staatliche Transferleistungen in das ge-
nannte Haushaltseinkommen ein. Dazu zahlen das ALG Il bzw. Sozialgeld, die
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, die Sozialhilfe sowie das
Wohngeld (vgl. ebd., 39-42).

10.6 Indikatoren zur materiellen Lage und sozialen Teilhabe

Ausgehend vom bisher referierten Forschungsstand zur sozialstaatlichen Absi-
cherung bei Erwerbsminderung und der materiellen Lage dartber hinaus ist der
Eindruck entstanden, dass Erwerbsminderungsrentner(innen) und ihre Haus-
halte empirisch unter schwierigen finanziellen Bedingungen leben. Es wird er-
wartet, dass sich dieser Eindruck unter Verwendung international gebrauchli-
cher Indikatoren zur materiellen Lage und sozialen Teilhabe weiter erharten
lasst. Nachfolgend werden ausgewahlte Indikatoren vorgestellt, zu denen im
Zuge des genannten Forschungsprojekts Werte ermittelt wurden. Den vorlie-
genden Befunden werden, wenn mdglich, Vergleichsdaten zur deutschen Be-
volkerung gegenubergestellt.
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10.6.1  Einkommensarmut und andere Armutskonzepte

Ein erster Indikator ist das relative Armutsrisiko, das anzeigt, welcher Personen-
kreis in Relation zur Bevélkerung von Einkommensarmut bedroht ist. Ein Ar-
mutsrisiko bzw. eine Armutsgefahrdung liegt vor, wenn das monatliche bedarfs-
gewichtete Medianeinkommen eines Haushalts unterhalb eines Schwellenwerts
von 60 Prozent des aktuellen bedarfsgewichteten Medianeinkommens der Be-
volkerung liegt. Im ersten Projektbericht des zitierten EMR-Projekts der Deut-
schen Rentenversicherung wurde ein Schwellenwert von 806 Euro verwendet,
der auf Daten des Sozio-oekonomischen Panels des Jahres 2010 basierte (vgl.
Martin et al. 2012, 11-12).

In anderen Veroffentlichungen werden andere, teilweise deutlich héhere Werte
verwendet. Das hat insbesondere damit zu tun, dass dort andere Datenquellen
(z. B. EU-SILC, Mikrozensus) genutzt, andere Einkommensbegriffe (z. B. Mo-
nats- vs. Jahreseinkommen) oder Erhebungsjahre zugrundegelegt und/ oder
das selbstgenutzte Wohneigentum (,imputed rents”) mit eingerechnet werden.
Im 3. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung (BMAS 2008) wurde
auf die Differenzen in den (damals) verwendeten Schwellenwerten hingewie-
sen, die von 736 Euro gemaf Mikrozensus 2005 bis 980 Euro gemafR EVS 2003
reichten (vgl. ebd., 22-23). Unterschiedliche Schwellenwerte und Datenbasen
fuhren naturlich zu unterschiedlichen Armutsrisikoquoten. Nimmt man allerdings
—anders als im 3. Armuts- und Reichtumsbericht — die gleichen Bezugsjahre in
den Blick, sind die Unterschiede nur unwesentlich.2® Welche Daten verwendet
werden, liegt damit letztlich im Ermessen der Forscher(innen).

Im erwahnten Forschungsprojekt der Rentenversicherung sollten moglichst ak-
tuelle Vergleichsdaten verwendet werden, welche das selbstgenutzte Wohnei-
gentum nicht bertcksichtigen, da dieses in der Befragung der Erwerbsminde-

% Zum Beispiel betrug das Armutsrisiko geman Mikrozensus 2011 in der Bevélkerung 15,1
Prozent (Schwellenwert 848 Euro; vgl. Statistisches Bundesamt 2013b, 174) und gemaf
europaischer Gemeinschaftsstatistik EU-SILC 2011 15,8 Prozent (Schwellenwert 952
Euro; vgl. Statistisches Bundesamt 2012a, 23-26). Die Quoten sind trotz relativ differenter
Schwellenwerte ahnlich.
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rungsrentner(innen) nicht erfasst wurde. Das Deutsche Institut fir Wirtschafts-
forschung (DIW) stellte entsprechende Daten aus dem Sozio-oekonomischen
Panel 2010 zur Verfigung (vgl. Martin et al. 2012, 11-12, 42-43).

Aus den Daten ergab sich, wie eingangs erwahnt, eine Armutsrisikoschwelle
von 806 Euro. Gemessen an diesem Wert waren 36,5 Prozent der Personen in
den befragten Erwerbsminderungsrentnerhaushalten armutsgefahrdet (vgl.
ebd., 46-47). In der Bevdlkerung lag die Quote demgegenliber, ebenfalls aus-
gehend von Daten des SOEP 2010, lediglich bei rund 14 Prozent. Daraus wurde
im ersten Bericht des EMR-Projekts geschlussfolgert, dass Erwerbsgeminderte
und ihre Haushaltsmitglieder in erheblich groRerem Umfang von Armut bedroht
sind als Haushalte in der Bevolkerung (vgl. ebd.). Eine spatere Analyse, in der
ein Schwellenwert fur das Jahr der Erhebung (840 Euro, SOEP 2011) verwen-
det wurde, unterstreicht den Befund: Die Armutsrisikoquote betrug danach in
der Untersuchungsgruppe sogar rund 40 Prozent (vgl. Martin/ Zollmann 2013a,
13).

Ein weiterer Indikator zur Einkommensarmut ist die sogenannte strenge Armut.
Diese liegt vor, wenn die 50-Prozent-Marke der medianen bedarfsgewichteten
Haushaltsnettoeinkiinfte der Bevdlkerung unterschritten wird. Im zitierten Be-
richt zum EMR-Projekt wurde der Schwellenwert, erneut mittels Daten des
SOEP 2010, auf 672 Euro beziffert (vgl. Martin et al. 2012, 12). Von strenger
Armut waren demnach 21,1 Prozent der Personen in den untersuchten Er-
werbsminderungsrentnerhaushalten betroffen. Die Armut ist bei Erwerbsminde-
rung danach um ein Vielfaches groRer als in der Bevoélkerung, wo nur rund 7
Prozent betroffen waren (vgl. ebd., 46-47).

Darliber hinaus wurden Eigenschaften der Erwerbsgeminderten oder ihrer
Haushalte identifiziert, die mit einem erhéhten Armutsrisiko bzw. einer grofReren
Betroffenheit von strenger Armut einhergehen. Alarmierende Armutsrisikoquo-
ten von Uber 60 Prozent bestehen dem ersten Projektbericht zufolge bspw.,
wenn die Erwerbsminderungsrentner(innen) keinen Schulabschluss erworben
haben oder keine deutsche Staatsbiirgerschaft besitzen (Tabelle 8; vgl. Martin
etal. 2012, 47-55). Leben sie allein, bezieht aul3er ihnen kein Haushaltsmitglied
eigene Einkiinfte oder kdnnen sie keinen Berufsabschluss vorweisen, ist rund
die Halfte der untersuchten Personen armutsgefahrdet (vgl. ebd.).
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Tabelle 8: Armutsrisiko und strenge Armut nach ausgewahlten Merkmalen der
Erwerbsgeminderten bzw. ihrer Haushalte (in Prozent)

Armuts- Strenge
gefahrdung Armut
Personen in EM-Rentnerhaushalten
insgesamt 36,5 21,1
wenn die erwerbsgeminderte Person
.. mannlich ist 43,4 25,6
.. kein(e) deutsche(r) Staatsbiirger(in) ist 60,4 34,2
... einen Migrationshintergrund aufweist 47 .4 28,5
.. 40 bis 54 Jahre alt ist 38,7 23,4
.. keinen Schulabschluss besitzt 62,5 39,6
.. keinen beruflichen Abschluss besitzt 51,4 30,7
wenn der Haushalt
.. nur eine Person umfasst 49,6 21,4
.. Kinder unter 14 Jahren umfasst 40,3 249
.. neben den EM-Rentner(inne)n keine
Einkommensbezieher(innen) umfasst 54.8 27,6
. in den neuen Bundeslandern/ Berlin liegt 40,2 23,5

Quelle: Projektbericht | (Martin et al. 2012, 47-55); eigene Darstellung

Auch die strenge Armut fallt in den genannten Untergruppen besonders grof3
aus. Andere Eigenschaften, z. B. das Alter der Erwerbsgeminderten, gehen
nicht oder nicht eindeutig mit einer besonders hohen Quote einher (vgl. ebd.).
Insgesamt deuten die Befunde darauf hin, dass gerade die Personen Uber-
durchschnittlich haufig armutsgefahrdet bzw. von strenger Armut betroffen sind,
die ohnehin einen niedrigen sozialen Status aufweisen bzw. sozial vulnerabel
sind.

In welchem Umfang das monatliche bedarfsgewichtete Einkommen der unter-
suchten Personen im Schnitt von der Armutsrisikoschwelle abweicht, besagt die
sogenannte Armutsliicke. Sie betrug mit Blick auf die erforschten Erwerbsmin-
derungsrentner(innen) und ihre Haushalte 0,22 bzw. 22 Prozent (vgl. Martin et
al. 2012, 47). Ausgehend von dem bereits erwahnten Schwellenwert fir 2010
ist das durchschnittliche bedarfsgewichtete Monatseinkommen somit bei 628,68
Euro (806 Euro * 0,78) angesiedelt. Dieser Wert ist auffallend niedrig, vor allem
wenn man berucksichtigt, dass die Einkinfte innerhalb der Gruppe relativ
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gleichverteilt sind: Der Gini-Index — ein Koeffizient der Ungleichverteilung, wel-
cher Werte zwischen 0 (Gleichverteilung/ keine Varianz) und 1 (maximale Un-
gleichverteilung) annimmt — betragt bei Erwerbsminderung 0,25 (vgl. ebd., 43-
45; Martin/ Zollmann 2013b, 4). In der deutschen Bevdlkerung liegt der Gini-
Index seit Jahren konstant dartiber; 2011 hatte er nach Daten aus EU-SILC ei-
nen Wert von 0,29 (vgl. Statistisches Bundesamt 2012a, 23; BMAS 2013a, 325).

Ein weiterer Armutsindikator, der allerdings nicht vom Aquivalenzeinkommen
bzw. von rein monetaren GréRen ausgeht, ist die sogenannte bekdmpfte Armut.
Sie beziffert, welcher Anteil einer Personengruppe das soziokulturell definierte
Existenzminimum nicht durch eigene Kraft, aber durch den Bezug staatlicher
Mindestsicherungsleistungen erreicht. Berticksichtigt werden Antragsleistungen
wie das Arbeitslosengeld Il und Sozialgeld nach SGB I, die Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbsminderung nach SGB Xl und die Hilfe zum Lebensunter-
halt auBerhalb von Einrichtungen nach SGB XII.

Dem erwahnten Projektbericht zufolge betrifft bekampfte Armut 18,0 Prozent
der Personen in Erwerbsminderungsrentnerhaushalten (vgl. Martin et al. 2012,
55). Die Betroffenheit von bekampfter Armut liegt damit bei Erwerbsminderung
etwa doppelt so hoch wie in der Bevolkerung, wo nach Daten der amtlichen
Statistik im Jahr 2011 eine Quote von rund 9 Prozent bestand (vgl. Statistisches
Bundesamt 2013b, 226; Statistische Amter des Bundes und der Léander 2015,
Tabelle B1.1).

Wie schon hinsichtlich der Indikatoren zur Einkommensarmut unterscheidet sich
die Betroffenheit von bekampfter Armut nach bestimmten Merkmalen. Die
Quote ist bspw. lGberdurchschnittlich gro3, wenn die Erwerbsminderungsrent-
ner(innen) allein leben (27,9 Prozent) oder die einzigen Einkommensbezie-
her(innen) des Haushalts sind (25,2 Prozent). Haben sie keinen schulischen
oder beruflichen Bildungsabschluss erworben (38,0 bzw. 30,3 Prozent) oder be-
sitzen sie keine deutsche Staatsbiirgerschaft (35,9 Prozent), weitet sich die be-
kampfte Armut sogar auf (mehr als) ein Drittel aus (vgl. Martin et al. 2012, 55-
60).
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10.6.2 Einkommensreichtum

Als Gegenpart zu den Armutsmalfien existieren auch Indikatoren, die einen be-
sonderen materiellen Wohlstand messen. Ein Beispiel ist der Indikator zum re-
lativen Einkommensreichtum, von dem gesprochen wird, wenn die bedarfsge-
wichteten Haushaltsnettoeinkiinfte mindestens 200 Prozent der entsprechen-
den Einkunfte der Bevdlkerung erreichen.

Im EMR-Projekt der Deutschen Rentenversicherung wurde ermittelt, dass an-
gesichts des entsprechenden Schwellenwerts von 2.800 Euro (SOEP 2010)
nicht einmal ein Prozent der Personen in Haushalten von Erwerbsminderungs-
rentner(inne)n einkommensreich ist (unverdéffentlichte Projektdaten). Wie zu er-
warten war, ist dieser Anteil ausgesprochen gering und bleibt deutlich hinter der
Reichtumsquote in der Bevolkerung zuriick. Diese betrug bspw. gemaf Daten
des Mikrozensus 2011 immerhin 8,1 Prozent (vgl. Statistische Amter des Bun-
des und der Lander 2015, Tabelle A 4.1).

10.6.3  Subjektive materielle Situation und soziale Teilhabe

Neben Indikatoren, die an Einkinfte oder Leistungsbezlige geknupft und damit
objektiv messbar sind, werden im internationalen Diskurs auch Indikatoren ver-
wendet, die starker auf die subjektive Einschatzung der materiellen Situation
und die soziale Teilhabe abstellen. Diese Aspekte mit in den Blick zu nehmen,
verhelfe ,zu einem noch umfassenderen Bild der tatsachlichen Lage der Bevol-
kerung® (Deckl/ Rebeggiani 2012, 162).

Ein relevanter subjektiver Indikator besteht in der Selbsteinschétzung, wie gut
der Haushalt mit den verfiigbaren Einklinften zurechtkommt. Auswertungen
dazu wurden im zweiten Bericht des EMR-Projektes (Martin et al. 2014) verof-
fentlicht. Demnach schatzten 58,6 Prozent der Personen in den Erwerbsminde-
rungsrentnerhaushalten ihre materielle Situation zum Befragungszeitpunkt ne-
gativ ein (,relativ schlechtes®, ,schlechtes” oder ,sehr schlechtes® Zurechtkom-
men; vgl. ebd., 8). In der Bevolkerung trafen nur 21,1 Prozent eine solche Aus-
sage, wie EU-SILC-Daten aus 2011 belegen (vgl. Statistisches Bundesamt
2012a, 30). Noch deutlicher tritt die Differenz zutage, wenn man nur den Anteil
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der Personen betrachtet, die subjektiv sehr schlecht mit ihren finanziellen Mit-
teln auskommen: In der Bevolkerung waren das 3,1 Prozent (vgl. ebd.), bei Er-
werbsminderung dagegen 14,4 Prozent (vgl. Martin et al. 2014, 8).

Die soziale Teilhabe wird unter anderem dariiber abgebildet, in welchem Um-
fang Haushalte mit bestimmten Gebrauchsgutern ausgestattet sind, die gesell-
schaftlich als selbstverstandlich gelten. Ublicherweise werden dazu mehrere
Aspekte erfasst, insbesondere die Ausstattung mit Fahrzeugen, Haushaltsgera-
ten, Kommunikationstechnik und Unterhaltungselektronik (vgl. Statistisches
Bundesamt 2013b, 168-169).

Im EMR-Projekt wurde nach dem Vorhandensein eines PKWs, eines Compu-
ters und einer Geschirrsplilmaschine gefragt. Wie dem zweiten Bericht zu ent-
nehmen ist, sind Erwerbsminderungsrentnerhaushalte zu 76,2 Prozent mit ei-
nem PKW ausgestattet (vgl. Martin et al. 2014, 18). Das entspricht nach laufen-
den Wirtschaftsrechnungen aus 2011 etwa dem Ausstattungsgrad der Bevolke-
rung mit 77,9 Prozent (vgl. Statistisches Bundesamt 2012b, 174). Etwas starker
differiert die Ausstattung mit Geschirrspiilmaschinen und Computern, die in den
Haushalten der Erwerbsminderungsrentner(innen) bei 63,6 bzw. 67,9 Prozent
und in der Bevolkerung bei 82,0 bzw. 67,0 Prozent liegt (vgl. ebd.; Martin et al.
2014, 18). Die Untersuchungsgruppe ist somit hinsichtlich der betrachteten As-
pekte schlechter ausgestattet als die deutsche Bevdlkerung, die Differenz ist
aber gering. Gleichsam ist zu berlicksichtigen, dass die Gebrauchsgter oftmals
noch aus der Zeit vor der Erwerbsminderungsberentung stammten. Wirde es
notig werden, die Gegenstande zu ersetzen, ware dies fir Erwerbsminderungs-
rentner(innen) und ihre Haushalte wahrscheinlich seltener zu realisieren als fir
die deutsche Bevolkerung (vgl. Méartin et al. 2014, 24).

Die an dieser Stelle bereits angesprochenen finanziellen Spielrdume fiir An-
schaffungen und Ausgaben bilden selbst einen Indikator der sozialen Teilhabe.
Dieser setzt sich erneut aus verschiedenen Teilaspekten zusammen, welche
von Befragungsteilnehmer(inne)n subjektiv bewertet werden — so auch im EMR-
Projekt. Wie im zweiten Projektbericht ausfiihrlich dokumentiert ist, gab bspw.
nur ein Finftel (19,8 Prozent) der Erwerbsminderungsrentner(innen) an, ihr
Haushalt kdnne eine unerwartete Ausgabe von gut 900 Euro aus eigenen Fi-
nanzmitteln tatigen (vgl. ebd., 24-25). In der Bevolkerung waren es, ausgehend
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von Daten aus EU-SILC, fast zwei Drittel (65,0 Prozent; vgl. Statistisches Bun-
desamt 2012a, 29).2” Des Weiteren konnten es sich 31,7 Prozent bzw. 65,8
Prozent der Erwerbsminderungsrentnerhaushalte leisten, einmal jahrlich eine
Woche Urlaub zu machen bzw. die Wohnung angemessen zu heizen (vgl. Mar-
tin et al. 2014, 24-25). Haushalte in der Bevoélkerung halten das viel haufiger —
und zwar zu 76,9 bzw. 94,6 Prozent — fur realisierbar (vgl. Statistisches Bun-
desamt 2012a, 29). Die finanziellen Spielraume sind nach diesen Daten somit
bei Erwerbsminderung wesentlich begrenzter als es in der Bevolkerung insge-
samt der Fall ist.

Fasst man die vorliegenden Befunde zusammen, deuten die Indikatoren der
materiellen Lage und sozialen Teilhabe ausnahmslos darauf hin, dass Erwerbs-
minderungsrentner(innen) und ihre Haushalte im Vergleich zur Bevdlkerung in
einer nachteiligen Position sind. Die Indikatoren zur Einkommensarmut zeigten
das sehr, die Teilhabeindikatoren weniger deutlich. Dartber hinaus sind einige
Untergruppen der betrachteten Personen in besonderem Mafie von Armut be-
droht oder betroffen sowie in ihrer sozialen Teilhabe eingeschrankt bzw. depri-
viert. Offenbar steht dies mit bestimmten Eigenschaften der Erwerbsgeminder-
ten oder ihrer Haushalte in Zusammenhang. Ob diesbeziiglich auch die Lebens-
form eine Rolle spielt, lasst sich mit den publizierten Daten nicht beantworten.
Sie weisen hochstens den Haushaltstyp (Ein- oder Mehrpersonenhaushalt) und
das Vorhandensein von Kindern aus; Lebensformen werden nicht unterschie-
den (vgl. bspw. Martin et al. 2012, Martin et al. 2014).

10.7 Fazit und offene Punkte

Die Recherche zum Forschungsstand lieferte bereits interessante Befunde zur
sozialstaatlichen Absicherung und materiellen Lage bei Erwerbsminderung. So
wurde deutlich, dass in Deutschland gegenwartig — gemafR Daten aus 2014 —
rund 1,8 Millionen Menschen eine Erwerbsminderungsrente der gesetzlichen

27 Die Frageformulierung unterscheidet sich zwischen den beiden Erhebungen etwas
(bspw. wurde im Erwerbsminderungsprojekt nach einer Ausgabe in Hohe von 950 Euro
gefragt, in der Studie ,Leben in Europa“ nach einer Ausgabe in Héhe von 913 Euro). Die
Werte sind daher nur eingeschrankt vergleichbar (vgl. Martin et al. 2014, 24-25; Statisti-
sches Bundesamt 2012a, 29d).
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Rentenversicherung beziehen. Jedes Jahr wird zudem eine beachtliche Zahl an
neuen Erwerbsminderungsrenten bewilligt. Nur einem Zehntel dieser Neube-
rentungen liegt eine teilweise Erwerbsminderung zugrunde. Trotz des Befris-
tungsgrundsatzes (siehe Abschnitt 9.1.2) wird nur die Halfte auf Zeit gewahrt.
Die haufigste Berentungsdiagnose sind psychische und Verhaltensstérungen.

Zur finanziellen Absicherung erhalten Erwerbsminderungsrentner(innen) der
gesetzlichen Rentenversicherung eine monatliche Rentenzahlung, die 2014 im
Schnitt bei 630 Euro lag. Zusatzlich muss ein erheblicher Teil der Erwerbsge-
minderten eine Grundsicherung wegen Erwerbsminderung in Anspruch neh-
men. Schon diese grundlegenden Befunde deuten auf eine nicht ganz unkriti-
sche materielle Situation der Betroffenen hin.

Auch die Daten zu typischen Merkmalen der Untersuchungsgruppe sprechen
diese Sprache. Sie bescheinigen den Erwerbsminderungsrentner(inne)n Eigen-
schaften, die wahrscheinlich insbesondere in ihrer Kombination haufig mit
schlechten Beschaftigungschancen bzw. hohen -risiken und einem eher niedri-
gen sozialen Status einhergehen. So ist die betrachtete Personengruppe unter
anderem dadurch gekennzeichnet, dass sie vielfach eine nur geringe bis mitt-
lere Bildung und ein ,fortgeschrittenes” Alter aufweist sowie aus der Arbeitslo-
sigkeit in die Rente gelangt. Hinzu kommt die eingeschrankte berufliche Leis-
tungsfahigkeit. Die Spielraume, welche Erwerbsminderungsrentner(innen) be-
zuglich ihrer Beschaftigungschancen und Einkiinfte haben, durften demzufolge
begrenzt sein.

Zur konkreten materiellen Lage bei Erwerbsminderung gibt es kein sehr breites
Datenangebot: Die Recherche zeigte, dass viele Datenquellen nur eine behelfs-
weise Erfassung der Untersuchungsgruppe erlauben oder keine umfassenden
Informationen zum Haushaltskontext und der materiellen Lage im Haushaltszu-
sammenhang enthalten. Ein Forschungsprojekt der Deutschen Rentenversiche-
rung liefert indes valide Fakten zu einer reprasentativen Stichprobe von Er-
werbsminderungsrentner(inne)n, einschlieRlich der zugehdrigen Haushalte.

Aus den publizierten Daten geht hervor, dass erwerbsgeminderte Personen ih-
ren Lebensunterhalt vor allem mit der gesetzlichen Rente und teilweise mit wei-
teren eigenen Einklnften finanzieren, zu einer Mehrheit aber auf Einkilinfte von
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Haushaltsmitgliedern und staatlichen Leistungen angewiesen sind. lhre be-
darfsgewichteten Haushaltseinkinfte liegen durchschnittlich wesentlich niedri-
ger als in der deutschen Bevdlkerung. Was Indikatoren der materiellen Lage
und sozialen Teilhabe betrifft, ergab die Recherche, dass die Armutsgefahrdung
bei Erwerbsminderung wesentlich starker ausgepragtist als in der Bevdlkerung.
Andere Armutsbegriffe unterstrichen dieses Ergebnis. Auch bezuglich der sozi-
alen Teilhabe war zu verzeichnen, dass Erwerbsminderungsrentner(innen) und
ihre Haushalte verglichen mit der Bevdlkerung im Nachteil sind.

Noch nicht hinreichend untersucht wurde bisher die Rolle der privaten Lebens-
formen fur die materielle Lage bei Erwerbsminderung. Zwar kam bereits zum
Ausdruck, dass sich die Armutsgefahrdung und -betroffenheit erheblich erhoht,
wenn Erwerbsminderungsrentner(innen) alleine leben. Eine detaillierte Betrach-
tung des Sachverhalts, welche auch die Personenkonstellation in den unter-
suchten Haushalten und die partnerschaftliche Bindung berucksichtigt, steht
aber noch aus. Von Interesse ist dabei zum einen, in welchen Lebensformen
Erwerbsminderungsrentner(innen) leben, und zum anderen, ob und in welchem
Umfang sich die Muster des privaten Zusammenlebens auf die jeweilige finan-
zielle Situation auswirken.

Des Weiteren fehlt bislang ein Abgleich der Erkenntnisse zur materiellen Lage
bei Erwerbsminderung mit addquaten Vergleichsdaten. In dem zitierten For-
schungsprojekt der Rentenversicherung wurden Vergleichswerte zur Bevolke-
rung insgesamt herangezogen, die vorwiegend aus dem Jahr 2010 stammten.
Angemessener erscheint zum einen die Verwendung von Daten zum Jahr der
Befragung (2011), die zwischenzeitlich als wissenschaftlich nutzbare Statistik-
daten (SUF) vorliegen. Zum anderen ware es besser, anstelle eines Vergleichs
mit der Gesamtbevolkerung eine Vergleichsgruppe zu wahlen, die den Erwerbs-
minderungsrentner(inne)n unter anderem bezlglich ihres Alterszuschnitts und
damit auch ihres Lebensabschnitts ahnlich ist. Nicht zuletzt ist der Ruckgriff auf
detailliertere Vergleichsdaten angebracht, damit auch Vergleiche zwischen Un-
tergruppen bzw. Personen mit bestimmten Merkmalen (z. B. nach Lebensfor-
men) moglich werden.

Uber die genannten Punkte hinaus besteht weiterer Forschungsbedarf hinsicht-
lich einer multivariaten Uberpriifung der deskriptiven Befunde aus dem EMR-
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Projekt. Denn bisher ist offen, ob die Zusammenhange zwischen der materiellen
Lage und Merkmalen der Erwerbsminderungsrentner(innen) sowie ihrer Haus-
halte, die im Rahmen des zitierten Forschungsprojekts identifiziert und beschrie-
ben wurden, auch bestehen bleiben, wenn relevante Einflussfaktoren kontrol-
liert werden. Dies lief3e sich unter anderem regressionsanalytisch prifen. Erst
auf Basis derartiger Analyse lassen sich verlasslichere Aussagen dazu treffen,
welche Merkmale mit hoher Wahrscheinlichkeit mit einer guten bzw. schlechten
materiellen Lage bei Erwerbsminderung einhergehen. Entsprechende Aussa-
gen sind mit Blick auf den Sachverhalt von erheblichem Interesse.

In den nachfolgenden Analysekapiteln wird versucht, die angesprochenen offe-
nen Punkte abzuarbeiten und die entsprechenden Forschungsfragen zu klaren.



1 Forschungsfragen und Hypothesen

Im Vorfeld wurde skizziert, welche Erkenntnisse bereits zu den interessierenden
und zu Anfang theoretisch behandelten Themenfeldern Lebensformen und Ar-
beitsteilung auf der einen Seite und Sozialstaat und Erwerbsminderung auf der
anderen Seite vorliegen. Ausgehend von dieser theoretischen und empirischen
Basis sind nun Hypothesen fir die nachfolgende analytische Betrachtung der
noch offenen Punkte zu formulieren. Die Hypothesen werden nachfolgend mit
thematischer Untergliederung hergeleitet.

1.1 Charakteristik der Erwerbsminderungsrentner(innen)

Wie in den vorangegangenen Kapiteln und insbesondere in den Ausfiihrungen
zum Forschungsstand zum Ausdruck kam, handelt es sich bei der Untersu-
chungsgruppe um einen sehr speziellen Personenkreis. Die Mehrheit der Er-
werbsminderungsrentner(innen) ist in einem mittleren Alter: Ausbildung und Be-
rufseintritt liegen bereits langer zurlck, der Erwerbsverlauf ist fortgeschritten,
oft bleibt nur noch etwa ein Jahrzehnt bis zum regularen Ruhestandsalter (siehe
Abschnitt 10.2). Demzufolge ist anzunehmen, dass die berufliche Rolle und der
soziale Status der Personen vor der Erwerbsminderung schon gesetzt waren.
Auch bezlglich der privaten Lebensformen (siehe Abschnitt 13.2) ist von relativ
stabilen Arrangements auszugehen, die zwar aufgrund natirlicher Fertilitats- o-
der privater Entwicklungsprozesse (bspw. Auszug der Kinder aus dem elterli-
chen Haushalt, Verwitwung, Trennung oder Scheidung) veréanderlich, grund-
satzlich aber auf Dauer angelegt sind.

Nichtsdestotrotz wird — als eine Grundannahme dieser Arbeit — auch erwartet,
dass die Untersuchungsgruppe infolge ihrer Erwerbsminderung bzw. der an-
schlieBenden Berentung einen folgenreichen Einschnitt im Lebensverlauf er-
fuhr, der das Erwerbsleben und auch andere Lebensbereiche berihrt. Die Er-
werbsminderung kann insofern als pragendes Ereignis und moglicherweise so-
gar als biografischer Wendepunkt im Terminus von Reinhold Sackmann und
Matthias Wingens verstanden werden (vgl. Sackmann/ Wingens 2001, 24-27).
Konkret wird erwartet, dass die Betroffenen im Zusammenhang mit der Er-
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werbsminderung eine deutliche und in aller Regel auch nachhaltige Verschlech-
terung ihres beruflichen, sozialen und materiellen Status erfahren. So ist infolge
der ganz oder teilweise geminderten beruflichen Leistungsfahigkeit zum Bei-
spiel denkbar, dass das berufliche Ansehen der Erwerbsgeminderten sinkt, die
Selbstsicherheit und die Selbstwirksamkeit beeintrachtigt wird, der Arbeitsplatz
verloren geht, die soziale Einbindung im Kollegenkreis, aber auch im Privatle-
ben leidet und ein sozialer Abstieg erfolgt oder subjektiv erlebt wird. Nicht zuletzt
kénnen herbe finanzielle EinbulRen eintreten, welche eventuell sogar zu einer
sozialen Bedurftigkeit fihren. Derartige Verschlechterungen missten sich in be-
stimmten Merkmalen der Erwerbsgeminderten niederschlagen und analytisch
nachweisen lassen.

Hinzu kommt, so eine weitere Grundannahme, dass die Untersuchungsgruppe
ohnehin — das heift, unabhangig von der erwerbsminderungsbedingten Beren-
tung — selten Merkmale aufweist, die eine vorteilhafte soziale, berufliche und
finanzielle Positionierung beférdern. Analytisch kann man diese Merkmale auf
Basis des Kapitalbegriffs von Pierre Bourdieu definieren (vgl. Bourdieu 1983).
Dieser differenziert 6konomisches Kapital (materielle Ressourcen und geld-
werte Besitztimer), kulturelles Kapital (weiter zu untergliedern in inkorporierte
Kultur im Sinne von Bildung und Habitus, institutionalisierte Kultur im Sinne von
Bildungsabschlissen und akademischen Titeln und objektivierte Kultur in Form
wertvoller Buicher, Kunstobjekte oder Maschinen), Sozialkapital (Zugehdorigkeit
zu sozialen Gruppen, soziale Vernetzung) und symbolisches Kapital (Prestige,
Anerkennung und darauf basierende Macht). Entscheidend ist sowohl die
Menge der jeweils verfligbaren Kapitalien als auch deren Konstellation (vgl.
ebd.; Bourdieu 1987, 143-149).

Entsprechende Merkmale, die sich fur die Untersuchungsgruppe vorteilhaft aus-
wirken wurden, sind bspw. gute Ersparnisse und Erwerbseinkinfte, die Uber
dem Durchschnittsverdienst der Bevolkerung liegen (6konomisches Kapital),
ein anerkannter beruflicher Bildungsabschluss und berufspraktisches Erfah-
rungswissen (kulturelles Kapital), eine enge soziale Einbindung im privaten Um-
feld (soziales Kapital) und ein hohes Ansehen im Betrieb und in der lokalen Ge-
meinschaft (symbolisches Kapital). Die Sichtung der vorhandenen Literatur liel3
erahnen, dass Erwerbsminderungsrentner(innen) eher unterdurchschnittlich mit
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derartigen Merkmalen und Ressourcen ausgestattet sind (siehe Abschnitt 10.2).
Sie sind damit anderen Gesellschaftsmitgliedern gegenulber im Nachteil, auch
was ihre Handlungsspielraume betrifft (vgl. auch Kreckel 2004, 13-31; Hradil
2001, 27-46).

Das ist einerseits deshalb problematisch, weil eine solche Ausgangslage kriti-
sche Ereignisse, wie eine Erwerbsminderung, mitbedingen kann (siehe Ab-
schnitt 10.5.1 und 10.5.2). So fiihren eine geringe Qualifikation und eine schwa-
che soziale Vernetzung zum Beispiel eher in Berufe, die mit hohen gesundheit-
lichen Risiken behaftet sind und letztlich die individuelle Leistungsfahigkeit
schadigen. Andererseits gelingt es den betroffenen Personen vergleichsweise
selten oder schlecht, schwierige Situationen zu bewaltigen. Es fehlt ihnen in der
Regel am nétigen Wissen und an den praktischen Fahigkeiten, um mit Risiken
und Stressoren aktiv und positiv umgehen zu kénnen (vgl. ebd.).

Die besondere Situation bei Erwerbsminderung ist, dass die beiden beschrie-
benen Aspekte — die unglinstige Ressourcenausstattung und die berentungs-
bedingten Verschlechterungen der sozialen, beruflichen und materiellen Positi-
onierung — zusammentreffen. Man kann deswegen die Vermutung auf3ern, dass
die Untersuchungsgruppe im Vergleich zur Bevolkerung in ihren Gestaltungs-
spielraumen beeintrachtigt ist. Noch besser trifft es der Begriff der sozialen Ver-
letzlichkeit bzw. Vulnerabilitat nach Robert Chambers. Dieser definierte Vulner-
abilitat als eine objektive negative Exposition — ,an external side of risks, shocks
and stress“ (Chambers 2006, 33), verbunden mit defizitiren Bewaltigungs-
fahigkeiten — ,an internal side which is defencelessness, meaning a lack of
means to cope without damaging loss® (ebd.). Verwundbare Individuen oder
Gruppen sind aufgrund dessen im sozialen Beziehungs- und Machtgeflge in
einer nachteiligen Position. Ihr Zugang zu Ressourcen bspw. fur die Existenzsi-
cherung ist begrenzt bzw. erschwert (vgl. Watts/ Bohle 1993; Bohle/ Glade
2007). Das Ausmaly der Vulnerabilitat bestimmt sich dabei — ahnlich wie bei
Bourdieu — dadurch, in welchem Umfang und welcher Qualitat bestimmte Res-
sourcen vorliegen (vgl. Bohle/ Glade 2007, 104).

Unter Verwendung dieses Begriffs kann eine erste Hypothese der vorliegenden
Arbeit wie folgt formuliert werden: Erwerbsminderungsrentner(innen) und ihre
Haushalte sind typischerweise durch Merkmale definiert, die auf eine schlechte
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Ressourcenausstattung hinweisen und mit einer besonderen Vulnerabilitét as-
soziiert sind. Sie sind insofern sozial vulnerabler als die vergleichbare Bevilke-
rung (H1).

Als vergleichbar sind dabei Personen anzusehen, die unter ahnlichen Rahmen-
bedingungen leben, wie bspw. Personen aus der deutschen Bevdlkerung in ei-
ner ahnlichen Altersgruppe (siehe Abschnitt 12.3). Die Sichtung des For-
schungsstands (siehe Abschnitt 10.2) lieferte, wie gesagt, bereits erste Hin-
weise bezlglich dieser Hypothese. In Kapitel 13 (insbesondere Abschnitt 13.3)
wird die Hypothese deskriptiv Gbergepruft.

11.2 Rolle der Erwerbsminderungsrente fiir die materielle Lage

Die Absicherung des Risikos Erwerbsminderung ist in Deutschland eine gesetz-
lich festgeschriebene Aufgabe des Sozialstaats und vor allem der gesetzlichen
Rentenversicherung (siehe Kapitel 9). Im theoretischen Teil wurde erlautert,
dass die Rentenversicherung im Erwerbsminderungsfall Renten gewahrt, wel-
che den erwerbsminderungsbedingten Ausfall des Erwerbseinkommens kom-
pensieren sollen.

Den verfugbaren Quellen zufolge ist der Zugang in die Erwerbsminderungsrente
— trotz kleinerer Schwankungen — seit Jahren vergleichsweise hoch (siehe Ab-
schnitt 10.1). Der Leistungsumfang ist jedoch seit der Jahrtausendwende rtick-
laufig (siehe Abschnitt 10.3). Daher wurde sowohl seitens der Politik, aber auch
seitens der Rentenversicherung als Leistungstrager und seitens der Wissen-
schaft vielfach hinterfragt, ob die gesetzliche Absicherung bei Erwerbsminde-
rung fir die soziokulturelle Existenzsicherung der Betroffenen noch ausreichend
ist (vgl. Backer 2012; Kaldybajewa/ Kruse 2012; Martin/ Zollmann 2013b; Nirn-
berger 2009; Rische 2010). Empirisch fanden sich bereits Hinweise darauf, dass
die Erwerbsminderungssicherung defizitar ist. Auch die Absicherung aus drei
Saulen, die mit dem Paradigmenwechsel der Rentenversicherung aufkam, kann
das Problem nicht auflésen, weil die ergdnzende Vorsorge aus der zweiten und
dritten Saule bei den Betroffenen schlicht nicht ausreichend verbreitet ist (siehe
Abschnitt 10.5 und 10.7).
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Um umfassende, belastbare Befunde zur Rolle der gesetzlichen Erwerbsmin-
derungsrente fir die Sicherung des Lebensunterhalts zu erhalten, kann man
den Blick indes nicht nur auf die Betroffenen selbst richten. Die materiellen Kon-
sequenzen der geminderten Erwerbsfahigkeit betreffen stets den ganzen Haus-
halt — nicht nur, wenn die Haupteinkommensbezieher(innen) erwerbsgemindert
sind. So leuchtet es unmittelbar ein, dass niedrige Erwerbsminderungsrenten in
der Regel eine starkere Kompensation des Einkommensausfalls durch andere
Haushaltsmitglieder nétig machen als hohe. Demzufolge ist es unverzichtbar,
die materielle Lage bei Erwerbsminderung auf der Ebene des gesamten Haus-
halts zu betrachten.

Diese Ausgangslage fiihrt — vor dem Hintergrund des sozialpolitischen Konsen-
ses, dass die gesetzliche Erwerbsminderungsrente seit dem Paradigmenwech-
sel der Rentenversicherung die Existenzsicherung, nicht aber ein Aufrechterhal-
ten des Lebensstandards leisten soll (siehe Abschnitt 9.1.2) — zu einer zweiten
Hypothese: Die gesetzliche Erwerbsminderungsrente ist fiir die materielle Lage
von erwerbsgeminderten Personen auf Ebene der Haushalte nur von geringer
Bedeutung (H2). Die Existenzsicherung erfolgt vordergriindig auf Basis anderer
Einkommensquellen. Eine Annaherung an die Hypothese erfolgt deskriptiv im
Kapitel 14 sowie mittels einer linearen Regression im Kapitel 15.

11.3 Rolle der Lebensformen fiir die materielle Lage

Ausgehend von der zweiten Hypothese stellt sich die Frage, durch welche Fak-
toren die materielle Lage der Haushalte von Erwerbsgeminderten bestimmt
wird. Eine Grundannahme dieser Arbeit ist, dass die im Haushalt praktizierte
Arbeitsteilung eine relevante Rolle spielt — auch und besonders, wenn es darum
geht, erwerbsminderungsbedingte EinkommenseinbuRen abzufedern. Welche
Muster der Arbeitsteilung theoretisch existieren und welche derzeit in der Be-
volkerung empirisch praktiziert werden, wurde in vorangegangenen Abschnitten
beleuchtet (siehe Abschnitt 3.2 und 6.2). Mit Blick auf die weitere Analyse wird
erwartet, dass die Arbeitsteilungsmuster finanziell GUberlegen sind, die tber die
Erwerbsbeteiligung nur einer Person hinausgehen. In diesem Zusammenhang
ist, neben der partnerschaftlichen Arbeitsteilung, auch die Erwerbsbeteiligung
anderer Personen in den Erwerbsminderungsrentnerhaushalten relevant. Die
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finanziellen Spielraume bei Erwerbsminderung hangen schlieflich auch von der
Zahl der Haushaltsmitglieder und deren Einkommensbeitrag ab.

Ein bereits erwahntes Forschungsprojekt zur soziobkonomischen Situation ei-
ner reprasentativen Stichprobe von Erwerbsminderungsrentner(inne)n liefert
umfassende Daten, auch zum Haushaltskontext. Daten zur praktizierten Ar-
beitsteilung fehlen jedoch, weswegen deren Rolle nicht direkt analysiert werden
kann. Die Arbeitsteilung kann allerdings, ausgehend von theoretischen Pramis-
sen, mit Hilfe der Lebensform und des Geschlechts auf der einen Seite und mit
dem Anteil der Einkommensbezieher(innen) im Haushalt auf der anderen Seite
annaherungsweise abgebildet werden. Es wird erwartet, dass die dergestalt re-
prasentierten Arbeitsteilungsmuster die materielle Lage von Haushalten bei Er-
werbsminderung in starkem Mafe beeinflussen. Konkret lassen sich dazu meh-
rere Hypothesen entwickeln.

Eine erste Hypothese lautet: Alleinlebende sind bei Erwerbsminderung materiell
schlechter aufgestellt als gemeinschaftliche Lebensformen (H3). Sie beruht auf
der simplen Annahme, dass es von Vorteil ist, wenn ein durch die Erwerbsmin-
derung eintretender Einkommensverlust im Haushalt nicht allein abgefedert
werden muss, sondern arbeitsteilig und mit der Unterstiitzung durch andere
Haushaltsmitglieder. Unabhangig davon, ob durch das gemeinsame Wirtschaf-
ten eine echte Kompensation des Verlustes erreichbar ist, erlaubt der Ruckgriff
auf finanzielle Mittel von weiteren Personen wahrscheinlich eine erfolgreichere
materielle Sicherung. Sind die materiellen Ressourcen der Haushaltsmitglieder
begrenzt, zum Beispiel, weil sie nur geringe oder keine Erwerbseinkiinfte erzie-
len und keine Ricklagen besitzen, besteht fir sie theoretisch die Mdglichkeit,
eine (andere) Erwerbsarbeit aufzunehmen oder die Arbeitszeit aufzustocken.
Die Arbeitsteilung konnte somit an die veranderten Bedingungen angepasst
werden. Bei Alleinlebenden gibt es eine solche Option nicht. Hinzu kommt, dass
Alleinlebende nicht von Synergieeffekten des gemeinsamen Wirtschaftens pro-
fitieren, die sich vermutlich gerade in Haushalten mit eher geringen Einkulnften
bemerkbar machen.

Eine weitere Begrindung der Hypothese H3 bezieht sich auf die soziale Unter-
stitzung. Es ist davon auszugehen, dass Alleinlebende in der Regel weniger
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soziale Unterstutzung erfahren als Personen in gemeinschaftlichen Lebensfor-
men, weil ihnen Haushaltsangehorige fehlen, die eine wichtige Quelle dieser
Ressource sind. Fur die materielle Lage bei Erwerbsminderung kann das eine
Rolle spielen, wenn es bspw. um eine Erwerbsbeteiligung neben der Rente
geht: Die soziale Unterstlitzung kann Erwerbsminderungsrentner(inne)n unter
anderem dazu verhelfen, eine Erwerbstatigkeit aufrecht zu erhalten oder eine
geeignete Stelle zu finden — zum Beispiel indem sie eine mentale Stutze erhal-
ten, von korperlich anstrengender Hausarbeit entlastet oder zeitweise von der
Kinderbetreuung entbunden werden. Umgekehrt kann die erwerbsgeminderte
Person ihre Haushaltsmitglieder unterstiitzen, so dass diese eine besser ent-
lohnte Beschaftigung aufnehmen kénnen. Das kdme dem Haushalt ebenfalls
materiell zugute.

Eine weitere Hypothese Iasst sich mit Blick auf Lebensformen mit wirtschaftlich
unselbstandigen Personen entwickeln. Diese Personen, Kinder oder Erwach-
sene, tragen zum einen nichts zum Haushaltseinkommen bei; zum anderen
muss ihr Lebensunterhalt von den Ubrigen Haushaltsmitgliedern miterwirtschaf-
tet werden. Zwar bringt das gemeinsame Wirtschaften auch in den besagten
Lebensformen Synergieeffekte. Man muss aber davon ausgehen, dass die ma-
terielle Existenzsicherung unter Umstanden problematisch wird, wenn ein(e)
Einkommensbezieher(in) eine Erwerbsminderung erleidet. Wie folgenreich dies
ist, hangt unter anderem davon ab, ob die erwerbsgeminderte Person eine (teil-
weise) Erwerbstatigkeit aufrechterhalten kann und welche Einkommensbezie-
her(innen) letztlich verbleiben, die fiir die Haushaltsmitglieder sorgen. In jedem
Fall wird erwartet, dass sich die Kompensation des erwerbsminderungsbeding-
ten Einkommensausfalls in Lebensformen mit wirtschaftlich unselbstandigen
Personen tendenziell schwieriger gestaltet als in vergleichbaren Lebensformen
ohne entsprechende Personen.

Dabei ist auch zu bedenken, dass es — anders, als im Zusammenhang mit Hy-
pothese H3 erwartet wurde — wirtschaftlich unselbstéandigen Personen mehr-
heitlich eher nicht mdéglich ist, als Reaktion auf die Erwerbsminderung eine Be-
schaftigung aufzunehmen. Dies gilt insbesondere fir minderjéhrige Kinder und
fur Langzeitarbeitslose, die schlicht keinen Arbeitsplatz finden. Eine Ausnahme
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bilden mdglicherweise Hausfrauen, die nach einer Phase der Nichterwerbsta-
tigkeit theoretisch in das Erwerbsleben zurlickkehren kdnnten. Angesichts der
zum Zeitpunkt des Erwerbsminderungsrentenbezugs praktizierten Arbeitstei-
lung kann man allerdings annehmen, dass eine Erwerbsbeteiligung fur die Le-
bensformen mit wirtschaftlich unselbstandigen Personen keine relevante Option
darstellte oder bislang nicht realisiert werden konnte.

Insofern lasst sich als weitere Hypothese formulieren, dass bei Erwerbsminde-
rung gemeinschaftliche Lebensformen mit minderjédhrigen Kindern materiell
schlechter ausgestattet sind als kinderlose gemeinschaftliche Lebensformen
(H4). Da wirtschaftlich unselbstandige Personen, wie gesagt, sowohl Minder-
jahrige als auch Erwachsene sein kénnen, ist aulerdem zu untersuchen, ob gilt:
Je gréBer der Anteil der Personen in den Erwerbsminderungsrentnerhaushalten
ist, die eigene Einkiinfte erzielen, desto besser ist die finanzielle Situation der
Lebensform (H5).

Die beiden Hypothesen leiten unmittelbar zu weiteren Vermutungen: Wenn man
annimmt, dass der Anteil der Einkommensbezieher(innen) fir die materielle
Lage bei Erwerbsminderung von Bedeutung ist, muss man auch davon auszu-
gehen, dass Paare mit einer gleichberechtigten Arbeitsteilung besser aufgestellt
sind als Paare, die ein Erndhrermodell praktizieren. Im gleichberechtigten Mo-
dell gehen beide Partner(innen) einer Erwerbstatigkeit nach, kénnen sich beruf-
lich entfalten und insofern im Erwerbsverlauf eine gute Einkommensposition er-
reichen. Im traditionellen Modell gilt das nur fir die Ernahrerfigur, wahrend die
Hausfrauenrolle allenfalls eine begrenzte (Neben-)Erwerbstatigkeit vorsieht.
Dementsprechend musste der erwerbsminderungsbedingte Einkommensein-
bruch in Lebensformen mit einem Doppelverdienermodell (zum Zeitpunkt der
Befragung und insbesondere im davorliegenden Verlauf) tendenziell besser
kompensiert werden kénnen als in Lebensformen mit Erndhrermodell, wo die
Partner(innen) eventuell erst wieder eine Arbeit aufnehmen missen. Umgekehrt
muisste es den Erwerbsminderungsrentner(inne)n selbst im Falle einer gleich-
berechtigten Arbeitsteilung besser gelingen, eine Erwerbsbeteiligung zumindest
in begrenztem Umfang aufrechtzuerhalten. Es misste ihnen eher als Betroffe-
nen im traditionellen Arrangement gelingen, selbst etwas zur materiellen Exis-
tenzsicherung beizutragen.
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Wie zu Anfang des Abschnitts erwahnt, muss die Arbeitsteilung in der spateren
Analyse unter anderem uUber die Lebensform abgebildet werden. Sowohl aus-
gehend von theoretischen Erwagungen als auch im Riickblick auf die empiri-
schen Daten zur Arbeitsteilung in der Bevolkerung (siehe Kapitel 6 und Ab-
schnitt 6.2) kann man davon ausgehen, dass in Kernfamilien — auch aufgrund
des Vorhandenseins von Kindern — typischerweise eine eher traditionelle Ar-
beitsteilung praktiziert wird. Fur kinderlose Partnerschaften ist eher eine gleich-
berechtigte Arbeitsteilung typisch. Es lasst sich demzufolge die Hypothese auf-
stellen, dass kinderlose Partnerschaften im Falle der Erwerbsminderung eine
bessere materielle Lage erreichen als Kernfamilien (H6).

Einschrankend muss allerdings gesagt werden, dass die Hypothese nur gilt
bzw. nur sinnvoll ist, wenn Erwerbsminderungsrentner(innen) in Kernfamilien
zuvor die Ernahrerrolle innehatten. Hatten sie stattdessen die Hausfrauenrolle
ausgefiillt, wirde sich der Nachteil der Lebensform gegeniber kinderlosen Paa-
ren lediglich daraus erklaren, dass in Kernfamilien wirtschaftlich unselbstéandige
Kinder leben (analog zu H4). Dass Hausfrauen bzw. Hausmanner in den Bezug
einer Erwerbsminderungsrente gelangen, ist aber aufgrund der versicherungs-
rechtlichen Voraussetzungen fiir die Bewilligung eines Erwerbsminderungsren-
tenantrags (siehe Abschnitt 9.1.1) eine Ausnahme. Davon lasst sich auch an-
gesichts empirischer Daten ausgehen, wonach 2011 nur rund 7 Prozent der Er-
werbsminderungsrentenzugange im Jahr vor dem Leistungsfall passiv versi-
chert?® waren (vgl. Kaldybajewa/ Kruse 2012, 214). Der Wert Uberschatzt den
Anteil der Zugange aus Nichterwerbstatigkeit eventuell noch, da auch Selbstan-
dige und Beamte zu den passiv Versicherten zahlen; zumindest (kurzzeitig)
Selbstandige kdnnen unter Umstanden einen Anspruch auf Erwerbsminde-
rungsrente erzielt haben. Geht man also von der Pramisse aus, dass die Ernah-
rerrolle in Kernfamilien vor der Berentung von den Erwerbsgeminderten beklei-
det wurde, kann Hypothese H6 beibehalten und geprift werden.

2 Passiv Versicherte haben zu einem friiheren Zeitpunkt Rentenanwartschaften erworben,
aktuell aber keinen Status inne, der eine Rentenversicherungspflicht oder eine Anrech-
nungszeit begriindet. Die Gruppe besteht vor allem aus sog. latent Versicherten, die
dadurch gekennzeichnet sind, dass sie im gesamten Berichtsjahr keine Rentenversiche-
rungsbeitrage entrichtet haben.
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1.4 Rolle des Geschlechts fiir die materielle Lage

Uber die Lebensformen hinaus ist im Zusammenhang mit der partnerschaftli-
chen Arbeitsteilung und der Sicherung des Lebensunterhalts bei Erwerbsmin-
derung ein weiteres Merkmal relevant, das eingangs bereits erwahnt wurde: das
Geschlecht. Im Zuge der Sichtung vorhandener empirischer Daten zur Arbeits-
teilung in der deutschen Bevolkerung wurde bereits deutlich, dass Manner nach
wie vor meist Hauptverdiener der Partnerschaften sind (siehe Abschnitt 6.3).
Frauen beziehen nur selten vergleichbare oder gar hohere Einkinfte als ihre
Partner, insbesondere weil sie in geringerem Umfang erwerbstétig sind. Zudem
sind ihre Erwerbsverlaufe hdufiger diskontinuierlich als die Verldufe der Manner,
was insbesondere auf Auszeiten im Zuge der Familiengrindung zurtickzufiihren
ist (siehe Abschnitt 6.2 und 6.3).

Mit Blick auf eine Erwerbsminderung ist demzufolge zu erwarten, dass sich die
Defizite der Frauen bezlglich der Erwerbsbiografie und Einkinfte in vergleichs-
weise geringen Rentenanspriichen niederschlagen. Trotz ausgleichender Me-
chanismen im Rentenrecht (z. B. Entgeltpunkte fur Kindererziehung) musste die
materielle Absicherung erwerbsgeminderter Frauen damit schlechter ausfallen
als die von Mannern. Als Hypothese ausgedrickt, wird erwartet, dass Erwerbs-
minderungsrentnerinnen auf der individuellen Ebene unabhéngig von der Le-
bensform (iber geringere Einkiinfte verfligen als erwerbsgeminderte Ménner
(H7).

Gegenuber dieser negativen Erwartung zur materiellen Lage der Frauen auf
Personenebene wird des Weiteren erwartet, dass erwerbsgeminderte Frauen
auf Haushaltsebene eher im Vorteil sind. Zumindest im Kontext einer Partner-
schaft missten sich die unglnstigen Faktoren zum Positiven wenden: Weil
Frauen meist nicht die Hauptverdiener ihrer Lebensform sind, fallt der absolute
Einkommensverlust im Falle ihrer Erwerbsminderung tendenziell geringer aus
als bei Mannern. Die finanziellen Folgen der Erwerbsminderung sind entspre-
chend begrenzt(er). Es wird erwartet, dass sie sich deswegen fir den Haushalt
besser kompensieren lassen als die EinbulRen eines ausgefallenen Mannerein-
kommens. Die Vermutung liegt vor allem nahe, wenn die Erwerbsminderungs-
rentnerinnen nicht die einzigen Einkommensbezieher(innen) eines Haushalts
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sind, wovon der empirischen Datenlage zufolge zumindest in partnerschaftli-
chen Lebensformen auszugehen ist (siehe Abschnitt 6.2). Sollte es keine wei-
teren Personen mit Einkiinften geben, kann der Vorteil in abgeschwachter Form
bestehen bleiben, weil Frauen dann ggf. eher als Manner materielle Unterstit-
zungsleistungen von Personen auf3erhalb des Haushalts beziehen (bspw. Ehe-
gattenunterhalt nach Trennung aufgrund der zuvor gelebten Arbeitsteilung).
Eine letzte Hypothese lautet demzufolge, dass Haushalte von erwerbsgemin-
derten Frauen gegentiber Haushalten erwerbsgeminderter Ménner finanziell im
Vorteil sind (H8).

Sie wird, wie die anderen Hypothesen zur Rolle der Lebensform bzw. Arbeits-
teilung, deskriptiv im Kapitel 14 und regressionsanalytisch im Kapitel 15 unter-
sucht.



12 Datenbasis und Methode

Basis der in dieser Arbeit prasentierten Analysen ist der bereits erwahnte Da-
tensatz, der im Rahmen des Forschungsprojekts ,Soziodkonomische Situation
von Personen mit Erwerbsminderung“ (kurz: EMR-Projekt) erstellt wurde. Er be-
steht zum einen aus Routinedaten der Deutschen Rentenversicherung und zum
anderen aus Daten aus einer Befragung von Erwerbsminderungsrent-
ner(inne)n.

121 Routinedaten der Rentenversicherung

Die Rentenversicherung verfugt Gber ein breites Spektrum an Routinedaten. Die
Datenbasis, die dieser Arbeit zugrunde liegt, umfasst Daten der ,Reha-Statistik-
Datenbasis“ (RSD) und der Rentenzugangsstatistik.

Die RSD enthalt Informationen zum Leistungsgeschehen in der medizinischen
und beruflichen Rehabilitation, zu Rentenantragen und -leistungen sowie zu
Beitragen und rentenrechtlichen Zeiten im Berichtszeitraum (Zeitfenster von 8
Jahren ausgehend vom Berichtsjahr). Sie stammen im Wesentlichen aus den
von der Rentenversicherung geflihrten Versicherten- bzw. Rentenkonten und
werden jahrlich von den zustéandigen Rentenversicherungstréagern an die Deut-
sche Rentenversicherung Bund gemeldet. Dort werden sie zu einem gemeinsa-
men Datensatz zusammengestellt, geprift und anonymisiert. Im Projekt wurde
die fir das Berichtsjahr 2008 erstellte Reha-Statistik-Datenbasis (RSD 2009)
verwendet, aus der auch die Stichprobe fiir die Befragung gezogen wurde.

Die ,Rentenzugangs-, -wegfalls- und -anderungsstatistik® (kurz: Rentenzu-
gangsstatistik) liefert tragerubergreifende Daten Uber das Rentengeschehen.
Neben demografischen Merkmalen umfasst sie Informationen zur Rentenart,
zum Beginn und Wegfall von Renten, zur Leistungshdhe sowie Merkmale, die
fur die Rentenberechnung relevant sind. Sie wird, analog zur RSD, mafgeblich
aus ausgewahlten Versicherten- und Rentenkonten erstellt. Fir das Projekt
bzw. die nachfolgenden Analysen wurde die Rentenzugangsstatistik 2008 in
den Blick genommen. Sie ist von Interesse, weil sie rentenrelevante Merkmale
enthalt, die mit dem Erwerbsverlauf und der Lebensform verknlpft sind und da-
mit Uber die Merkmale in der RSD hinausgehen. Mit Hilfe solcher Merkmale
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konnen eventuell Riickschllsse auf die Erwerbsbeteiligung und die familiale Ar-
beitsteilung im Vorfeld der Berentung angestellt werden.

Die Rentenzugangsstatistik und die Reha-Statistik-Datenbasis verfugen uber
keine gemeinsame Ordnungs- bzw. Pseudonymisierungsnummer, mit deren
Hilfe die Daten eindeutig verknupft werden konnen. Die Verknupfung erfolgte
daher mit Hilfe einer Rastervariablen, die eine Zuordnung identischer Falle in
beiden Datenséatzen erlaubt. Es handelt sich also um eine Art statistisches Mat-
ching, bei dem allerdings bekannt ist, dass die zu verknupfenden Datensétze
nicht nur ,merkmalsahnliche®, sondern mit hoher Wahrscheinlichkeit identische
Falle (die gleichen Personen) enthalten.

Die Rastervariable wurde aus mehreren fallspezifischen Merkmalen (Renten-
versicherungstrager, Geburtsjahr, Geburtsmonat, Geschlecht, Tag und Monat
des Rentenantrags, Tag und Monat des Rentenbescheids) gebildet und ermog-
lichte eine fast perfekte Zuordnung. Lediglich 28 Falle konnten nicht eindeutig
zugeordnet werden (doppelte Falle); dies wurde anschlieRend durch den Ab-
gleich weiterer Merkmale (bspw. Berentungsdiagnose, Staatsangehdrigkeit, Bil-
dung) manuell erledigt.

12.2 Daten aus einer Befragung von Erwerbsminderungsrent-
ner(inne)n

Die Befragungsdaten wurden im Rahmen des bereits thematisierten For-
schungsprojektes ,Soziodkonomische Situation von Personen mit Erwerbsmin-
derung” erhoben (Projektlaufzeit: Oktober 2009 bis Dezember 2013). Sie um-
fassen 4.099 voll verwertbare Falle (siehe auch Abschnitt 12.2.3).

Das zugrundeliegende Projekt wurde in Verantwortung der Deutschen Renten-
versicherung Bund durchgefiihrt und vom Forschungsnetzwerk Alterssicherung
(FNA) finanziert. Die Datenerhebung erfolgte unter Beteiligung aller Rentenver-
sicherungstrager und mit Unterstitzung durch das externe Forschungsinstitut
TNS Emnid (vgl. Martin et al. 2012).
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12.2.1  Hintergrund und Gegenstand der Studie

Im Zentrum der Studie stand, wie der Projekttitel bereits erdffnet, die Erfor-
schung der gegenwartigen sozio6konomischen Lage von Erwerbsminderungs-
rentner(inne)n in Deutschland. Dazu wurde nicht nur die materielle Situation der
Betroffenen und ihrer Haushalte gezahlt, sondern auch deren soziale Teilhabe
an gesellschaftlich als selbstverstandlich erachteten Gutern und Aktivitaten (vgl.
Martin et al. 2012, 7-12).

Hinter der Themenstellung stand fur die Deutschen Rentenversicherung insbe-
sondere auch die Frage, inwieweit sie ihrem gesetzlichen Auftrag, Versicherte
im Invaliditatsfall abzusichern, noch nachkommt. Die Erfiullbarkeit dieses ge-
setzlichen Auftrags war, vor dem Hintergrund der Reform des Erwerbsminde-
rungsrechts zum 1. Januar 2001 und dem in der Folge sinkenden Leistungsni-
veau in der Erwerbsminderungssicherung, fraglich geworden (vgl. ebd.; siehe
auch Abschnitt 11.2).

Wie bereits deutlich wurde, war eine Befragung von Betroffenen zur Beantwor-
tung der skizzierten Fragen erforderlich (siehe Abschnitt 10.5 und 10.7). Denn
weder die Routinedaten der Rentenversicherung noch andere Datenbestande
lieferten ausreichende empirische Informationen zur Zusammensetzung und
Hohe der Einkiinfte von Erwerbsminderungsrentner(inne)n und ihren Haushal-
ten sowie zur sozialen Teilhabe der Untersuchungsgruppe. Im Projekt konnte
eine entsprechende Datenbasis gewonnen werden.

12.2.2  Studiendesign und Stichprobe

Die Datenerhebung wurde unter Mitwirkung aller Rentenversicherungstrager,
welche die Befragungsunterlagen druckten und versandten, realisiert. Die Da-
teiengabe erfolgte durch das Sozialforschungsinstitut TNS Emnid (vgl. Martin et
al. 2012, 12-13).

Zielgruppe der Befragung war eine Stichprobe von rund 10.000 Erwerbsminde-
rungsrentner(inne)n der Deutschen Rentenversicherung. Sie wurde als ge-
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schichtete Zufallsauswahl aus der RSD gezogen. Berticksichtigt wurden alle Er-
werbsminderungsrentner(innen), die 2008 erstmals berentet wurden?® und sich
zum Befragungszeitpunkt noch in diesem Status befanden, die ihren Wohnsitz
in Deutschland hatten und selbst Bescheidempfanger(innen) waren. Geschich-
tet wurde nach dem Alter und dem Rentenbetrag (gemaf Daten aus der RSD),
um auch jlingere Personen sowie Personen mit geringen Renteneinkunften in
der Stichprobe in ausreichender Fallzahl zu bericksichtigen. Die Einschluss-
merkmale wurden vor dem Versand der Befragungsunterlagen unter Ruckgriff
auf die Versichertenkonten Uberprift. Falle, deren Status sich entsprechend ge-
andert hatte, wurden aus der Stichprobe ausgeschlossen. Letztlich verblieb eine
Nettostichprobe von 9.489 Fallen (vgl. ebd. 2012, 12-21).

Die Befragung selbst erfolgte postalisch und fragebogengestutzt. Die Befra-
gungsunterlagen wurden ab Januar 2011 versendet. Im Abstand von jeweils
etwa einem Monat zum vorherigen Kontakt wurden bis zu zwei Erinnerungs-
schreiben an die Nichtteilnehmer(innen) gerichtet (vgl. ebd., 13-14).

Als Erhebungsinstrument diente ein im Zuge des Projekts erstellter Fragebogen
mit ca. 40 Fragen zur Haushaltszusammensetzung, Staatsangehdrigkeit, Aus-
bildung und friiheren beruflichen Tatigkeit, zur Gesundheit, privaten Erwerbs-
minderungsvorsorge und Wohnsituation der Befragten sowie zu den Einkunften
und dem Lebensstandard der zugehérigen Haushalte (vgl. Martin et al. 2012,
94-112). Die Gestaltung des Fragebogens und der Fragen orientierte sich stark
an erprobten Erhebungsinstrumenten, vor allem dem Sozio-oekonomischen Pa-
nel (SOEP) und der Studie ,Leben in Europa“ (EU-SILC). Zugleich wurde ver-
sucht, die Fragen bestmdglich auf die Zielpopulation zuzuschneiden. Der Fra-
gebogen wurde in einer projektbegleitenden Expertengruppe abgestimmt, an
der auch ein Vertreter von TNS Emnid beratend mitwirkte.

2 Die Einschrankung auf ein Zugangsjahr stellt sicher, dass die Untersuchungseinheiten
auf Basis der gleichen Rechtslage berentet wurden und dhnliche Rentenbezugsdauern
aufweisen. Durch den Fokus auf Erwerbsminderungsrentner(innen) wurden alle Perso-
nen ausgeklammert, die in der GRV nicht anspruchsberechtigt sind (Selbststéandige, Be-
amte, Nichtversicherte), die Zugangsvoraussetzungen nicht erfillen bzw. bis dato keine
EM-Rente beantragt oder keine Bewilligung erhalten haben.
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Fragebogen, Erhebungsdesign und -verfahren wurden im Vorfeld der eigentli-
chen Befragung im Zuge einer Pilotstudie erprobt (vgl. Martin/ Zollmann 2011).
Sie wurden auf Basis der dabei gesammelten Erfahrungen weiterentwickelt.

12.2.3  Riicklauf und Befragungsdatensatz

Insgesamt nahmen 4.276 Erwerbsminderungsrentner(innen) an der Befragung
teil. Der Rucklauf betragt damit, bezogen auf die Nettostichprobe, 45 Prozent.
Er ist mit Blick auf zentrale Merkmale (z. B. Geschlecht, Alter, Nationalitat, Bil-
dungsniveau, Berentungsdiagnose, Rentenart, Rentenhdhe) fiir die Zielpopula-
tion reprasentativ. Das heilt, die Befragungsteilnehmer(innen) stimmen in ho-
hem Mafe mit der Zielgruppe der Erwerbsminderungsrentner(innen) des Ren-
tenzugangs 2008 in Deutschland Uberein (vgl. Martin et al. 2012, 21-24).

Die Befragungsdaten liegen in Form eines Datensatzes vor, der N = 4.099 voll
verwertbare Falle umfasst.®® Die Differenz zu den 4.276 Riicklaufen ist damit zu
erklaren, dass fir die vorliegende Arbeit Falle ohne Angaben zur Haushaltszu-
sammensetzung grundsatzlich aus dem Datensatz ausgeklammert wurden. Fur
diese Falle konnten weder Lebensformen bestimmt, noch Bedarfsgewichte und
Armutsindikatoren berechnet werden.

Die Befragungsdaten wurden mit Hilfe eines Ordnungsmerkmals (Kennnummer
des Falls) und eines Merkmals zum Rentenversicherungstrager (Tragercode)
personengenau mit den Routinedaten verknlipft. Beide Schlisselmerkmale
stammen aus der RSD und gingen in Form eines auf die Fragebogen gedruck-
ten Zahlencodes auch in den Befragungsdatensatz ein. Im Anschluss an die
Datenaufbereitung wurden die Zahlencodes bzw. Zuordnungsmerkmale ent-
fernt, um die Daten faktisch zu anonymisieren. Wie die Routinedaten aus RSD
und Rentenzugangsstatistik miteinander verknupft wurden, wurde oben bereits
beschrieben (siehe Abschnitt 12.1).

Weil der Erhebung eine geschichtete Stichprobe zugrunde lag, missen die Da-
ten fur jede Analyse gewichtet werden. Mit der Gewichtung wird die Schichtung

30 Die Befragungsdaten aus dem EMR-Forschungsprojekt stehen als SUF im Forschungs-
datenzentrum der Deutschen Rentenversicherung (www.fdz-rv.de) zur Verfigung.
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ausgeglichen bzw. die urspriingliche Verteilung der Schichtungsmerkmale in
der Untersuchungsgruppe wiederhergestellt.

12.3 Vergleichsdaten aus dem Sozio-oekonomischen Panel

Um Vergleiche zwischen der Population der Erwerbsminderungsrentner(innen)
und der deutschen Bevdlkerung zu ermdglichen, werden fir einige Analysen
Vergleichsdaten aus dem Sozio-oekonomischen Panel verwendet.

Das SOEP ist eine vom Deutschen Institut flir Wirtschaftsforschung in Koope-
ration mit Umfrageinstituten durchgefiihrte Studie zu privaten Haushalten in
Deutschland (vgl. Wagner et al. 2008). Sie wird bereits seit 1984 jahrlich durch-
gefuhrt, seit 1990 auch unter Einschluss der ehemaligen DDR bzw. des neuen
Bundesgebiets. Untersucht wird dabei jeweils eine reprasentative Panel-Stich-
probe von rund 10.000 Haushalten, wobei jeweils alle im Haushalt lebenden
Personen ab 17 Jahren personlich befragt werden. Themen der Erhebung sind
unter anderem Demographie, Wohnsituation, persénliche Merkmale und Orien-
tierungen, Bildung und Erwerbstatigkeit, Einklinfte, Gesundheit und Zufrieden-
heit. Daneben gibt es wechselnde Schwerpunkte zu spezifischen, bspw. poli-
tisch relevanten Themen (vgl. ebd., 302-305).

Ausgehend von den jahrlichen Befragungen bietet das SOEP einen breiten Be-
stand an hochwertigen Mikrodaten. Dieser wird unter anderem fur die Sozialbe-
richterstattung verwendet, steht aber auch in Form von Scientific Use Files
(SUF) fur wissenschaftliche Analysen zur Verfugung. In der vorliegenden Arbeit
werden entsprechende Statistikdaten aus der Personen- und Haushaltsbefra-
gung des Sozio-oekonomischen Panels des Erhebungsjahrs 2011 (Welle 28)
verwendet.

Auf Basis dieser Daten wurde eine Vergleichsgruppe entwickelt. Dazu wurden
alle Personen in Privathaushalten am Hauptwohnsitz®' ausgewahilt, die im Jahr
2011 zwischen 40 und 64 Jahre alt waren. Die Alterseingrenzung ist mit Blick

31 Privathaushalte wurden anhand der Variable BBHO71 (Wohnheim) ermittelt. Ausge-
schlossen wurden Personen, die in Alten- oder sonstigen Heimen sowie in Hotels/Pensio-
nen leben. Der Hauptwohnsitz wurde Uber Variable BBH38011 (Zweitwohnung) be-
stimmt.
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auf die Vergleichbarkeit der Personengruppe mit den Erwerbsminderungsrent-
ner(inne)n sinnvoll. Zum einen werden damit ausschliellich Personen im er-
werbsfahigen Alter selektiert, von denen anzunehmen ist, dass sie ihre Her-
kunftsfamilie verlassen und eine eigene, auf Dauer gestellte Lebensform gebil-
det haben. Zum anderen werden jene ausgeklammert, die sich bereits im Ru-
hestandsalter befinden. Die Mehrheit der Erwerbsminderungsrentner(innen) be-
fand sich zum Befragungszeitpunkt 2011 ebenfalls in diesem Alter (siehe Ab-
schnitt 13.1).

Tabelle 9: Fallzahlen der Vergleichsgruppe nach SOEP und Mikrozensus 2011

Hochgerechnete Vergleichs- 40- bis 64-jahrige Bevolkerung
gruppe (SOEP 2011) (Mikrozensus 2011)
Haufigkeit Prozent Haufigkeit Prozent
Manner 14.240.953 48,4 14.838.077 50,0
Frauen 15.187.342 51,6 14.841.350 50,0
Gesamt 29.428.295 100,0 29.679.427 100,0

Quelle: SUF SOEP 2011 (eigene Berechnungen) und Zensus 2011 (Statistisches
Bundesamt 2013a)

Die so selektierte Personengruppe umfasste N= 9.497 Falle. Sie wurde mit Hilfe
der in den Statistikdaten des SOEP mitgelieferten Hochrechnungsfaktoren auf
die deutsche Bevdlkerung hochgerechnet. Das Resultat Iasst sich im Abgleich
mit offiziellen Zahlen zum Bevdlkerungsstand Uberprifen (Tabelle 9). Die mit
dem SUF ermittelten Fallzahlen stimmen weitgehend mit der Bevolkerungszahl
in der Altersgruppe ,40 bis unter 65 Jahre” iberein, welche in der Genesis-On-
line-Datenbank auf Basis des Zensus 2011 ausgewiesen wird (vgl. Statistisches
Bundesamt 2013a).



13 Deskriptive Analyse von Merkmalen der
Erwerbsgeminderten und ihrer Lebensformen

Auf Basis des beschriebenen Datenmaterials (siehe Kapitel 12) beginnt im Fol-
genden die statistische Analyse der Lebensformen von Erwerbsminderungs-
rentner(inne)n. Im aktuellen Kapitel geht es zunachst darum, einerseits die Mus-
ter des privaten Zusammenlebens in der Untersuchungsgruppe und anderer-
seits zentrale soziodemografische Merkmale grundlegend zu beschreiben.
Letzteres geschieht vorwiegend differenziert nach den Lebensformen, die sich
empirisch als relevant erweisen, denn diese sollen anschlieRend im Zusammen-
hang mit der materiellen Lage bei Erwerbsminderung untersucht werden (siehe
Kapitel 14).

Im Rahmen der deskriptiven Analysen soll bereits eine erste Hypothese gepruft
werden. Sie unterstellt, anknipfend an die theoretischen Betrachtungen sowie
an die vorliegenden empirischen Befunde, dass Erwerbsminderungsrentner(in-
nen) und ihre Haushalte in héherem Male sozial vulnerabel sind als die ver-
gleichbare deutsche Bevolkerung (H1, siehe Abschnitt 11.1). Es wird erwartet,
dass die besondere Vulnerabilitat Gber alle Lebensformen hinweg besteht, dass
sich aber durchaus auch Unterschiede zwischen den Lebensformen zeigen.

Um die Hypothese aufzugreifen, wird untersucht, ob Erwerbsminderungsrent-
ner(innen) und ihre Lebensformen in grolerem Umfang als die Vergleichs-
gruppe aus der 45- bis 64-jahrigen Bevolkerung durch Merkmale gekennzeich-
net sind, die auf eine schlechte Ausstattung mit sozialen und kulturellen Res-
sourcen im Sinne Bourdieus hinweisen (siehe Abschnitt 11.1). Diese kann mit
dem verfugbaren Datenmaterial zum Beispiel durch geringe oder fehlende Bil-
dungsabschlisse, ein am Arbeitsmarkt nachteiliges Alter oder einen Migrations-
hintergrund (kulturelles Kapital), aber auch durch fehlende Unterstitzungsper-
sonen im Haushalt (soziales Kapital) abgebildet werden.%?

32 Zur Ausstattung mit den prinzipiell ebenfalls relevanten symbolischen Kapitalien liegen
keine Informationen vor; sie kann nicht untersucht werden.

© Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2017
S. Martin, Materielle Absicherung bei Erwerbsminderung im
Kontext der Lebensform, DOI 10.1007/978-3-658-18400-1_13
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Das Fehlen 6konomischer Ressourcen (angezeigt bspw. durch geringe Ein-
kiinfte, keine Ersparnisse, soziale Bediirftigkeit) ist ebenfalls mit sozialer Vulne-
rabilitdt assoziiert, wird allerdings erst im nachsten Kapitel (siehe Kapitel 14)
betrachtet. Sind Erwerbsminderungsrentner(innen) und ihre Lebensformen aber
tatsachlich bereits mit Blick auf soziodemografische Merkmale sehr vulnerabel,
ist die Frage nach ihrer materiellen Absicherung angesichts der Erwerbsminde-
rung umso bedeutsamer (siehe Abschnitt 11.1). Das gilt sowohl mit Blick auf die
Zielsetzungen des deutschen Sozialstaats und den Sicherungsanspruch der ge-
setzlichen Rentenversicherung als auch hinsichtlich des 2008 in Kraft getrete-
nen Ubereinkommens der Vereinten Nationen iiber die Rechte von Menschen
mit Behinderungen (die sogenannte UN-Behindertenrechtskonvention; vgl.
Bundesregierung 2008).

13.1 Grundlegende Charakteristik der Erwerbsgeminderten

Bevor in die angekundigte Analyse der Lebensformen von Erwerbsminderungs-
rentner(inne)n eingestiegen wird, soll die Untersuchungsgruppe insgesamt kurz
grundlegend charakterisiert werden. Ziel ist, einen Eindruck zu gewinnen, wel-
cher Personenkreis fortan im Fokus steht, bevor er differenziert nach einzelnen
Lebensformen betrachtet wird.

Den Daten aus dem EMR-Projekt zufolge, war gut die Halfte (50,8 Prozent) der
untersuchten Erwerbsgeminderten zum Befragungszeitpunkt zwischen 50 und
59 Jahre alt. Das Durchschnittsalter lag bei rund 53 Jahren. 50,9 Prozent sind
Méanner und 49,1 Prozent Frauen.

Der Bildungsstand der Erwerbsminderungsrentner(innen) ist gering bis mode-
rat: Eine Mehrheit von 77,7 Prozent besitzt eine einfache oder mittlere Schulbil-
dung (Haupt-, Volks- oder Realschulabschluss). 60,8 Prozent haben eine be-
triebliche Lehre absolviert, etwa ein Flinftel ist ohne Berufsabschluss. Beruflich
befand sich ein grofRer Teil der Erwerbsminderungsrentner(innen) im Vorfeld
der Berentung auf niedrigen bis mittleren Positionen, bspw. waren 59,9 Prozent
in ihrem Berufsleben hauptsachlich als einfache bis mittlere Fachangestellte o-
der Facharbeiter beschaftigt.



Lebensformen der Untersuchungs- und Vergleichsgruppe 171

Des Weiteren ist der iberwiegende Teil der Untersuchungsgruppe voll erwerbs-
gemindert. Lediglich 22,5 Prozent sind wegen einer teilweisen Erwerbsminde-
rung berentet. Sie kdnnen nach arztlichem Gutachten noch begrenzt (fur drei
bis unter 6 Stunden taglich) auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt eingesetzt wer-
den.

Wie dieser erste kurze Abriss bereits zeigt, handelt es sich bei den im EMR-
Projekt befragten Erwerbsgeminderten um eine spezielle Klientel, wie es sich
auch in der Recherche zum Forschungsstand zu Erwerbsminderungsrent-
ner(inne)n der gesetzlichen Rentenversicherung andeutete (siehe Abschnitt
10.2). Schon die grundlegenden Merkmale der Personengruppe deuten auf eine
vergleichsweise hohe soziale Vulnerabilitat im zuvor beschriebenen Sinne hin.
Wie sich der Sachverhalt Gber die skizzierten Aspekte hinaus und unter Bertick-
sichtigung der Lebensformen darstellt, wird nachfolgend im Detail untersucht.

13.2 Lebensformen der Untersuchungs- und Vergleichsgruppe

Um die soziale Vulnerabilitdt und die materielle Lage bei Erwerbsminderung in
Abhangigkeit vom Geschlecht und von der Lebensform untersuchen zu kénnen,
ist es zunachst erforderlich, die empirisch relevanten Muster des privaten Zu-
sammenlebens in der Untersuchungs- und Vergleichsgruppe zu ermitteln. Ob
in den Populationen verschiedene Lebensformen relevant sind, ist dabei freilich
von grofdem Interesse.

Den Bezugsrahmen fir die Identifizierung der Lebensformen bildet in beiden
Fallen der Haushalt. Das ist zum einen zweckmaRig, weil Haushalte Wohn- und
Wirtschaftseinheiten darstellen, die fur die Untersuchung der materiellen Situa-
tion bestimmter Personengruppen zentral sind. Zum anderen lassen sich Haus-
halte als Analyseeinheiten gut abgrenzen und erfassen — anders als zum Bei-
spiel Familienverbiinde, die Uber Haushaltsgrenzen hinweg (bspw. an mehreren
Wohnsitzen, in mehreren Wirtschaftseinheiten) bestehen kénnen. Beriicksich-
tigt werden ausschlieRlich Privathaushalte am Hauptwohnsitz.
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13.2.1  Lebensformen der Erwerbsminderungsrentner(innen)

Welche Lebensformen sich mit Blick auf die Erwerbsminderungsrentner(innen)
identifizieren lassen, ist in Tabelle 10 dargestellt. Bereits auf den ersten Blick
fallt auf, dass sich die Untersuchungsgruppe zum Befragungszeitpunkt zu fast
einem Drittel (30,7 Prozent) aus Alleinlebenden zusammensetzt. Die Mehrheit
der Erwerbsminderungsrentner(innen) lebte in gemeinschaftlichen Lebensfor-
men. Dazu zahlen zuvorderst kinderlose Partnerschaften, die mit einem Anteil
von 39,5 Prozent die am starksten besetzte Lebensform darstellen. Bei den
Partnerschaften kann es sich, da der Sachverhalt offen abgefragt wurde, um
Ehen, eingetragene Lebenspartnerschaften oder nicht amtlich registrierte
(,nichteheliche®) Partnerschaften handeln; die Operationalisierung entspricht
also der in Abschnitt 2.1 formulierten Definition. Die Lebensform war zum Be-
fragungszeitpunkt kinderlos. Wie bereits angedeutet wurde, heillt das, dass
dennoch gemeinsame Kinder oder Kinder eines Partners vorhanden sein kon-
nen, die jedoch nicht oder nicht mehr zum Haushalt gehérten (siehe Abschnitt
6.1).

Tabelle 10: Lebensformen der Erwerbsminderungsrentner(innen)

Haufigkeit Prozent
Alleinlebende 1.259 30,7
Kinderlose Partnerschaften 1.619 39,5
Familien, darunter 1.178 28,7
Alleinerziehende 194 4.7
Kernfamilien als Elternteil 797 19,4
Kernfamilien als Kind 101 2,5
Mehrgenerationenfamilien 43 1,0
sonstiger Familientyp 43 1,0
Gemeinschaften mit nichtverwandten Personen 21 0,5
Sonstige Personengemeinschaften 22 0,5
Gesamt 4.099 99,9*

* Abweichungen von 100 Prozent sind rundungsbedingt
Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Eine weitere relevante Lebensform der Erwerbsminderungsrentner(innen) ist,
mit einem Anteil von insgesamt 28,7 Prozent, die Familie. Sie fallt anteilig etwa
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ebenso stark ins Gewicht wie die Alleinlebenden. Gemal der Definition aus Ab-
schnitt 2.1 wurden zu den Familien alle Lebensformen mit mindestens einem
Elternteil und mindestens einem Kind gezahlt (Zwei-Generationen-Regel).

Die Kinder wurden in der Befragung auf zwei Wegen erfasst: Erstens ber die
Angabe der im Haushalt lebenden Kinder oder Enkelkinder der Erwerbsminde-
rungsrentner(innen) selbst bzw. ihrer Partner(innen); zweitens Uber eine sepa-
rate Frage, ob es im Haushalt Kinder unter 14 Jahren gibt. Da das Alter der
Kinder nicht konkret abgefragt wurde, kann es sich zumindest beim ersten Er-
fassungsweg auch um volljahrige Kinder handeln. Des Weiteren kénnen auch
die Erwerbsminderungsrentner(innen) selbst noch als Kinder zahlen, sofern sie
ohne Partner(in) mit ihren Eltern oder GroReltern einen Haushalt bilden. Lebten
die Befragten zum Zeitpunkt der Erhebung als GrofReltern mit ihren En-
kel(inne)n, aber ohne deren Eltern zusammen, wurde davon ausgegangen,
dass sie die Elternfunktion ibernommen haben. Gehdrten indessen auch die
Eltern dem Haushalt an, wurde die Lebensform als Mehrgenerationenfamilie
bewertet. Grundsatzlich koénnen Familien von Erwerbsminderungsrent-
ner(inne)n demzufolge sehr heterogen sein. Es empfiehlt sich, die Gruppe wei-
ter zu differenzieren.

Wie Tabelle 10 zu entnehmen ist, stellen Alleinerziehende eine erste Unter-
gruppe der Familien dar. Erwerbsminderungsrentner(innen) wurden als allein-
erziehend gewertet, wenn sie zum Befragungszeitpunkt ohne Partner(innen) mit
eigenen oder ihrer Pflege unterstellten Kindern zusammenlebten. Der Anteil die-
ser Lebensform ist mit 4,7 Prozent relativ gering. Nichtsdestotrotz ist sie mit
Blick auf die materielle Absicherung bei Erwerbsminderung von Interesse.

Eine zweite, anteilig viel bedeutsamere Untergruppe sind Kernfamilien, die sich
aus einem Elternpaar mit mindestens einem Kind zusammensetzen, ohne dass
weitere Personen zum Haushalt gehoren. Sie erreichen in der Untersuchungs-
gruppe einen Anteil von 21,9 Prozent, welcher sich maRRgeblich auf Kernfamilien
verteilt, in denen die Erwerbsminderungsrentner(innen) die Elternrolle inneha-
ben (19,4 der 21,9 Prozent). Im Falle der Ubrigen 2,5 Prozent leben Erwerbs-
minderungsrentner(innen) mit ihren Eltern und Geschwistern zusammen. An-
dere Familienformen, tGber Kernfamilien und Alleinerziehende hinaus, spielen in
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der Untersuchungsgruppe empirisch kaum eine Rolle. Mehrgenerationenfami-
lien erreichen bspw. nur einen Anteil von einem Prozent. Sie konstituieren sich
aus Haushaltsgemeinschaften von Grofeltern, Eltern, Kindern und eventuell so-
gar Enkelkindern — also aus mindestens drei Generationen. Die Erwerbsminde-
rungsrentner(innen) sind dabei meist in der Rolle der Eltern oder GrofReltern.
Daneben bleibt eine ,Restgruppe” sonstiger Eltern-Kind-Gemeinschaften, die
ebenfalls nur einen geringen Anteil von einem Prozent einnimmt.

Uber die Familien hinaus weist die Tabelle zwei weitere Lebensformen aus, die
formal identifiziert werden konnten. Es handelt sich einerseits um Lebensfor-
men, in denen Erwerbsminderungsrentner(innen) ausschliellich mit Personen
zusammenleben, zu denen keine partner- oder verwandtschaftliche Verbindung
besteht (Wohngemeinschaften mit gemeinsamer Haushaltsfihrung), und ande-
rerseits um eine weitere ,Restgruppe” aller sonstigen Personengemeinschaften.
Beide Gruppen fallen mit jeweils 0,5 Prozent anteilig kaum ins Gewicht.

Bevor die ermittelten relevanten Lebensformen der Erwerbsminderungsrent-
ner(innen) hinsichtlich ihrer Charakteristika genauer betrachtet werden, ist von
Interesse, inwiefern sich ihre empirische Verteilung von der in der gleichaltrigen
Bevolkerung unterscheidet. Um diese Frage zu beantworten, werden die er-
wahnten Vergleichsdaten ausgewertet, die aus dem SOEP 2011 gewonnen
wurden (siehe Abschnitt 12.3).

13.2.2  Abgleich mit der Vergleichsgruppe und Zwischenfazit

Die Lebensformen der Vergleichsgruppe lassen sich mit Hilfe der Mikrodaten
des Sozio-oekonomischen Panels 2011 analog zu den Lebensformen der Er-
werbsminderungsrentner(innen) differenzieren. Tabelle 11 zeigt die Verteilung
der Lebensformen in der Gegentiberstellung mit den bereits betrachteten Wer-
ten der Untersuchungsgruppe. Anders als in Tabelle 10 werden dabei nur die
Lebensformen abgebildet, die sich im vorherigen Abschnitt sowie in der Recher-
che zu Lebensformen in der Bevoélkerung (siehe Abschnitt 6.1) empirisch als
relevant erwiesen haben. Andere Lebensformen werden als ,sonstige Lebens-
formen“ zusammengefasst.
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Tabelle 11 zufolge, sind kinderlose Partnerschaften in der 40- bis 64-jahrigen
Bevolkerung Deutschlands die am starksten vertretene Lebensform — wie auch
in der Gruppe der Erwerbsminderungsrentner(innen). Mit einem Anteil von 38,2
Prozent haben sie in beiden Populationen sogar etwa das gleiche Gewicht.

Uber diese Gemeinsamkeit hinaus sind allerdings recht deutliche Abweichun-
gen zu verzeichnen: Die zweitstarkste Lebensform der Vergleichsgruppe bilden
nicht Alleinlebende, sondern Kernfamilien. lhr Anteil liegt mit 33,5 Prozent um
etwa 14 Prozent hoher als in der Untersuchungsgruppe. Alleinlebende stellen
mit einem Anteil von gut einem Finftel (21,1 Prozent) die drittstarkste Lebens-
form dar; in der Untersuchungsgruppe fielen sie um etwa 10 Prozent starker ins
Gewicht. Wie diese Differenzen zwischen den Populationen zustande kommen,
lasst sich nicht klar beantworten. Eine Vermutung ist, dass Erwerbsminderungs-
rentner(innen) auch vor dem Hintergrund ihrer Erkrankung bzw. eingeschrank-
ten Leistungsfahigkeit haufiger getrennt, geschieden oder alleinstehend sind. In
jedem Fall spricht der héhere Anteil allein lebender Personen fiir eine groRere
Vulnerabilitat der Erwerbsminderungsrentner(innen) gegenulber der Vergleichs-
gruppe, weil Alleinlebende in aller Regel weniger materielle und soziale Unter-
stlitzung erfahren als Personen in gemeinschaftlichen Lebensformen.

Tabelle 11: Lebensformen in der Untersuchungs- und Vergleichsgruppe

EM-Rentner(innen) 40- bis 64-Jahrige
Haufigkeit Prozent Haufigkeit Prozent
Alleinlebende 1.259 30,7 6.198.013 21,1
Alleinerziehende 194 4.7 1.672.585 5,7
Kernfamilien3? 797 19,4 | 11.234.628 33,6
Kinderlose Paare 1.619 39,5 9.879.836 38,2
Sonstige Lebensformen 230 5,6 434.313 1,5
Gesamt 4.100 99,9* | 29.419.375 100,1*

* Abweichungen von 100 Prozent sind rundungsbedingt
Quelle: SUF SOEP 2011 und Projektdaten; eigene Berechnungen

3 Als Kernfamilien werden fiir die Gruppe der Erwerbsminderungsrentner(innen) ab sofort
nur noch Familien ausgewiesen, in denen die Befragten die Elternrolle innehaben. In der
Vergleichsgruppe wurde die Lebensform analog operationalisiert.
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Auch Alleinerziehende gelten per se als eine materiell und sozial vulnerable
Gruppe, weil sie die Verantwortung fiir die im Haushalt lebenden Kinder tragen,
ohne von anderen erwachsenen Haushaltsmitgliedern unterstitzt zu werden.
Da ihr Anteil in der Vergleichsgruppe mit 5,7 Prozent &hnlich ausféllt wie bei den
Erwerbsgeminderten (4,7 Prozent), ist jedoch nicht von einer schlechteren Dis-
position der Untersuchungsgruppe auszugehen.

Sonstige Lebensformen spielen in der Vergleichsgruppe kaum eine Rolle. Ihr
Anteil von 1,5 Prozent ist noch geringer als bei den Erwerbsgeminderten (5,6
Prozent). Auch wenn die Gruppe im Folgenden nicht weiter betrachtet wird, un-
terstreicht auch dieses Resultat die Vermutung einer sozialen Benachteiligung
bzw. héheren sozialen Verletzlichkeit der Untersuchungsgruppe. Denn im Ruick-
blick auf die detaillierte Analyse im vorangegangenen Abschnitt 13.2.1 konstitu-
ieren sich ,sonstige Lebensformen® unter anderem aus GroRfamilien mit drei
oder mehr Generationen, aus Familien, in denen die erwachsenen Erwerbsge-
minderten noch bei ihren Eltern leben, sowie aus Personengemeinschaften mit
Personen, die weder verwandt noch partnerschaftlich verbunden sind. Einiges
spricht dafiir, dass es sich dabei um Arrangements mit einer héheren Vulnera-
bilitdt handelt (z. B. prekare materielle Verhaltnisse, Pflege- oder Betreuungs-
bedurftigkeit der Erwerbgeminderten, Fehlen einer eigenen partnerschaftlichen
Einbindung).

Zusammengefasst ergab die Analyse, dass in der Untersuchungs- und Ver-
gleichsgruppe grundsétzlich die gleichen Lebensformen relevant sind. Kinder-
lose Partnerschaften fallen in beiden Gruppen anteilig am starksten ins Gewicht.
Unterschiede bestehen vor allem bezlglich der Alleinlebenden, die bei Erwerbs-
minderung eine groRere Rolle spielen, sowie bezlglich der Kernfamilien, die in
der 40- bis 64-jahrige Bevolkerung einen groReren Anteil einnehmen. In einigen
Ergebnissen wurden bereits Hinweise auf eine hohere Vulnerabilitat der Unter-
suchungsgruppe gesehen. Eine weitere Analyse ist erforderlich.
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13.3 Soziodemografische Merkmale und Vulnerabilitat

Im Anschluss an die ausfuhrliche Differenzierung der Lebensformen von Er-
werbsminderungsrentner(inne)n und Vergleichsgruppe stellt sich die Frage,
was diese — auch mit Blick auf die Vulnerabilitdtshypothese — charakterisiert.
Betrachtet werden nachfolgend allerdings nur die Lebensformen, die in beiden
Populationen empirisch bedeutsam sind: Alleinlebende, kinderlose Paare, Kern-
familien sowie Alleinerziehende. Die Ubrigen Muster werden ausgeklammert,
um die Analysen nicht zu Uberfrachten.

Die weitere deskriptive Analyse richtet sich auf soziodemografische Merkmale
der betrachteten Personen und Haushalte. Relevante Merkmale sind, wie eben-
falls bereits erwahnt, die HaushaltsgroRe und die Kinderzahl, die Altersvertei-
lung, das Bildungsniveau, die Nationalitat und die Region. Denn diese Merkmale
stehen unter anderem mit den Erwerbs- und Platzierungschancen, dem Umfang
der Erwerbsbeteiligung, den im Verlauf erzielten Erwerbseinkiinften und nicht
zuletzt den Fahigkeiten, widrige Lebensumstande und Belastungen zu bewalti-
gen, in Zusammenhang. Im Falle einer Erwerbsminderung beeinflussen sie sehr
wahrscheinlich nicht nur die Rentenhdhe (indirekt), sondern auch die verblei-
benden Erwerbsperspektiven und materiellen Kompensationsmdglichkeiten auf
Haushaltsebene (siehe Abschnitt 11.1).

Konkret wird untersucht, ob die genannten Merkmale in der Untersuchungs-
gruppe starker als in der Vergleichsgruppe so ausgepragt sind, dass sie eine
hoéhere Vulnerabilitat bedingen. Die Analyse erfolgt fur Manner und Frauen ge-
trennt, sofern die soziodemografischen Merkmale innerhalb der Lebensformen
geschlechtsspezifisch ausgepragt sind bzw. wenn zu erwarten ist, dass entspre-
chende Unterschiede auch flr die materielle Absicherung bei Erwerbsminde-
rung folgenreich sind.
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13.3.1  Geschlecht und Alter

Zu Anfang der deskriptiven Analyse der Lebensformmerkmale stehen Ge-
schlecht und Alter im Fokus. Zur grundlegenden Charakteristik der Erwerbsmin-
derungsrentner(innen) wurden sie bereits angefihrt (siehe Abschnitt 13.1).

Mit Blick auf die Lebensformen, sind erwerbsgeminderte Alleinlebende etwa zur
Halfte (zu 47,9 Prozent) Frauen und waren zum Befragungszeitpunkt durch-
schnittlich 52 Jahre alt (Tabelle 12). In der 40- bis 64-jahrigen Bevdlkerung war
das sehr ahnlich (46,9 Prozent Frauen, Altersmittelwert 52 Jahre). Die Alters-
verteilung fallt allerdings verschieden aus: Der Anteil der erwerbsgeminderten
Alleinlebenden im Alter von 50 bis 59 Jahren ist mit 51,3 Prozent deutlich groRer
als in der Vergleichsgruppe mit 42,8 Prozent (ohne Abbildung). Umgekehrt war
nur knapp ein Drittel (32,0 Prozent) der befragten Erwerbsgeminderten in der
Lebensform jlinger als 50 Jahre, wahrend es in der Vergleichsgruppe immerhin
37,4 Prozent waren. Trotz des gleichen Mittelwerts und des Alterszuschnitts der
Vergleichsgruppe unterscheidet sich die Altersverteilung also zwischen den Po-
pulationen. Erwerbsgeminderte Alleinlebende sind im Schnitt nicht alter als die
Vergleichsgruppe, konzentrieren sich aber starker auf die Altersgruppe ,50 bis
59 Jahre*.

Tabelle 12: Alter (Mittelwert, in Jahren) und Frauenanteil (in Prozent)
nach der Lebensform

EM-Rentner(innen) Vergleichsgruppe

Alter Frauenanteil Alter Frauenanteil
Alleinlebende 51,9 47,87 52,3 46,86
Alleinerziehende 48,6 82,09 48,2 82,42
Kernfamilien 50,0 45,65 48,4 47,03
Kinderlose Paare 55,9 49,25 54,7 54,12

Quelle: SUF SOEP 2011 und Projektdaten; eigene Berechnungen

Im Gegensatz zu den Alleinlebenden sind die alleinerziehenden Erwerbsminde-
rungsrentner(innen) mehrheitlich — zu 82,1 Prozent — weiblich (Tabelle 12). In
der Vergleichsgruppe ist das mit einem Frauenanteil von 82,4 Prozent ebenso.
Zudem handelt es sich um eine vergleichsweise junge Lebensform: Im Mittel
sind erwerbsgeminderte Alleinerziehende knapp 49 Jahre alt, Alleinerziehende
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in der Vergleichsgruppe 48 Jahre. Allerdings unterscheiden sich die Werte of-
fenbar erheblich nach dem Geschlecht: Ein groRer Teil der alleinerziehenden
Erwerbsminderungsrentnerinnen von 61,7 Prozent ist junger als 50 Jahre; nur
8,2 Prozent sind 60 Jahre oder alter (ohne Abbildung). Alleinerziehende Manner
sind demgegenuber deutlich alter, eine Mehrheit hat bereits das 50. Lebensjahr
vollendet.? In der 40- bis 64-jahrigen Bevolkerung sind alleinerziehende Man-
ner ebenfalls alter als alleinerziehende Frauen. So ist die Altersgruppe ,unter
50 Jahre® bspw. bei mannlichen Alleinerziehenden mit 47,6 Prozent um fast 15
Prozent geringer besetzt als bei den weiblichen (62,2 Prozent). Insgesamt legen
die Auswertungen nahe, dass sich die Geschlechts- und Altersverteilung der
Alleinerziehenden in der Untersuchungs- und Vergleichsgruppe nur wenig un-
terscheidet.

In der zweiten Familienform, den Kernfamilien, stellt sich das Geschlechterver-
héltnis ganz anders dar als bei den Alleinerziehenden: Mit 45,7 Prozent ist nur
knapp die Halfte der Erwerbsminderungsrentner(innen) weiblich; in der Ver-
gleichsgruppe ist das ahnlich (Tabelle 12). Das Alter ist dagegen erneut ver-
gleichsweise niedrig, es liegt im Mittel bei 50 Jahren. Die 40- bis 64-jahrige Be-
volkerung ist mit rund 48 Jahren durchschnittlich noch etwas jinger. Darlber
hinaus unterscheidet sich die Altersverteilung bei Erwerbsminderungsrent-
ner(inne)n in Kernfamilien zwischen den Geschlechtern ebenso deutlich wie bei
den Alleinerziehenden. So waren nur 31,7 Prozent der Erwerbsminderungsrent-
ner, aber 57,9 Prozent der Erwerbsminderungsrentnerinnen zum Befragungs-
zeitpunkt jinger als 50 Jahre (ohne Abbildung). Erwerbsgeminderte Manner der
Lebensform sind damit, wie im Fall der Alleinerziehenden, deutlich alter als er-
werbsgeminderte Frauen. In der Vergleichsgruppe ist ebenfalls eine ge-
schlechtsspezifische Differenz zu verzeichnen, die aber geringer ausfallt als in
der Untersuchungsgruppe. So gehoéren 40- bis 64-jahrige Manner bspw. mit ei-
nem Anteil von 58,5 Prozent nur etwas haufiger der Altersgruppe ,unter 50
Jahre" an als die gleichaltrigen Frauen mit 66,4 Prozent.

Erwerbsminderungsrentner(innen) in kinderlosen Partnerschaften sind im Ver-
gleich zu den anderen Gruppen relativ alt. Im Schnitt waren sie zum Zeitpunkt

34 Aufgrund geringer Fallzahlen (N=29) wird hier nur die Tendenz genannt.
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der Befragung 56 Jahre alt (Tabelle 12). Der Mittelwert der Vergleichsgruppe
liegt mit rund 54 Jahren etwas darunter; kinderlose Paare sind dort aber eben-
falls die Lebensform mit dem héchsten Durchschnittsalter. Der Sachverhalt un-
terstreicht die bereits geduRerte Vermutung, dass es sich mehrheitlich um Part-
nerschaften in einer nachelterlichen Lebensphase (,leeres Nest“) handelt (siehe
Abschnitt 13.2.1). Das heif3t, die Paare sind nicht unbedingt kinderlos, eventu-
elle Kinder haben den elterlichen Haushalt aber bereits verlassen. Die Alters-
verteilung der Erwerbsminderungsrentner(innen) in kinderlosen Partnerschaf-
ten konzentriert sich auf die Spanne von 50 bis 59 Jahren, der 55,4 Prozent der
Manner und 57,0 Prozent der Frauen zuzuordnen sind (ohne Abbildung). Die
Werte zeigen, dass die Geschlechterdifferenzen in der Lebensform eher gering
sind. In der Vergleichsgruppe ist die genannte Altersgruppe (,50 bis 59 Jahre®),
wie bspw. schon bei den Alleinlebenden, mit 44,8 Prozent wesentlich geringer
besetzt. Die Ubrigen Altersgruppen fallen entsprechend starker ins Gewicht.
Das Geschlechterverhaltnis der kinderlosen Paare ist mit einem Frauenanteil
von 49,2 Prozent bei den Erwerbsgeminderten relativ ausgewogen. In der Ver-
gleichsgruppe ist das ebenso der Fall, der Frauenanteil ist dort indes mit 54,1
Prozent etwas groRer.

Insgesamt zeigten die Auswertungen, dass sich Erwerbsminderungsrentner(in-
nen) hinsichtlich des Geschlechts und Alters nicht grundsatzlich von der 40- bis
64-jahrigen Bevdlkerung unterscheiden. Allerdings sind sie teilweise, insbeson-
dere in partnerschaftlichen Lebensformen, etwas alter als die Vergleichsgruppe.
Ihre Altersverteilung konzentriert sich wesentlich starker auf das sechste Le-
bensjahrzehnt (50 bis 59 Jahre). Wahrscheinlich ist gerade diese Altersgruppe
besonders vulnerabel, weil ihr in der Regel — zumindest bei einem trotz der Er-
werbsminderung verbliebenen Restleistungsvermdgen — noch eine Beteiligung
am Arbeitsmarkt abverlangt wird, ihre Erwerbschancen aber altersbedingt sehr
begrenzt sind. Entsprechend Iasst sich mit Blick auf die Hypothese (H1) festhal-
ten, dass Erwerbsminderungsrentner(innen) zumindest etwas vulnerabler sind
als die 40- bis 64-jahrige Bevolkerung. Darlber hinaus ist anzunehmen, dass
die soziale Vulnerabilitdt von Alleinlebenden und kinderlosen Paaren erhoht ist,
da diese in beiden Populationen durchschnittlich alter sind als die tbrigen Le-
bensformen.
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Das Geschlechterverhaltnis stellte sich in der Untersuchungs- und Vergleichs-
gruppe relativ ahnlich dar, so dass sich daraus keine generellen Unterschiede
im Sinne der Hypothese ableiten lassen. Allerdings fiel auf, dass Alleinerzie-
hende in beiden Populationen einen ausgesprochen hohen Frauenanteil auf-
weisen. Geht man davon aus, dass Frauen hinsichtlich ihrer Einklinfte, Renten-
anspruche und weiteren Erwerbschancen oft schlechter aufgestellt sind als
Manner (siehe Abschnitt 5.2.2, 5.4 und 6.3), spricht dieser Befund — zumindest
im Falle einer zusatzlich vorliegenden Erwerbsminderung — flr eine groRere
Vulnerabilitat der Alleinerziehenden.

13.3.2  Schul- und Berufsausbildung

BezUlglich des Bildungsniveaus zeigen sich deutliche Differenzen zwischen den
untersuchten Erwerbsminderungsrentner(inne)n und der Vergleichsgruppe. So
ist der Bildungsstand erwerbsgeminderter Alleinlebender, wenn man hohere
Schul- und Berufsabschlusse in den Blick nimmt, sichtlich geringer als der von
Alleinlebenden in der 40- bis 64-jahrigen Bevolkerung. Wie der Tabelle 13 zu
entnehmen ist, wurden die Werte nach Lebensformen und Geschlecht differen-
ziert, weil anzunehmen ist, dass sich der Bildungsstand zwischen den Ge-
schlechtern unterscheidet.

Der Vergleich der Untersuchungs- und Vergleichsgruppe zeigt, dass lediglich
7,4 Prozent der allein lebenden erwerbsgeminderten Manner und 9,9 Prozent
der erwerbsgeminderten Frauen ein Abitur bzw. eine Hochschulreife erworben
haben. In der 40- bis 64-jahrigen Bevolkerung waren es 21,5 Prozent (Manner)
bzw. 18,3 Prozent (Frauen). Einen akademischen Grad, das heil3t einen Ab-
schluss einer Fachhochschule, Hochschule, Universitat oder Berufsakademie,
erlangten in der Untersuchungsgruppe 5,2 Prozent der mannlichen und 8,1 Pro-
zent der weiblichen Alleinlebenden. In der Vergleichsgruppe waren Alleinle-
bende zu 18,6 bzw. 18,4 Prozent Akademiker(innen).> Erwerbsgeminderte Al-

35 |m SOEP wird der Hochschulabschluss differenzierter erfasst als im EMR-Projekt. Einbezogen

wurde der Abschluss einer Fachhochschule, Universitat, Technischen Hochschule, Hochschule im
Ausland und Hochschule (Ost) sowie eine Promotion/Habilitation. Ingenieur-/Fachschulabschliisse
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leinlebende besitzen demnach wesentlich seltener héhere schulische und be-
rufliche Abschlusse als Alleinlebende in der gleichaltrigen Bevolkerung. Weil
Bildung, wie beschrieben, eine relevante Ressource darstellt (siehe Abschnitt
11.1), spricht dieser Befund flr eine besondere soziale Vulnerabilitat allein le-
bender Erwerbsminderungsrentner(innen) gegenlber der Vergleichspopula-
tion.

Tabelle 13: Hohe Bildungsabschliisse nach Lebensform und Geschlecht
(in Prozent)

EM-Rentner(innen) Vergleichsgruppe
Abitur® akadem. Abitur® akadem.
Abschluss Abschluss
Alleinlebende | Manner 7,4 52 21,5 18,6
Frauen 9,9 8,1 18,3 18,4
Allein- Manner 8,6 11,4 14,3 19,9
erziehende Frauen 6,4 3,2 15,8 15,6
Kinderlose Manner 5,0 6,5 18,8 221
Paare Frauen 55 54 13,1 13,3
Kernfamilien | Manner 6,1 8,0 19,0 23,1
Frauen 6,4 4.5 17,9 18,4

*

Abitur oder Hochschulreife

Quelle: SUF SOEP 2011 und Projektdaten; eigene Berechnungen

An den bereits berichteten Werten kommt zum Ausdruck, dass sich die Ge-
schlechter, wie eingangs vermutet, hinsichtlich der betrachteten Bildungsas-
pekte unterscheiden. So kénnen allein lebende Erwerbsminderungsrentnerin-
nen bspw. in einem gréReren Umfang einen hohen Schul- und Berufsabschluss
vorweisen als -rentner. In der Vergleichsgruppe ist die Relation eher umgekehrt.

Nichtsdestotrotz ist der Anteil der Frauen, die keine Berufsausbildung absolviert
haben, unter den allein lebenden Erwerbsminderungsrentner(inne)n mit 26,3
Prozent grof3er als der Anteil der Manner mit 19,8 Prozent (Tabelle 14). In der
Vergleichsgruppe fallt die Differenz viel geringer aus, mit 13,9 Prozent (Frauen)

(Ost) wurden ausgeklammert, da diese aufgrund der heute anderen Bewertung auch bei den Er-
werbsminderungsrentner(inne)n nicht als akademische Abschliisse gezahlt wurden.
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bzw. 12,1 Prozent (Manner) ohne Berufsabschluss. Mdglicherweise ist die Dif-
ferenz auf tradierte Rollenkonzepte zurlckzufiihren, die es einem Teil der
Frauen nicht nahelegten, nach der Schule einen Beruf zu erlernen. Fir die Ver-
mutung spricht auch, dass die Konzepte in den jlingeren Altersgruppen offenbar
an Bedeutung verlieren: Wahrend von den mindestens 60-jahrigen Frauen 33,3
Prozent keinen Berufsabschluss haben, sind es bei den unter 50-Jahrigen nur
noch 23,8 Prozent (ohne Abbildung). Bei den Mannern verhalt es sich umge-
kehrt, so dass sich die Werte der Geschlechter in den jingeren Altersgruppen
angleichen. Der Anteil der Personen ohne Abschluss ist bei den Alleinlebenden
der Untersuchungsgruppe allerdings, verglichen mit Alleinlebenden in der 40-
bis 64-jahrigen Bevolkerung, auffallend hoch.

Tabelle 14: Fehlende Bildungsabschliisse nach Lebensform und Geschlecht
(in Prozent)

EM-Rentner(innen) Vergleichsgruppe
kein Schul- | kein Berufs- | kein Schul- | kein Berufs-
abschluss abschluss abschluss abschluss

Alleinlebende | Manner 8,5 19,8 2,8 12,1

Frauen 8,1 26,3 3,3 13,9
Allein- Manner 8,3 11,4 1,5 15,0
erziehende [ Frauen 11,9 27,3 33 20,6
Kinderlose Manner 6,6 12,9 2,0 8,0
Paare Frauen 8,6 23,6 2,0 16,7
Kernfamilien | Manner 10,6 20,2 2,5 10,3

Frauen 9,9 25,6 1,5 15,0

Quelle: SUF SOEP 2011 und Projektdaten; eigene Berechnungen

Auch in den anderen Lebensformen zeigen sich Bildungsunterschiede zwischen
den Populationen. So kénnen in kinderlosen Partnerschaften nur 5,0 Prozent
der erwerbsgeminderten Manner und 5,5 Prozent der Frauen ein Abitur vorwei-
sen (Tabelle 13). In kinderlosen Partnerschaften in der Vergleichsgruppe liegen
die Werte etwa dreimal so hoch (18,8 bzw. 13,1 Prozent). Einen akademischen
Abschluss besitzen 6,5 Prozent der mannlichen und 5,4 Prozent der weiblichen
Erwerbsgeminderten. Der Akademikeranteil in der 40- bis 64-jahrigen Bevolke-
rung ist demgegentiiber erheblich gréRer (22,1 bzw. 13,3 Prozent). Ahnliches
gilt auch fur die Kernfamilien (Tabelle 13).



184 Deskriptive Analyse von Merkmalen der Erwerbsgeminderten...

Ohne beruflichen Abschluss ist etwa ein Viertel der erwerbsgeminderten Frauen
in kinderlosen Partnerschaften und Kernfamilien (Tabelle 14). Bei Frauen in der
Vergleichsgruppe sind die Werte rund 10 Prozent geringer. Auch Erwerbsmin-
derungsrentner haben haufiger als die -rentnerinnen einen Abschluss erworben;
er fehlt bei rund einem Viertel der Manner in Kernfamilien (20,2 Prozent) und
immerhin nur einem Achtel der Manner in kinderlosen Partnerschaften (12,9
Prozent). Geschlechterunterschiede hinsichtlich fehlender Bildungsabschlisse
bestehen auch in der Vergleichsgruppe, allerdings bei insgesamt deutlich nied-
rigeren Werten.

Fasst man die bisher dargestellten Ergebnisse zusammen, fallt das Bildungsni-
veau in kinderlosen Partnerschaften, in Kernfamilien und bei Alleinlebenden im
Falle einer Erwerbsminderung wesentlich geringer aus als in der 40- bis 64-
jahrigen Bevolkerung. Im Grunde gilt das auch fir Alleinerziehende; die absolu-
ten Geschlechterdifferenzen sind dort allerdings noch starker ausgepragt als in
den anderen Lebensformen. So liegt bspw. der Anteil alleinerziehender Er-
werbsminderungsrentner mit akademischem Abschluss mit 11,4 Prozent fast
dreimal so hoch wie bei den Erwerbsminderungsrentnerinnen mit 3,2 Prozent
(Tabelle 13). Ein beruflicher Bildungsabschluss fehlt gut einem Viertel der er-
werbsgeminderten Frauen (27,3 Prozent), aber nur rund einem Zehntel der er-
werbsgeminderten Manner (11,4 Prozent; Tabelle 14). In der Vergleichsgruppe
stellt sich die Bildung hinsichtlich der untersuchten Aspekte nicht nur gunstiger
dar, sondern unterscheidet sich auch weniger zwischen den Geschlechtern. Die
einzige Ausnahme ist fiir alleinerziehende Manner zu identifizieren, die in der
Vergleichsgruppe mit 15,0 Prozent haufiger keinen Berufsabschluss vorweisen
kdénnen als in der Untersuchungsgruppe. Nichtsdestotrotz sind alleinerziehende
Erwerbsminderungsrentner(innen) bezlglich ihres Bildungsstands insgesamt
ebenfalls schlechter aufgestellt als Alleinerziehende in der Bevdlkerung der Al-
tersgruppe von 40 bis 64 Jahren.

Die untersuchten Kennzeichen zur schulischen und beruflichen Bildung be-
scheinigen den Erwerbsminderungsrentner(inne)n demzufolge Uber alle Le-
bensformen hinweg eine héhere soziale Vulnerabilitat als der Vergleichspopu-
lation.
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13.3.3  Staatsbliirgerschaft

Ob ein Migrationshintergrund besteht, lasst sich grundsatzlich Gber verschie-
dene Merkmale und Merkmalskombinationen (bspw. Nationalitat, Geburtsland,
Herkunft der Eltern) abbilden. Nachfolgend wird Migration nur in einem sehr
grundlegenden Sinne nur tber die Nationalitat der befragten Personen erfasst.
Eine weitere Betrachtung, die bspw. auch das Geburtsland oder die Herkunft
der Eltern berticksichtigt, ware wiinschenswert, ist mit den verwendeten Ver-
gleichsdaten aber nicht mdglich. 36

Auch wenn davon auszugehen ist, dass Personen mit auslandischer Nationali-
tat in Deutschland tendenziell eher gering qualifizierte, gesundheitlich belas-
tende Erwerbspositionen inne haben und damit ein besonders starkes Erwerbs-
minderungsrisiko tragen, ist das Gros der Erwerbsminderungsrentner(innen) in
allen Lebensformen deutsch. Unter den erwerbsgeminderten Alleinlebenden
sind bspw. nur rund 5,0 Prozent auslandische Staatsbirger(innen), in kinderlo-
sen Partnerschaften 5,8 Prozent (Tabelle 15). In der Vergleichsgruppe sind &hn-
liche Anteile zu verzeichnen. Sie liegen in den genannten Lebensformen mit 5,6
Prozent (Alleinlebende) bzw. 6,9 Prozent (kinderlose Paare) sogar noch etwas
hoher als in der Untersuchungsgruppe.

Tabelle 15: Personen ohne deutsche Nationalitat (in Prozent)

EM-Rentner(innen) | Vergleichsgruppe
Alleinlebende 4,95 5,60
Alleinerziehende 14,58 9,23
Kernfamilien 12,59 11,15
Kinderlose Paare 5,81 6,90

Quelle: SUF SOEP 2011 und Projektdaten; eigene Berechnungen

Das grofite Gewicht haben Personen mit auslandischer Nationalitat in Familien:
In Kernfamilien von Erwerbsminderungsrentner(inne)n sind 12,6 Prozent und

3 Angaben zum Geburtsland sind bspw. nur im Falle einer ausléndischen Staatsbiirger-
schaft hinterlegt. Andere Merkmale, z. B. Daten zur Muttersprache der Eltern, liegen vor,
stellen aber auf einen sehr weiten Migrationsbegriff ab, der an dieser Stelle keinen zu-
satzlichen Erkenntnisgewinn verspricht.
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bei Alleinerziehenden 14,6 Prozent ohne deutsche Staatsbirgerschaft. Wie Ta-
belle 15 zu entnehmen ist, Ubersteigen diese Werte die der Vergleichsgruppe
mit 9,2 Prozent (Alleinerziehende) bzw. 11,2 Prozent (kinderlose Paare).

Nichtsdestotrotz sind Erwerbsminderungsrentner(innen) insgesamt nicht sehr
viel haufiger auslandischer Herkunft als Personen in der 40- bis 64-jahrigen Be-
volkerung. Das hangt wahrscheinlich damit zusammen, dass in Deutschland le-
bende Auslander (bspw. auslandische Gastarbeiter(innen)) gegen Ende ihres
Erwerbslebens, wo sich typischerweise Einschrankungen der Erwerbsfahigkeit
manifestieren, haufig in ihre Heimatlander zuriickkehren. Besonders, wenn dort
noch ein niedrigeres Ruhestandsalter gilt," ist eine Erwerbsminderungsberen-
tung in Deutschland verzichtbar. Hinzu kommt, dass das Berentungsverfahren
einschliellich der Antragstellung fir Personen mit auslandischer Nationalitat si-
cherlich ein schwieriges Unterfangen darstellt.

Was die Nationalitat betrifft, ist die Untersuchungsgruppe jedenfalls offenbar
nicht vulnerabler als die Vergleichspopulation; die Hypothese wird an dieser
Stelle nicht bestatigt. Allerdings zeigte die deskriptive Betrachtung, dass in Fa-
milien lebende Erwerbsminderungsrentner(innen) in wesentlich hdherem Um-
fang auslandisch sind als die Ubrige Gruppe. Es ist anzunehmen, dass sie
dadurch sozial vulnerabler sind als andere Erwerbsgeminderte.

13.3.4  Haushaltsgréf3e und Kinderzahl

Auch bezlglich der Haushaltsgrof3e unterscheiden sich die Lebensformen er-
wartungs- bzw. definitionsgemal stark. Ausgewahlte Werte zu diesem Merkmal
sind in Tabelle 16 dargestellt.

Alleinlebende und kinderlose Partnerschaften sind in beiden Populationen per
Definition auf eine feste Personenzahl von einer bzw. zwei erwachsenen Per-
son(en) festgelegt. In Kernfamilien von Erwerbsminderungsrentner(inne)n leben
demgegenuber drei bis zehn Personen, der Mittelwert liegt bei 3,7 Personen

37 In der Turkei, aus der 38 Prozent der im Forschungsprojekt befragten Erwerbsminde-
rungsrentner(innen) ohne deutsche Staatsbirgerschaft kommen, lag die Regelalters-
grenze bspw. zum Zeitpunkt der Befragung bei 58 Jahren fir Frauen und 60 Jahren fir
Manner (vgl. OECD 2012).
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(Tabelle 16). In der Vergleichsgruppe sind Mittelwert (3,7 Personen) und Spann-
weite (drei bis 12 Personen) nahezu identisch. Der mittleren Personenzahl zu-
folge, versorgen Kernfamilien in beiden Populationen im Schnitt zwei Kinder.
Bei gut einem Drittel (36,1 Prozent) der Kernfamilien von Erwerbsminderungs-
rentner(inne)n ist mindestens eines der Kinder junger als 14 Jahre. In der 40-
bis 64-jahrigen Bevolkerung liegt der Anteil um rund 20 Prozent héher (57,1
Prozent), bezieht sich aber auf eine etwas breitere Altersgruppe von Kindern
unter 16 Jahren.

Tabelle 16: Personenzahl (Mittelwert) und Haushalte mit Kindern (in Prozent)

EM-Rentner(innen) Vergleichsgruppe
Personen- Kinder Personen- Kinder
zahl unter 14 J. zahl unter 16 J.
Alleinlebende 1,00 0,00 1,00 0,00
Alleinerziehende 2,53 38,99 2,51 4476
Kernfamilien 3,71 36,14 3,69 57,09
Kinderlose Paare 2,00 0,00 2,00 0,00

Quelle: SUF SOEP 2011 und Projektdaten; eigene Berechnungen

Die Haushalte von Alleinerziehenden sind erwartungsgeman kleiner als die von
Kernfamilien. Sie umfassen sowohl in der Untersuchungs- als auch in der Ver-
gleichsgruppe durchschnittlich drei Personen (Mittelwert: 2,5) bei einer Spann-
weite von zwei bis sechs Personen in den Erwerbsminderungsrentnerhaushal-
ten bzw. zwei bis sieben Personen in der 40- bis 64-jahrigen Bevdlkerung.

Den Mittelwerten zufolge, versorgen Alleinerziehende in beiden Populationen
im Schnitt zwei Kinder — analog zu den Kernfamilien. Der Anteil erwerbsgemin-
derter Alleinerziehender mit Kindern unter 14 Jahren liegt mit 39,0 Prozent hin-
gegen noch etwas hdher als in Kernfamilien. In der Vergleichsgruppe betreuen
44,8 Prozent der Alleinerziehenden Kinder unter 16 Jahren. Es besteht damit

% Das SUF enthalt nur Angaben zum Vorhandensein von Kindern unter 16 Jahren. Die gro-
Rere Altersspanne fihrt zu einem gréReren Anteil von Haushalten mit Kindern der Alters-
gruppe, was die Differenzen zwischen den Gruppen wahrscheinlich zumindest zum Teil
erklart.
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erneut eine Differenz zwischen den Populationen, die aber wesentlich geringer
ausfallt als im Falle der Kernfamilien.

Mit Blick auf die Hypothese einer hoheren Vulnerabilitat von Erwerbsminde-
rungsrentner(inne)n ist vor allem die Zahl der (wirtschaftlich unselbstandigen)
Kinder von Interesse. Denn auf der einen Seite missen Kinder im Haushalt ver-
sorgt werden, ohne dass sie in der Regel einen Beitrag zur materiellen Exis-
tenzsicherung leisten kdnnen. Auf der anderen Seite beschrénken sie das Zeit-
fenster, das den Erziehungsberechtigten zum Einkommenserwerb zur Verfi-
gung steht, weil sie (mit altersabhangiger Intensitat) betreut und umsorgt wer-
den missen. Nimmt man entsprechend an, dass die soziale Vulnerabilitat mit
der Kinderzahl steigt, missten Familien bei Erwerbsminderung eine schlechtere
Disposition aufweisen als Alleinlebende und kinderlose Paare. Ob Familien von
Erwerbsminderungsrentner(inne)n vulnerabler sind als Familien in der gleichalt-
rigen Bevdlkerung, lasst sich hinsichtlich der Kinderzahl schwer einschéatzen:
Die mittlere Kinderzahl ist identisch; das anteilige Vorhandensein jlingerer Kin-
der unterschiedet sich merklich, ist aber nur begrenzt vergleichbar. Wenn sich
die Vulnerabilitdt zwischen den Populationen unterscheidet, dann vermutlich
nur in geringem Umfang.

Ein zweiter vulnerabilitatsrelevanter Aspekt ist die Zahl der (erwachsenen) Per-
sonen. Ausgangspunkt ist die Annahme, dass eine soziale Verletzlichkeit auch
von der verfligbaren sozialen und materiellen Unterstiitzung abhangt und dass
sich Mitglieder einer Lebensform gegenseitig unterstiitzen (unabhangig von ex-
terner Unterstutzung). Ferner wird unterstellt, dass eine materielle Unterstut-
zung vorwiegend erwachsenen Mitgliedern einer Lebensform vorbehalten ist.
Gemessen an den dargestellten Analyseergebnissen mussten kinderlose Paare
und Kernfamilien — als Lebensformen mit einer groReren Zahl an erwachsenen
Personen — schwierige Situationen im Haushaltskontext besser meistern kon-
nen als allein wirtschaftende Erwachsene, wie Alleinlebende und Alleinerzie-
hende. Zudem ist angesichts der zuvor thematisierten Rolle der Kinderzahl zu
erwarten, dass die Bewaltigung schwieriger Situationen in kinderlosen Partner-
schaften tendenziell besser gelingt als in Kernfamilien und bei Alleinlebenden
besser als bei Alleinerziehenden.
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Fokussiert man speziell auf materielle Schwierigkeiten, wie sie unter anderem
im Fall einer erwerbsminderungsbedingten Berentung drohen, kann man zu-
satzlich zur Personenzahl die Zahl der Einkommensbezieher(innen) betrach-
ten.®® Diese ist fir die Bewaltigung entsprechender Schwierigkeiten essentiell
und ermdglicht eine noch prazisere Einschatzung der Vulnerabilitét. So tragen,
den verwendeten Projektdaten zufolge, in kinderlosen Partnerschaften von Er-
werbsminderungsrentner(inne)n durchschnittlich 1,8 Personen etwas zum Le-
bensunterhalt bei (ohne Abbildung). In Kernfamilien ist die Zahl zwar mit 2,2
Personen groRer, allerdings missen deutlich mehr Personen (Mittelwert: 3,7
Personen) finanziert werden als in den Partnerschaften (Mittelwert: 2,0 Perso-
nen). Wie oben bereits gedulert, spricht das fiir eine glinstigere Situation kin-
derloser Paare. In Haushalten alleinerziehender Erwerbsminderungsrentner(in-
nen) gibt es 1,6 Einkommensbezieher(innen).4® Obgleich diese Zahl &hnlich
ausfallt wie bei kinderlosen Paaren, sind alleinerziehende Erwerbsgeminderte
angesichts der groferen Personenzahl im Haushalt (Mittelwert: 2,5 Personen)
als vulnerabler zu bewerten. Gleiches gilt hinsichtlich der Alleinlebenden, die
zwar keine materielle Unterstitzung im Haushaltskontext erhalten, aber auch
keine Verantwortung fir andere Haushaltsmitglieder tragen. In der Summe wa-
ren Alleinerziehende hinsichtlich der Haushaltsmerkmale als vulnerabelste Le-
bensform zu bewerten. Kinderlose Partnerschaften sind am wenigsten vulnera-
bel.

Was den Abgleich mit der 40- bis 64-jahrtigen Bevolkerung betrifft, haben die
Auswertungen gezeigt, dass sich die Personenzahl zwischen den Lebensfor-
men der Erwerbsgeminderten und der Vergleichsgruppe kaum unterscheidet
(Tabelle 16). Die Mittelwerte sind, auch unter Abzug der mittleren Kinderzahl,
weitgehend identisch. Insofern findet sich an dieser Stelle kein Beleg fur eine
héhere Vulnerabilitédt der Erwerbsminderungsrentner(innen).

39 Der Aspekt wird nur beziiglich der Erwerbsminderungsrentner(innen) betrachtet, weil nur
fiir diese ein entsprechendes Merkmal vorliegt.

40 Anders als vermutet, werden Alleinerziehende demnach im Haushaltskontext teilweise
unterstutzt. Wahrscheinlich ist es angesichts der GréRRe der Lebensform und der begrenz-
ten Erwerbsfahigkeit der Elternperson erforderlich, dass Kinder, die alt genug sind, bspw.
durch Ferien- oder Schiilerjobs etwas zum Einkommen beisteuern.
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13.3.5  Alte und neue Bundesléander

Was den Wohnort betrifft, leben knapp drei Viertel der Lebensformen von Er-
werbsminderungsrentner(inne)n in den alten Bundeslandern. Gut ein Viertel ist
in den neuen Landern und Berlin verortet — kinderlose Partnerschaften mit 30,1
Prozent etwas haufiger, Familien mit 23,5 Prozent etwas seltener. In der Bevol-
kerung ist die regionale Verteilung ahnlich. Allerdings leben Familien in der Ver-
gleichsgruppe mit einem Anteil von 84,2 Prozent in noch gréRerem Umfang in
den alten Bundeslandern als Familien von Erwerbsgeminderten (76,5 Prozent).

Es ist anzunehmen, dass die Rahmenbedingungen, unter denen der materielle
Lebensunterhalt erworben wird (z. B. Lage am Arbeitsmarkt), in den alten Bun-
deslandern tendenziell glinstiger sind als in den neuen Landern.*' Dementspre-
chend ist zumindest fur ein Viertel der Erwerbsminderungsrentner(innen) von
einer erhdhten sozialen Vulnerabilitdt auszugehen. Sie stellt sich aber aufgrund
der ahnlichen Merkmalsverteilung nicht grundsatzlich anders dar als in der Ver-
gleichsgruppe. Dennoch ist denkbar, dass sich die regional unterschiedlichen
Bedingungen insbesondere fir Erwerbsgeminderte nachteilig auswirken, weil
sich ihre Erwerbschancen angesichts der verminderten Erwerbsfahigkeit noch
schlechter darstellen als die der 40- bis 64-jahrigen Bevdlkerung.

13.3.6  Bildung einer Kennzahl zur Vulnerabilitat

Resumiert man die vorangegangene deskriptive Analyse, deuten einige der so-
ziodemografischen Merkmale auf eine besondere Vulnerabilitat der Erwerbs-
minderungsrentner(innen) und ihrer Haushalte gegenuber der Vergleichs-
gruppe aus der deutschen Bevdlkerung hin, andere eher nicht. Meist bestehen
diesbezlglich Unterschiede zwischen den Lebensformen: Einige sind in grof3e-
rem Umfang als andere von Merkmalen gekennzeichnet, die mit sozialer und

41 Unter anderem besteht in den neuen Bundeslandern einschlieRlich Berlin stets eine ho-
here Erwerbslosenquote als in den alten Bundeslandern (2014: 8,0 Prozent Ost, 4,2 Pro-
zent West; vgl. Statistisches Bundesamt 2015e, 354). Uberdies fallen die Arbeitsléhne in
den neuen Landern im Schnitt deutlich geringer aus als in den alten (bspw. Bruttomonats-
verdienst Vollzeitbeschaftigter 2014: 2.935 Euro Ost, 4.035 Euro West; vgl. Statistisches
Bundesamt 2015f, S. 38, 44).
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materieller Vulnerabilitat assoziiert sind. Ob eine Lebensform generell vulnerab-
ler ist als die anderen, lieR sich allerdings nicht eindeutig feststellen. Die Be-
funde wiesen teilweise in unterschiedliche Richtungen.

Um dennoch einen Gesamteindruck zu erlangen, wurde auf Basis der betrach-
teten Merkmale eine einfache Kennzahl zur Vulnerabilitat gebildet.*? Es handelt
sich nicht um einen validen Index — die Variable soll lediglich veranschaulichen,
in welchem Umfang in den Lebensformen bzw. in der Gesamtgruppe die Merk-
male auftreten, die zuvor mit einer hdheren Vulnerabilitat in Verbindung ge-
bracht wurden (siehe Abschnitt 11.1 und 13.3). Berucksichtigt wurden nur sozi-
odemografische Eigenschaften der Erwerbsminderungsrentner(innen) und As-
pekte der Lebensformen; Merkmale zur finanziellen Lage der Haushalte wurden
vernachlassigt.*®

Tabelle 17 zeigt die berechneten Werte fir die Lebensformen und die Gesamt-
gruppe beider Populationen. Danach sind insgesamt 45,5 Prozent der Erwerbs-
minderungsrentner(innen) als vulnerabel einzustufen. In der Vergleichsgruppe
ist das mit einem Wert von 34,1 Prozent deutlich seltener der Fall.

Richtet man den Fokus auf die Lebensformen, zeigen sich ebenfalls deutliche
Unterschiede innerhalb, aber auch zwischen den Populationen. Erwerbsgemin-
derte Alleinlebende sind mit 71,3 Prozent mit Abstand im gréf3ten Umfang sozial
vulnerabel. In der gleichaltrigen deutschen Bevolkerung ist die Pravalenz bei
den Alleinlebenden ebenfalls gré3er als in den anderen Lebensformen. Mit 64,8
Prozent vulnerablen Personen bleibt der Wert allerdings noch deutlich hinter
dem in der Untersuchungsgruppe zurtick. Alleinerziehenden Erwerbsminde-

42 Dazu wurde das Vorliegen der entsprechenden Merkmale jeweils mit dem Wert 1 auf-
summiert (Alter: 55 Jahre oder alter; Bildung: kein Schul- oder Berufsabschluss; Nationa-
litat: auslandisch; Haushalt: keine weiteren Personen; mindestens ein Kind; Region: Neue
Lander und Berlin). Ab dem Wert zwei, also bei mindestens zwei Hinweisen auf Vulnera-
bilitat, wurde eine Person als vulnerabel gezahlt. Wiirde man nur einen , Treffer” zahlen,
waren Alleinlebenden und Familien per Definition zu 100 % vulnerabel.

43 Das wurde als sinnvoll erachtet, weil die materielle Lage erst an spaterer Stelle deskriptiv
behandelt wird und materielle Aspekte Uberdies teilweise eher Resultat als Ursache der
héheren Vulnerabilitat sind. Zunachst geht es eher darum, zu zeigen, dass bereits grund-
legende Eigenschaften eine héhere soziale Verletzlichkeit bei Erwerbsminderung begrin-
den.
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rungsrentner(inne)n bescheinigt die Kennzahl demgegentber die mit 26,8 Pro-
zent geringste Vulnerabilitat. Die Lebensform ist damit sogar etwas weniger vul-
nerabel als Alleinerziehende in der Vergleichsgruppe (28,6 Prozent). Diese Re-
sultate sind ausgesprochen interessant, weil Alleinerziehende bei Erwerbsmin-
derung danach offenbar keine besonders gefahrdete Personengruppe darstel-
len — anders als man es grundsatzlich, aber auch mit Blick auf einige Hypothe-
sen (siehe Abschnitt 11.3) und deskriptive Befunde zur Bedeutung der Haus-
haltszusammensetzung (siehe Abschnitt 13.3.4) erwarten wiirde. Ob diese Ein-
schatzung haltbar ist, bedarf freilich einer genaueren Uberpriifung mittels der
Daten zur materiellen Lage.

Tabelle 17: Anteil vulnerabler Haushalte* nach Lebensformen (in Prozent)

EM-Rentner(innen) Vergleichsgruppe
Alleinlebende 71,34 64,83
Alleinerziehende 26,80 28,51
Kinderlose Paare 36,56 24,91
Kernfamilien 30,35 26,24
Gesamt 45,49 34,27

* Mindestens zwei der folgenden Merkmale liegen vor: Alter von mindestens 55 Jahren;
kein Schulabschluss; kein beruflicher Abschluss; keine deutsche Staatsbiirgerschaft;
keine weitere(n) Person(en) im Haushalt; mindestens ein Kind im Haushalt; Wohnsitz
in den neuen Bundeslandern/ Berlin

Quelle: SUF SOEP 2011 und Projektdaten; eigene Berechnungen

Partnerschaftliche Lebensformen von Erwerbsminderungsrentner(inne)n sind
zu etwa einem Dirittel durch eine soziale Verletzlichkeit im erlauterten Sinne ge-
kennzeichnet. In Kernfamilien liegt die Pravalenz bei 30,4 Prozent, in kinderlo-
sen Partnerschaften sogar bei 36,6 Prozent. In beiden Fallen besteht eine deut-
liche Differenz zu den Lebensformen der 40- bis 64-jahrigen Bevolkerung (24,9
bzw. 26,2 Prozent).

Insgesamt spricht die Kennzahl daflr, dass Erwerbsminderungsrentner(innen)
und ihre Haushalte in einem relevanten Umfang sozial vulnerabel sind. Dieser
Umfang fallt in fast allen Lebensformen gréRRer aus als in der Vergleichsgruppe
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aus der 40- bis 64-jahrigen Bevolkerung.* Lediglich bei den Alleinerziehenden
sind die Werte in beiden Populationen ahnlich. Obgleich die Differenzen zwi-
schen der Untersuchungs- und Vergleichsgruppe nicht gravierend sind, ver-
deutlichen die Befunde, dass Erwerbsminderungsrentner(innen) und ihre Le-
bensformen bezlglich grundlegender Merkmale in einer vergleichsweise un-
glnstigen Position sind. Dies gilt offenbar insbesondere fir Alleinlebende.
Nachfolgend ist zu prifen, ob sich diese schlechtere Disposition — die durch die
eingeschrankte Erwerbsfahigkeit wahrscheinlich noch verstarkt wird — auch er-
kennbar in der materiellen Lage niederschlagt.

13.4 Fazit zu den Merkmalen der Erwerbsgeminderten

Die erste deskriptive Betrachtung der Lebensformen diente dazu, einen grund-
legenden Eindruck zur Charakteristik der befragten Erwerbsminderungsrent-
ner(innen) zu vermitteln. Zugleich wurde untersucht, ob sich empirische Belege
dafur finden lassen, dass es sich um eine vergleichsweise vulnerable Perso-
nengruppe handelt.

Beziiglich der Lebensformen wurde gezeigt, dass die Untersuchungsgruppe am
haufigsten in kinderlosen Partnerschaften, Familien oder allein lebt. Im Ver-
gleich zur 40- bis 64-jahrigen Bevolkerung fallt der Anteil der Alleinlebenden um
etwa zehn Prozent gréRer und der Anteil der Familien entsprechend geringer
aus. Dieser Befund wurde im Sinne einer grof3eren Vulnerabilitdt der Erwerbs-
geminderten im Vergleich zur Bevolkerung gewertet, weil Alleinlebende keine
materielle und soziale Unterstiitzung im Haushaltszusammenhang erhalten. Es
ist anzunehmen, dass sich die fehlende Unterstiitzung insbesondere bei Er-
werbsminderung nachteilig auswirkt.

Was die Personenzahl in den Lebensformen von Erwerbsminderungsrent-
ner(inne)n angeht, wurde festgestellt, dass Familien die grofiten Lebensformen
darstellen. Sowohl in Kernfamilien als auch bei Alleinerziehenden leben durch-
schnittlich zwei Kinder. Bei gut einem Drittel der Lebensformen ist mindestens

4 Ob die Differenzen zwischen der Untersuchungs- und Vergleichsgruppe signifikant sind,
lasst sich an dieser Stelle nicht prifen, weil die Ergebnisse aus unterschiedlichen Datens-
atzen stammen.
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eines der Kinder jliinger als 14 Jahre. In der Vergleichsgruppe stellt sich die Per-
sonen- und Kinderzahl relativ ahnlich dar, bei einer etwas groReren Haufigkeit
von Kindern unter 14 bzw. 16 Jahren. Dementsprechend wurde in der Analyse
restimiert, dass die Kinder- und Personenzahl nicht auf eine hohere Vulnerabi-
litdt der Erwerbsminderungsrentner(innen) gegentber der Vergleichsgruppe
schlieRen lasst. Allerdings wird erwartet, dass Lebensformen mit Kindern im
Falle einer Erwerbsminderung vulnerabler sind als kinderlose Lebensformen,
weil Kinder im Haushalt versorgt werden miissen, ohne dass sie einen eigenen
Beitrag zur Existenzsicherung leisten. Dies gilt insbesondere fir alleinerzie-
hende Eltern.

Beziglich des Alters der Erwerbsminderungsrentner(innen) wurde ermittelt,
dass es in Lebensformen mit Kindern im Durchschnitt niedriger liegt als in den
Ubrigen Lebensformen. Insbesondere alleinerziehende Frauen sind vergleichs-
weise jung. Gegenlber der 40- bis 64-jahrigen Bevolkerung unterscheidet sich
die Altersverteilung der Untersuchungsgruppe indessen nur teilweise. So wurde
festgestellt, dass erwerbsgeminderte Alleinlebende und Erwerbsminderungs-
rentner(innen) in kinderlosen Partnerschaften — trotz des speziellen Alterszu-
schnitts der Populationen — durchschnittlich &lter sind als in der Vergleichs-
gruppe. Ein héheres Alter wurde mit einer héheren Vulnerabilitat in Verbindung
gebracht, weil es die Erwerbschancen — zumindest gepaart mit einer beeintrach-
tigten Erwerbsfahigkeit und einer geringen Qualifikation — erschwert. Insofern
ist davon auszugehen, dass Erwerbsminderungsrentner(innen) in den genann-
ten Lebensformen relativ vulnerabel sind.

Die deskriptiven Auswertungen zur Qualifikation unterstreichen diesen Befund.
Erwerbsgeminderte sind danach tatsachlich Gber alle Lebensformen hinweg
schlechter qualifiziert als Personen aus der Vergleichsgruppe. Dies wurde als
klarer Hinweis auf eine hohere Vulnerabilitat der Untersuchungsgruppe gegen-
Uber der Vergleichspopulation bewertet. Zwischen den Lebensformen der Er-
werbsgeminderten wurden hinsichtlich der Bildungsabschlisse ebenfalls Unter-
schiede festgestellt, die allerdings nicht eindeutig zugunsten oder zulasten einer
Gruppe gingen. Gleiches gilt fur die teilweise erheblichen Differenzen zwischen
den Geschlechtern einer Lebensform.
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Beziiglich der Nationalitat war keine erhéhte Vulnerabilitat der Untersuchungs-
gruppe zu verzeichnen. Der Anteil der Personen ohne deutsche Staatsbiirger-
schaft fiel innerhalb der Erwerbsminderungsrentner(innen) ahnlich gering aus
wie in der Vergleichsgruppe. Lediglich bei Alleinerziehenden lag eine auslandi-
sche Nationalitat in etwas gréRerem Umfang vor als in der 40- bis 64-jahrigen
Bevolkerung. Die Unterschiede zwischen den Lebensformen der Erwerbsge-
minderten lassen allerdings vermuten, dass Familien etwas vulnerabler sind als
kinderlose Lebensformen.

Insgesamt kristallisierte sich mit Blick auf die Vulnerabilitatshypothese heraus,
dass Erwerbsminderungsrentner(innen) in Bezug auf mehrere der betrachteten
Merkmale tatsachlich vulnerabler sind als die 40- bis 64-jahrige deutsche Be-
volkerung. Um diesen Eindruck zu untermauern, wurde zusatzlich eine einfache
Kennzahl zur Pravalenz vulnerabilitatsrelevanter Merkmale entwickelt. Auswer-
tungen auf Basis dieser Kennzahl ergaben ebenfalls, dass die Untersuchungs-
gruppe eine relativ verletzliche Gruppe ist: Mindestens ein Viertel der Erwerbs-
minderungsrentner(innen) weist in allen Lebensformen mindestens zwei Merk-
male auf, die eine hdhere soziale Vulnerabilitdt begriinden. Bei den Alleinleben-
den sind es sogar fast drei Viertel, in der Gesamtgruppe gut 45 Prozent. Fir die
gleichaltrige Bevolkerung wurde nur eine Pravalenz von rund einem Drittel er-
mittelt. Auch in den betrachteten Lebensformen ist die Vulnerabilitat Gberwie-
gend niedriger als in den Lebensformen der Erwerbsgeminderten. Lediglich Al-
leinerziehende sind in der Vergleichsgruppe in einem ahnlichen bzw. sogar ge-
ringfligig groeren Umfang vulnerabel als erwerbsgeminderte Alleinerziehende.

Alles in allem wird die Hypothese, Erwerbsminderungsrentner(innen) seien
eine, verglichen mit der 40- bis 64-jdhrigen Vergleichspopulation, besonders
vulnerable Personengruppe (H1), durch die deskriptiven Befunde nicht wider-
legt. Sie wird durch viele der Befunde — teilweise recht deutlich — gestitzt.

Geht man davon aus, dass die hohere Vulnerabilitat — vermittelt Gber die damit
assoziierten Merkmale — auch die materielle Lage negativ beeinflusst, sagen die
deskriptiven Ergebnisse den Erwerbsminderungsrentner(inne)n und ihren
Haushalten eine vergleichsweise negative materielle Disposition voraus. Diese
musste sich deutlich in den materiellen Ressourcen niederschlagen.
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Ob sich das an den vorliegenden Daten bspw. zu den Einklnften und deren
Zusammensetzung deskriptiv bestatigen lasst, wird — erneut im Abgleich mit
Daten zur 40- bis 64-jahrigen Vergleichspopulation — nachfolgend gepruft.
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Im Zuge der deskriptiven Betrachtung der Lebensformen der Erwerbsminde-
rungsrentner(innen) und ihrer grundlegenden Merkmale wurde festgestellt, dass
die Untersuchungsgruppe, wie vermutet, relativ vulnerabel ist. Ausgehend da-
von ist nun zu klaren, ob sich diese negative Disposition — gemaf der Hypo-
these — auch in einer schwierigen materiellen Lage bzw. einer unglinstigeren
Lage als in der Vergleichspopulation niederschlagt (Hypothese H1, siehe Ab-
schnitt 11.1). Differenzen mussten sich in der Hohe der individuellen Einkiinfte
und des Haushaltseinkommens sowie hinsichtlich der Einkommensquellen
(bspw. Bezug einer sozialen Mindestsicherung) nachweisen lassen.

Mit Blick auf die Einkinfte der Erwerbsminderungsrentner(innen) stehen auf3er-
dem weitere Hypothesen im Raum, die nachfolgend Uberprift werden sollen.
Zum einen wird erwartet, dass die gesetzliche Erwerbsminderungsrente fur die
Untersuchungsgruppe auf der Personenebene eine wichtige Einkommens-
quelle darstellt, auf der Haushaltsebene aber eher eine geringe Rolle spielt (Hy-
pothese H2, siehe Abschnitt 11.2).

Zum anderen wird angenommen, dass sich die materiellen Bedingungen bei
Erwerbsminderung in Abhangigkeit von der Lebensform, dem Geschlecht und
dem Anteil der Einkommensbezieher(innen) unterscheiden (Hypothesen H3 —
H8, siehe Abschnitt 11.3). Diese drei Aspekte stehen, wie im Hypothesenkapitel
erlautert, stellvertretend fur die Arbeitsteilung in den Haushalten der Erwerbs-
minderungsrentner(innen).

Konkret ist zu prifen, ob sich die materielle Situation allein lebender und allein-
erziehender Erwerbsgeminderter empirisch, wie vermutet, schlechter darstellt
als die in partnerschaftlichen Lebensformen (Hypothesen H3 — H5). Zudem wird
angenommen, dass kinderlose Partnerschaften bei Erwerbsminderung tber
bessere materielle Ressourcen verfligen als Kernfamilien (Hypothesen H4 —
H6). Darlber hinaus ist festzustellen, ob das Geschlecht, den Erwartungen ent-
sprechend, eine materielle Schlechterstellung von Erwerbsminderungsrentne-
rinnen auf individueller Ebene sowie einen Vorteil auf Haushaltsebene begrun-
det (Hypothesen H7 — H8).

© Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2017
S. Martin, Materielle Absicherung bei Erwerbsminderung im
Kontext der Lebensform, DOI 10.1007/978-3-658-18400-1_14
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141 Haushaltseinkiinfte der Lebensformen

Wie aus den Hypothesen hervorgeht, steht die materielle Absicherung von Er-
werbsminderungsrentner(inne)n und ihren Haushalten — differenziert nach den
Lebensformen und dem Geschlecht der Erwerbsgeminderten — im Zentrum der
Aufmerksamkeit. Zuvorderst geht es um die Fragen, wie hoch die Einklnfte der
Erwerbsminderungsrentner(innen) in den Lebensformen sind und inwiefern sie
sich von den Einkinften der Vergleichsgruppe, der gleichaltrigen deutschen Be-
volkerung, unterscheiden.

Die Einklnfte wurden in der Befragung detailliert abgefragt. Einen ersten visu-
ellen Eindruck von der Verteilung der Einkinfte in den Lebensformen geben die
Boxplots in Abbildung 3. Sie veranschaulichen die Spannweite der Werte, Quar-
tile und AusreiRer.*®

Abbildung 3: Haushaltsnettoeinklinfte nach Lebensform (pro Monat, in Euro)
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Quelle: Projektdaten (eigene Berechnungen)

4 Die Box bildet das 25 Prozent- und 75 Prozent-Quartil (AuRenkanten der Box) sowie den
Medianwert (Strich in der Box) ab. Die sog. Fuihler umspannen den Wertebereich bis zum
1,5-Fachen der Boxlange. AuRerhalb dieser Spanne liegende Werte sind Ausreier, die
als Punkte oder, im Falle extremer Ausreil3er (Werte auRerhalb der 3-fachen Boxlange),
als Sternchen dargestellt sind.
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Der Abbildung ist zum einen zu entnehmen, dass sich die Haushaltseinkiinfte
in Bezug auf ihre Spannweite und die Quartilswerte deutlich unterscheiden; zum
anderen treten im oberen Bereich der Verteilung teilweise starke Ausreiller auf.

Fir das weitere Vorgehen heil’t das, dass anstelle von Mittelwerten, die durch
Ausreil3er verzerrt werden, vordergriindig Medianwerte betrachtet werden. Au-
Rerdem missen die Einklinfte gewichtet werden, um die materielle Lage in den
Lebensformen trotz ihrer unterschiedlichen GroRRe und Zusammensetzung sinn-
voll vergleichen zu kénnen.

14.1.1  Bedarfsgewichtete Haushaltseinkiinfte bei Erwerbsminderung

Ein Vergleich der Einklinfte Uiber verschiedene Lebensformen hinweg kann auf-
grund einer unterschiedlichen Grofie und Konstellation der Haushalte verfalscht
werden. Um dies zu vermeiden, bietet es sich an, die Einklnfte zu gewichten.
Eine Mdoglichkeit ist eine Pro-Kopf-Gewichtung, welche die Gesamteinkunfte
durch die Anzahl der Personen im Haushalt dividiert. Eine zweite Moglichkeit ist
die Bedarfsgewichtung, welche zusatzlich zur im Haushalt lebenden Personen-
zahl unterschiedliche materielle Bedarfe der Haushaltsmitglieder bertcksichtigt
und dadurch fur Vergleiche zwischen Lebensformen noch besser geeignet ist.

Ublicherweise werden die Bedarfsgewichte anhand der international gebrauch-
lichen, modifizierten Aquivalenzskala der OECD festgelegt (vgl. Statistisches
Bundesamt 2015e, 179), die einerseits Synergieeffekte durch das Zusammen-
leben und andererseits altersspezifisch gepragte Bedarfe in Rechnung stellt.
Sie weist dem Haushaltsvorstand (bzw. einem ersten erwachsenen Haushalts-
mitglied) ein Gewicht von 1,0 und jeder weiteren Person ab 14 Jahren ein Ge-
wicht von 0,5 zu. Kinder unter 14 Jahren gehen mit 0,3 in die Rechnung ein. Die
Gewichte werden fir jeden Haushalt aufsummiert und als Divisor auf die Haus-
haltseinklinfte angewendet.

Die auf diese Art bedarfsgewichteten Einklinfte der untersuchten Erwerbsmin-
derungsrentnerhaushalte sind in Abbildung 4 dargestellt. Zuvorderst fallt ins
Auge, dass die bedarfsgewichteten Monatseinkiinfte von Alleinlebenden nicht
so deutlich hinter den Einkiinften der tbrigen Lebensformen zurilickbleiben, wie
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es die ungewichteten Daten in Abbildung 3 suggerieren. Alleinerziehende er-
werbsgeminderte Manner und erwerbsgeminderte Manner in Kernfamilien sind
bspw. finanziell ahnlich aufgestellt. Dennoch beziehen Alleinlebende bei Er-
werbsminderung mit 780 Euro (Manner) bzw. 837 Euro (Frauen) die niedrigsten
bedarfsgewichteten Einkinfte. Ihr Einkommensniveau liegt nicht sehr weit von
der staatlichen Mindestsicherung entfernt, wenn man Regelbedarfssatze und
Wohnkosten zusammenzahlt (Mittelwert: 701 Euro*®). Dass die Werte so niedrig
ausfallen, ist nichtsdestotrotz plausibel, weil Alleinlebende ihren Lebensunter-
halt allein erwirtschaften. Fallt ihr Erwerbseinkommen aufgrund einer Erwerbs-
minderung (teilweise) weg, hat das fir die materielle Existenzsicherung trotz
sozialstaatlicher Kompensationsleistungen gravierendere Konsequenzen als in
gemeinschaftlichen Lebensformen, in denen andere erwachsene Personen als
potentielle Einkommensbezieher(innen) zur Verfigung stehen.

Abbildung 4: Bedarfsgewichtete Nettoeinklinfte der EM-Rentnerhaushalte
nach Lebensform und Geschlecht (Median, pro Monat, in Euro)
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Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

46 Der staatlich zuerkannte Bedarf eines Alleinlebenden zzgl. Kaltmiete und Heizkosten lag
im Jahr 2010 gemafR SGB Il durchschnittlich bei 701 Euro pro Monat (vgl. Martens et al.
2010, 9-10). Bis zum Erhebungsjahr 2011 ist der Betrag sicher etwas gestiegen, kann
aber weiterhin als Orientierung dienen.
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Das Gleiche gilt im Grunde fiir Alleinerziehende, die zwar mit anderen Personen
zusammenleben, aber nicht auf die Unterstlitzung von Partner(inne)n oder an-
deren erwachsenen Personen setzen kdnnen. Sie missen den Unterhalt ihrer
Lebensform, wie Alleinlebende, hauptsachlich allein bestreiten. Dementspre-
chend fallen die bedarfsgewichteten Haushaltseinkiinfte auch bei den erwerbs-
geminderten Alleinerziehenden mit 882 bzw. 933 Euro (Manner/ Frauen) ver-
gleichsweise gering aus oder zumindest deutlich geringer als in Kernfamilien
oder kinderlosen Partnerschaften. Dass die Einkunfte der Alleinerziehenden
Uber denen der Alleinlebenden liegen, hat vermutlich einerseits damit zu tun,
dass die im Haushalt lebenden Kinder zumindest teilweise bereits einen eige-
nen Beitrag zum Haushaltseinkommen leisten, wie in der soziodemografischen
Analyse deutlich wurde (siehe Abschnitt 13.3.4). Andererseits erhalten Alleiner-
ziehende flr die zu versorgenden Kinder wahrscheinlich meist eine materielle
Unterstitzung durch Personen oder Stellen aul3erhalb des Haushalts (siehe Ab-
schnitt 14.1.3).

Die hochsten bedarfsgewichteten Einklinfte bei Erwerbsminderung gibt es in
partnerschaftlichen Lebensformen. Mit 1.053 Euro bzw. 1.200 Euro pro Monat
in kinderlosen Partnerschaften (Manner/ Frauen) und 1.111 Euro pro Monat in
Kernfamilien von Erwerbsminderungsrentnerinnen Ubersteigen sie die bedarfs-
gewichteten Einkunfte der Alleinlebenden zum Beispiel erheblich. In Kernfami-
lien erwerbsgeminderter Manner fallt die Einkommenslage allerdings, wie ein-
gangs erwahnt, ahnlich schlecht aus wie bei den Alleinlebenden. Beziiglich Hy-
pothese H6 (siehe Abschnitt 11.3) geben die Daten demzufolge einen ersten,
aber nicht eindeutigen Hinweis auf einen materiellen Vorteil kinderloser Paare
gegenlber Kernfamilien.

Des Weiteren geht aus Abbildung 4 hervor, dass Haushalte von erwerbsgemin-
derten Frauen offenbar Uber alle Lebensformen hinweg héhere bedarfsgewich-
tete Monatseinkiinfte beziehen als Haushalte erwerbsgeminderter Manner. Die-
ser Befund ist, nicht zuletzt mit Blick auf die Hypothese H8, sehr interessant
(siehe Abschnitt 11.4). Am starksten fallt die Geschlechterdifferenz in Kernfami-
lien aus: Handelt es sich um den Haushalt einer Erwerbsminderungsrentnerin,
stehen monatlich 261 Euro mehr zur Verfligung als in Haushalten von Erwerbs-
minderungsrentnern. Frauen sind somit bei Erwerbsminderung, zumindest auf
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Haushaltsebene, offensichtlich keine materielle Risikogruppe. Erklaren |asst
sich dieses Ergebnis wahrscheinlich mit einer noch immer geringeren Bedeu-
tung der Erwerbseinkommen von Frauen fiir die Haushaltseinkiinfte insgesamt,
die sich auch empirisch zeigte (siehe Abschnitt 6.3.1). Fallen die Erwerbsein-
kiinfte einer Frau wegen einer Erwerbsminderung teilweise oder vollstandig
weg, wirkt sich das auf Haushaltsebene offenbar empirisch weniger negativ aus
als der Wegfall des Erwerbseinkommens eines Mannes. Wie bereits an anderer
Stelle formuliert, ist das vor allem damit zu begriinden, dass Manner in partner-
schaftlichen Lebensformen meist die Hauptverdiener sind und (berdies im
Schnitt héhere Einklinfte erzielen als Frauen (siehe Abschnitt 11.4 und 6.3).

Die verschiedene materielle Wirkung des Einkommensausfalls wirkt sich augen-
scheinlich selbst auf Alleinerziehende aus, obgleich diese nicht partnerschaft-
lich wirtschaften. Lebt eine erwerbsgeminderte Frau in der Lebensform, betra-
gen die bedarfsgewichteten Monatseinkommen im Median 933 Euro; handelt es
sich um den Haushalt eines erwerbsgeminderten Mannes, sind es lediglich 882
Euro. Wie zuvor bereits erwahnt wurde, spielen bei den Alleinerziehenden aller-
dings auch Unterschiede in den Einkommensquellen eine Rolle. So beziehen
die Haushalte von alleinerziehenden Erwerbsminderungsrentnerinnen bspw.
anteilig haufiger (zu 19,9 Prozent) Ehegattenunterhalt oder staatliche Mindest-
sicherungsleistungen (zu 37,6 Prozent), wahrend Haushalte alleinerziehender
Manner keine Unterhaltszahlungen (0 Prozent) und seltener staatliche Unter-
stlitzung (25,7 Prozent) verzeichnen. In Abschnitt 14.1.3 wird die Zusammen-
setzung der Einklnfte naher beleuchtet.

Nach diesen ersten aufschlussreichen Vergleichen zwischen den Lebensfor-
men stellt sich die Frage, wie die Einkommenshéhe der Erwerbsminderungs-
rentnerhaushalte generell zu bewerten ist. Ein Vergleich der Einkommenssitua-
tion zum Befragungszeitpunkt mit der Situation im Vorfeld der Berentung ware
diesbezlglich interessant. Dieser ist aber einerseits nicht zu realisieren, weil
dazu keine Daten vorliegen, und erlaubt andererseits vor dem Hintergrund der
héheren Vulnerabilitdt der Untersuchungsgruppe keine neutrale Bewertung.
Eine bessere Option ist es, die Einkunfte der Erwerbsminderungsrentnerhaus-
halte den Einkunften der vergleichbaren deutschen Bevdlkerung gegentberzu-
stellen, was nachfolgend getan wird.
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14.1.2  Abgleich mit der Vergleichsgruppe und Zwischenfazit

Abbildung 5 zeigt die bereits betrachteten Einkiinfte der Untersuchungsgruppe,
erganzt um die bedarfsgewichteten Haushaltsnettoeinkiinfte der Vergleichs-
gruppe 40- bis 64-jahriger Personen aus der deutschen Bevdlkerung aus dem
Jahr 2011 (SOEP-Daten).*’

Abbildung 5: Bedarfsgewichtete Haushaltsnettoeinkinfte in Untersuchungs-
und Vergleichsgruppe (Median, pro Monat, in Euro)
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Quelle: SUF SOEP 2011 und Projektdaten; eigene Berechnungen

Bereits auf den ersten Blick ist zu erkennen, dass in der 40- bis 64-jahrigen
Bevolkerung Uber alle Lebensformen hinweg hoéhere bedarfsgewichtete Ein-
klinfte vorliegen als in den Haushalten der Erwerbsminderungsrentner(innen).
Die Differenzen sind Gberwiegend betrachtlich. Lediglich bei den alleinerziehen-
den Frauen fallen sie mit 67 Euro eher gering aus. Der grofite absolute Abstand
zwischen den Populationen besteht bei Mannern in kinderlosen Partnerschaften
(813 Euro Differenz). Der relative Unterschied ist bei allein lebenden Mannern

47 Basis ist eine imputierte Variable zum Haushaltsnettoeinkommen aus dem SUF 2011, die
geman modifizierter OECD-Aquivalenzskala gewichtet wurde (siehe Abschnitt 14.1.1).
Das im SOEP angewendete Imputationsverfahren (,Imputation by Chained Equations®)
entspricht exakt dem in der Studie angewandten Verfahren (vgl. Martin et al. 2012, 27-
29).
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am grofiten, welche in der Vergleichsgruppe nahezu doppelt so hohe Media-
neinkiinfte beziehen wie bei Erwerbsminderung (720 Euro Differenz, entspre-
chend 92 Prozent des Werts der Untersuchungsgruppe).

Des Weiteren sind die Einkommensunterschiede zwischen den Lebensformen
in der Vergleichsgruppe Uberwiegend anders geartet als in der Untersuchungs-
gruppe. Die niedrigsten bedarfsgewichteten Einkunfte wurden in der 40- bis 64-
jahrigen Bevolkerung nicht fir Alleinlebende, sondern fir Alleinerziehende er-
mittelt. Mit Werten von 1.000 bzw. 1.267 Euro (Frauen/ Manner) ist der Abstand
zu den Medianwerten der allein lebenden Frauen (1.300 Euro) aber nicht sehr
grol3.

Die héchsten bedarfsgewichteten Einklinfte in der 40- bis 64-jahrigen Bevolke-
rung erzielen kinderlose Partnerschaften — analog zur Untersuchungsgruppe.
Mit einer Hohe von 1.667 bzw. 1.867 Euro (Frauen/ Manner) bewegen sich
diese Einkiinfte in der Vergleichspopulation aber, wie gesagt, weit iber den Be-
zugen der Erwerbsminderungsrentnerhaushalte. Die bedarfsgewichteten Medi-
aneinklinfte von Kernfamilien beziffern sich auf knapp 1.500 Euro, was, wie
auch die Einkulnfte der allein lebenden Manner, dem Median der Gesamtgruppe
(1.500 Euro, ohne Abbildung) entspricht. In der Untersuchungsgruppe lagen die
bedarfsgewichteten Haushaltseinkiinfte in Kernfamilien von Erwerbsminde-
rungsrentnerinnen oberhalb des Medianwerts der Gesamtgruppe (945 Euro,
ohne Abbildung). Erwerbsminderungsrentner in Kernfamilien berichteten dage-
gen Werte deutlich unterhalb des Medians der Gesamtgruppe, ahnlich wie er-
werbsgeminderte Alleinlebende und alleinerziehende Erwerbsminderungsrent-
ner.

Uber die genannten Ergebnisse hinaus veranschaulicht Abbildung 5, dass die
bedarfsgewichteten Haushaltseinklnfte in der Vergleichsgruppe hdher ausfal-
len, wenn es sich um Lebensformen eines mannlichen Befragten handelt. Die-
ser Befund unterstreicht die besondere Situation in der Untersuchungsgruppe,
wo das Gegenteil der Fall ist. Die schlechtere finanzielle Situation der Lebens-
formen erwerbsgeminderter Manner ist, wie gesagt, mit der erwerbsminde-
rungsbedingten Berentung und der zwischen den Geschlechtern verschiedenen
Bedeutung des Einkommensausfalls zu begriinden.
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Insgesamt hat der Vergleich der beiden Populationen somit verdeutlicht, dass
die materielle Situation bei Erwerbsminderung sehr speziell ist. Die Héhe der
verfigbaren Haushaltseinkunfte unterscheidet sich bei Erwerbsminderung of-
fenbar erheblich von der in der deutschen Bevdlkerung. Wie grof3 die Differenz
konkret ausfallt, wird noch klarer, wenn man berechnet, welche prozentuale Ein-
kommensposition die Erwerbsminderungsrentnerhaushalte innehaben. Als Be-
zugswert dient der Median der bedarfsgewichteten Einkunfte der 40- bis 64-
jahrigen Bevdlkerung (1.500 Euro).

Wie Abbildung 6 zu entnehmen ist, erreichen Erwerbsminderungsrentner(innen)
und ihre Haushalte maximal 80 Prozent der bedarfsgewichteten Einkunfte der
gleichaltrigen Vergleichsgruppe. In vielen Lebensformen ist die Einkommens-
position deutlich geringer, so bspw. bei erwerbsgeminderten Alleinlebenden so-
wie in Haushalten erwerbsgeminderter Manner, die alleinerziehend sind oder in
Kernfamilien leben. Sie betragt dort nicht einmal 60 Prozent. Die Werte weisen
Uber alle Lebensformen hinweg auf eine problematische materielle Situation bei
Erwerbsminderung hin. Ob diese infolge der erwerbsminderungsbedingten Be-
rentung entstanden ist oder, angesichts der besonderen Vulnerabilitdt des Per-
sonenkreises, bereits im Vorfeld bestand, 1asst sich mit den vorliegenden Daten
nicht beantworten. Wahrscheinlich sind beide Aspekte relevant.

Weil keine Daten zur Einkommenslage vor Berentung vorliegen, lasst sich auch
nicht ermitteln, ob der erwerbsminderungsbedingte Einkommensausfall durch
die gesetzliche Erwerbsminderungsrente, durch den Haushalt etc. in der Unter-
suchungsgruppe erfolgreich kompensiert wurde. Ausgehend von den Einkom-
mensdaten der Vergleichsgruppe kann man aber versuchen, die materielle
Kompensation abzuschatzen. Dazu muss ein Grenzwert bestimmt werden, der
angibt, bis zu welchem Punkt von einer akzeptablen materiellen Absicherung
bei Erwerbsminderung bzw. einer erfolgreichen Kompensation auszugehen ist.
So kann bspw. festgelegt werden, dass im Median mindestens drei Viertel des
bedarfsgewichteten Haushaltseinkommens der gleichaltrigen Bevoélkerung er-
zielt werden mussen, was einem Grenzwert von 1.125 Euro (75 Prozent von
1.500 Euro) entspricht.*® Nach dieser Rechnung gab es, wie sowohl Abbildung

48 Der Wert wurde bewusst Uber 60 Prozent (Armutsrisikoschwelle), aber deutlich unter dem
Medianwert der 40- bis 64-jahrigen Bevdlkerung angesetzt.
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5 als auch Abbildung 6 zu entnehmen ist, in fast allen Lebensformen der Er-
werbsminderungsrentner(innen) unter Berlicksichtigung der altersspezifischen
Bedarfe keine ausreichende Kompensation. Lediglich in kinderlosen Partner-
schaften von erwerbsgeminderten Frauen sind die Einklnfte mit 1.200 Euro
bzw. 80 Prozent als ausreichend einzustufen. In Kernfamilien von Erwerbsmin-
derungsrentnerinnen und kinderlosen Paaren von -rentnern sind die Werte zu-
mindest nahe des Grenzwerts verortet. Ferner deutet die Schatzung darauf hin,
dass der mit der Erwerbsminderung einhergehende Einkommensausfall in
Haushalten erwerbsgeminderter Manner grundsatzlich schlechter kompensiert
werden kann als in Haushalten erwerbsgeminderter Frauen.

Abbildung 6: Einkommensposition* der EM-Rentnerhaushalte (in Prozent)
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Quelle: SUF SOEP 2011 und Projektdaten; eigene Berechnungen
* Basis der Berechnung: Bedarfsgewichtete Haushaltsnettoeinkinfte;

100 Prozent = 1.500 Euro (Medianwert der Vergleichsgruppe)

Insgesamt hat der Vergleich der beiden Populationen verdeutlicht, dass die ma-
terielle Situation bei Erwerbsminderung speziell ist: Erwerbsminderungsrent-
ner(innen) und ihre Haushaltsmitglieder sind Uber alle Lebensformen hinweg
deutlich schlechter aufgestellt als die 40- bis 64-jahrige Bevdlkerung. Ihre be-
darfsgewichteten Haushaltseinkinfte fallen gegeniber der Vergleichsgruppe
ausgesprochen niedrig aus. Die im Vorfeld ermittelte besondere Vulnerabilitat
der Personengruppe schlagt sich demzufolge, wie erwartet wurde, auch in der
Einkommenssituation nieder. Hypothese H1 wird dadurch erneut gestutzt.



Haushaltseinkiinfte der Lebensformen 207

Daruber hinaus bestatigen die Befunde, dass Alleinlebende bei Erwerbsminde-
rung eine besonders schlecht situierte Lebensform darstellen. Ihre Einkinfte lie-
gen, anders als in der Vergleichsgruppe, unter denen der Alleinerziehenden.
Dies entspricht den in Hypothese H3 gedulerten Vermutungen sowie den Er-
gebnissen der soziodemografischen Befunde, nach denen Alleinlebende in der
Untersuchungsgruppe die mit Abstand vulnerabelste Lebensform sind (siehe
Abschnitt 13.3.6). Bezuglich der Hypothesen H4 bis H6 waren zumindest erste
Hinweise darauf zu verzeichnen, dass Lebensformen ohne Kinder bei Erwerbs-
minderung materiell vor Familien im Vorteil sind. Entsprechend stellte sich auch
die Einkommenssituation fir kinderlose Paare auf der deskriptiven Ebene bes-
ser als fur Kernfamilien dar.

Was die Vermutung eines geschlechtsspezifischen Unterschieds der materiel-
len Lage betrifft (Hypothese H8) wurde festgestellt, dass Haushalte erwerbsge-
minderter Frauen tatsachlich Uber alle Lebensformen hinweg héhere bedarfs-
gewichtete Einklnfte erzielen als Haushalte erwerbsgeminderter Manner. Die
Situation ist auch diesbezuglich eine vollig andere als in der 40- bis 64-jahrigen
Bevolkerung, wo das Gegenteil der Fall war.

In der spater folgenden multivariaten Analyse werden die Hypothesen weiter
verfolgt.

14.1.3 Zusammensetzung der Haushaltseinklinfte bei Erwerbsminderung

Aus dem Vergleich der Haushaltseinkiinfte wurde geschlussfolgert, dass die
materielle Situation bei Erwerbsminderung eine spezielle ist. Demensprechend
stellt sich die Frage, wie sich die Einklinfte der Erwerbsminderungsrentnerhaus-
halte zusammensetzen und welche Einkommensquellen in den einzelnen Le-
bensformen bedeutsam sind. Mit Blick auf die Untersuchungsgruppe ist in die-
sem Zusammenhang nattrlich auch von Interesse, welche Rolle die gesetzliche
Erwerbsminderungsrente fur die Existenzsicherung im Haushaltskontext spielt.
Weil die Einkommenshdhe empirisch nicht nur von der Lebensform, sondern
auch geschlechtsspezifisch gepragt ist, erfolgt die Analyse getrennt nach den
Lebensformen und dem Geschlecht.
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Die Zusammensetzung der Einkilinfte wird ausgehend von den ungewichteten
monatlichen Haushaltsnettoeinkiinften analysiert. Auf die Bedarfsgewichtung
wird verzichtet, weil diese fir die Analyse nicht erforderlich ist. Zudem wird auf
Mittelwerte anstelle von Medianwerten zuriickgegriffen, um die in der Befragung
erfassten Einzeleinnahmen prozentual zu den Gesamteinkunften aufsummieren
zu kénnen.

Abbildung 7 veranschaulicht, dass sich die Einkiinfte der Erwerbsminderungs-
rentnerhaushalte, wie vermutet, zwischen den Lebensformen und Geschlech-
tern ganz unterschiedlich zusammensetzen. Bei erwerbsgeminderten Alleinle-
benden spielen die selbst erzielten Einkiinfte (Erwerbsminderungsrente, Er-
werbseinkinfte etc.; siehe auch Abschnitt 14.2.2) die zentrale Rolle. Sie liefern
rund 84 Prozent des Monatsnettoeinkommens bei den Erwerbsminderungsrent-
nern und rund 87 Prozent bei den Erwerbsminderungsrentnerinnen. Die hohe
Bedeutung entspricht den Erwartungen, weil die Personen den Lebensunterhalt
im Wesentlichen allein bestreiten. Bei erwerbsgeminderten Alleinerziechenden
sind die individuellen Einkilnfte mit rund 68 bzw. 65 Prozent Anteil (Manner/
Frauen) ebenfalls die groRte Einkommensquelle, obgleich sie merklich weniger
ins Gewicht fallen als bei Alleinlebenden. In kinderlosen Partnerschaften und
Kernfamilien erwirtschaften Erwerbsminderungsrentner(innen) dagegen héchs-
tens die Halfte der Haushaltseinkunfte. Ihr Beitrag zum materiellen Lebensun-
terhalt liegt zwischen 33 Prozent (Frauen in Kernfamilien) und 55 Prozent (Man-
ner in kinderlosen Partnerschaften). Auch dieses Ergebnis ist plausibel, weil es
in partnerschaftlichen Lebensformen fast immer (zu 90 %; ohne Abbildung) an-
dere Haushaltsmitglieder gibt, die Einkuinfte fir die materielle Existenzsicherung
beisteuern.

Die Einkinfte der anderen Haushaltsmitglieder sind in der Kategorie ,weitere
Einklnfte des Haushalts* erfasst. Sie konstituieren sich vor allem aus Erwerbs-
einkommen und Rentenbeziligen. Wie bereits angedeutet, sind diese EinkUlnfte
in partnerschaftlichen Lebensformen von grofer Bedeutung. Sie liefern mindes-
tens ein Drittel des Gesamteinkommens. Wie aus Abbildung 7 hervorgeht, vari-
iert der Anteil mit dem Geschlecht der Erwerbsminderungsrentner(innen): Han-
delt es sich um Lebensformen erwerbsgeminderter Frauen, erreichen die Ein-
kiinfte der Haushaltsmitglieder Anteile von 54 Prozent (Kernfamilien) bzw. 57
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Prozent (kinderlose Paare). Haushaltsmitglieder erwerbsgeminderter Manner
tragen mit 35 Prozent (Kernfamilien) bzw. 39 Prozent (kinderlosen Paare) we-
niger als die Halfte zum Monatseinkommen bei. Dieser Befund spricht — auch
angesichts der verschiedenen Prozentanteile der eigenen Einkinfte der Er-
werbsminderungsrentner(innen) — dafir, dass Manner in partnerschaftlichen
Lebensformen selbst bei einer Erwerbsminderung die Haupteinkommensbezie-
her(innen) sind.

Abbildung 7: Zusammensetzung der Haushaltsnettoeinkiinfte (in Prozent)

0% 20% 40% 60% B0% 100%
|
+ & Manner 8 12% | [|2%
oy | %
<B® Frauen 9 10% ||'|2%
© | 1%
& g Manner A 6% B¥Z 7% [ 14%
35 |
<N Frauen 9 7% IREY - 14% i
£ 4%
8 , Manner e %
.:_:cu' Frauen [g;: e T & HERRHE g;'-'::;:':_irl
Yo |
+ § Manner 34 10% |
8 E 3% I I S
* &  Frauen o 9% I: o B s sizl
1% '
m Einkunfte der Erwerbsgeminderten 0O Staatliche Transfers
m Kindergeld/ -zuschlag OKapitalertrage
OWeitere Einkunfte des Haushalts

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen (auf ganze Zahlen gerundet)

Bei den Alleinerziehenden stellen die ,weiteren Einklinfte des Haushalts” im
Vergleich dazu nur eine Einnahmequelle neben anderen dar. Sie schlagt sowohl
bei den erwerbsgeminderten Frauen als auch bei den erwerbsgeminderten
Mannern lediglich mit 14 Prozent zu Buche. Das Ergebnis ist erwartungskon-
form, weil es sich bei den Haushaltsmitgliedern um minderjahrige bzw. wirt-
schaftlich Gberwiegend noch nicht selbstéandige Kinder handelt, die selbst kei-
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nen groen Beitrag zum Haushaltseinkommen leisten kdnnen. Fir die materi-
elle Lage der Lebensform ist die Einkommensquelle, zu der neben Einklinften
aus Gelegenheits- oder Ferienjobs der Kinder vor allem Kindesunterhaltsleis-
tungen der Ex-Partner(innen)*® und Halbwaisenrenten zahlen, dennoch rele-
vant.

Allein lebende Erwerbsminderungsrentner(innen) gaben in der Befragung eben-
falls zum Teil weitere Einkinfte des Haushalts an, die bei beiden Geschlechtern
allerdings nur einen Umfang von 2 Prozent haben. Da es in der Lebensform per
Definition keine weiteren Einkommensbezieher(innen) gibt, handelt es sich um
sonstige, nicht naher bezeichnete Einnahmen der Haushalte.

Neben den genannten Einkommensarten beziehen Familien das staatliche Kin-
dergeld bzw. den Kinderzuschlag. Welchen prozentualen Anteil diese Leistun-
gen am Monatseinkommen erreichen, hangt einerseits von der Zahl der Kinder
ab, fur die ein entsprechender Anspruch besteht, und andererseits von der Hohe
der Gesamteinkinfte. Bei alleinerziehenden Mannern tragen Kindergeld bzw. -
zuschlag mit 5 Prozent am wenigsten zum Haushaltseinkommen bei, bei allein-
erziehenden Frauen mit 14 Prozent am meisten. Kernfamilien bestreiten etwa
ein Zehntel der Einklinfte mit dem Kindergeld bzw. -zuschlag.

Staatliche Leistungen in Form von sozialer Mindestsicherung®® oder Wohngeld
werden in allen Lebensformen der Erwerbsgeminderten bezogen. Sie sind an-
teilig aber eher von geringer Bedeutung. In Kernfamilien und kinderlosen Part-
nerschaften speisen sich bspw. nur 3 bis 6 Prozent der monatlichen Haushalts-
einklinfte aus staatlichen Transfers, bei Alleinerziehenden 6 bzw. 7 Prozent
(Frauen/ Manner). Zu beachten ist allerdings, dass die Werte (wie auch im Falle
der anderen Einkommensquellen) Uber alle Befragten berechnet wurden.
Wiirde man sie nur fur Lebensformen bestimmen, die staatliche Leistungen in
Anspruch nehmen (rund 26 Prozent, ohne Abbildung), lagen die Anteile deutlich

4 Unterhaltsleistungen der Ex-Partner(innen) an die Befragten wurden ebenfalls erfasst,
spielen aber kaum eine Rolle: Nur 0,7 Prozent der Manner und 3,1 Prozent der Frauen
erhalten Unterhalt.

0 Erfasst wurden die Sozialhilfe einschlieRli1ch der Hilfe zum Lebensunterhalt, die Grundsi-
cherung im Alter und bei Erwerbsminderung, das Arbeitslosengeld Il und das Sozialgeld.
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hoéher. Den grofsten Anteil an den Haushaltseinkiinften haben staatliche Leis-
tungen mit durchschnittlich 10 bzw. 12 Prozent (Frauen/ Manner) bei den Allein-
lebenden. Sie bilden damit fiir die Lebensform — und nur fiir diese — eine zweite
relevante Einkommensquelle neben den individuellen Einklnften der Erwerbs-
minderungsrentner(innen).

Eine letzte erfasste Einkommensquelle der untersuchten Haushalte sind Er-
trage aus Kapitalvermégen, Vermietung und Verpachtung. Diese spielen aller-
dings Uber alle Lebensformen hinweg eine noch geringere Rolle als staatliche
Transferleistungen. Die Anteile am Gesamteinkommen liegen mehrheitlich nur
bei einem oder zwei Prozent. Eine Ausnahme bilden lediglich alleinerziehende
erwerbsgeminderte Manner, die 7 Prozent der Haushaltsnettoeinkiinfte aus ent-
sprechenden Einnahmen bestreiten. Erneut hangen die geringen Anteile aber
damit zusammen, dass nur wenige Lebensformen Uberhaupt Kapitalertrage etc.
beziehen, die Berechnung aber fir alle erfolgt. Dementsprechend ist der ge-
nannte hdéhere Wert bei alleinerziechenden Erwerbsminderungsrentnern unter
anderem darauf zurlickzufiihren, dass diese mehr als doppelt so haufig (zu 13
Prozent, ohne Abbildung) Einkiinfte aus Ertrdgen aus Kapitalvermdgen, Ver-
mietung und Verpachtung erzielen als die Gesamtgruppe (6 Prozent).

Als Zwischenfazit Iasst sich festhalten, dass die prozentuale Zusammensetzung
der Haushaltseinkilinfte — wie eingangs vermutet — recht heterogen ist: Flr allein
lebende und alleinerziehende Erwerbsminderungsrentner(innen) sind die indivi-
duellen Einkunfte im Haushaltskontext die mit Abstand bedeutsamste Einkom-
mensquelle. Fur kinderlose Paare und Kernfamilien sind die Einklinfte der Er-
werbsgeminderten weitaus weniger zentral. Nichtsdestotrotz liefern sie gemein-
sam mit weiteren Einnahmen des Haushalts, vor allem Einkiinften der Haus-
haltsmitglieder, den GroRteil des Haushaltseinkommens. Die anderen betrach-
teten Einkommensquellen, das wurde ebenfalls deutlich, sind bei Erwerbsmin-
derung nur bedingt relevant. Ihre Bedeutung unterscheidet sich zwischen den
Lebensformen und dem Geschlecht der Erwerbsgeminderten.

Daruber hinaus ist interessant, dass die Zusammensetzung der Haushaltsein-
kiinfte offenbar im Zusammenhang mit der zuvor betrachteten Hohe der Ein-
kiinfte steht. Zum Beispiel gehen relativ groRe Anteile weiterer Haushaltsein-
kiinfte, wie sie vor allem in kinderlosen Partnerschaften und Kernfamilien von
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erwerbsgeminderten Frauen vorliegen, ausnahmslos mit hohen Medianeinkom-
men einher (vgl. Abbildung 4). Man kann daraus schlieRen, dass in den partner-
schaftlichen Lebensformen eine vergleichsweise starke Kompensation des er-
werbsminderungsbedingten Einkommensausfalls durch den Haushalt stattfin-
det — obgleich von einer erfolgreichen Kompensation allenfalls in kinderlosen
Partnerschaften und Kernfamilien erwerbsgeminderter Frauen zu sprechen ist
(siehe Abschnitt 14.1.2). Anders verhalt es sich in Lebensformen, in denen
staatliche Transferleistungen anteilig eine gewisse Bedeutung haben. Die
Haushaltsnettoeinkiinfte sind dort vergleichsweise gering, so bspw. bei Allein-
lebenden, Alleinerziehenden und genau genommen auch bei Kernfamilien er-
werbsgeminderter Manner.5' Dass der materielle Lebensunterhalt durch diese
Lebensformen eigenstandig bestritten wird bzw. der erwerbsminderungsbe-
dingte Einkommensausfall selbst kompensiert werden kann, ist den Daten, auch
bezuglich der erreichten Einkommenshdhe, somit nicht zu entnehmen.

Sowohl der Zusammenhang zwischen der Héhe und der Zusammensetzung der
Einklnfte als auch die identifizierten Differenzen zwischen den Lebensformen
sind hinsichtlich der Vulnerabilitatshypothese aufschlussreich. Sie unterstrei-
chen die bisherigen Schlussfolgerungen (vgl. unter anderem Abschnitt 14.1.2).
In der spateren multivariaten Analyse kann an die Befunde angeknupft werden,
wenn gepruft wird, inwiefern die Hoéhe der Haushaltseinkiinfte bei Erwerbsmin-
derung mit Hilfe von Merkmalen der Erwerbsminderungsrentner(innen) und ih-
rer Haushalte statistisch vorhergesagt werden kann (siehe Kapitel 15).

14.2 Individuelle Einkiinfte bei Erwerbsminderung

Bisher wurde in der Analyse der materiellen Lage bei Erwerbsminderung deut-
lich, dass die bedarfsgewichteten Einkunfte von Erwerbsminderungsrentner-
haushalten ganz wesentlich hinter den Haushaltseinklnften der vergleichbaren
Bevolkerung zurlckbleiben. Innerhalb der Untersuchungsgruppe lieRen sich
nichtsdestotrotz geschlechts- und lebensformspezifische Unterschiede in der
Hohe der Einkiinfte identifizieren, die auch mit einer verschiedenen Relevanz

51 Der Zusammenhang ist wechselseitig: Der Bezug staatlicher Mindestsicherungsleistun-
gen geht bspw. im Schnitt mit relativ geringen Haushaltseinkiinften einher; geringe Ein-
kiinfte sind zugleich Voraussetzung fiir den Bezug der besagten Leistungen.
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bestimmter Einkommensquellen einhergingen. Die Einklinfte der erwerbsge-
minderten Personen spielen dabei anteilig eine unterschiedliche Rolle. Wie sich
die individuellen Einkinfte in den Lebensformen und zwischen den Geschlech-
tern in ihrer absoluten H6he und Zusammensetzung darstellen, wird nun unter-
sucht.

Anknipfend an die Hypothesen wird erwartet, dass besonders vulnerable Er-
werbsminderungsrentner(innen) wie Alleinlebende geringere Einklinfte erzielen
als andere — obgleich gerade sie besonders auf die Einnahmen angewiesen
sind. AuRerdem wird erwartet, dass der ermittelte materielle Vorteil der Lebens-
formen erwerbsgeminderter Frauen, den Hypothesen H7 und H8 entsprechend
(siehe Abschnitt 11.4), einem materiellen Nachteil gegentber erwerbsgemin-
derten Mannern auf der Personenebene gegeniibersteht.

14.2.1  Hbhe der Einklinfte von Erwerbsminderungsrentner(inne)n

Zuvorderst wird die Frage nach der Hohe der personlichen Einklinfte von Er-
werbsminderungsrentner(inne)n untersucht. Die Analyse erfolgt nicht nur diffe-
renziert nach den relevanten Lebensformen, sondern — wie bei der Betrachtung
der Haushaltseinkunfte — auch nach dem Geschlecht der Erwerbsgeminderten,
weil geschlechtsspezifische Unterschiede zu erwarten sind. Es werden erneut
die Medianwerte verwendet.

Abbildung 8 zeigt die monatlichen Einnahmen der Erwerbsminderungsrent-
ner(innen). Schon auf den ersten Blick ist zu sehen, dass diese insgesamt recht
gering ausfallen. Die Befragten erzielen 680 Euro bis 950 Euro pro Monat. Zwi-
schen den Lebensformen und Geschlechtern bestehen Unterschiede, die abso-
lut aber eher geringer ausfallen als bei den bedarfsgewichteten Haushaltsein-
kiinften. Aufierdem ist die Verteilung der individuellen Einklinfte zwischen den
Geschlechtern und Lebensformen teilweise anders ausgepragt als auf Haus-
haltsebene (siehe Abschnitt 14.1.1).

Abbildung 8: Individuelle Einkiinfte der EM-Rentner(innen)
(Median, pro Monat, in Euro)



214 Die materielle Lage in den Lebensformen

1.000

950 888 870

800 | 680 758 851 eas 783

600 .

400 -

200 +— —
D .— _—

Manner‘ Frauen | Manner | Frauen | Manner | Frauen Ménner[Frauen

Alleinlebende | Alleinerziehende | kinderlose Paare| Kemnfamilien

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Gleich ist zunachst, dass die niedrigsten individuellen Einklinfte bei den Allein-
lebenden zu finden sind. Mit Betrdgen von 680 bzw. 758 Euro (Manner/ Frauen)
liegen sie etwa im Bereich des soziokulturellen Existenzminimums. Verglichen
mit den zuvor untersuchten Haushaltseinkinften fallen die individuellen Ein-
kiinfte allein lebender Erwerbsminderungsrentner(innen) noch um etwa 100
Euro niedriger aus (siehe Abschnitt 14.1.1). Da Alleinlebende die einzigen Ein-
kommensbezieher(innen) ihrer Lebensform sind, resultiert die Differenz haupt-
sachlich aus (haushaltsbezogenen) staatlichen Transferleistungen (siehe Ab-
schnitt 14.1.3). Wie der Einkommensunterschied zwischen den Geschlechtern
zustande kommt, ist erklarungsbedurftig. Denn erwartet wurde, dass Manner
unter anderem aufgrund durchschnittlich héherer Erwerbseinkuinfte im Erwerbs-
verlauf hohere mittlere Erwerbsminderungsrenten und damit auch hohere indi-
viduelle Einnahmen erzielen als Frauen. Der Aspekt wird im nachsten Abschnitt
aufgegriffen.

Ein deutlicher Unterschied zur Verteilung der Haushaltseinkilinfte besteht darin,
dass die individuellen Einkinfte erwerbsgeminderter Manner in Familien nicht
die unteren Range belegen (Abbildung 8). Sie fallen mit monatlich 950 Euro bei
alleinerziehenden Mannern und 870 Euro bei Mannern in Kernfamilien sogar
relativ hoch aus. Dass sich diese Bezlige auf Haushaltsebene, verbunden mit
der Bedarfsgewichtung, auf Einklinfte unterhalb der genannten individuellen Be-
trage verringern (siehe Abschnitt 14.1.1), bedeutet, dass die entsprechenden
Personen ihre Lebensformen trotz der Erwerbsminderung hauptsachlich bzw.
in starkem Umfang finanzieren. Eine materielle Kompensation der erwerbsmin-
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derungsbedingten Einkommenseinbuf3en durch die Familienangehdrigen er-
folgt demzufolge nicht bzw. nur in geringem Umfang. Dieses Ergebnis Uber-
rascht, weil ein starker Erwerbseinsatz der Partnerinnen angesichts der Beren-
tung der erwerbsgeminderten Manner naheliegt. Eventuell ist dieser nicht reali-
sierbar, bspw. wenn die Partnerinnen der Erwerbsminderungsrentner(innen) in
Kernfamilien keine ausreichende Entlastung von familidren Pflichten erhalten.
Uberdies ist denkbar, dass kurzfristig kein Spielraum fiir einen stéarkeren mate-
riellen Einkommensbeitrag besteht, weil die Partnerinnen zum Beispiel bereits
vollzeiterwerbstatig sind bzw. keine besser entlohnte Beschaftigung in Aussicht
steht.

In Kernfamilien erwerbsgeminderter Frauen stellt sich die Bedeutung der indivi-
duellen Einkinfte vollig anders dar als bei den Erwerbsminderungsrentnern. Die
Erwerbsminderungsrentnerinnen beziehen monatlich im Median 783 Euro (Ab-
bildung 8). Diese eher geringen Mittel stehen, wie ermittelt wurde, vergleichs-
weise hohen bedarfsgewichteten Haushaltseinkiinften von 1.111 Euro im Me-
dian gegenuber (siehe Abschnitt 14.1.1). Das heil}t, sie werden durch die Be-
zige der Partner bzw. der Haushaltsmitglieder relativ stark kompensiert. Dieser
Sachverhalt ist sowohl vor dem Hintergrund der in Kernfamilien empirisch oft
praktizierten traditionellen Arbeitsteilung mit einem mannlichen Haupteinkom-
mensverdiener als auch angesichts der Erwerbseinschrankungen der befragten
Erwerbsminderungsrentnerinnen plausibel.

Auch Uber die Kernfamilien hinaus ist festzustellen, dass erwerbsgeminderte
Méanner meist hohere individuelle Einklinfte erzielen als erwerbsgeminderte
Frauen. Lediglich allein lebende Manner haben bei Erwerbsminderung, wie be-
reits erwahnt, geringere Bezlige als allein lebende Frauen. Zumindest mit Blick
auf gemeinschaftliche Lebensformen sprechen die Ergebnisse somit fur die Hy-
pothese H7. Den Griinden fir die geschlechtsspezifischen Differenzen wird mit
Blick auf die Zusammensetzung der Einklinfte nachgegangen (siehe Abschnitt
14.2.2). Es wird erwartet, dass insbesondere die neben der Erwerbsminde-
rungsrente erzielten Erwerbseinklnfte, aber auch die Rentenanspriiche von
Frauen und Mannern eine Rolle spielen (siehe Abschnitt 11.4).
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Was die Daten nicht zeigen, ist eine starkere Ausrichtung kinderloser Partner-
schaften auf eine gleichberechtigte Arbeitsteilung bzw. eine starkere Erwerbsin-
tegration der Frauen als in Kernfamilien, wie sie bei der Entwicklung von Hypo-
these H6 unterstellt wurde (siehe Abschnitt 11.3). Zuvor konnte zwar gezeigt
werden, dass kinderlose Paare auf Haushaltsebene materiell vergleichsweise
gutsituiert sind (siehe Abschnitt 14.1.1). Die individuellen Einkinfte der erwerbs-
geminderten Frauen in kinderlosen Partnerschaften sprechen aber nicht fir ei-
nen hoheren Einkommensbeitrag im Vergleich zu erwerbsgeminderten Frauen
in Kernfamilien — im Gegenteil: Sie liegen sogar um fast 100 Euro unter den
Einkunften der Erwerbsminderungsrentnerinnen in Kernfamilien und damit etwa
auf dem Niveau der Einklnfte von Alleinlebenden. Ob dies nur drauf zuriickzu-
fUhren ist, dass die Frauen beider Lebensformen erwerbsminderungsbedingt
eingeschrankte Mdéglichkeiten besitzen, ein Erwerbseinkommen zu erzielen, o-
der ob den ahnlichen Einklinften auch vergleichbare Rentenbetrédge zugrunde
liegen, Iasst sich im nachsten Abschnitt genauer prifen (siehe Abschnitt 14.2.2).

Es lasst sich festhalten, dass die individuellen Einklnfte von Erwerbsminde-
rungsrentner(inne)n im Median in allen Gruppen eher niedrig erscheinen. Ob
sich diese Einschatzung auch im Vergleich zu den Einkinften der gleichaltrigen
Bevolkerung bestatigen lasst, muss allerdings gepriift werden (siehe Abschnitt
14.2.3).

Ferner wurde ermittelt, dass zwischen den Lebensformen gewisse Unter-
schiede bestehen. So weisen Alleinlebende, die zuvor als relativ vulnerabel
identifiziert wurden, auf der Individualebene erwartungsgemafl deutlich gerin-
gere Einkiinfte auf als andere Lebensformen. Auch zwischen den Geschlech-
tern unterscheiden sich die personlichen Einkinfte. So verfligen allein lebende
erwerbsgeminderte Manner Uber geringere personliche Einkinfte als allein le-
bende erwerbsgeminderte Frauen, was nachfolgend noch zu begriinden ist. Fir
alle anderen Lebensformen wurde dagegen festgestellt, dass Erwerbsminde-
rungsrentner héhere Monatseinkommen erzielen als -rentnerinnen. Die Hypo-
these H7 (siehe Abschnitt 11.4) wird somit zumindest mit Blick auf gemein-
schaftliche Lebensformen gestitzt.

Im Ruckblick auf die ermittelte glinstigere materielle Haushaltsituation der er-
werbsgeminderten Frauen wurde der Befund so gewertet, dass die Einkinfte
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weiblicher Erwerbsgeminderter fir die Existenzsicherung der Lebensformen
von eher geringer und die Einkinfte mannlicher Erwerbsgeminderter von eher
groRer Bedeutung sind. Anders ausgedrickt, haben Manner auch im Fall einer
Erwerbsminderung meist die Rolle des Hauptverdieners inne. Eine materielle
Entlastung durch andere Haushaltsmitglieder erfolgt, wie erwartet, nur begrenzt.
In der Folge mussen die Lebensformen der erwerbsgeminderten Manner — trotz
deren hoher individueller Beziige — im Haushaltskontext mit Einkiinften auskom-
men, welche, wie zuvor festgestellt wurde, fur die materielle Versorgung auf
Dauer kaum ausreichen dirften.

14.2.2  Quellen und Zusammensetzung der individuellen Einkiinfte

Wie im vorangegangenen Abschnitt zum Ausdruck kam, stellt sich auch in Hin-
blick auf die individuellen Einkiinfte der Erwerbsminderungsrentner(innen) die
Frage nach den relevanten Einkommensquellen. Von Interesse ist insbeson-
dere, welche Rolle die Erwerbsminderungsrente und die Erwerbseinkiinfte spie-
len.

Weil die Befragten aufgrund ihrer Erwerbsminderung und ihrer typischen Eigen-
schaften einen begrenzten Zugang zum Arbeitsmarkt haben, wird erwartet,
dass die gesetzliche Rente auf der individuellen Ebene den zentralen Einkom-
mensbestandteil bildet. Des Weiteren ist anzunehmen, dass sich die Konstella-
tion der Einkommensbestandteile zwischen den Geschlechtern und eventuell
auch zwischen den Lebensformen unterscheidet. Diese Vermutung fult darauf,
dass die personlichen Einklinfte bei Erwerbsminderung auch Resultat des indi-
viduellen Erwerbsverlaufs sind, der empirisch unter anderem geschlechts- und
arbeitsteilungsspezifisch gepragt ist (siehe unter anderem Abschnitt 6.3). Vor
allem die im Verlauf erzielten Qualifikationen, beruflichen Stellungen und Ent-
geltpositionen schlagen sich in der Erwerbsminderungsrentenhéhe und den ver-
bliebenen Erwerbschancen nieder — natirlich auch abhangig von Art und Starke
der gesundheitlichen Einschrankungen.

In Abbildung 9 sind die zuvor behandelten Medianwerte der individuellen Ein-
kiinfte zunachst nur nach der Erwerbsminderungsrente und sonstigen Einkunf-
ten aufgesplittet. Es ist zu sehen, dass die Erwerbsminderungsrente erwar-
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tungsgemal in allen dargestellten Gruppen den Hauptbestandteil der individu-
ellen Einkunfte bildet. Ihre Hohe variiert zwar zwischen den Lebensformen und
Geschlechtern, allerdings in einem eher begrenztem Umfang. Die Werte liegen
zwischen 580 und 740 Euro pro Monat.

Vergleicht man die Erwerbsminderungsrentenbetrage zwischen den Ge-
schlechtern, fallt auf, dass sie bei Mannern nur dann groRer ausfallen als bei
Frauen, wenn es sich um Alleinerziehende oder kinderlose Paare handelt: Die
Erwerbsminderungsrentner dieser Lebensformen erhalten im Median eine um
38 Euro (Alleinerziehende) bzw. um 140 Euro hdéhere Rente wegen Erwerbs-
minderung als die -rentnerinnen. Bei Alleinlebenden und in Kernfamilien sind
die Medianwerte der Geschlechter dagegen fast gleich, bei sogar geringfligig
héheren Betragen der erwerbsgeminderten Frauen.

Die im vorherigen Abschnitt identifizierten geschlechtsspezifischen Unter-
schiede bei den individuellen Einklnften lassen sich demnach nicht grundsatz-
lich mit einer verschiedenen Rentenhdhe erklaren. Lediglich bei erwerbsgemin-
derten Alleinerziehenden und Erwerbsgeminderten in kinderlosen Partnerschaf-
ten sind hdhere Erwerbsminderungsrenten der Manner mitverantwortlich fur die
hoéheren individuellen Einklinfte. Dass die Rentenbetrage der Geschlechter in
den anderen Lebensformen so dhnlich ausfallen, resultiert moglicherweise aus
der Vulnerabilitat der Erwerbsminderungsrentner(innen): Es ist denkbar, dass
sowohl Frauen als auch Manner bereits im Erwerbsverlauf vor der Berentung
so stark beeintrachtigt sind, dass die erwarteten Geschlechtsunterschiede ni-
velliert werden. Ob dem so ist, lasst sich anhand der erworbenen Rentenan-
spriche untersuchen (siehe Abschnitt 14.3). AuRerdem ist zu priifen, ob Beren-
tungsmerkmale, welche die Zahlbetrage beeinflussen (bspw. teilweise Beren-
tung, ruhende Rente), eventuell geschlechtsspezifisch verteilt sind (siehe Ab-
schnitt 14.3.1).

Abbildung 9: Zusammensetzung der individuellen Einkinfte der
EM-Rentner(innen) (Median, pro Monat, in Euro)
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Was die Lebensformen betrifft, sind die Betrage der gesetzlichen Erwerbsmin-
derungsrente bei Alleinlebenden und Frauen in kinderlosen Partnerschaften mit
580 bis 600 Euro am niedrigsten — analog zu den individuellen Einkinften ins-
gesamt. Die héchsten Medianwerte bestehen in den Lebensformen, die zuvor
bereits im Zusammenhang mit den Geschlechterdifferenzen erwahnt wurden:
Erwerbsgeminderte alleinerziehende Manner beziehen mit 712 Euro und er-
werbsgeminderte Manner in Kernfamilien mit 740 Euro die héchsten Erwerbs-
minderungsrenten.

Die Einklnfte, welche die Erwerbsminderungsrentner(innen) neben ihrer ge-
setzlichen Rente beziehen, unterscheiden sich zwischen den in Abbildung 9
dargestellten Gruppen ebenfalls. So werden die geringen Erwerbsminderungs-
renten von allein lebenden Mannern und Frauen in kinderlosen Partnerschaften
zum Beispiel nur durch geringe sonstige Einkunfte von héchstens 100 Euro auf-
gestockt. Die finanziellen Mittel dieser Personen sind entsprechend auf3eror-
dentlich gering. Demgegentiber erganzen allein lebende Frauen ihre ebenfalls
geringen Rentenbetrage mit Zusatzeinnahmen von 171 Euro; sie fuhren zu zu-
mindest etwas hoheren individuellen Einklnften. In den anderen Lebensformen
sind die absoluten Hinzuverdienstbetrage der Erwerbsminderungsrentner stets
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groRer als die der -rentnerinnen, was sich ebenso in héheren individuellen Ein-
kiinften niederschlagt. Die in Abschnitt 14.2.1 identifizierten Geschlechterdiffe-
renzen basieren demnach mafgeblich auf unterschiedlichen Einnahmen neben
der Erwerbsminderungsrente.

Den hdchsten Zusatzverdienst in der Untersuchungsgruppe erzielen erwerbs-
geminderte Alleinerziehende mit monatlichen Werten von 214 Euro (Frauen)
bzw. 238 Euro (Manner). Sie erzielen damit die hochsten individuellen Einkiinfte
der Untersuchungsgruppe.

Welche Quellen neben der Erwerbsminderungsrente relevant sind und wie sich
die individuellen Einktinfte prozentual zusammensetzen, ist in Abbildung 10 dar-
gestellt. Die abgebildeten Werte basieren — wie bei der Betrachtung der Zusam-
mensetzung der Haushaltseinkiinfte — auf Mittelwerten.>?

Die Abbildung bestatigt zuvorderst, was bereits in Abbildung 9 zu erkennen war:
Die gesetzliche Erwerbsminderungsrente hat fir erwerbsgeminderte Frauen
und Manner aller Lebensformen prozentual einen erheblichen Umfang. In den
meisten Fallen liefert sie etwa drei Viertel der individuellen Einkulinfte. Am groR-
ten ist ihre Bedeutung mit Anteilen von mehr als vier Fiunfteln fiir die Einklnfte
von allein lebenden Mannern (82 Prozent) und Frauen in kinderlosen Partner-
schaften bzw. in Kernfamilien (81 bzw. 82 Prozent). Das leuchtet im Ruckblick
auf Abbildung 9 unmittelbar ein, weil diese Personen nur sehr geringe weitere
Einklnfte erwerben, welche anteilig kaum ins Gewicht fallen. Die Erwerbsmin-
derungsrente ist ihre Haupteinkommensquelle. Die geringste Rolle spielt sie
demgegenuber flr alleinerziehende Manner und Frauen, wo sie lediglich 63
bzw. 64 Prozent der Monatseinkiinfte beisteuert. Dieses Ergebnis ist ebenfalls
plausibel, weil Alleinerziehende relativ viele andere Einklinfte erzielen, die den
prozentualen Anteil der Erwerbsminderungsrente reduzieren.

Erganzt wird die Erwerbsminderungsrente unter anderem durch Leistungen aus
der sogenannten zweiten und dritten Saule, das heil’t, aus der betrieblichen
bzw. privaten Erwerbsminderungsvorsorge. Diese Komponente erreicht mehr-
heitlich nur geringe Einkommensanteile zwischen 4 und 7 Prozent. Lediglich bei

52 Es ergeben sich entsprechend andere Anteile der Komponenten, als wenn man ver-
suchte, die Relation mit den Medianwerten aus Abbildung 9 zu berechnen.
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alleinerziehenden Erwerbsminderungsrentnern und Erwerbsminderungsrent-
nern in Kernfamilien schlagen Leistungen aus der zweiten und dritten Saule mit
15 bzw. 12 Prozent etwas starker zu Buche. Zu bedenken ist jedoch, dass nur
etwa ein Funftel der Erwerbsminderungsrentner(innen) (20,2 Prozent, ohne Ab-
bildung) derartige Leistungen erwirbt.5® Dass die Anteile bei den alleinerziehen-
den bzw. in Kernfamilien lebenden Mannern am grof3ten ausfallen, hat dement-
sprechend auch damit zu tun, dass diese Personen vergleichsweise haufig Ren-
ten aus der zweiten und dritten Saule beziehen (zu 37,2 bzw. 24,1 Prozent,
ohne Abbildung). Wie zuvor deutlich wurde, wirkt sich der Bezug positiv auf die
Hohe ihrer Individualeinkommen aus (siehe Abschnitt 14.2.1).

Abbildung 10: Zusammensetzung der individuellen Einklnfte in Prozent
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Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

5 Die Anteile werden Uber alle Befragten berechnet. Die anteilige Bedeutung der Leistun-

gen aus der zweiten und dritten Saule wirde wesentlich gréRer ausfallen, wenn man nur
die Bezieher(innen) bericksichtigen wirde, was an dieser Stelle aber nicht sinnvoll ware.
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Mit Blick auf die Gesamtgruppe machen die Ergebnisse deutlich, dass die er-
ganzende Invaliditdtsabsicherung, wie sie seitens der Politik gefordert wird, zu-
mindest zum Zeitpunkt der Befragung nicht in ausreichender Verbreitung vor-
liegt. Dieser Befund deckt sich mit den Resultaten anderer Analysen (vgl. Stif-
tung Warentest 2010) und bestatigt die an anderer Stelle gedaullerte Vermutung
(siehe Abschnitt 11.2).

Uber gesetzliche, betriebliche und private Erwerbsminderungsrenten hinaus er-
6ffnen auch andere Renten individuelle Einkommensquellen. Dazu zahlen unter
anderem Hinterbliebenenrenten, Renten der gesetzlichen Unfallversicherung,
private Renten (exkl. privater Berufsunfahigkeitsrenten) und Renten aus Le-
bensversicherungen. Weil sie fir die individuellen Einkinfte der Erwerbsgemin-
derten nur eine geringe Rolle spielen, wurden sie in Abbildung 10 zusammen-
gefasst. Es ist zu sehen, dass sich ihr Anteil zwischen einem Prozent (Frauen
in Kernfamilien) und 8 Prozent (allein lebende Frauen) bewegt. Diesen sehr ge-
ringen Werten liegen erneut geringe Bezugsquoten von 7,8 Prozent zugrunde.
Lediglich bei alleinerziehenden Erwerbsminderungsrentner(inne)n (Frauen:
13,1 Prozent, Manner: 17,8 Prozent) und erwerbsgeminderten allein lebenden
Frauen (14,7 Prozent) sind die Rentenbeziige etwas haufiger zu verzeichnen —
vor allem, weil diese Personen in einem relativ grofien Umfang Witwen- bzw.
Witwerrenten beziehen. Nichtsdestotrotz tragen die Renten auch in den ge-
nannten Gruppen, wie gesagt, nur wenig zum Individualeinkommen der Er-
werbsminderungsrentner(innen) bei.

Eine weitere Einkommensquelle, die ein etwas starkeres Gewicht hat, bilden
Einkommen aus Erwerbs-, Neben- oder selbstandigen Tatigkeiten. Bei alleiner-
ziehenden Erwerbsminderungsrentner(inne)n belaufen sich diese Einkinfte
prozentual auf 15 bzw. 17 Prozent (Manner/ Frauen), bei Mannern in Kernfami-
lien auf 11 Prozent. In den Ubrigen Gruppen ist der Einkommensbeitrag aus
Erwerbsarbeit geringer (6 bis 9 Prozent). Im Rekurs auf Abbildung 9 bedeutet
das, dass Erwerbseinkinfte insbesondere fir die Erwerbsminderungsrent-
ner(innen) relevant sind, welche vergleichsweise hohe individuelle Einklinfte
und Zusatzeinnahmen erzielen. Man kann vermuten, dass es fir die entspre-
chenden Personen — Erwerbsgeminderte in Familien — haufig erforderlich ist,
trotz der Berentung erwerbstatig zu sein, um den Lebensunterhalt zu bestreiten.
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Die empirische Erwerbsbeteiligung bekraftigt diese Interpretation: Die Erwerbs-
quoten der alleinerziehenden Erwerbsminderungsrentner(innen) (Frauen: 18,6
Prozent, Manner: 18,1 Prozent; ohne Abbildung) und der erwerbsgeminderten
Manner in Kernfamilien (17,0 Prozent) liegen merklich iber der Erwerbsquote
der Gesamtgruppe (13,4 Prozent). Frauen in Kernfamilien sind indessen nur zu
9,7 Prozent erwerbstatig. Das lasst sich, wenn man die Hypothesen zur Arbeits-
teilung in den Lebensformen rekapituliert (siehe Abschnitt 11.3), mit der erwar-
teten starkeren Konzentration dieser Frauen auf die Haus- und Familienarbeit
plausibilisieren.

Die im vorigen Abschnitt aufgeworfene Frage, ob der materielle Beitrag er-
werbsgeminderter Frauen in kinderlosen Partnerschaften groRRer sei als in Kern-
familien, Iasst sich anhand der Anteilswerte eher verneinen. Beide Gruppen be-
streiten weniger als ein Zehntel ihrer individuellen Einkiinfte mit Erwerbseinkom-
men (Abbildung 10). Der Anteilswert der erwerbsgeminderten Frauen in kinder-
losen Partnerschaften liegt, verbunden mit einer etwas hoheren Erwerbsbeteili-
gung von 12,7 Prozent (ohne Abbildung), nur geringfiigig héher als bei erwerbs-
geminderten Frauen in Kernfamilien. Insgesamt liefern die Daten keinen klaren
Hinweis darauf, dass die befragten Frauen in kinderlosen Partnerschaften star-
ker ins Erwerbsleben integriert sind und einen starkeren Beitrag zum Lebens-
unterhalt ihrer Lebensform leisten als Frauen in kinderlosen Partnerschaften.
Fir erwerbsgeminderte Manner gilt das im Grunde ebenso, die Differenzen sind
ebenfalls gering. Dass die Erwerbsbeteiligung und der Einkommensbeitrag der
Erwerbseinkinfte alles in allem so gering ausfallen, ist freilich vor allem der ge-
minderten Erwerbsfahigkeit der Untersuchungsgruppe geschuldet.

Richtet man den Blick wieder auf Abbildung 10, Iasst sich eine flinfte und letzte
Komponente der individuellen Einkiinfte der Erwerbsgeminderten ausmachen.
Als eine Restkategorie ,sonstiger Einkiinfte” umfasst diese alle Einnahmen aus
dem Arbeitslosengeld | oder Kurzarbeitergeld, Aufwandsentschadigungen fur
die Pflege von Ehepartner(inne)n, Pflegegeld, Unterhaltsleistungen der Ex-
partner(innen) und sonstige regelmafige finanzielle Unterstiitzungen durch
haushaltsfremde Personen. Die anteilige Bedeutung der Kategorie fur die indi-
viduellen Einklinfte der Erwerbsminderungsrentner(innen) ist insgesamt gering.
Lediglich bei alleinerziehenden Frauen erreicht sie einen Anteil von 10 Prozent,
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der sich maRgeblich darauf griindet, dass diese tiberdurchschnittlich haufig Un-
terhaltsleistungen von friiheren Partnern beanspruchen. Die Bezugsquote liegt
mit 19,9 Prozent um ein Vielfaches liber der Quote der Gesamtgruppe (1,9 Pro-
zent, ohne Abbildung).

Zieht man erneut ein Zwischenfazit, ist festzuhalten, dass sich die Zusammen-
setzung der individuellen Einkinfte zwischen den Lebensformen und Ge-
schlechtern unterscheidet. Gleichwohl ist sie zwischen den Gruppen ahnlicher
als die Zusammensetzung der Haushaltseinklinfte. Die Erwerbsminderungs-
rente erweist sich fur die individuellen Einkunfte grundsatzlich als eine zentrale
Komponente, was den eingangs gedulerten Erwartungen entspricht. Andere
Einkommensquellen spielen nur bedingt eine Rolle bzw. nur fiir einen bestimm-
ten Personenkreis. So sind bspw. fir alleinerziehende Erwerbsminderungsrent-
ner und Erwerbsminderungsrentner in Kernfamilien Leistungen aus der zweiten
und dritten Saule und Erwerbseinkunfte relevant, fir alleinerziehende Erwerbs-
minderungsrentnerinnen dagegen eher Erwerbs- und sonstige Einkinfte. In der
Analyse wurde deutlich, dass die anteilige Bedeutung der Einkommensquellen
stark mit den jeweiligen Bezugsquoten zusammenhangt. Da immer nur ein Teil
der Erwerbsminderungsrentner(innen) die betrachteten Einkommensarten — mit
Ausnahme der Erwerbsminderungsrente — bezieht, sind diese insgesamt flir die
individuellen Einkinfte im Durchschnitt nur begrenzt relevant. Dennoch ist da-
von auszugehen, dass sie fur ihre Bezieher(innen) wichtig sind. Zusammenge-
nommen liefern sie immerhin ein Viertel bis ein Flnftel — im Fall der Alleinerzie-
henden sogar ein Drittel — der Einnahmen, tUber welche die Erwerbsminderungs-
rentner(innen) monatlich verfiigen.

Was die geschlechtsspezifischen Unterschiede in der Hohe der individuellen
Einkiinfte betrifft, ist festzustellen, dass sich diese bei den allein lebenden Er-
werbsminderungsrentner(inne)n nicht aus einer unterschiedlichen Hohe der Er-
werbsminderungsrente oder verschiedenen Einkommensquellen ergeben.
Stattdessen sind sie den absolut hdheren Zusatzeinklnften geschuldet, welche
allein lebende Frauen neben der Erwerbsminderungsrente erzielen. Fir die ge-
meinschaftlichen Lebensformen, in denen die erwerbsgeminderten Manner hé-
here Einkinfte erzielen als die erwerbsgeminderten Frauen, gilt das analog: Im
Grunde sind fur beide Geschlechter die gleichen Einkommensquellen relevant
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und haben ein ahnliches Gewicht. Lediglich Renten aus der zweiten und dritten
Saule schlagen bei Erwerbsminderungsrentnern in allen gemeinschaftlichen Le-
bensformen etwas starker zu Buche als bei Erwerbsminderungsrentnerinnen.

Uberdies wurde an den betrachteten Daten deutlich, dass der Anteil der Ein-
kiinfte, welche die Erwerbsminderungsrentner(innen) neben der gesetzlichen
Rente beziehen, insbesondere in den Lebensformen vergleichsweise grof} ist,
welche die hochsten individuellen Einkinfte erzielen. Dies gilt vor allem flr er-
werbsgeminderte Alleinerziehende und Manner in Kernfamilien. In anderen
Gruppen, insbesondere bei den erwerbsgeminderten Alleinlebenden, aber auch
bei Erwerbsminderungsrentnerinnen in kinderlosen Paaren, waren dagegen nur
begrenzte weitere Einkinfte und insgesamt geringe individuelle Einkiinfte zu
verzeichnen. Dass trotz der Zusatzeinkiinfte im Median nur Einklnfte im
dreistelligen Eurobereich erreicht werden, spricht indes fir eine kritische mate-
rielle Lage der untersuchten Erwerbsminderungsrentner(innen) auch auf der in-
dividuellen Ebene. Welche Einkiinfte im Vergleich dazu die 40- bis 65-jahrige
deutsche Bevdlkerung erlangt, wird nun untersucht.

14.2.3 Individuelle Einkiinfte im Vergleich zur Bevilkerung

Wie bereits gesagt wurde, lasst sich die Hohe der persdnlichen Einkinfte der
Erwerbsminderungsrentner(innen) am besten im Abgleich mit den Einkinften
einer vergleichbaren Bevolkerungsgruppe einschatzen. Abbildung 11 zeigt die
entsprechenden Werte® im Median. Danach (ibertreffen die Individualeinkiinfte
der 40- bis 64-jahrigen Bevolkerung die der Erwerbsminderungsrentner(innen)
Uberwiegend erheblich. Dies gilt insbesondere fiir Lebensformen mit mannli-
chem Haushaltsvorstand, wo die Einkiinfte zwischen 1.500 und 2.020 Euro pro
Monat rangieren, wahrend erwerbsgeminderte Manner mit 680 bis 950 Euro
auskommen mussen. Wie die genannten Wertebereiche bereits vermuten las-

54 Die individuellen Einktinfte der Vergleichsgruppe wurden auf Basis aller zutreffenden indi-
viduellen Monatseinkiinfte berechnet (Erwerbseinkommen, Verdienst aus Nebentatigkeit,
Altersrente, Witwenrente, Arbeitslosengeld, Unterhaltsgeld, Ubergangsgeld, Mutter-
schaftsgeld, Kindes-, Betreuungs- 0. nachehelicher Unterhalt inkl. Unterhalt aus Unter-
haltsvorschusskassen, Bafog, Stipendium, Wehr- o. Zivildienstsold, Zuwendungen von
Personen auRerhalb des Haushalts).



226 Die materielle Lage in den Lebensformen

sen, liegen die personlichen Monatseinkommen der Manner in der Vergleichs-
gruppe — aufder bei den Alleinerziehenden — mehr als doppelt so hoch wie in der
Untersuchungsgruppe. So beziehen allein lebende Manner in der Bevdlkerung
im Median zum Beispiel 1.500 Euro monatlich, erwerbsgeminderte Alleinle-
bende dagegen nur 680 Euro.

Abbildung 11: Individuelle Einkiinfte der Erwerbsgeminderten und der
Vergleichsgruppe (Median, pro Monat, in Euro)
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Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Bei den Frauen der Untersuchungs- und Vergleichsgruppe fallen die Differen-
zen geringer aus als bei den Mannern, sie sind Uberwiegend aber dennoch deut-
lich. Zum Beispiel haben alleinerziehende Erwerbsminderungsrentnerinnen mo-
natliche Einkunfte von 888 Euro, wahrend Frauen in der gleichaltrigen Bevolke-
rung 1.200 Euro zur Verfugung stehen. In kinderlosen Partnerschaften liegen
die Einkommen der Frauen mit 685 Euro (Untersuchungsgruppe) und 900 Euro
(Vergleichsgruppe) noch naher beieinander.

Eine besondere Situation besteht, wie Abbildung 11 zeigt, in Kernfamilien. Die
Einklnfte der Frauen in der 40- bis 65-jahrigen Bevodlkerung (700 Euro) unter-
schreiten dort den Wert der Erwerbsminderungsrentnerinnen (783 Euro). Auch
mit Blick auf die genannten Werte fur kinderlose Paare sprechen diese Daten
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dafiir, dass partnerschaftlich zusammenlebende Frauen in der Vergleichs-
gruppe wirtschaftlich relativ unselbsténdig sind. Wahrscheinlich handelt es sich
mehrheitlich um Hausfrauen in einem traditionellen Arbeitsteilungsarrangement.
Denn obwohl ihre eigenen finanziellen Mittel etwa auf dem gleichen niedrigen
Niveau liegen wie die der Erwerbsgeminderten, profitieren sie im Haushaltskon-
text von dberdurchschnittlich hohen Einkommen (siehe Abschnitt 14.1.2).

Als Zwischenfazit ist festzuhalten, dass die individuellen Einkiinfte der Erwerbs-
minderungsrentner(innen) gréltenteils deutlich hinter denen der 40- bis 64-jah-
rigen Bevdlkerung zuriickbleiben. Man kann also — erneut im Ruckgriff auf Hy-
pothese H1 — durchaus schlussfolgern, dass die individuelle materielle Ausstat-
tung bei Erwerbsminderung wesentlich unguinstiger ist als in der Vergleichs-

gruppe.

Darliber hinaus wurde ermittelt, dass Frauen in fast allen Lebensformen tber
geringere Einklinfte als Manner verfugen. Allerdings treten die Geschlechterun-
terschiede in der Vergleichsgruppe noch wesentlich starker zutage als bei den
Erwerbsminderungsrentner(inne)n, wo die absoluten Einklinfte mehrheitlich um
nicht einmal 100 Euro differieren. Demgegenuber bestehen in partnerschaftli-
chen Lebensformen der Vergleichspopulation regelrecht gravierende Unter-
schiede, die auf den bereits erwahnten auRerordentlich geringen Frauenein-
kommen und besonders hohen Mannereinkommen fu3en. Legt man zugrunde,
dass sich die Individualeinkiinfte in der Vergleichsgruppe mafgeblich aus Er-
werbseinkommen zusammensetzen, scheinen die genannten Lebensformen
deutlich starker durch traditionelle Arbeitsteilungsmodelle mit weiblicher Haus-
frauenrolle gepragt zu sein als die Haushalte der Erwerbsminderungsrentner(in-
nen).

Beim Eintritt einer Erwerbsminderung scheinen sich die erheblichen Differenzen
zwischen den Geschlechtern zu Lasten der Manner zu reduzieren. Dies ist si-
cherlich einerseits auf die eingeschrankte Erwerbsfahigkeit der Betroffenen zu-
rickzuflhren, welche die Erwerbseinnahmen, wie in der Betrachtung deutlich
wurde, stark reduziert bzw. haufig ganz wegfallen Iasst. Andererseits hat wahr-
scheinlich auch die Erwerbsminderungsrente, die in der Untersuchungsgruppe
eine zentrale Einkommensquelle darstellt, eine ausgleichende Funktion. Dies
ist, wie schon in Abschnitt 9.2 erldutert, mdglich, weil bei der Rentenberechnung
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nicht nur die Beitragsleistung aus eigener Erwerbstatigkeit gewlrdigt wird, son-
dern auch die Leistungen im Reproduktionsbereich (bspw. Kindererziehung,
Pflege von Angehdrigen). Damit erwerben selbst die oft nur nebentatigen
Frauen im traditionellen Arbeitsteilungsmodell unter Umstanden relevante An-
wartschaften. Einen Hinweis auf diese Vermutung lieferte bereits das Resultat,
dass sich die erzielten Rentenbetréage zwischen Erwerbsminderungsrentnerin-
nen und -rentnern innerhalb der betrachteten Lebensformen — ungeachtet der
unterstellten geschlechtsspezifischen Differenzen in der Erwerbsbeteiligung
etc. — meist nur begrenzt unterscheiden (siehe Abschnitt 14.2.2). Um einen kon-
kreten Eindruck von der ausgleichenden Wirkung der Erwerbsminderungsrente
bzw. den Rentenanspriichen der Geschlechter zu erhalten, ist allerdings eine
genauere Betrachtung erforderlich. Diese folgt im nachsten Abschnitt.

Zuvor lasst sich zur Zusammensetzung und Hoéhe der individuellen Einklnfte
schlussfolgern, dass diese — wie auch die Haushalteinklinfte — durch die Er-
werbsminderung unverkennbar gepragt werden. Im Vergleich zur gleichaltrigen
Bevolkerung ist die individuelle finanzielle Lage der Erwerbsminderungsrent-
ner(innen) alarmierend. Trotz gewisser Unterschiede, die zwischen den Le-
bensformen und Geschlechtern bestehen, scheint bei Erwerbsminderung eine
starke Angleichung der Einklnfte ,nach unten“ zu erfolgen.

14.3 Exkurs: Rentenanspriiche und relevante Rentenaspekte

Anknupfend an die ermittelte Bedeutung der Erwerbminderungsrente fur die in-
dividuellen Einkunfte bei Erwerbsminderung und die eher geringen Differenzen
zwischen den Rentenbetragen der Geschlechter und Lebensformen ist von In-
teresse, wie es um die Rentenanspriiche der Erwerbsminderungsrentner(innen)
bestellt ist. Insbesondere stellt sich die Frage, ob die diagnostizierte Anglei-
chung der Einklinfte bei Erwerbsminderung und insbesondere die in allen Grup-
pen ahnlichen Erwerbsminderungsrentenbetrage (siehe Abschnitt 14.2.1) aus
ahnlichen Rentenanwartschaften resultieren oder eher auf andere Faktoren der
Rentenberechnung bzw. der bewilligten Rente zurtickzufihren sind.

Wie im theoretischen Teil erlautert wurde, werden Erwerbsminderungsrenten
unter anderem auf Basis der gesammelten Rentenanwartschaften ermittelt
(siehe Abschnitt 9.2). Relevant sind im Wesentlichen Entgeltpunkte, aber auch
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rentenrechtliche Zeiten. Entgeltpunkte werden mafigeblich durch Beitrage er-
worben, die Uber den individuellen Erwerbsverlauf hinweg im Zuge einer abhan-
gigen Beschaftigung durch die Versicherten einkommensabhangig gezahlt wer-
den. Die Héhe der Rentenanwartschaften ist insofern unter anderem vom Zeit-
punkt des Eintritts ins Erwerbsleben, dem zeitlichen Umfang und der Dauer der
Beschaftigung im Zeitverlauf sowie von der beruflichen Positionierung und dem
Karriereverlauf abhangig. In diesem Sinne wirde bspw. eine lickenhafte Er-
werbsbeteiligung mit niedrigen beruflichen Stellungen im Vorfeld der Erwerbs-
minderung zu eher geringen Rentenansprichen fiihren, eine kontinuierlich ver-
folgte Erwerbsbiografie mit Karrierespriingen zu eher hohen Anspriichen. Uber
die an die Erwerbsbeteiligung geknlipften Beitrdge hinaus werden auch indivi-
duelle Leistungen im Bereich der Reproduktionsarbeit entlohnt (siehe Abschnitt
9.2 und 14.2.3).

Beide Aspekte — die Erwerbsbeteiligung und die Ubernahme reproduktiver Auf-
gaben — hangen eng mit der praktizierten Arbeitsteilung zusammen. Weil unter-
stellt wird, dass sich die praktizierte Arbeitsteilung zwischen den Lebensformen
und fur die Geschlechter unterscheidet, ist anzunehmen, dass sich die gesam-
melten Rentenanspriiche der Erwerbsminderungsrentner(innen) nach diesen
Aspekten unterscheiden. Allerdings stellen die in der Befragung erfassten Le-
bensformen nur Momentaufnahmen zum Zeitpunkt der Erwerbsminderungsbe-
rentung dar. Die zurickliegenden Lebenslaufe der Erwerbsminderungsrent-
ner(innen) sind wahrscheinlich auch durch andere Muster des Zusammenle-
bens und der Arbeitsteilung gekennzeichnet. Ob sich dennoch Unterschiede in
den Rentenanspriichen nachweisen lassen, wird nachfolgend geprift. Da die
Reha-Statistik-Datenbasis keine Informationen zu den Entgeltpunkten und ren-
tenrechtlichen Zeiten enthalt, wurden Daten aus der Rentenzugangsstatistik
2011 herangezogen (siehe Abschnitt 12.1).

Uber die Rentenanspriiche hinaus gibt es, wie eingangs bereits erwahnt, be-
stimmte Merkmale des Erwerbsminderungsrentenbezugs, die nicht direkt mit
der personlichen Beitragsleistung zusammenhangen, sich aber ebenfalls in re-
levantem Umfang auf die Héhe der ausgezahlten Erwerbsminderungsrente aus-
wirken kénnen. Es handelt sich vor allem um den Umfang der bewilligten Er-
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werbsminderungsrente, den erzielten Hinzuverdienst sowie das Berentungsal-
ter. Es ist denkbar, dass diese Aspekte mit dazu beitragen, dass sich die Hohe
der Erwerbsminderungsrentenbetrage zwischen den Lebensformen und Ge-
schlechtern im Durchschnitt nur wenig unterscheidet (siehe Abschnitt 14.2.2).
Wie sich die einzelnen Faktoren auf die Hohe der Erwerbsminderungsrente aus-
wirken kénnen und ob sich deskriptiv tatsachlich ein Einfluss auf die durch-
schnittlichen Zahlbetrage der Geschlechts- und Lebensformgruppen zeigen
lasst, wird nachfolgend dargestellt.

14.3.1 Umfang der Erwerbsminderung

Ein erster relevanter Faktor ist der Umfang der anerkannten Erwerbsminderung.
Wie erlautert wurde, ist die Héhe der Erwerbsminderungsrente auch abhangig
von dem verbliebenen Leistungsvermogen der Betroffenen, welches im Bewilli-
gungsprozess ermittelt wurde (siehe Abschnitt 9.1.1). Gilt das Leistungsvermo-
gen als vollig aufgehoben (Leistungsfahigkeit von unter drei Stunden pro Tag),
wird eine volle Erwerbsminderungsrente mit einem Rentenartfaktor von 1,0 ge-
wahrt. Ist die Erwerbsfahigkeit lediglich teilweise beeintrachtigt (Leistungsver-
mogen unter sechs, aber Uber drei Stunden pro Tag), ist eine teilweise Beren-
tung mit dem Faktor 0,5 angezeigt. Bei gleichen Rentenanwartschaften und an-
sonsten gleichen Bedingungen liegt eine teilweise Erwerbsminderungsrente so-
mit um 50 Prozent niedriger als eine volle Erwerbsminderungsrente.

Tabelle 18: Anteil teilweise erwerbsgeminderter Manner und
Frauen nach Lebensform (in Prozent)

Manner Frauen
Alleinlebende 18,3 19,7
Alleinerziehende 21,0 16,7
Kinderlose Paare 26,6 249
Kernfamilien 20,4 16,0

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Wie Tabelle 18 zeigt, variiert der Anteil der teilweise erwerbsgeminderten Per-
sonen in den Lebensformgruppen. So sind die in Familien lebenden Frauen
bspw. nur zu 16 bis 17 Prozent teilweise erwerbsgemindert. Bei den Erwerbs-
minderungsrentner(inne)n in kinderlosen Paaren liegen die Anteile dagegen mit
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26,6 Prozent (Manner) bzw. 24,9 Prozent (Frauen) deutlich héher. Zumindest
bei den Frauen der genannten Lebensform scheint sich dies merklich auf die
Rentenhdhe auszuwirken, welche gemal der Analyse in Abschnitt 14.2.2 im
Schnitt relativ gering ist. Umgekehrt beziehen Erwerbsminderungsrentnerinnen
in Familien mit einem geringen Anteil teilweise erwerbsgeminderter Personen
verhaltnismaRig hohe Erwerbsminderungsrenten. In anderen Gruppen ist der
Einfluss des Umfangs der Erwerbsminderung nicht so offensichtlich.% Nichts-
destotrotz ist davon auszugehen, dass die ermittelten Unterschiede in der mitt-
leren Erwerbsminderungsrentenhéhe durch den Aspekt zumindest teilweise
mitverursacht werden.

Uberdies kann man vermuten, dass sich der Umfang der anerkannten Erwerbs-
minderung auch auf andere Einnahmen der Erwerbsgeminderten auswirkt.
Denn bei einer vollen Erwerbsminderung ist nicht davon auszugehen, dass ne-
ben dem Rentenbezug weiterhin Erwerbseinkiinfte erzielt werden kénnen. Teil-
weise Erwerbsminderungsrentner(innen) sind dagegen offiziell angehalten, zu-
mindest in Teilzeit erwerbstatig zu sein (siehe Abschnitt 9.1). Da die Erwerbs-
beteiligung angesichts der geringeren Hohe teilweiser Erwerbsminderungsren-
ten materiell wahrscheinlich haufig erforderlich ist, wirkt sich der Umfang der
Erwerbsminderung auch auf die Arbeitsteilung der Lebensformen aus.

14.3.2  Rentenminderung wegen Hinzuverdienst

Ein zweiter fir die Rentenhdhe relevanter Faktor ist der Hinzuverdienst, den
Erwerbsminderungsrentner(innen) unter anderem uber eine Erwerbsbeteiligung
neben dem Rentenbezug erzielen. Uberschreitet dieser die geltenden Hinzuver-
dienstgrenzen, wird der Zahlbetrag der Erwerbsminderungsrente in einem be-
stimmten Umfang — abhangig von der Héhe der Einkiinfte — abgesenkt. Nach
Routinedaten der Rentenversicherung®® ist das in der Untersuchungsgruppe e-
her selten der Fall (Tabelle 19).

% Das hat nattrlich auch damit zu tun, dass andere Faktoren, welche die Rentenbetrage
ebenfalls beeinflussen, in Tabelle 18 nicht kontrolliert werden.

% Die Angaben stammen aus dem Rentenzugangsdatensatz. Es ist anzunehmen, dass ihre
Aktualitat begrenzt ist, weswegen die Rentenminderung aufgrund eines Hinzuverdienstes
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Dennoch lasst sich feststellen, dass sich die Haufigkeit einer Rentenminderung
etwas nach dem Geschlecht und der Lebensform unterscheidet. Am haufigsten
fuhrt ein Hinzuverdienst bei Frauen und Mannern in kinderlosen Partnerschaf-
ten (7,4 bzw. 8,4 Prozent) zu einer reduzierten Erwerbsminderungsrente. Die-
ses Ergebnis ist angesichts des in der Lebensform relativ groRen Anteils an
teilweise erwerbsgeminderten Personen, die aufgrund der ,halben® Erwerbs-
minderungsrente wahrscheinlich etwas hinzuverdienen mussen, plausibel. Eine
entsprechend niedrige Erwerbsminderungsrente weisen aber, wie in Abschnitt
14.2.2 deutlich wurde, nur die Frauen dieser Lebensform auf. Die Manner erzie-
len hingegen die hochsten Erwerbsminderungsrentenbetrage aller Gruppen.
Das ist vermutlich darauf zurlickzufiihren, dass zum einen der Anteil der redu-
zierten Renten auch bei den Mannern in kinderlosen Partnerschaften grund-
satzlich eher gering ist und die Rentenhdhe Uber alle Manner der Lebensform
berechnet wird. Zum anderen wird die Rentenhéhe freilich auch durch andere
Faktoren beeinflusst.

Tabelle 19: Anteil reduzierter und ruhender Erwerbsminderungsrenten
nach der Lebensform (in Prozent)

Reduzierte EM-Renten Ruhende EM-Renten

(inkl. ruhende Renten)

Manner Frauen Manner Frauen
Alleinlebende 2,7 55 1,9 41
Alleinerziehende 54 3,8 3,6 2,5
Kinderlose Paare 8,4 7.4 6,3 47
Kernfamilien 6,6 4.6 54 1,9

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Neben den reduzierten Renten weist Tabelle 19 auch ruhende Renten aus. Es
handelt sich um reduzierte Erwerbsminderungsrenten, deren Zahlung aufgrund
eines hohen Hinzuverdienstes der erwerbsgeminderten Personen vollstandig
(auf 0 Euro) gekirzt und somit ausgesetzt wird. Die Anteile der ruhenden Ren-
ten sind noch geringer als die der reduzierten Renten und, wie zu erwarten war,

in der spateren Analyse auf Basis von Daten aus der Befragung ermittelt wird (siehe Ab-
schnitt 16.3.1). Fir die erste deskriptive Betrachtung ist das Merkmal aus den Routineda-
ten indes ausreichend.
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ebenfalls bei kinderlosen Paaren und Mannern in Kernfamilien am gréRten. Der
Zusammenhang mit der durchschnittlichen Erwerbsminderungsrentenhéhe
wurde zuvor bereits erldutert. Uber das Gesagte hinaus macht der erhéhte An-
teil ruhender Renten in kinderlosen Partnerschaften und in Kernfamilien von er-
werbsgeminderten Mannern erneut deutlich, dass flr diese Erwerbsminde-
rungsrentner(innen) andere Einkommensquellen neben der gesetzlichen Rente
eine gewisse Rolle spielen, was sich positiv auf deren individuelle Einklinfte
auswirkt.

Dass es insgesamt nicht haufiger zu Reduktionen der gesetzlichen Rente
kommt, ist mit Blick auf die eingeschrankte Erwerbsfahigkeit der Untersu-
chungsgruppe plausibel und deckt sich mit den Ergebnissen der Analyse der
individuellen Einkiinfte. Dort wurde schon festgestellt, dass nur ein Teil der Er-
werbsminderungsrentner(innen) neben der gesetzlichen Rente Zusatzeinkinfte
erwirbt und dass diese fiir die Lebensformen nur ein begrenztes Gewicht haben
(siehe Abschnitt 14.2.2). Insofern verwundert es auch nicht, dass sich der Hin-
zuverdienst — analog zum Berentungsumfang — nicht erheblich in den (unkon-
trollierten) durchschnittlichen Einkiinften niederschlagt. Nichtsdestotrotz kann
ein (hoher) Hinzuverdienst die Erwerbsminderungsrente im Einzelfall sehr deut-
lich vermindern und die individuellen Einklinfte erheblich steigern (siehe ebd.).

14.3.3  Berentungsalter

Ein dritter Rentenaspekt ist der Berentungszeitpunkt, der das (vorlaufige) Ende
des Erwerbs von Rentenanspriichen markiert. Der davor liegende Zeitraum des
Anspruchserwerbs ist theoretisch umso groRer, je friher ein Versicherter ins
Erwerbsleben eintrat und je spater die Erwerbsminderungsberentung erfolgt.
Wie Tabelle 20 zeigt, ist das Alter der Befragten beim Erwerbseintritt im Mittel-
wert in allen betrachteten Gruppen vergleichsweise dhnlich. Die verbleibende
Zeit bis zum Ruhestandsalter wird in der Rentenberechnung, wie bereits erlau-
tert wurde, durch die Zurechnungszeit neutralisiert (siehe Abschnitt 9.2.1). Dem-
zufolge ist die tatsachliche Dauer des Zeitraums zwischen Erwerbseintritt und
Berentung fir die Hohe der Erwerbsminderungsrente vermutlich weniger rele-
vant als die Konstellation der zurlickgelegten rentenrechtlichen Zeiten sowie der
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Beitragszuwachs, den Versicherte durch Gehaltssteigerungen im Erwerbsver-
lauf erlangen konnten.

Geht man davon aus, dass die Einkinfte im Erwerbsverlauf steigen, musste
sich das Berentungsalter — ungeachtet der Zurechnungszeit — positiv auf die
erzielten Rentenanwartschaften und die Erwerbsminderungsrentenhéhe aus-
wirken. Tabelle 20 gibt das Durchschnittsalter der Befragten bei Rentenbeginn
wieder. Danach waren alleinerziechende erwerbsgeminderte Frauen und er-
werbsgeminderte Frauen in Kernfamilien mit 45 Jahren noch recht jung, wah-
rend Erwerbsgeminderte in kinderloser Partnerschaft mit 53 bzw. 55 Jahren
(Frauen/ Manner) relativ spat berentet wurden. Erwerbsminderungsrentner(in-
nen) in kinderlosen Partnerschaften hatten damit bis zu 10 Jahre mehr Zeit,
(steigende) Rentenanwartschaften zu sammeln, als andere Lebensformen. Die
Differenz schlagt sich offenbar auch empirisch in der Erwerbsminderungsrente
nieder, deren Betrage bei den Befragten in kinderlosen Partnerschaften relativ
hoch ausfallen.

Tabelle 20: Alter bei Erwerbseintritt und Berentung (Mittelwerte, in Jahren)

Erwerbseintritt EM-Berentung
Manner Frauen Manner Frauen
Alleinlebende 18 18 49 50
Alleinerziehende 20 19 52 45
Kinderlose Paare 17 18 55 53
Kernfamilien 18 19 50 45

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Daruber hinaus lasst sich der Zusammenhang von Berentungsalter und Ren-
tenhohe auch flir ausgewahlte Berentungsalter aufzeigen: So beziehen Be-
fragte, die mit 40 Jahren berentet wurden, bspw. im Median eine Erwerbsmin-
derungsrente von 593 Euro im Monat und Befragte, die mit 55 Jahren in den
Rentenbezug kamen, 639 Euro (ohne Abbildung). Auch zwischen Personen mit
verschiedenem Berentungsalter bestehen indes relevante Lebensform- und Ge-
schlechtsunterschiede: Bspw. liegt die monatliche Erwerbsminderungsrente
von Personen, die mit 40 Jahren berentet wurden, im Schnitt bei 539 Euro, wenn
sie in einer kinderlosen Partnerschaft leben, und in Kernfamilien bei 700 Euro.
Gleiches lasst sich fur Erwerbsgeminderte mit einem anderen Berentungsalter
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sowie fur beide Geschlechter belegen. Die Erwerbsminderungsrentenhdhe wird
somit tatsachlich durch das Renteneintrittsalter beeinflusst, allerdings — wie
auch die anderen behandelten Faktoren — unter anderem in Abhangigkeit von
der Lebensform und dem Geschlecht.

Zusammenfassend wurde deutlich, dass die Erwerbsminderungsrentenhéhe
von verschiedenen Aspekten der Berentung beeinflusst werden kann, welche
von den Rentenanwartschaften zu unterscheiden sind. Empirisch sind diese As-
pekte in den Lebensformengruppen verschieden ausgepragt, was teilweise
durchaus mit Unterschieden in der Hohe der Erwerbsminderungsrente einher-
zugehen scheint. Allerdings ist auf deskriptiver Ebene — ohne dass die Wirkung
anderer Einflussfaktoren kontrolliert wird — schwer zu schatzen, wie stark der
Zusammenhang ausgepragt ist. Nichtsdestotrotz sollten die betrachteten Fak-
toren in der weiteren Analyse im Blick behalten werden.

14.3.4 Erworbene Entgeltpunkte

Wie eingangs gesagt, sind die Rentenanspriiche eine zentrale Bezugsgrolie bei
der Berechnung der Erwerbsminderungsrente. Dartber hinaus vermitteln sie ei-
nen Eindruck von der individuellen Erwerbsbeteiligung und anderen Betatigun-
gen im Erwerbsverlauf. Die Summe der Entgeltpunkte, die sich flir Beitragszei-
ten inklusive aller Zuschlage fur beitragsgeminderte und beitragsfreie Zeiten,
Zu- oder Abschlage aus Versorgungsausgleich usw. ergibt, ist in Abbildung 12
dargestellt. Man sieht, dass die durchschnittliche Entgeltpunktsumme erwar-
tungsgemaf dort am gréRten ist, wo im Median die hochsten Erwerbsminde-
rungsrenten bestehen: Bei erwerbsgeminderten Mannern, die in kinderlosen
Partnerschaften (38 EGP), Kernfamilien (36 EGP) oder alleinerziehend leben
(36 EGP).

Daruber hinaus scheint sich die Summe der Entgeltpunkte — anders als die
Hohe der Erwerbsminderungsrente — zwischen den Geschlechtern starker zu
unterscheiden als zwischen den Lebensformen. Eine Ausnahme bilden Allein-
lebende, bei denen Manner und Frauen ahnliche Werte aufweisen. Sie liegen
in der Lebensform mit 29 bzw. 30 Entgeltpunkten (Manner/ Frauen) niedriger
als in anderen Gruppen, was sich mit den ermittelten geringen Erwerbsminde-
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rungsrenten der Alleinlebenden deckt. Ebenso niedrige Werte von 30 Entgelt-
punkten bestehen lediglich bei Erwerbsminderungsrentnerinnen in kinderlosen
Partnerschaften. Alleinerziehende Frauen und Frauen in Kernfamilien liegen mit
33 bzw. 34 Entgeltpunkten im Mittelfeld. Insgesamt sind die Entgeltpunktsum-
men der erwerbsgeminderten Frauen geringer als die der erwerbsgeminderten
Manner.

Abbildung 12: Summe der Entgeltpunkte aus allen Versicherungszweigen
(Mittelwerte) und EM-Rentenhdhe (in Euro)
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35 700
30 600
25 500
20 400
15 300
10 200
5 100
0 0
Manner | Frauen | Manner | Frauen | Manner | Frauen | Manner | Frauen
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mmm Summe der EGP CEGP aus Beitragszeiten ——EM-Rente in Euro

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Viel interessanter als die Gesamtsumme ist allerdings, wie viele Entgeltpunkte
aus Beitragszeiten die Erwerbsminderungsrentner(innen) aufweisen. Es han-
delt sich um Entgeltpunkte, die aus der eigenen Beitragsleistungen der Befrag-
ten oder aus Beitrdgen stammen, welche bei einer zeitlich begrenzten Arbeits-
losigkeit oder Arbeitsunfahigkeit stellvertretend fir die Befragten von einem
Leistungstrager gezahlt wurden. Am héchsten sind die Entgeltpunkte aus Bei-
tragszeiten bei den erwerbsgeminderten Mannern mit Ausnahme der Alleinle-
benden. Es handelt sich also um eben die Personen, die im Schnitt die hdchsten
Entgeltpunkte erreicht haben. Allerdings besteht ein gewisser Abstand zwi-
schen den Mannern in kinderlosen Partnerschaften mit 31 Entgeltpunkten und
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Mannern in Kernfamilien mit 26 Entgeltpunkten. Allein lebende Manner bleiben
mit 20 Entgeltpunkten aus Beitragszeiten deutlich hinter den Mannern anderer
Lebensformen zurlick, was, wie gesagt, auch flr die Entgeltpunktsumme insge-
samt gilt.

Noch deutlich weniger Entgeltpunkte aus Beitragszeiten bestehen bei den meis-
ten Erwerbsminderungsrentnerinnen. So erreichen alleinerziehende Frauen nur
15 Punkte aus Beitragszeiten, Frauen in Kernfamilien 16 Punkte und allein le-
bende Frauen 17 Entgeltpunkte. Beriicksichtigt man, dass die Summe der Ent-
geltpunkte insgesamt bei diesen Erwerbsminderungsrentnerinnen bei 30 bis 34
Punkten liegt, wird deutlich, dass sie nur etwa die Halfte ihrer Rentenanspriiche
durch eigene Beitragsleistungen erwerben. Erklaren lasst sich dieser Befund
zum einen damit, dass Frauen weniger eigene Rentenanspriiche erwerben als
Manner, weil sie in geringerem Umfang versicherungspflichtig beschaftigt sind,
geringere versicherungspflichtige Einklinfte erzielen usw. Im Ruckblick auf die
empirischen Daten zur familialen Arbeitsteilung (siehe Kapitel 6) erscheint diese
Erklarung sehr wahrscheinlich. Zum anderen kann auch eine friihzeitige Beren-
tung, die zumindest bei alleinerziehenden Frauen und Frauen in Kernfamilien
vorliegt (siehe Abschnitt 14.3.3), zu einer geringeren Entgeltpunktsumme aus
Beitragszeiten flhren.

Frauen in Kernfamilien erzielen indes im Schnitt hdhere Entgeltpunkte aus Bei-
tragszeiten als die Frauen der genannten Lebensformen. Da sie insgesamt aber
eine geringere Entgeltpunktsumme aufweisen, spricht das dafiir, dass die ei-
gene Beitragsleistung bei Frauen in kinderlosen Partnerschaften eine gréfRere
Bedeutung hat. Dieses Ergebnis entspricht der Erwartung, dass kinderlose
Paare tendenziell gleichberechtigte Arbeitsteilungsmodelle praktizieren.

In welchem Umfang Erwerbsgeminderte von Rentenanwartschaften friherer
Partner(innen) profitieren, zeigt Abbildung 13.
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Abbildung 13: Zu- und Abschlage an Entgeltpunkten (Mittelwerte)*
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Dargestellt sind Entgeltpunktegewinne bzw. -verluste infolge eines Versor-
gungsausgleichs bei Trennung oder Scheidung, die generell bei etwa einem
Flnftel der Befragten vorliegen. Danach verzeichnen Frauen beim Versor-
gungsausgleich stets hohere Zuschlage und geringere Abschldge an Entgelt-
punkten als Manner. Besonders hoch sind die durchschnittlichen Entgeltpunkt-
gewinne mit jeweils rund 5 Entgeltpunkten bei allein lebenden und alleinerzie-
henden Frauen sowie bei Frauen in kinderlosen Partnerschaften. Die Abschlage
erreichen bei den Frauen maximal 2,3 Entgeltpunkte; am héchsten sind sie bei
den Frauen mit den hoéchsten Entgeltpunkten aus Beitragszeiten (kinderlose
Partnerschaften). Erwerbsgeminderte Manner verzeichnen in allen Lebensfor-
men hohere Abschlage. Am héchsten sind sie bei alleinerziehenden Mannern
und Mannern in Kernfamilien mit einem Verlust von je rund 5 Entgeltpunkten.

Da der Versorgungsausgleich eine halftige Teilung der rentenrechtlichen An-
spruche durchsetzt, die wahrend der Dauer der Ehe bzw. Partnerschaft gesam-
melt wurden (siehe Abschnitt 5.3.6 und 9.2), bedeutet das, dass Frauen oftmals
geringere versicherungspflichtige Einklinfte und somit weniger Rentenanspru-
che erwerben als Manner. Der Entgeltpunktausgleich, der im Falle einer Er-
werbsminderung auch zur materiellen Kompensation beitragt, geht somit ten-
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denziell zugunsten der Frauen und zulasten der Manner. Geschlechterdifferen-
zen in der Summe der Entgeltpunkte werden so reduziert, wie sich unter ande-
rem bei alleinerziehenden Frauen und Frauen in Kernfamilien gut zeigt: Diese
erreichen, wie zuvor deutlich wurde, trotz geringer Entgeltpunkte aus Beitrags-
zeiten recht hohe Entgeltpunktsummen. Das schlagt sich auch in der Hohe der
Erwerbsminderungsrente und dem materiellen Kompensationsbedarf nieder.

14.3.5 Rentenrechtliche Zeiten

Ob Frauen, wie zuvor vermutet, auch deswegen geringere Rentenanspriiche
und insbesondere weniger Entgeltpunkte aus Beitragszeiten aufweisen als
Manner, weil sie haufiger in einem jlngeren Alter berentet werden, Iasst sich
mit Blick auf die rentenrechtlichen Zeiten untersuchen. Sie bilden den Erwerbs-
verlauf vom Beginn der ersten sozialversicherungspflichtigen Beschéaftigung o-
der Ausbildung bis zum (im Fall der Erwerbsgeminderten fiktiven) Eintritt in den
Ruhestand ab. Sie zeigen unter anderem, dass die ab dem Zeitpunkt der Er-
werbsminderung verbleibende Dauer des Erwerbsverlaufs — rentenrechtlich als
Zurechnungszeit erfasst — bei Mannern und Frauen sowie zwischen den Le-
bensformen unterschiedlich lang ist (Abbildung 14).

Wahrend die Zurechnungszeit mit 72 Monaten bei erwerbsgeminderten Man-
nern in kinderlosen Partnerschaften am kurzesten ist, betragt sie bei alleinerzie-
henden erwerbsgeminderten Frauen 195 Monate und bei erwerbsgeminderten
Frauen in Kernfamilien 189 Monate (Abbildung 14). Sie fallt damit bei den ge-
nannten Frauen um rund 10 Jahre langer aus als bei den genannten Mannern.
Wie vermutet und bei der Betrachtung des Renteneintrittsalters (siehe Abschnitt
14.3.3) auch schon festgestellt wurde, ist der vor der Erwerbsminderung lie-
gende Erwerbsverlauf von in Familien lebenden Frauen demzufolge vergleichs-
weise kurz. Die enthaltenen Beitragszeiten umfassen im Durchschnitt lediglich
196 Monate (alleinerziehende Frauen) bzw. 199 Monate (Frauen in Kernfami-
lien), was gut 16 Jahren entspricht. Sie sind damit kurzer als in den Ubrigen
Lebensformen. Das bekraftigt die Vermutung, dass die niedrigen Rentenan-
spriiche aus eigenen Beitragszeiten, die Erwerbsminderungsrentnerinnen in
Familien aufweisen, auch auf zeitlich begrenzte Erwerbsphasen zurtickzufiihren
sind.
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Abbildung 14: Rentenrechtliche Zeiten (Mittelwerte, in Monaten) und
Entgeltpunkte aus Beitragszeiten (Mittelwerte)
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mmm Beitragszeiten = Zurechnungszeit ——EGP aus Beitragszeiten

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Im Unterschied dazu sind erwerbsgeminderte Frauen in kinderlosen Partner-
schaften und alleinlebende Frauen durch wesentlich kiirzere Zurechnungszei-
ten und erheblich I&ngere Beitragszeiten gekennzeichnet. Am deutlichsten ist
das bei Erwerbsminderungsrentnerinnen in kinderlosen Partnerschaften, deren
Verlaufsdaten mit 102 Monaten Zurechnungs- und 274 Monaten Beitragszeiten
eher den Daten der erwerbsgeminderten Manner in Familien ahneln.

In Familien lebende Erwerbsminderungsrentner haben im Vorfeld ihrer Beren-
tung im Schnitt rund 25 Jahre an Beitragszeiten zurtickgelegt (Abbildung 14). In
diesen Zeiten haben sie, wie im Vorfeld deutlich wurde, relativ hohe Entgelt-
punktsummen angehauft (vgl. Abbildung 12). Die meisten Entgeltpunkte aus
Beitragszeiten bestehen, wie ebenfalls ermittelt wurde, bei Erwerbsminderungs-
rentnern in kinderlosen Partnerschaften. Sie haben mit 358 Monaten — fast 30
Jahren — erwartungsgemaf auch die mit Abstand langsten Beitragszeiten aller
Erwerbsminderungsrentner(innen) absolviert. Insgesamt sprechen die Befunde
erneut dafiir, dass Manner im Vorfeld ihrer Erwerbsminderung eine umfangrei-
chere Erwerbstatigkeit ausliiben und in gréBerem Umfang eigene Rentenan-
spriche erwerben als Frauen.



Exkurs: Rentenanspriiche und relevante Rentenaspekte 241

Welche Zeiten neben den Beitragszeiten relevant sind und welchen Anteil sie
an den jeweiligen rentenrechtlichen Zeiten insgesamt haben, ist in Abbildung 15
dargestellt. Die Zurechnungszeit wurde dabei ausgeklammert, da diese lediglich
eine fiktive Zeitspanne reprasentiert. Der Abbildung ist zu entnehmen, dass die
Beitragszeiten, differenziert nach vollwertigen und geminderten Beitragszeiten,
in allen Lebensformen den Grofiteil der rentenrechtlichen Zeiten ausmachen.
Monate, in denen vollwertige Beitrage geleistet wurden, haben bei mannlichen
Alleinerziehenden, Mannern in kinderlosen Partnerschaften und in Kernfamilien
mit mehr als 80 Prozent das grote Gewicht. Erwerbsgeminderte Frauen der
entsprechenden Lebensformen erreichen héchstens 68,5 Prozent (kinderlose
Paare).

Abbildung 15: Zusammensetzung der rentenrechtlichen Zeiten* (in Prozent)
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Auch dieser Befund spricht dafir, dass erwerbsgeminderte Manner im Verlauf
im Schnitt eine starkere Erwerbsbeteiligung an den Tag legen und in grolRerem
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Umfang eigene Rentenanspriiche erwerben als Frauen. Zusammen mit den bei-
tragsgeminderten Zeiten erreichen ihre vollwertigen Beitragszeiten einen Anteil
von rund 95 Prozent an allen rentenrechtlichen Zeiten, was selbst fir allein le-
bende Manner gilt, die sonst oft eine Sonderstellung haben.

Bei den erwerbsgeminderten Frauen sind die Beitragszeiten, wie bereits die
vollwertigen Beitragszeiten verdeutlichen, auffallend knapper bemessen. Den-
noch summieren sie sich immerhin auf gut 80 Prozent der zuriickgelegten Zei-
ten. Daneben sind bei den erwerbsgeminderten Frauen rund 10 Prozent der
rentenrechtlichen Zeiten (exklusive Zurechnungszeit) mit Berlcksichtigungs-
zeiten fur die Pflege von Kindern oder Angehérigen belegt. Bei den erwerbsge-
minderten Mannern kommen diese Zeiten hingegen gar nicht vor bzw. sind in
der Mittelwertbetrachtung nicht ersichtlich. Die Ergebnisse deuten erneut darauf
hin, dass die Erwerbsbeteiligung und Arbeitsteilung der Untersuchungsgruppe
geschlechtsspezifisch gepragt ist.

Anrechnungszeiten — bspw. Zeiten der schulischen und beruflichen Ausbildung,
der Arbeitslosigkeit, der Rehabilitation sowie Zeiten der Schwangerschaft und
des Mutterschutzes bei Frauen — haben alle untersuchten Erwerbsminderungs-
rentner(innen) in ihrem Erwerbsverlauf zuriickgelegt. Dass die Anteile bei den
Frauen in allen Lebensformen durchschnittlich etwas grof3er sind als die der
Manner, ist sicherlich auf absolvierte Schwanger- und Mutterschaftszeiten zu-
rickzufuhren. Ersatzzeiten (Werte am Rand des Diagramms in Abbildung 15)
spielen in allen Gruppen kaum eine Rolle.

Die Zusammensetzung der rentenrechtlichen Zeiten unterscheidet sich damit —
wie auch die Summe der Entgeltpunkte — zwischen den Lebensformen eher
wenig. Erheblich sind dagegen die Unterschiede zwischen den Geschlechtern:
Erwerbsgeminderte Manner haben sowohl absolut als auch anteilig mehr Bei-
tragszeiten zuriickgelegt als erwerbsgeminderte Frauen. Vor allem haben sie
mehr vollwertige Beitrage entrichtet, was dafir spricht, dass sie im Erwerbsver-
lauf stark in das Erwerbssystem eingebunden waren. Das schlagt sich letztlich
auch in héheren Entgeltpunktsummen der Manner — mit Ausnahme der Allein-
lebenden — nieder. Die Familienarbeit, namentlich die im Rentenrecht aner-
kannte Pflege von Kindern und Angehdrigen, ist demgegeniiber ausschliellich
bei den Frauen verortet. Obwohl Kindererziehungszeiten gut bewertet werden,
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erzielten Frauen in der Untersuchungsgruppe geringere Rentenanspriiche als
Manner — insbesondere aufgrund der deutlich kiirzeren Beitragszeiten.

Als Zwischenfazit ist festzuhalten, dass der Einbezug der Entgeltpunkte und
rentenrechtlichen Zeiten einen differenzierteren Blick auf die Situation der Er-
werbsminderungsrentner(innen) erlaubt. Zuvorderst wurde deutlich, dass sich
die Rentenanspriiche deutlich zwischen den Geschlechtern unterscheiden: Er-
werbsgeminderte Manner, die in Familien und kinderlosen Partnerschaften le-
ben, haben im Erwerbsverlauf vor ihrer Erwerbsminderungsberentung ver-
gleichsweise lange Beitragszeiten zuriickgelegt, in diesen Zeiten die meisten
Entgeltpunkte erworben und kénnen insgesamt die hdchsten Rentenanspriiche
vorweisen. Bei erwerbsgeminderten Frauen fallen die Beitragszeiten und die
entsprechenden Entgeltpunktsummen generell geringer aus, was besonders
bei alleinerziehenden Frauen und Frauen in Kernfamilien deutlich wird.

Die deskriptiven Befunde zeigen damit erstens, dass sich die Erwerbsverlaufe
erwerbsgeminderter Manner und Frauen empirisch tatsachlich unterscheiden.
Erwerbsminderungsrentnerinnen sind im Verlauf durchschnittlich in geringerem
Umfang in das Erwerbssystem eingebunden als Erwerbsminderungsrentner.
Mit Blick auf die Arbeitsteilung der Untersuchungsgruppe spricht dies fir ein
grundsatzliches Vorherrschen traditioneller Modelle. Dies musste im Sinne der
Hypothese zu einem Nachteil fir erwerbsgeminderte Frauen fiihren, was aller-
dings — wie schon deutlich wurde — nicht der Fall ist (siehe Abschnitt 14.2.2).

Der Grund dafiir ist offensichtlich, dass sich die unterschiedlichen Beitragszei-
ten der Geschlechter in sehr begrenzten Unterschieden in den gesamten Ren-
tenansprichen niederschlagen — ein zweiter wichtiger Befund. Dass dem so ist,
lasst sich mit Blick auf die Zusammensetzung der Entgeltpunkte vor allem auf
ausgleichende rentenrechtliche Regelungen (bspw. Gewahrung von Entgelt-
punkten fur Kindererziehung und Pflege, Ausgleich der erworbenen Anspriiche
bei Versorgungsausgleich) zurtckfihren. Die Analyse der Rentenanspriiche
und rentenrechtlichen Zeiten konnte somit dazu beitragen, zu klaren, weshalb
sich die Erwerbsminderungsrenten zwischen den Geschlechtern nur wenig un-
terscheiden.

Ein drittes Ergebnis der deskriptiven Analyse ist, dass sich zwischen den Le-
bensformen zum Teil ebenfalls verschiedene Rentenanspriiche zeigen. Konkret
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wurde ermittelt, dass Erwerbsminderungsrentnerinnen in Familien trotz eher ge-
ringer Entgeltpunktgewinne aus Beitragszeiten relativ hohe Rentenanwartschaf-
ten erreichen. Wie im vorigen Absatz bereits angesprochen, hat das maRgeblich
mit Entgeltpunkten zu tun, welche die Frauen fiir reproduktive Tatigkeiten (un-
mittelbar oder im Zuge eines Versorgungsausgleichs) erhalten. Demgegentber
weisen Erwerbsminderungsrentnerinnen, die in kinderlosen Partnerschaften o-
der alleine leben, insgesamt merklich geringere Rentenanwartschaften auf, ob-
gleich sie im Erwerbsverlauf mehr Entgeltpunkte aus Beitragszeiten erwerben.
Das spricht dafiir, dass erwerbsgeminderte Frauen in Familien — im Sinne der
Hypothese H6 (siehe Abschnitt 11.3) — in ihren Erwerbsverlaufen typischer-
weise traditionellere Arbeitsteilungsmuster eingehen als erwerbsgeminderte
Frauen in kinderlosen Partnerschaften bzw. als (zum Zeitpunkt der Befragung)
allein lebende erwerbsgeminderte Frauen. Letztere sind starker in das Erwerbs-
leben eingebunden, was auf eine gleichberechtigtere Arbeitsteilungspraxis hin-
deutet.

Bei erwerbsgeminderten Mannern lassen sich aus den Beitragszeiten und ent-
sprechenden Entgeltpunkten indessen keine vergleichbaren Unterschiede in
der Arbeitsteilung ableiten. Dieser Befund passt zu dem im Zuge der empiri-
schen Recherche erzielten Eindruck, dass Manner in allen betrachteten Le-
bensformen stark auf die Produktionssphare bezogen sind und, wenn sie eine
Erwerbsarbeit ausiiben, sowohl in kinderlosen Partnerschaften als auch in
Kernfamilien groftenteils vollzeiterwerbstatig sind (siehe Abschnitt 6.2.2 und
6.2.3).

14.4 Fazit zur materiellen Lage bei Erwerbsminderung

Im aktuellen Kapitel wurde die materielle Lage der Erwerbsminderungsrent-
ner(innen) und ihrer Haushalte anhand von Daten aus dem EMR-Projekt der
Rentenversicherung und anhand von Vergleichsdaten aus dem SOEP deskrip-
tiv untersucht. Es sollte zum einen gezeigt werden, wie sich die Haushaltsein-
kiinfte der Untersuchungsgruppe darstellen und in welchem Mal sie sich von
denen der Vergleichsbevdlkerung unterscheiden. Zum anderen interessierte,
welche Rolle die individuellen Einkilinfte der Erwerbsgeminderten flr die mate-
rielle Sicherung auf Personen- und Haushaltsebene spielen.
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Mit Blick auf die bedarfsgewichteten Haushaltseinklnfte zeigte sich, dass diese
bei den Erwerbsminderungsrentner(inne)n und ihren Haushaltsmitgliedern
deutlich geringer ausfallen als in der 40- bis 64-jahrigen Bevolkerung. Um die
Unterschiede zu veranschaulichen, wurden die prozentualen Einkommensposi-
tionen der Erwerbsminderungsrentnerhaushalte bezogen auf die mittleren
Haushaltseinkinfte in der Vergleichsgruppe (entsprechend 100 Prozent) be-
rechnet. In den meisten Lebensformen erreichen die Erwerbsminderungsrent-
ner(innen) danach lediglich 50 bis 60 Prozent der Haushaltseinkinfte der Ver-
gleichsgruppe. Der hochste Wert besteht mit 80 Prozent in kinderlosen Partner-
schaften erwerbsgeminderter Frauen. Es wurde geschlussfolgert, dass die in
Abschnitt 13.3 ermittelte besondere Vulnerabilitét der Untersuchungsgruppe
auch hinsichtlich der materiellen Ausstattung besteht (gemaf3 Hypothese H1)
bzw. sich auch in der materiellen Lage der Haushalte von Erwerbsgeminderten
niederschlagt.

Innerhalb der Untersuchungsgruppe wurde deutlich, dass erwerbsgeminderte
Alleinlebende mit den niedrigsten bedarfsgewichteten Einkiinften auskommen
mussen. Das ist plausibel, weil diese Erwerbsgeminderten keine Unterstitzung
durch Haushaltsmitglieder erfahren und ihren Lebensunterhalt trotz der Er-
werbsminderung allein bestreiten missen. Der Befund entspricht der Hypo-
these H3 und deckt sich damit, dass Alleinlebende innerhalb der Untersu-
chungsgruppe die vulnerabelste Lebensform darstellen. Sie sind damit bezug-
lich der Sicherung des soziokulturellen Existenzminimums bei Erwerbsminde-
rung eher eine Risikogruppe, als bspw. Alleinerziehende.

Fir erwerbsgeminderte Frauen kdnnte im Ruckblick auf die Betrachtungen der
geschlechtsspezifischen Erwerbsbeteiligungen und Einkommenschancen (vgl.
unter anderem Abschnitt 5.2.1, 5.2.2 und 5.4) ebenfalls eine besonders schwie-
rige Lage angenommen werden. Allerdings wurde erwartet, dass sie im Haus-
haltskontext eine glinstige(re) materielle Lage aufweisen als erwerbsgemin-
derte Ménner (Hypothese H8). Die Analysen bestétigten diese Erwartung. Die
bessere Einkommenslage der Haushalte von Erwerbsminderungsrentnerinnen
erklart sich unter anderem mit der gréReren Bedeutung mannlicher Erwerbsein-
kommen flr den Haushalt, wodurch in Lebensformen erwerbsgeminderter Man-
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ner grof3ere materielle Engpasse entstehen als in Lebensformen erwerbsgemin-
derter Frauen. Die in der 40- bis 64-jahrigen Bevdlkerung bestehende bessere
finanzielle Situierung der Haushalte mannlicher Befragter kehrt sich somit bei
Erwerbsminderung in eine materielle Schlechterstellung um.

Zu den Hypothesen H4 bis H6, die sich maRgeblich aus Annahmen zur partner-
schaftlichen Arbeitsteilung ableiteten, lieferte die deskriptive Betrachtung allen-
falls erste Hinweise. So deutete sich an einigen Stellen ein finanzieller Vorteil
fur kinderlose Paare gegenuber Kernfamilien von Erwerbsgeminderten an, der
aber an keiner Stelle eindeutig hervortrat. Auch ein klarer Einkommensnachteil
fur Erwerbsminderungsrentnerhaushalte mit Kindern vor kinderlosen Haushal-
ten war nicht zu verzeichnen.

Zur Zusammensetzung der monatlichen Haushaltsnettoeinkiinfte ergab die de-
skriptive Analyse, dass diese in den Gruppen recht unterschiedlich ausfallt. Bei
allein lebenden und alleinerziehenden Erwerbsminderungsrentner(inne)n er-
wiesen sich die individuellen Einkunfte als zentral. Ihr Anteil an den Haushalts-
einklinften belauft sich auf zwei Drittel bzw. auf Uber 80 Prozent (Alleinlebende/
Alleinerziehende). Bei den Ubrigen Lebensformen sind die Einnahmen der Er-
werbsminderungsrentner(innen) auch relevant. Einen erheblichen Einkom-
mensbeitrag leisten dort aber auch die Einkiinfte anderer Haushaltsmitglieder.

Die Erwerbsminderungsrente, die eine zentrale Komponente der Einkinfte der
Erwerbsgeminderten darstellt, ist angesichts der deskriptiven Ergebnisse als
eine relevante, aber nur in wenigen Lebensformen zentrale Einkommenskom-
ponente zu bewerten. Diese Einschétzung entspricht der Hypothese H2. Des
Weiteren wurde festgestellt, dass die Zusammensetzung der Einkiinfte mit de-
ren Hohe assoziiert ist. So werden bspw. relativ hohe Haushaltseinkiinfte erzielt,
wenn sich diese in relevantem Umfang aus Einklnften der Haushaltsmitglieder
speisen. Sind dagegen staatliche Transfers eine relevante Einkommensquelle,
liegen die monatlichen Einklnfte vergleichsweise niedrig.

Mit Blick auf die individuellen Einklnfte wurde festgestellt, dass diese in der
Untersuchungsgruppe — wie schon die Haushaltseinkiinfte — weit hinter den Ein-
kiinften der Vergleichsgruppe zurlckbleiben. Am niedrigsten sind sie bei er-
werbsgeminderten Alleinlebenden, was sich erneut mit den Ergebnissen zur
Vulnerabilitat sowie der Hypothese H3 decki.
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Daruber hinaus beziehen Erwerbsminderungsrentner — mit Ausnahme der Al-
leinlebenden — hohere Einkinfte als Erwerbsminderungsrentnerinnen, was den
in Hypothese H7 formulierten Erwartungen entspricht. In der 40- bis 64-jahrigen
Bevdlkerung finden sich die Geschlechterdifferenzen wieder und sind dort sogar
noch starker ausgepragt. Weil die Erwerbsminderungsrente den zentralen Be-
standteil der Einkunfte der Erwerbsminderungsrentner(innen) bildet, Iasst sich
anhand dieser deskriptiven Befunde schliefen, dass die Rente zu einer Redu-
zierung der Differenzen beitragt. Wie in Abschnitt 9.2 erlautert wurde, geschieht
dies unter anderem durch die rentenrechtliche Berlicksichtigung von Zeiten der
Kindererziehung und Pflege, welche in der Regel den Rentenanwartschaften
von Frauen zugutekommt.

Uber all diese Befunde hinaus wurde in einem Exkurs beleuchtet, dass die Hohe
der Erwerbsminderungsrente in erheblichem Maf durch bestimmte Merkmale
der Berentung bzw. des Rentenbezugs beeinflusst wird.

Die erworbenen Rentenanspriiche und rentenrechtlichen Zeiten wurden eben-
falls beleuchtet, weil sie fiir die Erwerbsminderungsrentenhdhe essentiell sind
und Auskunft Uber die Erwerbsverlaufe der Untersuchungsgruppe geben. Be-
zuglich der Rentenanspriiche zeigte sich unter anderem, dass sich die Summe
der Entgeltpunkte — anders als die Erwerbsminderungsrentenhdhe — zwischen
den Geschlechtern merklich zugunsten der Manner unterscheidet. Zwischen
den Lebensformen wurden nur geringe Unterschiede ermittelt. Lediglich
Alleinlebende bilden erneut eine Ausnahme, insofern sie relativ wenig
Entgeltpunkte vorweisen kdénnen — analog zu ihren niedrigen Erwerbs-
minderungsrenten.

Bezlglich der rentenrechtlichen Zeiten zeigen sich ebenfalls deutliche Ge-
schlechterunterschiede. So weisen erwerbsgeminderte Frauen kirzere Er-
werbsverlaufe und weniger Zeiten auf, in denen Sozialversicherungsbeitrage
geleistet wurden, als erwerbsgeminderte Manner. Die Daten sprechen dafiir,
dass die Erwerbsminderungsrentnerinnen im Vorfeld der Berentung in geringe-
rem Umfang in das Erwerbssystem eingebunden waren als die Erwerbsminde-
rungsrentner.
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Fir die Untersuchungsgruppe ist demzufolge offenbar eine eher traditionelle Ar-
beitsteilung kennzeichnend — Uber Familien hinaus. Dass sich dieser interes-
sante Befund nichtsdestotrotz nicht in unterschiedlichen Erwerbsminderungs-
rentenbetragen der Geschlechter niederschlagt, ist, wie sich an den Daten ver-
anschaulichen lasst, tatsachlich unter anderem auf ausgleichende rentenrecht-
liche Regelungen zurlickzufihren. Der Exkurs lieferte damit zweifelsfrei sehr
aufschlussreiche Ergebnisse.

Im weiteren Verlauf ist nun vor allem zu prifen, ob die ersten deskriptiv gewon-
nenen Einschatzungen zu den Hypothesen einer multivariaten Uberpriifung
standhalten.



15 Multivariate Analyse der Haushaltseinkiinfte bei
Erwerbminderung

15.1 Vorbemerkung zu Verfahren, Zielvariable und Kovariablen

Aufbauend auf den deskriptiven Ergebnissen des vorangegangenen Kapitels
wird es im Folgenden darum gehen, die identifizierten Zusammenhange zwi-
schen dem bedarfsgewichteten Haushaltseinkommen und den betrachteten
Merkmalen multivariat zu Uberprufen. Auf Basis der multivariaten Analyse soll
letztlich eine Aussage zu den formulierten Hypothesen getroffen werden.

Die multiple Regression ist dafiir ein geeignetes statistisches Verfahren. Sie er-
moglicht es, die Beziehungsstruktur zwischen einer abhangigen und mehreren
unabhangigen Variablen zu untersuchen (vgl. Briderl 2000, 1-11; Urban/ Ma-
yerl 2006, 16-39). Im Zentrum des Interesses steht das bedarfsgewichtete Ein-
kommen der Haushalte von Erwerbsminderungsrentner(inne)n (abhangige Va-
riable). Es handelt sich um eine metrische Variable, von der man annehmen
kann, dass sie in einem linearen Zusammenhang mit relevanten erklarenden
bzw. unabhangigen Variablen wie bspw. individuellen Einklnften der Erwerbs-
geminderten steht. Dementsprechend wird ein lineares Regressionsmodell in
der Form Yi = b0 + bx; + & berechnet.

Da die Verteilung der abhangigen Variable linkssteil und linkszensiert ist (Ein-
kiinfte kdnnen nicht < 0 sein; Abbildung 16), wird sie logarithmiert in das Modell
einbezogen. Die logarithmierte Verteilung ist in Abbildung 17 dargestellt.

Welche Merkmale als unabhangige bzw. Kovariablen eingeschlossen werden,
ergibt sich aus den zu priifenden Thesen und den bisherigen Befunden. Dem-
nach stehen, um die Hohe der bedarfsgewichteten Einkinfte in Erwerbsminde-
rungsrentnerhaushalten zu erklaren, vor allem die Héhe der gesetzlichen Er-
werbsminderungsrente, die Lebensformen und das Geschlecht der Erwerbsge-
minderten im Fokus (siehe Kapitel 11).

© Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2017
S. Martin, Materielle Absicherung bei Erwerbsminderung im
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Abbildung 16: Bedarfsgewichtete Haushaltseinklnfte
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Abbildung 17: Logarithmierte bedarfsgewichtete Haushaltseinkiinfte
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Die Hohe der Erwerbsminderungsrente geht, weil sie wie die abhangige Vari-
able linkszensiert bzw. etwas linkssteil verteilt ist, logarithmiert in das Modell
ein. Da Logarithmen zur Basis 0 nicht definiert sind, sind Falle mit dem Wert 0
als fehlend deklariert. FUr die Analyse ist das an dieser Stelle nicht nachteilig,
da die Mehrheit der Befragten eine Erwerbsminderungsrente bezieht und die
Befragten ohne Rente (bzw. mit wegen des Hinzuverdienstes ruhender Rente)
innerhalb der Gruppe der Erwerbsminderungsrentner(innen) im Grunde Son-
derfalle darstellen.

Geschlecht und Lebensformen werden als Dummys einbezogen. Da die Le-
bensformen bereits mit k — 1 Dummy-Variablen vollstandig abgebildet sind, wer-
den Alleinerziehende im Sinne einer Referenzkategorie ausgeklammert. Das ist
vertretbar, weil die Lebensform bei der Betrachtung der materiellen Lage von
Erwerbsgeminderten nicht im Vordergrund steht, da es sich um eine anteilig
kleine, sehr spezielle Personengruppe handelt.5” Grundsatzlich sind die Allein-
erziehenden in der Analyse dennoch greifbar — die Lebensform ist ,alleinerzie-
hend®, wenn alle (k — 1) Dummys = 0 sind.

Neben den genannten zentralen Kovariablen werden weitere als relevant erach-
tete Merkmale berlicksichtigt, z. B. bestimmte materielle Gegebenheiten des
Haushalts und die mit der Arbeitsteilung assoziierte Erwerbsbiografie der Er-
werbsminderungsrentner(innen). Zusatzlich wird das Modell fir soziodemogra-
fische Merkmale adjustiert, die oben bereits mit Blick auf die Vulnerabilitat der
Erwerbsgeminderten betrachtet wurden (bspw. Alter, Bildung, Migrationshinter-
grund). Tabelle 21 zeigt eine Liste der entsprechenden Kovariablen mit deren
Operationalisierung.

Die Modellbildung wird schrittweise vollzogen. Auf diese Weise |asst sich die
Erklarungskraft einzelner Variablen bzw. bestimmter Variablensets betrachten,
ohne die Glte des Gesamtmodells aus dem Blick zu verlieren. In einem ersten
Schritt wird nur die Erwerbsminderungsrente als Kovariable verwendet. Das
sich ergebende bivariate Modell wird — nach einem ersten kurzen Blick auf die

57 Alleinerziehende Erwerbsgeminderte sind unter anderem vergleichsweise jung und mehr-
heitlich Frauen (siehe Abschnitt 13.3). Eine Komponentenanalyse bestatigt die Auswahl:
Die Relevanz der Alleinerziehenden flr das Konstrukt ,Lebensform* ist gemaf Principal
Component Analysis (PCA, durchgefiihrt mit Stata) am geringsten.
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Ergebnisse — daraufhin untersucht, ob die grundlegenden Annahmen der linea-
ren Regression erfillt sind. Nur wenn dies der Fall ist, eignet sich die lineare
Regression als Analyseverfahren.

Tabelle 21: Relevante unabhangige Variablen und deren Operationalisierung

Merkmale der EM-Rentner(innen)

Geschlecht Dummy (Referenz: mannlich)

Alter zum Zeitpunkt der Befragung Metrische Variable (Jahre)
Migrationshintergrund Dummy (Referenz: trifft nicht zu)
Bildungsniveau nach internationaler Dummys (Referenz: gering)
Klassifikation ISCED in 3 Stufen

Erwerbsminderungsrente pro Monat Metrische Variable (Euro, logarithmiert)
Einklnfte neben der EM-Rente Dummy (Referenz: trifft nicht zu)

Anrechnungszeiten fur Krankheit oder Dummys (Referenz: trifft nicht zu)
Arbeitslosigkeit in 3 Stufen

Erwerbsaustritt im Vorfeld der Dummys (Referenz: trifft nicht zu)
EM-Berentung in 4 Stufen

Merkmale der Haushalte
Lebensform der Erwerbsgeminderten Dummys (Referenz: Alleinerziehende)

Anteil der Personen mit eigenen Ein- Dummys (Referenz: max. 50 Prozent)
kanften in 3 Stufen

Bezug der staatlichen Mindestsicherung | Dummy (Referenz: trifft nicht zu)
Region des Wohnsitzes Dummy (Referenz: alte Bundeslander)

Die nachfolgenden Berechnungen basieren auf einer Stichprobe mit N= 3.543,
welche um 13,6 Prozent kleiner ist als die Gesamtstichprobe mit 4.100 Fallen.
Die Differenz ergibt sich daraus, dass in der Regression nur Falle mit gultigen
Werten bei den einbezogenen Merkmalen berticksichtigt werden.

15.2 Bivariates Modell und grundlegende Regressionsdiagnostik

Tabelle 22 zeigt die Ergebnisse der bivariaten Regression. Man kann ihr ent-
nehmen, dass ein positiver Zusammenhang zwischen den bedarfsgewichteten
Haushaltseinkiinften und der Erwerbsminderungsrente besteht.

Da eine konkretere Interpretation der auf der Logarithmusskala verorteten
Schatzwerte inhaltlich wenig griffig ist, werden die Ergebnisse im Folgenden
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prozentual interpretiert: Das Haushaltseinkommen erhoht sich mit jedem ein-
prozentigen Anstieg der Erwerbsminderungsrente um 0,21 Prozent. Erhoht sich
die erwerbsminderungsbedingte Rente um 50 Prozent, brachte dies bspw. ei-
nen erwarteten Anstieg des bedarfsgewichteten Haushaltseinkommens um
10,5 Prozent.

Der Schatzwert ist signifikant und prazise, insofern das Konfidenzintervall relativ
schmal ist. Allerdings scheint die Bedeutung der gesetzlichen Rente fiir die
Haushaltseinkiinfte bei Erwerbsminderung mit Blick auf die Hohe des Werts e-
her gering zu sein —im Sinne der Hypothese H2. Dafiir spricht auch, dass durch
das bivariate Modell nur rund 8 Prozent der gesamten beobachteten Varianz
der abhangigen Variable ausgeschopft bzw. gebunden werden (R?). Es ist zu
prifen, ob sich der Einfluss der Erwerbsminderungsrente verandert, wenn im
Modell weitere Kovariablen bertcksichtigt werden.

Tabelle 22: Bivariate lineare Regression der bedarfsgewichteten
Haushaltsnettoeinkuinfte in Erwerbsminderungsrentnerhaushalten

b-Koeffizient SE®® Kl (95 %)%8 p-Wert
EM-Rente 0,2126 0,0124 0,1882 - 10,2370 | 0,000
(in Euro, log.)
Konstante 5,5395 0,0797 5,3832 - 5,6959 | 0,000

N=3.543 (gewichtet), F(1, 3.541)=291,70 mit p=0,0000, R2=0,0761, Root MSE=0,39039

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Bevor das Modell weiterentwickelt wird, soll allerdings betrachtet werden, ob die
Grundannahmen des linearen Regressionsmodells erfillt sind. Zu diesen An-
nahmen zahlt erstens die Linearitat der Beziehung zwischen abhangiger und
unabhangiger Variable (Annahme 1). Das schlie3t auch ein, dass die Summe
der Residuen im Modell gleich Null ist.

Die Annahme lasst sich unter anderem mit dem Regression Equation Specifi-
cation Error Test (RESET) priifen, der einen signifikanten F-Wert von

F(3, 3.538)= 41,45, Prob > F = 0,0000

% Nachfolgend wird der Standardfehler mit SE und das Konfidenzintervall mit KI abgekdirzt.
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liefert. Dieser Wert liegt bei einer Irrtumswahrscheinlichkeit von 5 Prozent deut-
lich Uber dem kritischen Wert von 2,61. Die Nullhypothese, dass ein nicht-line-
ares Modell eine héhere Erklarungskraft hat, kann somit abgelehnt werden; die
Linearitdtsannahme ist erfullt.

Eine zweite, ebenfalls zentrale Annahme besagt, dass die Residuen unabhan-
gig sind, also nicht autokorrelieren (Annahme 2). Ublicherweise gilt diese An-
nahme als erfiillt, wenn nicht mehrere Messungen einer Einheit in die Regres-
sion eingehen (z. B. Messungen eines Falls zu mehreren Zeitpunkten; vgl. Vach
2012, 29). Dies ist hier gegeben.

Zwei weitere Annahmen beziehen sich auf die Verteilung der Residuen: Diese
sollen zum einen normalverteilt sein (Annahme 3) und zum anderen konstant
variieren (Annahme 4). Die Annahme normalverteilter Residuen kann unter an-
derem grafisch geprift werden. Das Histogramm der standardisierten Residuen
in Abbildung 18 zeigt, dass diese eine glockenférmige Verteilung aufweisen. Die
Verteilung ragt jedoch zum Teil deutlich Gber die eingezeichnete Normalvertei-
lungskurve hinaus und ist linkschief.

Die dritte Annahme ist damit nicht ausreichend erfullt, woflr auch der Normal-
Probability-Plot (Abbildung 19) spricht: Die kumulierten standardisierten Resi-
duen weichen an mehreren Stellen von der eingezeichneten Geraden, der ku-
mulierten Standardnormalverteilung, ab.

Die vierte Annahme der konstanten Variation der Residuen (sog. Homoskeda-
stizitat) lasst sich unter anderem mit dem Breusch-Pagan-Test prifen. Zu be-
achten ist, dass die Nullhypothese bei diesem Test die gewlinschte Eigenschaft
beschreibt (HO: ,Homoskedastizitat liegt vor®). Der Test liefert das Ergebnis:

X?(1) = 0,01, Prob > x> = 0,9348.

Das berechnete Chi? liegt mit einer Irrtumswahrscheinlichkeit von 5 Prozent un-
ter dem kritischen Wert von 3,84, womit die Nullhypothese beizubehalten ware.
Da das Chi? nicht signifikant ist, kann die Nullhypothese aber ohnehin nicht ab-
gelehnt werden.
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Abbildung 18: Histogramm der standardisierten Residuen

Haufigkeit
300 400 500

200

100

il

f 85 7
Geschétzte Werte

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Abbildung 19: Normal-Probability-Plot
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Ein zweiter Test, der sogenannte White-Test, flhrt mit
X2 (2) = 1,64, Prob > 2 = 0,4400

zur gleichen Einschatzung.%® Demzufolge ist davon auszugehen, dass die vierte
Annahme einer konstanten Varianz der Residuen erfullt ist.

Insgesamt ist damit nur die dritte Annahme verletzt. Dass die Residuen nicht
normalverteilt sind, fihrt — wie theoretisch auch eine vorliegende Heteroskeda-
stizitdt — dazu, dass die Regressionsschatzer nicht effizient sind. Es gibt wahr-
scheinlich andere Schatzer mit einer geringeren Varianz.

Das Problem Iasst sich allerdings durch eine alternative, robuste Schatzung der
Standardfehler mit ansonsten gleicher Berechnung der b-Koeffizienten, Kon-
fidenzintervalle und p-Werte 16sen. Dieses Vorgehen entspricht der sogenann-
ten modernen Inferenztechnik. Sofern eine groRe Stichprobe vorliegt, was hier
gegeben ist, setzt die moderne Inferenztechnik weder Homoskedastizitat noch
normalverteilte Residuen voraus (vgl. Vach 2012, 28-30). Es ergibt sich das in
Tabelle 23 dargestellte lineare Regressionsmodell.

Tabelle 23: Robuste lineare Regression der bedarfsgewichteten
Haushaltseinkdinfte |

b-Koeffizient SE KI (95 %) p-Wert
EM-Rente 0,2126 0,0119 0,1893-0,2359 | 0,000
(in Euro, log.)
Konstante 5,56395 0,0753 5,3919-5,6871| 0,000

N=3.543 (gewichtet), F(1, 3.541)=319,91 mit p=0,0000, R>=0,0761, Root MSE=0,39039

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Verglichen mit Tabelle 22 ist zu sehen, dass die robuste Schatzung der bedarfs-
gewichteten Haushaltseinkinfte identische, signifikante b-Koeffizienten mit ahn-
lichen Konfidenzintervallen liefert. Die Standardfehler unterscheiden sich etwas,
sind aufgrund der robusten Schatzung aber nun belastbar. Das moderne Infer-
enzverfahren wird daher auch fiir die weiteren Berechnungen bzw. die weitere
Ausgestaltung des linearen Modells beibehalten.

59 Der kritische Wert der x2-Verteilung betréagt bei zwei Freiheitsgraden 5,99.
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15.3 Spezifikation des multivariaten Modells

Nach dem Exkurs zur Regressionsdiagnostik richtet sich das Augenmerk nun
auf die schrittweise inhaltliche Spezifikation des Modells.

15.3.1  Grundmodell: Lebensform und Geschlecht

Ausgehend vom bivariaten Modell werden nun die Lebensform und das Ge-
schlecht der Erwerbsgeminderten als weitere Kovariablen in die Berechnung
einbezogen (Tabelle 24). Das sich ergebende Modell bindet 19 Prozent der ins-
gesamt zu beobachtenden Varianz der Zielvariable (R?) und ist mit einem F-
Wert von 161,76 signifikant. Die Modellgute hat sich damit im Vergleich zum
bivariaten Modell deutlich erhdht.

Wie zuvor, sind in der Tabelle die Regressionskoeffizienten fiir die unabhangi-
gen Variablen mit Standardfehlern und Konfidenzintervallen abgebildet. Die Ko-
effizienten sind, mit Ausnahme des Koeffizienten flir die Alleinlebenden, hoch-
signifikant (p < 0,001). Inhaltlich sagt das Modell aus, dass jede einprozentige
Erhdhung der gesetzlichen Erwerbsminderungsrente zu einem Anstieg des be-
darfsgewichteten Haushaltseinkommens um 0,21 Prozent fihrt — analog zum
bivariaten Modell. Der Zusammenhang zwischen der Erwerbsminderungsrente
und dem Haushaltseinkommen ist damit zwar gering, besteht aber offensichtlich
unabhangig vom Einfluss der Lebensform und des Geschlechts.

Die Lebensform wurde, wie oben beschrieben, als Dummy mit der Referenzka-
tegorie Alleinerziehende operationalisiert. Regressionskoeffizienten von
Dummy-Variablen lassen sich mit Blick auf die logarithmierte abhangige Vari-
able naherungsweise prozentual interpretieren. Entsprechend kann man formu-
lieren, dass die bedarfsgewichteten Einklinfte von erwerbsgeminderten Allein-
lebenden nach dem aktuellen Modell um 3,1 Prozent héher ausfallen als in
Haushalten von erwerbsgeminderten Alleinerziehenden. Leben die Erwerbs-
minderungsrentner(innen) in Kernfamilien oder kinderlosen Partnerschaften,
fuhrt das rechnerisch — unter Kontrolle der Erwerbsminderungsrentenhéhe und
des Geschlechts — zu Haushaltseinklinften, die 12,4 Prozent bzw. 29,0 Prozent
hoher sind als in der Referenzgruppe.
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Tabelle 24: Robuste lineare Regression der bedarfsgewichteten Haushalts-
nettoeinkilnfte Il

b-Koeffizient SE K1 (95 %) p-Wert

EM-Rente 0,2058 0,0116 0,1831-0,2284 | 0,000
(in Euro, log.)
Lebensform (Ref.: Alleinerziehende)

Alleinlebende 0,0314 0,0237 | -0,0151-0,0779| 0,186

Kernfamilien 0,1237 0,0274 0,0701-0,1773 | 0,000

Kinderlose Paare 0,2903 0,0244 0,2424 —0,3382 | 0,000
Geschlecht 0,1388 0,0131 0,1132-0,1644 | 0,000
(Ref.: mannlich)
Konstante 5,3668 0,0773 5,2152 - 5,5184 | 0,000
N=3.543 (gewichtet), F(5, 3.537)=161,76 mit p=0,0000, R2=0,1914, Root MSE=0,36543

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Die Lebensformkoeffizienten geben mit Blick auf die Hypothesen (siehe Ab-
schnitt 11.3) bereits viele interessante (vorlaufige) Hinweise. Sie sprechen zum
einen fur die Vermutung, dass gemeinschaftliche und insbesondere partner-
schaftliche Lebensformen bei Erwerbsminderung finanziell im Vorteil sind (vgl.
Hypothese H3). In der theoretischen Betrachtung wurde das darauf zurlckge-
fuhrt, dass die Partner(innen) der Betroffenen durch ihre Einklnfte dazu beitra-
gen, einen erwerbsminderungsbedingten Einkommensausfall abzumildern.
Zum anderen scheinen die materiellen Bedingungen in kinderlosen Partner-
schaften besonders glinstig zu sein. Das ist im Ruckblick auf Hypothese H6
erwartungskonform, weil angenommen wird, dass kinderlose Paare eher ein
Doppelverdienermodell realisieren kdnnen als Paare mit Kindern und dass sich
eine gleichberechtigte Arbeitsteilung bei Erwerbsminderung materiell vorteilhaft
auswirkt.

Erklarungsbedurftig ist dagegen der Wert fur die Alleinlebenden: Zwar stellt sich
ihre materielle Lage erwartungsgemal deutlich schlechter dar als in den part-
nerschaftlichen Lebensformen. Sie ist jedoch glnstiger als in der Referenz-
gruppe. Letzteres widerspricht der Hypothese H3 ebenso, wie den deskriptiven
Befunden, wonach Alleinerziehende bei Erwerbsminderung auf mehr bzw. an-
dere Einkommensquellen zurlickgreifen kénnen als Alleinlebende und damit
materiell besser situiert sind. Da der Koeffizient aber nicht signifikant ist, ist das
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Ergebnis moglicherweise zufallig. Es bleibt abzuwarten, ob es sich unter Kon-
trolle weiterer Merkmale verandert.

Anknipfend daran ist an dieser Stelle festzuhalten, dass die Konfidenzintervalle
der Lebensformkoeffizienten im aktuellen Modell vergleichsweise breit sind. Die
wahren Werte kdénnen innerhalb des Intervalls z. T. merklich von den Koeffizien-
ten abweichen; die Schatzungen sind nicht sehr zuverlassig. Beim Geschlecht
ist das Konfidenzintervall enger und der Schatzwert somit verlasslicher. Haus-
halten von Erwerbsminderungsrentnerinnen stehen danach um 13,9 Prozent
hoéhere bedarfsgewichtete Einklnfte zur Verfuigung als Haushalten von Er-
werbsminderungsrentnern.

16.3.2  Erweitertes Modell: Materielle Gegebenheiten des Haushalts

In einem nachsten Schritt wurde das Modell um Kovariablen erganzt, welche
die materiellen Gegebenheiten des Haushalts genauer abbilden (Tabelle 25).
Das Giitemal R? steigt dadurch erneut erheblich, auf fast 38 Prozent, an. Das
Modell ist mit einem ebenfalls stark gestiegenen F-Wert signifikant.

Signifikant sind auch die Regressionskoeffizienten, wie Tabelle 25 zeigt. Vergli-
chen mit dem vorherigen Modell fallt allerdings auf, dass sich die Schatzwerte
fur die Erwerbsminderungsrente, das Geschlecht und die Lebensformen deut-
lich verandert haben. Das bedeutet, dass sie zuvor einen Teil des Einflusses
mit abbildeten, den eigentlich die erganzten Merkmale auf das bedarfsgewich-
tete Haushaltseinkommen auslben. Das aktuelle Modell leistet insofern eine
bessere Vorhersage der Zielvariablen.

Die b-Koeffizienten zeigen an, dass der bereits geringe positive Effekt der Er-
werbsminderungsrente im Vergleich zum vorherigen Modell weiter gesunken
ist. Auch der Einfluss des Geschlechts stellt sich geringer dar als im vorherigen
Modell. Die untersuchten Haushalte verfiigen danach Uber circa ein Zehntel
(10,3 Prozent) geringere bedarfsgewichtete Einkilinfte, wenn die erwerbsgemin-
derte Person weiblich ist und der Einfluss aller ibrigen Variablen konstant ge-
halten wird.
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Tabelle 25: Robuste lineare Regression der bedarfsgewichteten
Haushaltseinkunfte 111

b-Koeffizient SE K1 (95 %) p-Wert

EM-Rente 0,1485 0,0109 0,1272-0,1698 | 0,000
(in Euro, log.)
Lebensform (Ref.: Alleinerziehende)

Alleinlebende -0,0690 0,0232 | -0,1144 —-0,0235| 0,002

Kernfamilien 0,1727 0,0260 0,1218 - 0,2236 | 0,000

Kinderlose Paare 0,1715 0,0229 0,1265-0,2164 | 0,000
Geschlecht 0,1031 0,0117 0,0803 -0,1260 [ 0,000
(Ref.: mannlich)
Weitere individuelle 0,2167 0,0121 0,1929 - 0,2406 | 0,000
Einklnfte

(Ref.: trifft nicht zu)
Personen mit Einkiinften (Ref.: max. 50 Prozent des Haushalts)

ab 50 - unter 100 % 0,1748 0,0277 0,1205 — 0,2292

100 % 0,3252 0,0216 0,2828 — 0,3675 | 0,000
Staatliche Mindest- -0,2060 0,0147 | -0,2349--0,1772| 0,000
sicherung
(Ref.: kein Bezug)
Konstante 5,56174 0,0774 5,3656 — 5,6693 | 0,000

N=3.543 (gewichtet), F(9, 3.533)=248,32 mit p=0,0000, R2=0,3758, Root MSE=0,32125

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Des Weiteren hat sich im aktuellen Modell der Einfluss der Lebensform bei den
Alleinlebenden ins Negative gekehrt, wie es der oben geschilderten Erwartung
bzw. der Hypothese H3 entspricht (siehe Abschnitt 11.3 und 15.3.1). Fir allein
lebende Erwerbsminderungsrentner(innen) sind danach um 6,9 Prozent gerin-
gere bedarfsgewichtete Haushaltseinkiinfte zu erwarten als fur Haushalte er-
werbsgeminderter Alleinerziehender. Das breite Konfidenzintervall spricht zwar
fur eine nicht sehr prazise Schatzung, stiitzt aber die Aussage, dass ein nega-
tiver Zusammenhang besteht: Der wahre Wert liegt danach zwischen -2,4 Pro-
zent und -11,4 Prozent (Tabelle 25).

Leben Erwerbsminderungsrentner(innen) in Kernfamilien oder kinderlosen Part-
nerschaften, kiindigt sich eine deutlich bessere finanzielle Situation an. Fir
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beide Lebensformen prognostiziert die Regression einen Einkommensvor-
sprung von ca. 17 Prozent vor der Referenzgruppe. Die Schatzwerte sind indes
erneut eher unprazise.

Beziiglich der erganzten Kovariablen ist Tabelle 25 zu entnehmen, dass es sich
positiv auf die Zielvariable auswirkt, wenn Erwerbsminderungsrentner(innen)
neben ihrer gesetzlichen Rente regelmaRig weitere Einkiinfte beziehen. Der As-
pekt wurde in Form einer Dummy-Variable operationalisiert, die den Bezug von
Einkommen aus Erwerbs- bzw. Nebentatigkeiten, Hinterbliebenenrenten, Be-
triebs- oder privaten Berufsunfahigkeitsrenten und anderen personlichen Ein-
kiinften anzeigt.®°

Verfligen die Erwerbsminderungsrentner(innen) Gber derartige Einnahmen, lie-
gen die bedarfsgewichteten Einklinfte eines Haushalts — unabhangig vom Um-
fang der weiteren Einkuinfte — um 21,7 Prozent hdher als wenn die Erwerbsmin-
derungsrente das einzige Einkommen ist. Das bedeutet, dass es fur die materi-
elle Lage des Haushalts durchaus relevant ist, ob die erwerbsgeminderten Per-
sonen neben ihrer gesetzlichen Rente weitere Einklnfte haben. In der deskrip-
tiven Betrachtung wurden die individuellen Einklinfte der Erwerbsminderungs-
rentner(innen) zwar als wichtig bewertet, allerdings schien die Erwerbsminde-
rungsrente diesbezlglich ein gréfReres Gewicht zu haben als die weiteren Ein-
kiinfte (siehe Abschnitt 14.1.3 und 14.2.2). Die multivariate Analyse zeichnet
(vorlaufig) offensichtlich ein anderes Bild.

Daruber hinaus wurde erwartet, dass auch Einkiinfte anderer Haushaltsmitglie-
der einen relevanten Einfluss auf die Zielvariable haben. Zwar konnte dieser
Aspekt nicht als metrische Kovariable verwendet werden, weil die konkrete
Hoéhe jener Einkinfte nicht erfasst wurde. Stattdessen liel3 sich aber der pro-

80 Knapp die Halfte der Erwerbsgeminderten (ca. 45 Prozent) bezieht weitere Einkiinfte.
Wirde man anstelle des Dummys die Hohe dieser Einkiinfte als metrische Variable ein-
beziehen, wirde sich die Fallzahl des Modells infolge der dann erforderlichen Logarith-
mierung drastisch reduzieren. Eine Verwendung mehrerer dichotomer Variablen fir die
einzelnen weiteren Einkommensquellen ware ebenfalls nicht vorteilhaft(er), weil die ein-
zelnen Bezugsanteile teilweise sehr gering sind und viele zusatzliche Variablen mit nur
begrenztem Einfluss das Regressionsmodell verschlechtern.
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zentuale Anteil der Einkommensbezieher(innen) in Relation zur Zahl der Haus-
haltsmitglieder ermitteln.! Die Regression ergibt, dass Haushalte von Erwerbs-
minderungsrentner(inne)n finanziell im Vorteil sind, wenn sie sich durch einen
héheren Anteil an Einkommensbezieher(inne)n auszeichnen als andere Haus-
halte. So fallen die bedarfsgewichteten Einkinfte um 17,5 Prozent hdher aus
als in der Referenzgruppe, wenn mehr als die Halfte der Haushaltsmitglieder
(51-99 Prozent) etwas zur materiellen Existenzsicherung beitragt. Bezieht aus-
nahmslos jedes Haushaltsmitglied eigene Einkinfte, sind es sogar 32,5 Pro-
zent. Die Ergebnisse entsprechen — vor dem Hintergrund, dass das das Modell
unter anderem fur die Lebensform adjustiert ist — inhaltlich den Erwartungen.
Die Schatzungen sind zwar nicht sehr prazise, die Effekte sind aber, selbst
wenn man die Untergrenzen der Konfidenzintervalle betrachtet, relevant.

Uberdies wird an dieser Stelle deutlich, dass der ermittelte Zusammenhang zwi-
schen der Zielvariable und der Lebensform sowie dem Geschlecht auch beste-
hen bleibt, wenn das Modell fiir den Anteil der Einkommensbezieher(innen) im
Haushalt (und andere materielle Aspekte) adjustiert wird. Geschlecht und Le-
bensform leisten demnach, wie vermutet, einen eigenstandigen Beitrag zur Vor-
hersage der bedarfsgewichteten Haushaltseinkiinfte bei Erwerbsminderung.

Ein weiterer materieller Einflussfaktor, der in das Modell einbezogen wurde, ist
der Bezug sozialer Mindestsicherungsleistungen. Dazu wurden Arbeitslosen-
geld Il, Sozialgeld, Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, Sozial-
hilfe einschlie3lich Hilfe zum Lebensunterhalt und Wohngeld gezahit. Dem Re-
gressionsmodell zufolge, liegen die bedarfsgewichteten Haushaltseinkommen,
wenn Haushalte von Erwerbsminderungsrentner(inne)n entsprechende Leis-
tungen in Anspruch nehmen mussen, um 20,4 Prozent niedriger als wenn kein
Leistungsbezug vorliegt. Dieser Befund ist plausibel, weil sozialstaatliche Leis-
tungen nur gewahrt werden, wenn ein Haushalt die materielle Existenzsiche-
rung mit den eigenen Einklnften nicht bewerkstelligen kann. Die GroRe des Ef-
fekts im (vorlaufigen) Modell unterstreicht die bereits in der Recherche zum For-
schungsstand angesprochene Problematik, dass erwerbsgeminderte Personen

61 Die Verteilung dieses Merkmals legte es nahe, den Anteil nicht metrisch, sondern katego-
rial — in Form dreier Prozentstufen — einzubeziehen.
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und ihre Haushalte haufig mit sehr geringen Einkiinften auskommen missen
und ein grof3er Anteil sozial bedUrftig ist (siehe Abschnitt 10.6.1).

156.3.3  Erweitertes Modell: Erwerbsaustritt und Anrechnungszeiten

Neben den behandelten Einkommensmerkmalen ist zu erwarten, dass die ma-
terielle Lage der untersuchten Haushalte auch durch den zurtckliegenden Er-
werbsverlauf der erwerbsgeminderten Personen gepragt ist. Relevant ist insbe-
sondere das Verhaltnis von Erwerbs-, Krankheits- und Erwerbslosigkeitspha-
sen. So gehen haufige und langere Phasen der Krankheit nicht selten mit Ein-
buflen bezlglich des Erwerbseinkommens einher — z. B. weil Krankengeld be-
zogen wird oder die Arbeitszeit infolge haufiger akuter oder chronischer Krank-
heitsepisoden reduziert werden muss.

Fur die Untersuchungsgruppe sind, wie unter anderem in der Recherche zum
Forschungsstand deutlich wurde, Krankheitssequenzen im Vorfeld der Erwerbs-
minderung und erwerbsminderungsbedingten Berentung charakteristisch
(siehe Abschnitt 10.5.1; vgl. Zollimann/ Martin 2013). Auf Ebene der Lebensform
konnen diese, wie bereits der Hinweis auf die Arbeitszeitreduktion andeutete,
dazu fihren, dass sich die praktizierte Arbeitsteilung verandert. Eine gleichbe-
rechtigte Arbeitsteilung kann sich bspw. in Richtung eines Ernahrermodells mit
einem hoheren bzw. vollen Arbeitseinsatz der Partner(innen) der Erwerbsge-
minderten verschieben. Umgekehrt kann eine traditionelle Arbeitsteilung bei ei-
ner Erkrankung bzw. Erwerbsminderung des friheren Ernahrers zu einem
gleichberechtigt(er)en Modell mit bspw. zwei teilzeiterwerbstatigen Personen
abgewandelt werden.

Ahnlich wie mit Krankheitsepisoden verhalt es sich mit Phasen der Arbeitslosig-
keit bzw. des Leistungsbezugs im Erwerbsverlauf. Sie sind in den Erwerbsver-
laufen von Erwerbsminderungsrentner(inne)n ebenfalls haufig zu finden (vgl.
ebd.).

Ob krankheitsbedingt oder anderweitig verursacht: All diese Erwerbsunterbre-
chungen bzw. alle Phasen, welche die Hohe der Erwerbseinkiinfte reduzieren,
wirken sich auch auf die Héhe der Sozialversicherungsbeitrage und damit auf
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die spateren Rentenanwartschaften aus (siehe Abschnitt 9.2). Es ist daher an-
zunehmen, dass die materielle Lage der untersuchten Haushalte umso starker
beeintrachtigt wird, je starker die Erwerbsverlaufe der erwerbsgeminderten Per-
sonen von Krankheits- und Arbeitslosigkeitsphasen durchsetzt sind. Um dies zu
Uberprifen, wurden aus den vorliegenden Routinedaten zwei Aspekte ausge-
wahlt, welche entsprechende Erwerbsunterbrechungen abbilden: Zum einen
werden die Anrechnungszeiten fur Krankheit und Arbeitslosigkeit herangezo-
gen, welche die Erwerbsminderungsrentner(innen) im Erwerbsverlauf ange-
sammelt haben. Im Regressionsmodell wurden diese zu einem Faktor zusam-
mengefasst und in Stufen operationalisiert.®?

Zum anderen geht der Erwerbsstatus im Vorfeld der Berentung in das Modell
ein, der auf eventuelle Tendenzen einer Ausgliederung aus dem Erwerbsleben
hinweist. MaRgeblich waren die Statusmeldungen zur sozialversicherungs-
pflichtigen Beschaftigung in den letzten drei Jahren vor der Erwerbsminde-
rungsberentung (Stichtag jeweils 31. Dezember).

Erweitert man das Regressionsmodell um die Aspekte, ergibt sich ein weiterhin
signifikantes Modell (allerdings mit reduziertem F-Wert). Die Erklarungskraft
verbessert sich im Vergleich zum vorherigen Modell nur wenig; R? betragt rund
40 Prozent. Tabelle 26 listet die berechneten Regressionsergebnisse auf.

Erneut haben sich einige Koeffizienten durch die Hinzunahme der neuen Pra-
diktoren verandert. So hat sich der Effekt der Erwerbsminderungsrentenhohe
auf die bedarfsgewichteten Einklinfte der Haushalte weiter abgeschwacht. Auch
mit Blick auf Alleinlebende, Geschlecht, Mindestsicherungs- und weiteren Ein-
kommensbezug fallen die Effekte geringer aus. Ein Teil ihrer Erklarungskraft
ging im letzten Modell also indirekt von den ergénzten Kovariablen aus.

52 Das Zusammenfassen der Anrechnungszeiten ist inhaltlich vertretbar, weil Krankheits-
und Arbeitslosigkeitsphasen die materielle Lage in ahnlicher Weise beeinflussen. (Die
Annahme wurde im Vorfeld tGberprift und bestatigt.) Methodisch ist es sinnvoll, um die
Zahl der einbezogenen Kovariablen zu begrenzen. Da die Verteilung des Merkmals eher
diskret ist, wird es, wie der Anteil der Einkommensbezieher(innen), in Form von Dummys
(Wertstufen) einbezogen.
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Tabelle 26: Robuste lineare Regression der bedarfsgewichteten
Haushaltseinkdnfte 111
b-Koeff. SE KI (95 %) p-Wert
EM-Rente 0,1311 0,0107 0,1101-0,1521 | 0,000
(in Euro, log.)
Lebensform (Ref.: Alleinerziehende)
Alleinlebende -0,0528 0,0229 | -0,0976 —-0,0079 | 0,021
Kernfamilien 0,1748 0,0258 0,1242 — 0,2254 | 0,000
Kinderlose Paare 0,1771 0,0227 0,1326 — 0,2216 | 0,000
Geschlecht 0,0953 0,0115 0,0728 - 0,1179 | 0,000
(Ref.: mannlich)
Weitere individuelle 0,2019 0,0120 0,1782 - 0,2255 | 0,000
Einkinfte
(Ref.: trifft nicht zu)
Personen mit Einkiinften (Ref.: max. 50 Prozent des Haushalts)
ab 50 u. unter 100 % 0,1713 0,0273 0,1177 — 0,2249 | 0,000
100 % 0,3205 0,0216 0,2781 —-0,3629 [ 0,000
Staatl. Mindestsiche- -0,1794 0,0150 | -0,2087 —-0,1500 | 0,000
rung (Ref.: kein Bezug)
Anrechnungszeiten Krankheit/ Arbeitslosigkeit (Ref.: trifft nicht zu)
bis zu 6 Monate -0,0432 0,0150 | -0,0726 —-0,0138 | 0,004
7 Monate und mehr -0,0173 0,0132 -0,0432 - 0,0085| 0,188
Erwerbsaustritt vor EM (Ref.: trifft nicht zu)
in 1 von 3 Jahren -0,0449 0,0173| -0,0787 --0,0111| 0,009
in 2 von 3 Jahren -0,1031 0,0170| -0,1365--0,0,697 | 0,000
in 3 von 3 Jahren -0,1367 0,0151| -0,1662--0,1072| 0,000
Konstante 5,7073 0,0771 5,5561 —5,8584 | 0,000

N=3.543 (gewichtet), F(14, 3.528)=170,56 mit p=0,0000, R?=0,3952, Root MSE=0,31643

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Inhaltlich spricht das erweiterte Modell dafiir, dass sich Krankheits- oder Arbeits-
losigkeitszeiten im Vorfeld der Erwerbsminderung negativ auf die materielle Si-

tuation der Betroffenen und ihrer Haushalte auswirken. Bereits ein geringer Um-

fang an Anrechnungszeiten fiir Krankheit oder Arbeitslosigkeit von einem bis

sechs Monaten geht mit einer signifikanten Absenkung der bedarfsgewichteten
Haushaltseinkiinfte einher. Die Differenz zur Referenzgruppe (Personen ohne
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entsprechende Anrechnungszeiten) betragt 4,3 Prozent, wenn man den Ein-
fluss aller anderen Faktoren kontrolliert. Besteht ein gréRerer Umfang an An-
rechnungszeiten von mehr als 6 Monaten Dauer, mindert das die Haushaltsein-
kiinfte ebenfalls. Der Effekt ist mit 1,7 Prozent allerdings kleiner als bei den An-
rechnungszeiten von bis zu 6 Monaten, was erklarungsbediirftig ist. Da der
Schatzwert nicht signifikant ist, 1asst sich an dieser Stelle aber nicht einschat-
zen, ob das Ergebnis unzutreffend ist oder eventuell ein nicht-linearer Zusam-
menhang vorliegt.

Daflr, dass eine Ausgliederung aus dem Erwerbsleben im Vorfeld der Erwerbs-
minderungsberentung die abhangige Variable reduziert, liefert das Modell aus-
schlie3lich signifikante Werte. Wie eingangs bereits kurz dargestellt, gelten Be-
fragte als ausgegliedert, wenn sie vor dem Eintritt in den Erwerbsminderungs-
rentenbezug nicht (mehr) sozialversicherungspflichtig beschaftigt waren. Traf
dies in einem der drei Jahre vor der Berentung zu, fallen die bedarfsgewichteten
Einklnfte des Haushalts der Erwerbsgeminderten um 4,5 Prozent hinter denen
der Referenzgruppe (in allen drei Jahren sozialversicherungspflichtig beschaf-
tigte Personen) zurtick. Bei einem Erwerbsaustritt in zwei der drei Jahre sind die
Einkunfte um 10,3 Prozent geringer; bei allen drei Jahren um 13,7 Prozent.

Auch unter Kontrolle anderer relevanter Kovariablen (Lebensform etc.), besteht
demnach ein relevanter Zusammenhang zwischen dem Erwerbsstatus der Er-
werbsgeminderten im Vorfeld ihres Renteneintritts und der (spateren) finanziel-
len Situation der untersuchten Haushalte.

Bevor allerdings finale Einschatzungen zur Bedeutung der betrachteten Fakto-
ren fiir die materielle Lage bei Erwerbsminderung, auch mit Blick auf die Hypo-
thesen, moglich sind, ist das Modell fur relevante soziodemografische Merkmale
zu adjustieren.

156.3.4  Finales Modell: Soziodemografische Merkmale

In der deskriptiven Betrachtung wurde deutlich, dass Erwerbsminderungsrent-
ner(innen) auch mit Blick auf ihre soziodemografischen Eigenschaften eine be-
sonders vulnerable Gruppe darstellen (siehe Abschnitt 13.3). Uberdies ist auch
aus der Literatur bekannt, dass bestimmte soziodemografische Merkmale (z. B.
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Alter, Bildung) eng mit der materiellen Lage verbunden sind und soziale Un-
gleichheiten begriinden (vgl. Kreckel 2004, 13-31; Hradil 2001, 27-46; siehe
auch Abschnitt 11.1). Aus diesen Griinden muss das multivariate Regressions-
modell fur derartige Merkmale adjustiert werden. Relevant sind neben dem be-
reits genannten Alter und dem Bildungsniveau der Erwerbsminderungsrent-
ner(innen) insbesondere ihre Nationalitat sowie die Lage ihres Wohnortes (Ost/
West bzw. neue/alte Bundeslander). Das adjustierte Modell ist in Tabelle 27
dargestellt.

Was zuvorderst auffallt, ist, dass sich der Umfang der durch das Modell ausge-
schopften Varianz (R?) durch die Hinzunahme der soziodemografischen ,Stan-
dardmerkmale® im Vergleich zum vorherigen Modell kaum verbessert hat. Das
heil’t, dass die soziodemografischen Merkmale zumindest in dem hier entwi-
ckelten Modell keinen wesentlichen Beitrag zur Vorhersage des bedarfsgewich-
teten Haushaltseinkommens bei Erwerbsminderung leisten. Angesichts der er-
warteten Bedeutung der Soziodemografie ist das ein sehr interessanter Befund.
Gleichsam sprechen das insgesamt erzielte R? (42 Prozent Varianzaufklarung)
und der signifikante F-Wert flr eine hohe Modellglte.

Inhaltlich bewirkt die Ergénzung der soziodemografischen Merkmale, dass der
Koeffizient der Erwerbsminderungsrentenhdhe verglichen mit dem vorherigen
Modell noch etwas weiter absinkt. Die Effekte des Geschlechts, der Lebensfor-
men und der materiellen Gegebenheiten in den betrachteten Haushalten blei-
ben, abgesehen von geringen Veradnderungen bei den kinderlosen Partner-
schaften und weiteren individuellen Einklnften, nahezu gleich. Auch die Merk-
male des Erwerbsverlaufs zeigen lediglich kleine Anderungen.

Einen Gesamtlberblick Uber die Veranderungen in den Koeffizienten, die sich
durch die schrittweise Entwicklung des Modells ergeben haben, liefert Tabelle
28 (siehe Abschnitt 15.4).
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Tabelle 27: Robuste lineare Regression der bedarfsgewichteten
Haushaltseinkiinfte 1V

b-Koeff. SE KI (95 %) p-Wert
EM-Rente (Euro, log.) 0,1190 0,0107 0,0979 — 0,1400 | 0,000
Lebensform (Ref.: Alleinerziehende)
Alleinlebende -0,0589 0,0228 | -0,1036 —-0,0141| 0,010
Kernfamilien 0,1776 0,0255 0,1276 — 0,2277 | 0,000
Kinderlose Paare 0,1912 0,0230 0,1460 — 0,2363 [ 0,000
Geschlecht 0,1003 0,0114 0,0780 -0,1227 | 0,000
(Ref.: mannlich)
Weitere individuelle 0,1905 0,0119 0,1672-0,2137 | 0,000

Einklnfte (Ref.: t. n. z.)
Personen mit Einkiinften (Ref.: max. 50 Prozent des Haushalts)

ab 50 u. unter 100 % 0,1794 0,0267 0,1270-0,2317 | 0,000
100 % 0,3315 0,0215 0,2894 — 0,3736 | 0,000
Staatl. Mindestsiche- -0,1675 0,0148 | -0,1965--0,1384 | 0,000

rung (Ref.: kein Bezug)
Anrechnungszeiten Krankheit/ Arbeitslosigkeit (Ref.: trifft nicht zu)

bis zu 6 Monate -0,0422 0,0148 | -0,0712--0,0132| 0,004
7 Monate und mehr -0,0306 0,0136 -0,0572 - 0,0040 | 0,024
Erwerbsaustritt vor EM (Ref.: trifft nicht zu)
in 1 von 3 Jahren -0,0466 0,0169 | -0,0797 —-0,0135| 0,006
in 2 von 3 Jahren -0,0974 0,0169 | -0,1304 —-0,0643| 0,000
in 3 von 3 Jahren -0,1131 0,0148 | -0,1422 —-0,0841 0,000
Bildungsniveau nach ISCED (Ref.: gering)
mittel 0,0698 0,0134 0,0435—0,0960 [ 0,000
hoch 0,1339 0,0173 0,0999 — 0,1678 | 0,000
Alter zur Befragung -0,0027 0,0007 | -0,0040 --0,0014 | 0,000
(in Jahren)
Migrationshintergrund -0,0381 0,0164 | -0,0702 --0,0060 | 0,020
(Ref.: liegt nicht vor)
Wohnsitzregion -0,1144 0,0131| -0,1400 --0,0887 | 0,000
(Ref.: alte Lander)
Konstante 5,8743 0,0837 5,7103 — 6,0384 | 0,000

N=3.543 (gewichtet), F(19, 3.523)=131,64 mit p=0,0000, R?>=0,4182, Root MSE=0,31058

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen
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16.3.5  Abschlussdiagnostik

Es wurde bereits gesagt, dass im Zuge der sukzessiven Entwicklung des Re-
gressionsmodells eine hohe Modellgtite erreicht wurde. Auch in der Betrachtung
der durchweg signifikanten Koeffizienten entstand der Eindruck, dass das finale
Modell — gemessen am verfiigbaren Datenmaterial — gut spezifiziert ist. Den-
noch ist es angebracht, im Zuge einer abschliefenden Diagnostik kurz zu pru-
fen, ob die theoretischen Annahmen des linearen Regressionsmodells auch im
finalen Modell erfillt sind (siehe Abschnitt 15.2).

Mit Blick auf die Linearitat der Beziehung von abhangiger und unabhangiger
Variable liefert der RESET-Test einen signifikanten F-Wert von

F(3, 3520)= 29,44, Prob > F = 0,0000.

Dieser ubersteigt den kritischen Wert von 2,696 mit einem hohen Signifikanzni-
veau (95 Prozent Sicherheit) deutlich, womit die Linearitdtsannahme erfullt ist.

Dass die Residuen unabhangig sind, gilt, wie eingangs erlautert, als erfiillt, da
fur jede Untersuchungseinheit nur eine Messung in die Berechnung eingeht
(siehe Abschnitt 15.2).

Die Annahmen zur Verteilung der Residuen bilden flr die hier angewendete
moderne Inferenzstatistik (robuste Schatzung) zwar keine Voraussetzung.
Nichtsdestotrotz zeigt ein Blick auf die grafische Darstellung in Abbildung 20,
dass z. B. die Annahme normalverteilter Residuen im finalen Modell besser als
im eingangs untersuchten bivariaten Modell (vgl. Abbildung 18) erflillt ist. Dem
Histogramm der standardisierten Residuen zufolge, ist deren Verteilung noch
immer etwas linksschief, ragt aber nur noch in geringem Maf Uber die Normal-
verteilungskurve hinaus.

Auch die kumulierten standardisierten Residuen weichen weniger von der ku-
mulierten Standardnormalverteilung ab als noch im bivariaten Modell, was der
Normal-Probability-Plot (Abbildung 21) veranschaulicht.
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Abbildung 20: Histogramm der standardisierten Residuen
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Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Abbildung 21: Normal-Probability-Plot
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Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen
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Ein weiteres Kriterium, das in der Eingangsdiagnostik noch nicht betrachtet
wurde, ist die Korrelation der einbezogenen Kovariablen untereinander. lhre Be-
deutsamkeit fur die Modellentwicklung wird in der Forschungspraxis oft relati-
viert (vgl. Briderl 2000, 11). Nichtsdestotrotz macht eine unzulassig hohe Kor-
relation der Kovariablen, die sogenannte Multikollinearitat, die Regressions-
schatzung instabil und die Interpretation ungenau. Hinweise auf Multikollineari-
tat liefert z. B. der Varianzinflationsfaktor. Im Modell nimmt er fir kein Merkmal
Werte uber 3,8 an (siehe Anhang: Abschnitt A). Als kritisch gelten tblicherweise
erst Werte von VIF=10,0 (vgl. Brosius 1998, 565-566). AuRerdem korrelieren
die Kovariablen bivariat zum Teil recht hoch, keine Korrelation Ubersteigt aber
den Betrag von 0,55 oder erreicht gar problematische Werte von 0,8 oder mehr
(vgl. Langer 2002, 17; siehe Anhang: Abschnitt B). Multikollinearitat stellt damit
kein Problem dar.

Zusammenfassend kann man festhalten, dass das finale Regressionsmodell
aus Tabelle 27 alle Voraussetzungen eines linearen Modells erfillt und korrekt
spezifiziert ist. Mit einem R? von 0,42 schopft das Modell rund 42 Prozent der
insgesamt zu beobachtenden Varianz aus.

15.4 Interpretation des finalen linearen Regressionsmodells

Mit Blick auf die Hypothesen erlaubt das finale Modell eine Reihe sehr auf-
schlussreicher Schlussfolgerungen. Um die einzelnen Modellschritte bei der In-
terpretation prasent zu haben, sind diese in Tabelle 28 noch einmal Gibersichtlich
dargestellt.
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Tabelle 28: Regression der bedarfsgewichteten Haushaltseinkiinfte — Ubersicht

Modell 1 | Modell2 | Modell 3 | Modell 4 | Modell 5
EM-Rente (Euro, log.) | 0,2126***| 0,2058***| 0,1485***| 0,1311***] 0,1190***
Lebensform (Ref.: Alleinerziehende)
Alleinlebende 0,0314 [ -0,0690** -0,0528* -0,0589*
Kernfamilien 0,1237*** | 0,1727*** | 0,1748***| 0,1776***
Kinderlose Paare 0,2903*** | 0,1715*** | 0,1771***| 0,1912***
Geschlecht 0,1388*** | 0,1031*** | 0,0953*** | 0,1003***
(Ref.: ménnlich)
Weitere indiv. Ein- 0,2167*** | 0,2019*** [ 0,1905***
kiinfte (Ref.: t. n. z.)
Personen mit Einkilinften (Ref.: max. 50 Prozent des Haushalts)
ab 50 - unter 100 % 0,1748*** | 0,1713*** [ 0,1794***
100 % 0,3252*** | 0,3205*** | 0,3315***
Staatl. Mindestsiche- -0,2060*** | -0,1794*** | -0,1675***
rung (Ref.: kein Be-
zug)
Anrechnungszeiten Krankheit/ Arbeitslosigkeit (Ref.: trifft nicht zu)
bis zu 6 Monate -0,0432** | -0,0422**
7 Monate und mehr -0,0173 -0,0306*
Erwerbsaustritt vor EM (Ref.: trifft nicht zu)
in 1 von 3 Jahren -0,0449** | -0,0466**
in 2 von 3 Jahren -0,1031*** | -0,0974***
in 3 von 3 Jahren -0,1367*** | -0,1131***
Bildungsniveau nach ISCED (Ref.: gering)
mittel 0,0698***
hoch 0,1 339%**
Alter zur Befragung (in -0,0027***
Jahren)
Migrationshintergrund -0,0381*
(Ref.: liegt nicht vor)
Wohnsitzregion -0,1144***
(Ref.: alte Lander)
Konstante 5,5395 5,3668 5,5174 5,7073 5,8743
Modell- R? 0,0761 0,1914 0,3758 0,3952 0,4182
gite F 319,91 161,76 248,32 170,56 131,64
Root MSE 0,39039 0,36543 0,32125 0,31643 0,31058

N=3.543 (gewichtet) Signifikanzniveau: * p < 0,05 ** p <0,01 *** p< 0,001

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen
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16.4.1  Ergebnisse zur Bedeutung der Erwerbsminderungsrente

Dem finalen Modell (Modell 5 in Tabelle 28) ist zu entnehmen, dass die Erwerbs-
minderungsrente einen signifikanten, aber geringen Einfluss auf die ZielgréRe
auslbt: Die bedarfsgewichteten Haushaltseinklnfte verbessern sich gerade
einmal um 1,2 Prozent, wenn der Erwerbsminderungsrentenbetrag um ein
Zehntel erhoht wird (0,1190 Prozent * 10 = 1,19 Prozent). Eine 50-prozentige
Erhdéhung wiirde zu einem erwarteten Anstieg der Haushaltseinkunfte von rund
6 Prozent (0,1190 Prozent * 50 = 5,95 Prozent) fihren. Mit einem Konfidenzin-
tervall, das von 1,0 Prozent bis 1,4 Prozent reicht, ist die Schatzung relativ pra-
zise. Die Hypothese, dass die Héhe der gesetzlichen Erwerbsminderungsrente
flir die materielle Lage in den untersuchten Haushalten nur von geringer Bedeu-
tung ist (H2), kann angesichts dieses Befunds als bestétigt gelten.

Das Ergebnis ist gut nachzuvollziehen, weil in vielen Haushalten andere Ein-
nahmen der Erwerbsgeminderten oder ihrer Haushaltsmitglieder vorliegen, die
sich fur das Haushaltseinkommen bereits deskriptiv als relevant(er) erwiesen
haben als die Erwerbsminderungsrente (siehe Abschnitt 14.1).

AuRerdem wurde in der theoretischen Betrachtung deutlich, dass die Erwerbs-
minderungsrente schon vom rechtlichen Ansatz her keinen Einkommensersatz
mehr darstellt, sondern allenfalls einen materiellen Beitrag zur finanziellen Ab-
sicherung leistet (siehe Abschnitt 9.1.2). Zwar ist davon auszugehen, dass die
Erwerbsminderungsrente in bestimmten Haushalten weiterhin einen grofien
Stellenwert hat — so z. B. bei Alleinlebenden ohne relevante andere Einkom-
mensquellen, wie in der deskriptiven Betrachtung festgestellt wurde (siehe Ab-
schnitt 14.2). Halt man solche spezifischen Eigenschaften der Haushalte von
Erwerbsminderungsrentner(inne)n jedoch konstant, wie es im multivariaten Mo-
dell getan wurde, tragt die Erwerbsminderungsrentenhéhe nur wenig zur Vor-
hersage der bedarfsgewichteten Einkiinfte der Haushalte bei. Die Analyse
kommt insofern an dieser Stelle zu einem anderen Ergebnis als friihere, de-
skriptiv ausgelegte Untersuchungen im Zuge des Forschungsprojekts der Ren-
tenversicherung (vgl. Martin et al. 2012).
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156.4.2  Ergebnisse zum Einfluss der Lebensformen

Im Kontrast zur Erwerbsminderungsrente haben die Faktoren Geschlecht und
Lebensform, den Berechnungen zufolge, einen recht groRen Einfluss auf die
materielle Lage bei Erwerbsminderung. In den dazu formulierten Hypothesen
wurde dieser Einfluss insbesondere mit der im Haushalt praktizierten Arbeitstei-
lung in Zusammenhang gebracht. Diese wird theoretisch als Dreh- und Angel-
punkt fur die materielle Existenzsicherung im Allgemeinen und den Ausgleich
finanzieller Verluste infolge der Erwerbsminderung im Besonderen gesehen.
Bedeutsam erscheint sowohl die aktuelle als auch die in friheren Phasen des
Lebensverlaufs praktizierte Arbeitsteilung, insofern sie Berufsverlauf und Karri-
ere, Einkommensposition, Erwerbschancen, Erwerbsfahigkeit, Vermdgensbil-
dung etc. im Sinne einer Pfadabhangigkeit beeinflusst.

Mit Blick auf die Lebensformen leitet das finale multivariate Modell zuvorderst
zu der Schlussfolgerung, dass die bedarfsgewichteten Haushaltseinklinfte von
Alleinlebenden wesentlich geringer ausfallen als die der anderen betrachteten
Lebensformen (Tabelle 28). Es bekréftigt damit die Hypothese, Alleinlebende
hétten im Falle einer Erwerbsminderung eine schlechtere finanzielle Position im
Sinne geringerer bedarfsgewichteter Haushaltseinkiinfte als gemeinschaftliche
Lebensformen inne (H3). Die Differenzen zwischen dem Schatzwert fir die Al-
leinlebenden und den Werten fir die anderen Lebensformen sind relativ deut-
lich. Die Einklinfte der Alleinlebenden liegen im finalen Modell, anders als noch
im nicht adjustierten zweiten Modell, sogar um 5,9 Prozent unter den Haushalts-
einkunften der Referenzgruppe (Alleinerziehende).

Der Befund ist plausibel, weil erwerbsgeminderte Alleinlebende alle Kosten fur
den Lebensunterhalt alleine zu schultern haben und nicht von materiellen Sy-
nergieeffekten des gemeinsamen Wirtschaftens profitieren kénnen. Auch Ein-
kommensverluste infolge der Erwerbsminderung muissen sie ohne Unterstit-
zung im Haushalt kompensieren. Dass solche Verluste die Regel sind, wurde in
der Befragung anhand personlicher Einschatzungen deutlich: Rund drei Viertel
der Erwerbsgeminderten (Alleinlebende analog) nahmen eine Verschlechterung
ihrer materiellen Lage infolge der Berentung wahr. Auferdem passt der Befund
zu den Ergebnissen der deskriptiven Analyse, in der bereits an mehreren Stellen
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zum Ausdruck kam, dass die Einkiinfte allein lebender Erwerbsminderungsrent-
ner(innen) auf3erordentlich gering sind (siehe Abschnitt 14.1 und 14.2). Weil die
gesetzliche Rente, wie ebenfalls deskriptiv deutlich wurde, fur die Alleinleben-
den die wesentliche Einkommensquelle darstellt, deckt sich das Resultat der
vergleichsweise schlechten materiellen Situation erwerbsgeminderter Alleinle-
bender Uberdies gut mit dem zuvor ermittelten Befund, dass selbst eine deutli-
che Steigerung der Erwerbsminderungsrente die Haushaltseinkiinfte kaum zu
erhéhen vermag. Insgesamt sprechen die Ergebnisse dafir, dass allein lebende
Erwerbsminderungsrentner(innen) materiell besonders benachteiligt sind.

Eine weitere Lebensformhypothese lautete, dass gemeinschaftliche Lebensfor-
men, in denen Erwerbsminderungsrentner(innen) mit Kindern leben, materiell
schlechter ausgestattet seien als Gemeinschaften ohne Kinder. Konkret zielt
diese Hypothese auf Haushalte von Alleinerziehenden und Kernfamilien ab und
fullt auf der Annahme, dass Kinder flr eine Lebensform meist eher eine Kosten-
als eine Einkommenskomponente darstellen.

Den Familien mit alleinerziehenden Erwerbsminderungsrentner(inne)n beschei-
nigt das multivariate Modell bedarfsgewichtete Einkunfte, die von denen der an-
deren gemeinschaftlichen Lebensformen deutlich Ubertroffen werden. In kinder-
losen Partnerschaften liegen die bedarfsgewichteten Haushaltseinkilinfte bspw.
um knapp ein Funftel (19,1 Prozent) hoher als im Fall der Alleinerziehenden,
wenn man andere Einflisse kontrolliert. Da die Koeffizienten des finalen Modells
hochsignifikant sind, kann man schlussfolgern, dass die Haushalte alleinerzie-
hender Erwerbsminderungsrentner(innen), wie erwartet, mit niedrigeren be-
darfsgewichteten Haushaltseinkiinften ausgestattet sind als gemeinschaftliche
Lebensformen ohne Kinder. Beim Blick in Tabelle 28 ist zu erkennen, dass der
Effekt im finalen Modell geringer ausfallt als noch im zweiten Modell, wo die
bedarfsgewichteten Einktinfte kinderloser Paare noch um 29,0 Prozent tber de-
nen von Alleinerziehenden lagen. Vermutlich ist das vor allem auf den Einfluss
des Anteils der Einkommensbezieher(innen) im Haushalt zurtickzufiihren, der
erst ab dem dritten Modell kontrolliert wurde.

Dass sich die Einkommenssituation erwerbsgeminderter Alleinerziehender nicht
ungunstiger darstellt als die der (kinderlosen, obgleich nicht gemeinschaftlich



276 Multivariate Analyse der Haushaltseinkunfte...

lebenden) Alleinlebenden, I&sst sich im Ubrigen damit erklaren, dass Alleiner-
ziehende neben dem Erwerbsminderungsrentenbezug meist noch andere Ein-
kiinfte beziehen, Alleinlebende eher nicht — wie zuvor schon erwahnt. So sind
alleinerziehende Erwerbsminderungsrentner(innen) vergleichsweise haufig er-
werbstatig, was sich glinstig auf die materielle Lage des Haushalts auswirkt, wie
bereits die deskriptive Betrachtung ergab (siehe Abschnitt 14.1 und 14.2). Au-
Rerdem profitieren Alleinerziehende im Unterschied zu Alleinlebenden vielfach
von einer materiellen Unterstiitzung durch Dritte, die iberwiegend mit den im
Haushalt lebenden Kindern verbunden ist (z. B. Unterhaltszahlungen, Kinder-
geld; siehe ebenso Abschnitt 14.1 und 14.2).

Fir Partnerschaften mit Kindern weist das multivariate Modell eine wesentlich
glinstigere Finanzlage bei Erwerbsminderung aus als fiir Alleinerziehende. Die
erwarteten bedarfsgewichteten Haushaltseinkinfte von Erwerbsminderungs-
rentner(inne)n in Kernfamilien liegen dem finalen Modell zufolge um 17,8 Pro-
zent Uber denen der Referenzgruppe und damit etwa auf dem Niveau der kin-
derlosen Paare. Die materielle Lage der Kernfamilien ist demnach bei Erwerbs-
minderung nur wenig schlechter als fur kinderlose Paare, der Unterschied ist
sehr gering. Weil die wahren Werte angesichts der recht breiten Konfidenzinter-
valle auflerdem recht stark — und zwischen den beiden Lebensformen in einem
ahnlichen Wertebereich — von den Koeffizienten abweichen kdnnen, ist im Hin-
blick auf die Hypothese H4 ein vorsichtiges Urteil geboten. Dass Lebensformen
von Erwerbsminderungsrentner(inne)n mit geringeren bedarfsgewichteten
Haushaltseinkiinften ausgestattet sind, wenn Kinder im Haushalt leben, Iasst
sich nur fir Alleinerziehende statistisch bestatigen. Bezliglich der Kernfamilien
weist die Regression fiir den Erwerbsminderungsfall nur einen sehr schwachen
materiellen Nachteil gegenuber den kinderlosen Partnerschaften aus, sofern
andere relevante Einflisse kontrolliert werden. Die Hypothese H4 findet dem-
nach keine uneingeschrénkte Bestétigung. Sie ist zurlickzuweisen.

Eine mdgliche Erklarung fur dieses Ergebnis Iasst sich mit Blick auf die Arbeits-
teilung durchaus finden: Alleinerziehende Erwerbsminderungsrentner(innen)
mussen sowohl die materielle Versorgung als auch die alltdgliche Betreuung
der Kinder im Wesentlichen alleine bewerkstelligen. Weil die fiir die Kinderbe-
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treuung investierte Zeit fir den Broterwerb fehlt (und umgekehrt), sind die er-
zielten Einkommen Alleinerziehender tendenziell geringer als die Einklinfte von
Kernfamilien, in denen die genannten Aufgaben von den Partner(inne)n ge-
meinsam bewaltigt werden kénnen. Dass dies — entgegen der Erwartung — an-
scheinend auch im Falle einer Erwerbsminderung gilt, kann einerseits darin be-
grundet liegen, dass die Erwerbsminderungsrentner(innen) trotz der Berentung
weiterhin erwerbstatig sind — dies galt gemaR der deskriptiven Analyse insbe-
sondere flir erwerbsgeminderte Manner in Kernfamilien (siehe Abschnitt 6.2 und
14.2.2). Andererseits ist denkbar, dass die erwerbsgeminderten Personen ihre
Partner(innen), anders als vermutet, so stark von reproduktiven Aufgaben ent-
lasten, dass sich diese als ,Ernahrer” auf die Erwerbsarbeit konzentrieren kon-
nen — bezuglich der Daten zur Zeitverwendung (siehe Abschnitt 6.2) und zur
materiellen Lage bei Erwerbsminderung (siehe Abschnitt 14.2.2) wirde die
Rolle eher die erwerbsgeminderten Frauen in Kernfamilien betreffen.

Dass der erwartete materielle Nachteil fiir Lebensformen mit Kindern nicht wie
erwartet zutage tritt, hangt, wie schon angesprochen, wahrscheinlich vor allem
mit der Adjustierung des Modells zusammen: Ein wichtiger Teil des erwarteten
Lebensformeffekts ergibt sich offenbar aus der wirtschaftlichen Unselbstandig-
keit der Kinder. Indem der Aspekt der materiellen Selbstéandigkeit in das Re-
gressionsmodell eingeschlossen wird, wird er als gesonderter Einflussfaktor
sichtbar und verringert zugleich den Effekt des Vorhandenseins von Kindern.
Der Sachverhalt ist in Tabelle 28 im Ubergang vom zweiten zum dritten Modell
gut nachzuvollziehen. Wahrend das zweite Modell sehr verschiedene Koeffi-
zienten fur Familien und kinderlose Partnerschaften — im Sinne der Hypothese
H4 — lieferte, reduzieren sich die Differenzen ab dem dritten Modell, weil der
Anteil der Einkommensbezieher(innen) als gesonderter Einflussfaktor einge-
schlossen wurde.

Richtet man das Augenmerk auf den erganzten Einflussfaktor, wird deutlich,
dass sich dieser ganz erheblich auf die materielle Lage bei Erwerbsminderung
auswirkt: Ab einem Einkommensbezieheranteil von 50 Prozent erhéhen sich die
bedarfsgewichteten Einkliinfte der Erwerbsminderungsrentnerhaushalte gegen-
Uber der Referenzgruppe (Haushalte, in denen weniger als die Halfte der Haus-
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haltsmitglieder Einkiinfte erzielen) um 17,9 Prozent. Tragt jedes Haushaltsmit-
glied etwas zum gemeinsamen Einkommen bei, liegt der Koeffizient dem adjus-
tierten finalen Modell zufolge sogar bei 33,2 Prozent. Die Ergebnisse sprechen
eindeutig fiir die Hypothese, dass es um die finanzielle Situation bei Erwerbs-
minderung umso besser bestellt ist, je gréBer der Anteil der Personen, die ei-
gene Einkiinfte beziehen, in den untersuchten Haushalten ist (H5). Der Zusam-
menhang besteht, wenn man die Koeffizienten im dritten, vierten und finalen
Modell vergleicht, offensichtlich weitgehend unabhangig von den Ubrigen be-
trachteten Einflussfaktoren. Das Ergebnis ist sehr relevant, weil es untermauert,
wie wichtig die soziale Unterstitzung im Haushaltskontext bei Erwerbsminde-
rung ist. Es deckt sich mit dem Befund zur materiellen Lage von allein lebenden
Erwerbsminderungsrentner(inne)n.

Eine weitere Hypothese fokussiert auf die materielle Lage in Kernfamilien und
unterstellt, dass diese im Falle einer Erwerbsminderung schlechter situiert sind
als kinderlose Paare (H6). Ihr liegt, anders als der Hypothese H4, nicht die An-
nahme zugrunde, dass das Vorhandensein von Kindern einen Unterschied be-
grindet, sondern dass Kernfamilien typischerweise eine traditionelle(re) Ar-
beitsteilung praktizieren als kinderlose Partnerschaften. Fir letztere wird erwar-
tet, dass sie flr ein Doppelverdienermodell pradestiniert und damit eher im
Stande sind, gesundheitsbedingt reduzierte oder ausgefallene Einkulnfte im
Haushalt auszugleichen als Kernfamilien mit nicht- bzw. nur nebenerwerbstati-
gen Partner(inne)n im Erndhrermodell.

Tatsachlich weist das finale Regressionsmodell, wie schon erwahnt wurde, fir
kinderlose Partnerschaften einen héheren Koeffizienten aus als fir Kernfami-
lien. Die Schatzwerte sind hochsignifikant, aber sehr gering (Tabelle 28). Die
Hypothese einer ungiinstigeren materiellen Lage von Kernfamilien gegeniiber
kinderlosen Partnerschaften bei Erwerbsminderung ldsst sich damit nicht wider-
legen. Sie wird angesichts der geringen Differenz zwischen den Schatzwerten
allerdings auch nicht eindeutig gestutzt, was — wie schon bei der Bewertung von
Hypothese H4 — fiir eine zurlickhaltende Interpretation spricht. Hinzu kommit,
dass die Konfidenzintervalle, wie erwahnt, relativ breit sind. Der wahre Wert
rangiert bei den Kernfamilien zwischen 12,8 und 22,8 Prozent und bei kinderlo-
sen Paaren zwischen 14,6 und 23,6 Prozent (Tabelle 27). Zudem Uberschneidet
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sich der Wertebereich der beiden Intervalle relativ stark; die wahren Werte kbnn-
ten also theoretisch identisch ausfallen.

Dass der in der Hypothese formulierte Effekt nicht klarer zutage tritt, hangt sehr
wahrscheinlich — analog zu Hypothese H4 — damit zusammen, dass der Einfluss
des Einkommensbezieheranteils im finalen Regressionsmodell konstant gehal-
ten wird. AuRerdem ist denkbar, dass sich die untersuchten Kernfamilien und
kinderlose Paare der Erwerbsminderungsrentner(innen) in ihrer partnerschaftli-
chen Arbeitsteilung (auch im Verlauf) nicht so eindeutig unterscheiden, wie es
theoretisch unterstellt wurde. Wie bereits im Zuge der theoretischen und de-
skriptiven Betrachtung der Lebensformen festgehalten wurde, handelt es sich
bei kinderlosen Paaren oftmals um Partnerschaften nach der fertilen Phase
(siehe Abschnitt 3.2 und 13.2.1). Ihre Arbeitsteilung war wahrscheinlich nicht im
gesamten Partnerschaftsverlauf gleichberechtigt, sondern wurde durch die EI-
ternschaft gepragt. Das schlagt sich unter anderem in den Berufs- und Einkom-
menspositionen der Partner(innen) nieder — positiv oder negativ. Eventuell war
die Pragung sogar so nachhaltig, dass eine im Zuge der Familienphase etab-
lierte traditionelle Arbeitsteilung weiterhin aufrechterhalten wird, obgleich die
Kinder erwachsen sind und den Haushalt verlassen haben.

Umgekehrt ist mit Blick auf Kernfamilien denkbar, dass diese z. B. eine gleich-
berechtigte Arbeitsteilung praktizieren, wenn am Wohnort gute private oder 6f-
fentliche Kinderbetreuungsmaglichkeiten bestehen.®® Geht man also davon aus,
dass der theoretisch abgeleitete Unterschied in den Arbeitsteilungsmustern von
Kernfamilien und kinderlosen Paaren empirisch sowohl zum Befragungszeit-
punkt als auch im Vorfeld verschwimmt, leuchtet ein, dass die berechneten Ko-
effizienten nicht starker differieren.

Darlber hinaus muss man sich vergegenwartigen, dass Hypothese H6, wie be-
reits grundsatzlich formuliert wurde (siehe Abschnitt 11.3), im adjustierten Re-
gressionsmodell nur gelten kann, wenn die Ernahrerfigur einer traditionell ar-
beitsteiligen Kernfamilie die Erwerbsminderung erleidet. Andernfalls reduziert
sich der Zusammenhang auf den Effekt der Kinder in der Lebensform sowie auf

8 Wie erlautert, sind nur Vermutungen moglich. Die tatsachliche Arbeitsteilungspraxis der
betrachteten Haushalte kann den vorliegenden Daten nicht entnommen werden (siehe
Abschnitt 11.3).



280 Multivariate Analyse der Haushaltseinkunfte...

den Effekt des Anteils der Einkommensbezieher(innen) im Haushalt. Es ist an-
zunehmen, dass dies mit Blick auf die erwerbsgeminderten Manner in Kernfa-
milien der Fall ist (siehe unter anderem Abschnitt 6.2). Erwerbsgeminderte
Frauen der Lebensform waren im Vorfeld der Berentung vermutlich selten in der
Ernahrerrolle (siehe ebenso Abschnitt 6.2), aber meist erwerbstatig. Denn an-
gesichts der geltenden Zugangsvoraussetzungen durften (langfristig) nichter-
werbstatige Frauen (,Hausfrauen®) nur selten in den Bezug einer Erwerbsmin-
derungsrente gelangen (siehe Abschnitt 9.1).%* Die Hypothese kann insofern mit
Bedacht aufrechterhalten werden.

Insgesamt wurde deutlich, dass die Lebensform einen inhaltlich relevanten und
signifikanten Beitrag zur Vorhersage der bedarfsgewichteten Einklnfte in Haus-
halten von Erwerbsminderungsrentner(inne)n leistet. Zugleich machte die
schrittweise Entwicklung des Regressionsmodells deutlich, dass die theoretisch
hergeleiteten Effekte der Lebensformen durch die erganzte Kovariable zum An-
teil der Einkommensbezieher(innen) teilweise relativiert wurden. Das Merkmal
ist demzufolge fur die materielle Lage der Haushalte von Erwerbsminderungs-
rentner(inne)n ebenfalls von groRer Bedeutung. In Abschnitt 15.4.4 wird darauf
ebenfalls Bezug genommen.

15.4.3  Ergebnisse zum Einfluss des Geschlechts

In Bezug auf das Geschlecht der Erwerbsminderungsrentner(innen) wird erwar-
tet, dass erwerbsgeminderte Frauen individuell schlechter, auf Haushaltsebene
aber materiell besser aufgestellt sind als erwerbsgeminderte Manner (H7 und
H8). Die Erwartung griindet sich darauf, dass Frauen — vor allem aufgrund von
Unterschieden in der beruflichen Platzierung, im Karriereverlauf sowie in der
Kontinuitat ihrer Erwerbsbiografie — im Schnitt finanziell schlechter aufgestellt
sind als Manner. Das betrifft neben ihren Erwerbseinkommen auch die Renten-
hoéhe bei Erwerbsminderung und die Moglichkeiten, den erwerbsminderungsbe-
dingten Einkommensausfall zu kompensieren.

84 Den Angaben aus der Befragung zufolge waren nur 0,3 Prozent der Erwerbsgeminderten
in ihrem Erwerbsleben hauptsachlich als Hausfrau tatig.
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Die erste Hypothese eines materiellen Nachteils fir Frauen auf individueller
Ebene (H7) wurde deskriptiv untersucht und fiir gemeinschaftliche Lebensfor-
men bestatigt (siehe Abschnitt 14.2.1). Zur zweiten Hypothese (H8) lieferte die
deskriptive Analyse ebenfalls Anhaltspunkte (siehe Abschnitt 14.1.1). Das mul-
tivariate Modell bescheinigt erwerbsgeminderten Frauen nun auch unter Kon-
trolle der anderen Kovariablen bedarfsgewichtete Haushaltseinkiinfte, die um
immerhin 10,0 Prozent Uber denen erwerbsgeminderter Manner liegen. Dieses
Resultat bekréftigt die Hypothese, dass die finanzielle Lage der Haushalte von
Erwerbsminderungsrentnerinnen signifikant besser ist als die der Haushalte von
Erwerbsminderungsrentnern. Dass das unabhangig von der Lebensform und
anderen Einflussfaktoren gilt, ist ein interessanter Befund. Ein Blick in Tabelle
28 zeigt indessen, dass sich der Geschlechtseffekt — ahnlich wie auch die Le-
bensformeffekte — im finalen Modell anders darstellt als noch im zweiten Modell,
in dem relevante materielle Aspekte der Lebensform noch nicht kontrolliert wur-
den. Der Effekt des adjustierten Modells ist, wie gesagt, dennoch relevant.

Im Rickblick auf die theoretischen Uberlegungen ist ankniipfend an die
Schlussfolgerungen zum Einfluss des Geschlechts und der Lebensformen auf
die Zielvariable von Interesse, wie beide Aspekte diesbezlglich zusammenwir-
ken. Um dies zu untersuchen, wurden mit Hilfe der Koeffizienten des finalen
Modells geschlechtsspezifische Schatzwerte fir die Lebensformen berechnet.

Abbildung 22 zeigt, dass bspw. die bedarfsgewichteten Haushaltseinkinfte in
kinderlosen Partnerschaften von erwerbsgeminderten Frauen um gut ein Viertel
(19,1 Prozent + 10,0 Prozent = 29,1 Prozent) héher ausfallen als in der Refe-
renzgruppe (mannliche Alleinerziehende). Die Personengruppe ist damit im
Vergleich zu anderen Haushalten von Erwerbsgeminderten materiell in der
glnstigsten Situation. Kernfamilien von Erwerbsminderungsrentnerinnen ste-
hen mit Einklnften von 27,8 Prozent (17,8 Prozent + 10,0 Prozent) Uber der
Referenzgruppe auf dem zweiten Rang. Es folgen kinderlose Partnerschaften
erwerbsgeminderter Manner mit einem schon um fast 10 Prozent geringeren
Einkommensvorsprung von 19,1 Prozent.

In welchen monetéaren Wertebereichen sich diese Prozentangaben bewegen,
lasst sich mit den Regressionsergebnissen ebenfalls angeben: Dazu wird eine
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Summe aus der Konstanten des finalen Modells und den Koeffizienten der inte-
ressierenden Merkmale gebildet. Diese wird, da die Zielvariable logarithmiert
wurde, anschlieRend transformiert. Um die Hohe der bedarfsgewichteten Haus-
haltseinklnfte in kinderlosen Partnerschaften erwerbsgeminderter Frauen zu
erhalten, ist dementsprechend zu rechnen:

e(_cons + kinderlose Partnerschaft=1 + Geschlecht=1) — (58743 +0,1912 + 01003) — 476,18 €
s .

Wenn der Einfluss aller anderen Faktoren ausgeschaltet ware, lagen die be-
darfsgewichteten Einkiinfte der Lebensform somit bei circa 476 Euro (Abbildung
22). Der Vergleichswert der Referenzgruppe betragt — der (transformierten)
Konstante des finalen Regressionsmodells entsprechend — rund 356 Euro
(e®8743) = 355,78 €). Der monetéare Vorteil der kinderlosen Partnerschaften von
Erwerbsminderungsrentnerinnen ist damit offenkundig. Er hat etwa den zuvor
genannten Umfang von 29,1 Prozent.®

Die Werte der anderen Gruppen sind ebenfalls in Abbildung 22 abgetragen. Die
schlechteste finanzielle Lage besteht demnach bei allein lebenden Mannern.
Sie sind zugleich die einzige Gruppe, deren bedarfsgewichtete Haushaltsein-
kiinfte die der Referenzgruppe unterschreiten — und zwar um 5,9 Prozent. Allein
lebende erwerbsgeminderte Frauen haben zwar ebenfalls vergleichsweise ge-
ringe materielle Ressourcen, diese liegen aber immerhin 4,1 Prozent hoéher als
in der Referenzgruppe. Monetar ausgedriickt, stehen allein lebenden Erwerbs-
minderungsrentnern monatlich nur rund 335 Euro und allein lebenden Erwerbs-
minderungsrentnerinnen 371 Euro zur Verfligung.

Besonders interessant an diesem Befund ist, dass damit alle Lebensformen von
erwerbsgeminderten Frauen besser situiert sind als Lebensformen erwerbsge-
minderter Manner. Auf theoretischer Ebene wurde der Vorteil insbesondere flr
gemeinschaftliche Lebensformen erwartet (siehe Abschnitt 11.4), was sich in
der deskriptiven Analyse auch so bestatigte (siehe Abschnitt 14.2.1).

85 355,78 Euro zzgl. 29,1 Prozent ergeben rechnerisch 459,31 Euro. Die Abweichung ist
zum einen auf das Runden der Werte zurlickzufiihren. Zum anderen sind die Prozentan-
gaben wahrscheinlich nicht ganz genau, denn logarithmierte Werte sind lediglich anna-
hernd prozentual zu interpretieren.
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Abbildung 22: Schatzwerte fir die Lebensformen nach dem Geschlecht
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Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Dass der ,weibliche Einkommensvorteil* in der multivariaten Perspektive auch
fur Alleinlebenden gilt, spricht — angesichts der unterstellten und empirisch be-
statigten schlechteren materiellen Ausstattung der Frauen (siehe Abschnitt
14.2.1) — fur eine bereits bei der Hypothesenentwicklung geauerte Vermutung:
Danach bemihen sich Frauen, wenn die materielle Existenzsicherung ihres
Haushalts gefahrdet ist, moglicherweise starker als Manner um eine finanzielle
Unterstitzung. Diese kann von Haushaltsmitgliedern, aber auch aus Quellen
aullerhalb des Haushalts kommen. Bei Erwerbsminderung sind bspw. sozial-
staatliche Leistungen eine relevante Option. Deskriptiv zeigt sich, dass allein
lebende Frauen in der Untersuchungsgruppe soziale Mindestsicherungsleistun-
gen in etwa gleichem Umfang bzw. sogar etwas seltener (zu 40,1 Prozent) be-
ziehen als allein lebende Manner (43,8 Prozent). Stattdessen erhalten allein le-
bende Erwerbsminderungsrentnerinnen aber prozentual haufiger Unterhalts-
leistungen und finanzielle Unterstitzungen durch haushaltsfremde Personen
als -rentner. Auch der Bezug von Hinterbliebenenrenten kommt bei Frauen in
der Lebensform haufiger vor (zu 12,8 Prozent) als bei Mannern (2,8 Prozent).
Es ist daher anzunehmen, dass die unterschiedlichen Bezugsquellen den ermit-
telten Befund tatsachlich mitbegriinden.
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Grundsatzlich belegen die Ergebnisse der Regression und die darauf beruhen-
den Berechnungen, dass erwerbsgeminderte Frauen und ihre Haushaltsmitglie-
der Uber alle Lebensformen hinweg besser situiert sind als erwerbsgeminderte
Manner und ihre Haushalte. Dies ist ein wichtiger Befund: Erwerbsgeminderte
Frauen bilden damit, anders als man vermuten konnte, hinsichtlich inrer materi-
ellen Absicherung bei Erwerbsminderung offenbar im Haushaltskontext keine
besondere Risikogruppe. Vergleichsweise schlecht ist die materielle Lage da-
gegen bei erwerbsgeminderten Alleinlebenden und Alleinerziehenden, vor al-
lem wenn es sich um Haushalte erwerbsgeminderter Manner handelt.

15.4.4  Ergebnisse zum Einfluss materieller Aspekte

Der linearen Regression zufolge wird die materielle Lage bei Erwerbsminderung
nicht nur von der Lebensform und dem Geschlecht, sondern auch durch mate-
rielle Aspekte in erheblichem Mal3e beeinflusst. So hat unter anderem der Anteil
der Einkommensbezieher(innen) im Haushalt einen starken Einfluss auf die
ZielgréBe (Tabelle 28), worauf bereits in den Abschnitten 15.4.2 und 15.4.3 an
mehreren Stellen hingewiesen wurde. Gemal Tabelle 28 besteht der Effekt un-
abhangig von anderen Einflissen; er bleibt auch bei Hinzunahme weiterer
Kovariablen in das Regressionsmodell in vergleichbarem Umfang bestehen. Es
wurde geschlussfolgert, dass Hypothese H5 als bestétigt gelten kann.

Erganzend zu diesem Ergebnis kann man die im finalen Modell ermittelten Re-
gressionsschatzer — analog zum vorigen Abschnitt (siehe Abschnitt 15.4.3) —in
Eurobetrage umrechnen. Dadurch Iasst sich veranschaulichen, welche bedarfs-
gewichteten Einkunfte in den untersuchten Haushalten vorlagen, wenn man alle
anderen Einflussfaktoren konstant hielte. So wiirden bedarfsgewichtet rund 496
Euro pro Monat zur Verfligung stehen, wenn alle Personen in den Haushalten
der untersuchten Erwerbsminderungsrentner(innen) eigene Einkinfte erlang-
ten. Das ist erheblich mehr als in Haushalten mit einem geringeren Einkom-
mensbezieheranteil von 50 bis unter 100 Prozent, wo die bedarfsgewichteten
Einnahmen bei 426 Euro liegen wirden. Die Referenzgruppe (Haushalte, in de-
nen weniger als die Halfte der Haushaltsmitglieder Einkiinfte erzielt) kame sogar
nur auf 356 Euro monatlich. Die Berechnungen unterstreichen, wie wichtig es
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bei Erwerbsminderung ist, dass moglichst viele Haushaltsmitglieder einen Bei-
trag zur materiellen Existenzsicherung leisten.

Uber die zentralen Merkmale hinaus, mittels derer die Hypothesen multivariat
gepruft wurden, wurden weitere Merkmale in das Regressionsmodell einbezo-
gen — unter anderem zwei weitere Kovariablen zur materiellen Lage. Die erste
zeigt an, ob Erwerbsminderungsrentner(innen) neben ihrer Rente selbst noch
weitere Einklinfte beziehen. Es kann sich, wie in der deskriptiven Analyse aus-
fuhrlich dargestellt wurde (siehe Abschnitt 14.2.2), z. B. um Einnahmen aus ei-
ner Hinterbliebenenrente, Erwerbseinkiinfte oder Renten aus der zweiten und
dritten Saule handeln. Die Regression ergab, dass der theoretisch erwartete
Zusammenhang tatsachlich besteht: Wenn sich die Einkinfte der Erwerbsmin-
derungsrentner(innen) nicht auf die gesetzliche Erwerbsminderung beschran-
ken, fallen die bedarfsgewichteten Haushaltseinkiinfte um 20,2 Prozent grofier
aus als in der Referenzgruppe (Erwerbsgeminderte ohne weitere Einkiinfte).

Der zusatzliche Einkommensbezug wirkt sich demzufolge nicht nur fir die Er-
werbsminderungsrentner(innen) selbst positiv aus, sondern fiir den ganzen
Haushalt. Dass der Effekt so offensichtlich ist, oowohl nur ein Teil der Erwerbs-
geminderten solche erganzenden Einkinfte bezieht und lediglich ihr Vorliegen
berucksichtigt wurde (nicht ihre Hohe), ist beachtlich. Es unterstreicht die Rele-
vanz des Einflussfaktors. Der Effekt ist hochsignifikant und, angesichts eines
recht schmalen Konfidenzintervalls, prazise.

Inhaltlich passt der Befund in das Bild, dass auch die bisher schon angeflihrten
Ergebnisse zeichnen. Denn es wurde einerseits ermittelt, dass die Erwerbsmin-
derungsrente flir die materielle Lage der untersuchten Haushalte nur von be-
grenzter Bedeutung ist (H1, siehe Abschnitt 11.2) — dementsprechend liegt
nahe, dass andere Einkommensquellen der Erwerbsminderungsrentner(innen)
fur den Haushalt bedeutsam(er) sind. Andererseits war deskriptiv zu sehen,
dass die Einklinfte der Untersuchungsgruppe insgesamt eher gering sind (siehe
Abschnitt 14.1), weswegen es kaum Uberrascht, dass jeder zusatzliche Einkom-
mensbeitrag zahlt. Dass lediglich knapp die Halfte der Erwerbsminderungsrent-
ner(innen) (47,1 Prozent) neben der gesetzlichen Rente weitere Einklinfte be-
zieht, unterstreicht indessen, dass es um die materielle Situation der Untersu-
chungsgruppe kritisch bestellt ist.
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Der zweite weitere materielle Aspekt, der in die Berechnungen einbezogen
wurde, ist der Bezug der staatlichen Mindestsicherung, die teilweise ebenfalls
eine relevante Einkommensquelle der Betroffenen darstellen kann. Die Kovari-
able bertcksichtigt Wohngeld, Sozialhilfe einschlief3lich Hilfe zum Lebensunter-
halt, Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, Arbeitslosengeld I
und Sozialgeld (siehe Abschnitt 14.1.3). Man kann davon ausgehen, dass die
Inanspruchnahme solcher Leistungen eine hohere Vulnerabilitdt einer Person
bzw. eines Haushalts anzeigt (siehe Abschnitt 13.3), die sich bereits materiell
manifestiert hat. Die multivariaten Berechnungen ergaben, dass die bedarfsge-
wichteten Einkinfte, wenn soziale Mindestsicherungsleistungen beansprucht
werden, um 16,8 Prozent geringer ausfallen als in der Referenzgruppe ohne
Mindestsicherungsbezug. Der Bezug staatlicher Leistungen ist bei Erwerbsmin-
derungen also mit signifikant geringeren Haushaltseinklinften assoziiert als die
Nichtinanspruchnahme.

Das Resultat ist nachvollziehbar, wenn man sich vergegenwartigt, dass ein An-
spruch auf Mindestsicherungsleistungen nur besteht, wenn die eigenen Ein-
kiinfte zur materiellen Existenzsicherung nicht ausreichen. Die Starke des Ef-
fekts ist allerdings beachtlich — vor allem vor dem Hintergrund, dass nicht jeder
bedurftige Haushalt tatsachlich Sicherungsleistungen beantragt. Obgleich die
staatlichen Leistungen die materielle Existenzsicherung flankieren und Armut
vermeiden sollen, sprechen die Regressionsergebnisse dafir, dass die Bezie-
her(innen) im Kontext einer Erwerbsminderung eine sehr vulnerable und mate-
riell besonders benachteiligte Gruppe darstellen.

Die Kovariablen zur materiellen Lage der Haushalte leisten insgesamt einen
wichtigen Beitrag zur Erklarung der Einkommenslage bei Erwerbsminderung.
Sie liefern signifikante und aufschlussreiche Befunde.

156.4.5 Ergebnisse zu Merkmalen des Erwerbsverlaufs

Wie bereits deutlich geworden sein sollte, wird den meisten der Faktoren des
linearen Regressionsmodells ein Einfluss zugesprochen, der unmittelbar zum
Zeitpunkt des Erwerbsminderungsrentenbezugs (bzw. zum Zeitpunkt der Erhe-
bung) besteht. Von anderen wird dagegen erwartet, dass sie die materielle Lage
der untersuchten Haushalte mittel- oder langfristig beeinflussen. Die materielle
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Lage bei Erwerbsminderung ist in Bezug auf diese Faktoren pfadabhangig bzw.
ein Ergebnis des eingeschlagenen Verlaufs. Dies wurde bereits bezuglich der
Arbeitsteilung, die hinter den Lebensformen steht, thematisiert (siehe Abschnitt
11.3).

Daruber hinaus wurden zwei Aspekte des Erwerbsverlaufs der erwerbsgemin-
derten Personen als Confounder in das Regressionsmodell einbezogen. Es
handelt sich zum einen um eine Kovariable, die eine eventuelle Ausgliederung
aus dem Erwerbsleben vor der Erwerbsminderungsberentung anzeigt, und zum
anderen um ein Merkmal zu Krankheits- und Arbeitslosigkeitsphasen.

Krankheit und Arbeitslosigkeit werden, sobald sie einen ganzen Kalendermonat
Uberdauern, als Anrechnungszeiten in den Rentenkonten gespeichert. Aufgrund
ihrer unstetigen empirischen Verteilung gingen sie als Dummys in die Regres-
sion ein (siehe Abschnitt 15.3.3). Die Ergebnisse des finalen Modells zeigen,
dass sich die materielle Lage bei Erwerbsminderung erwartungsgemaf
schlechter darstellt, wenn die Befragten entsprechende Anrechnungszeiten zu-
rickgelegt haben (Tabelle 28): Liegen die Zeiten zwischen einem und sechs
Monaten, stellen sich die bedarfsgewichteten Haushaltseinkiinfte um 4,2 Pro-
zent geringer dar als in der Referenzgruppe (ohne derartige Anrechnungszei-
ten). Langere Krankheits- oder Arbeitslosigkeitszeiten gehen mit Einklnften ein-
her, die unter Kontrolle der anderen Einflisse um 3,1 Prozent niedriger liegen.
Beide Effekte sind nicht stark, aber mit p < 0,05 signifikant. Man kann schluss-
folgern, dass sich Anrechnungszeiten wegen Krankheit oder Arbeitslosigkeit,
die Erwerbsminderungsrentner(innen) in ihnrem Erwerbsverlauf ,gesammelt* ha-
ben, negativ auf die materielle Lage bei Erwerbsminderung auswirken. Dies gilt
offenbar bereits bei einem geringen Umfang an Anrechnungszeiten von einem
bis sechs Monaten.

Erklarungsbedurftig ist, warum der Effekt bei langeren Anrechnungszeiten (ab
sechs Monaten) nicht groRer ist als bei begrenzten Zeiten (bis sechs Monate).
Ein moglicher Grund kénnte sein, dass die realen Fallgestaltungen hinter den
gesetzten Stufen der Anrechnungszeiten sehr heterogen sind und insofern kein
linearer Effekt besteht. Dies miisste mit einer differenzierteren Operationalisie-
rung der Anrechnungszeiten geprift werden, was jedoch mit den vorliegenden
Daten und Fallzahlen nicht sinnvoll erscheint.
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Einen zweiten Erklarungsversuch bietet die Vermutung, dass der Einfluss von
Krankheits- und Arbeitslosigkeitszeiten auf die materielle Lage ab einer gewis-
sen Dauer der Episoden abnimmt, weil die Arbeitsteilung in den betroffenen Le-
bensformen mittel- oder langfristig angepasst wird: Es ist denkbar, dass sich
vermehrt erkrankte oder arbeitslose Personen aus pragmatischen Griinden
starker auf die Reproduktionsarbeit konzentrieren und ihren Partner(inne)n da-
mit eine umfangreiche(re) Erwerbsbeteiligung ermdglichen. Infolge der so be-
reits angepassten Arbeitsteilung mussten die materiellen Folgen der erwerbs-
minderungsbedingten Berentung fir den Haushalt schlief3lich relativ begrenzt
sein. Da sich auch diese Vermutung mit den vorliegenden Daten nicht Gberpri-
fen lasst, bleibt der Sachverhalt vage. Es ist weder auszuschlieRen, dass ein
nichtlinearer Effekt besteht, noch dass die Zielgrée mit wachsenden Anrech-
nungszeiten eventuell doch linear sinkt — denn die Spanne der wahren Werte
weist zwischen beiden Koeffizienten einen relativ breiten Deckungsbereich auf
(Tabelle 27). Festzuhalten ist aber, dass die Anrechnungszeiten einen gewissen
negativen Einfluss auf die materielle Lage bei Erwerbsminderung haben.

Die zweite einbezogene erwerbsbiografische Kovariable misst, ob Erwerbsmin-
derungsrentner(innen) bereits im Vorfeld ihrer Berentung tendenziell aus dem
Erwerbsleben ausgegliedert waren. Operationalisiert wurde sie Uber den routi-
nemafig erfassten Erwerbsstatus am Jahresende, welcher fur drei Jahre vor
Rentenbeginn vorliegt. Befragte wurden als ausgegliedert gewertet, wenn sie
nicht versicherungspflichtig beschaftigt, sondern bspw. arbeitslos (mit staatli-
chem Leistungsbezug), krank (mit Bezug von Krankengeld, Verletztengeld oder
Versorgungskrankengeld) oder geringfiigig beschaftigt waren (siehe Abschnitt
15.3.3). Wie das finale Regressionsmodell zeigt, werden die bedarfsgewichte-
ten Einkunfte der Referenzgruppe schon beim einmaligen Fehlen einer sozial-
versicherungspflichtigen Beschaftigung vor der Berentung um 4,7 Prozent un-
terschritten (Tabelle 28). Sind Erwerbsminderungsrentner(innen) in zwei der
drei Jahre aus dem Erwerbssystem ausgegliedert, betragt der Einkommens-
nachteil auf Haushaltsebene schon 9,7 Prozent, sofern alle anderen Kovariab-
len kontrolliert werden. Ein entsprechender Status in allen drei Jahren schmalert
die bedarfsgewichteten Haushaltseinklnfte um 11,3 Prozent. Die Koeffizienten
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sind ausnahmslos signifikant. Der Zusammenhang ist nachvollziehbar und er-
wartungskonform.

Insgesamt liefern die Regressionsergebnisse Anhaltspunkte, dass ein durch
wiederholte bzw. andauernde Phasen der Krankheit oder Arbeitslosigkeit ge-
kennzeichneter Erwerbsverlauf der Erwerbsgeminderten auf der einen Seite so-
wie beginnende Ausgliederungstendenzen aus dem Erwerbsleben vor der Be-
rentung auf der anderen Seite die finanzielle Ausstattung der Haushalte bei Er-
werbsminderung negativ beeinflusst.

16.4.6  Ergebnisse zur Relevanz der soziodemografischen Merkmale

Uber die behandelten Kovariablen hinaus wurden soziodemografische Merk-
male in das Modell eingeschlossen, weil diese zum einen ublicherweise auch
als Faktoren angesehen werden, die mit der materiellen Lage assoziiert sind.
Zum anderen begrinden sie, wie im deskriptiven Abschnitt deutlich wurde, teil-
weise eine Uberdurchschnittliche Vulnerabilitat der interessierenden Personen-
gruppe (siehe Abschnitt 13.3). Diese ist flr die materielle Lage von Erwerbsmin-
derungsrentnerhaushalten ebenfalls folgenreich.

Eines der Merkmale des adjustierten finalen Modells ist das Bildungsniveau. Es
wurde als Indexvariable auf Basis der internationalen Bildungsklassifikation (1S-
CED) der UNESCO operationalisiert (siehe Abschnitt 15.3.4). Die Klassifikation
fasst schulische und berufliche Bildungsabschliisse zu einer dreistufigen Maf3-
zahl zusammen und ist damit unter anderem Ubersichtlicher als eine separate
Betrachtung einzelner Schul- und Berufsabschlisse. Auch im Hinblick auf die
Zahl der Kovariablen, welche sich auf die Erklarungskraft des Modells auswirkt,
empfiehlt sich die Verwendung der Klassifikation.

Die berechneten Koeffizienten sind hochsignifikant und belegen einen eindeuti-
gen positiven Effekt des Bildungstands. So steigen die bedarfsgewichteten
Haushaltseinklinfte verglichen mit der Referenzgruppe (niedrige Bildung) um
7,0 Prozent, wenn die erwerbsgeminderten Personen ein mittleres Bildungsni-
veau aufweisen. Ein hohes Bildungsniveau geht mit um 13,4 Prozent hoheren
Finanzmitteln einher. Ein mittleres oder hohes Qualifikationsniveau begriindet
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demnach erwartungsgemal einen relevanten materiellen Vorteil fur die Haus-
halte von Erwerbsminderungsrentner(inne)n.

Ein weiteres soziodemografisches Merkmal ist das Alter der Erwerbsminde-
rungsrentner(innen), das als metrische Variable einbezogen wurde. Erfasst
wurde das Alter zum Zeitpunkt der Befragung, welches es aufgrund des identi-
schen Rentenzugangsjahres fir alle Erwerbsminderungsrentner(innen) erlaubt,
das Berentungsalter abzuleiten.®® Theoretisch wird angenommen, dass ein ho-
heres Alter aufgrund der vorangeschrittenen Erwerbsbiografie (z. B. langere Be-
triebsangehdrigkeit, mehr Berufserfahrung) zu einer besseren materiellen Lage
fuhrt. Auch in der Untersuchungsgruppe mussten dementsprechend Personen,
die bei der Berentung in einem fortgeschrittenen Alter sind, einen Vorteil haben,
weil sie im Erwerbsverlauf bereits tendenziell bessere Einkommenspositionen
erlangt und im Falle einer ,spaten erwerbsminderungsbedingten Berentung
durchschnittlich hdhere Rentenanwartschaften erlangt haben. Zudem wird er-
wartet, dass altere Erwerbsminderungsrentner(innen) mehrheitlich auch altere
Partner(innen) haben, die tendenziell ebenfalls bereits bessere Einkommen er-
zielen als Partner(innen) von Erwerbsgeminderten mit ,frihem” Rentenzugang.

Tatsachlich weist das finale Modell mit Blick auf das Alter der Erwerbsminde-
rungsrentner(innen) bei Rentenbeginn einen hochsignifikanten und prazisen Ef-
fekt aus. Dieser ist allerdings sehr gering und — entgegen der Erwartung — ne-
gativ. Er besagt, dass die bedarfsgewichteten Einkinfte der untersuchten Haus-
halte mit jedem Lebensjahr, das die Erwerbsgeminderten bei Rentenbeginn
vollendet haben, um 0,3 Prozent sinken. Vergleicht man zwei erwerbsgemin-
derte Personen, deren Alter um 10 Jahre differiert, unterscheidet sich deren
Haushaltseinkommen somit um gerade einmal 3,0 Prozent.

Eine mdgliche Erklarung fur den auRerordentlich geringen Effekt des Alters ist,
dass der unterstellte Einfluss in Wirklichkeit anderen Kovariablen zuzuschreiben
ist. Mit Blick auf die zuvor erlauterte Annahme, dass mit dem Alter unter ande-
rem die berufliche Erfahrung wachst, ist bspw. denkbar, dass ein wesentlicher

8  Alter bei Rentenbeginn (2008) = Alter zur Befragung (2011) abziiglich 3 Jahre
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Teil des unterstellten Alterseffekts durch die Kovariable zum Bildungsstand ab-
gebildet wird. Der eigene Einfluss des Alters wirde sich damit im adjustierten
Modell verstandlicherweise reduzieren.

Das negative Vorzeichen des Effektes ist damit freilich noch nicht erklart. Sieht
man das Alter vor dem Hintergrund der erwahnten Gberdurchschnittlichen Vul-
nerabilitdt der Untersuchungsgruppe (siehe Abschnitt 13.3) und der diskontinu-
ierlichen Erwerbsverlaufe (siehe Abschnitt 14.3.5 und 15.4.5) ist denkbar, dass
es fur die Untersuchungsgruppe ein Handicap am Arbeitsmarkt darstellt — an-
ders als zuvor angenommen. Wenn dem so ware, wurde das Alter in dem Male,
in dem es die Beschaftigungschancen einschrankt, auch die materielle Lage
beeinflussen. Es ware demnach ein negativer Zusammenhang zu erwarten.

Dass dieser im finalen Modell nicht deutlich zum Tragen kommt, kann einerseits
daran liegen, dass er sich durch die Adjustierung des Modells fur die Qualifika-
tion der Erwerbsminderungsrentner(innen), Aspekte des Erwerbsverlaufs usw.
reduziert. Andererseits ist denkbar, dass der negative Effekt nur fur einen Teil
der Untersuchungsgruppe besteht (bspw. Personen mit geringer Bildung) und
sich mit einem zugleich bestehenden positiven Alterseffekt (bspw. fur gut quali-
fizierte Personen) Uberlagert bzw. ausgleicht. Wahrscheinlicher aber ist, dass
der eigene Effekt des Alters fur die Haushaltseinkilinfte bei Erwerbsminderung
insgesamt allenfalls sehr gering ist. Die sehr geringe bivariate Korrelation des
Alters der Erwerbsgeminderten und der bedarfsgewichteten Einklnfte stutzt
diese Vermutung (Korrelationskoeffizient nach Pearson: r = 0,04).

Grundsatzlich ist auch zu uberlegen, ob ein quadratischer Zusammenhang von
Alter und materieller Lage bei Erwerbsminderung besteht. Denn die Erwerbs-
minderungsrente fallt empirisch nicht nur bei spat berenteten Personen (wegen
hoher Rentenanwartschaften) relativ hoch aus, sondern auch bei sehr jung be-
renteten Personen. Verantwortlich dafir ist die Berechnungsweise der Erwerbs-
minderungsrente bzw. das Wirken der Zurechnungszeiten (siehe Abschnitt 9.2).
Dass sich das Alter der Erwerbsgeminderten tiber diese Verknlipfung allerdings
in einem relevanten Maf} auf die materielle Lage des ganzen Haushalts aus-
wirkt, der hier im Zentrum des Interesses steht, ist vor allem angesichts der er-
mittelten begrenzten Bedeutung der Erwerbsminderungsrente fur die Haus-
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haltseinkunfte (siehe Abschnitt 14.1.3 und 15.4.1) unwahrscheinlich. Auch prak-
tisch liefert der Versuch, einen quadratischen Zusammenhang zu modellieren,
keinen Zugewinn. Es lasst sich festhalten, dass mit Blick auf das Alter der Er-
werbsminderungsrentner(innen) im finalen Regressionsmodell nur ein sehr ge-
ringer negativer Effekt zu verzeichnen war.

Zwei weitere soziodemografische Merkmale betreffen die Nationalitat bzw. ethi-
sche Herkunft der Erwerbsminderungsrentner(innen) sowie ihre Wohnsitzre-
gion. Der erste Aspekt wird, anders als in der vorangegangenen Analyse (siehe
Abschnitt 13.3.3), als Migrationshintergrund im engeren Sinne modelliert. Ein
solcher liegt vor, wenn die befragten Erwerbsminderungsrentner(innen) nicht in
Deutschland geboren sind oder zum Befragungszeitpunkt keine deutsche
Staatsburgerschaft besitzen. Wie bereits in der deskriptiven Betrachtung hin-
sichtlich der Nationalitat gedufRert wurde, wird erwartet, dass ein Migrationshin-
tergrund die soziale Vulnerabilitat erhéht und sich in der Regel auch fir die Ein-
kommenschancen nachteilig auswirkt (siehe Abschnitt 13.3.3). Die Ergebnisse
des finalen Modells bestatigen dies: Das bedarfsgewichtete Monatseinkommen
fallt in Haushalten von Erwerbsminderungsrentner(inne)n mit Migrationshinter-
grund um 3,8 Prozent niedriger aus als in der Referenzgruppe (kein Migrations-
hintergrund). Der Effekt ist eher gering, aber mit p < 0,05 signifikant. Auch unter
Kontrolle anderer Einflussfaktoren beeintrachtigt ein Migrationshintergrund die
verfigbaren Einklnfte der untersuchten Haushalte negativ.

Der Wohnort der Untersuchungsgruppe spielt ebenfalls eine Rolle. Die Kovari-
able wurde auf Basis der regionalen Zuordnung der Erwerbsminderungsrent-
ner(innen) zum Befragungszeitpunkt gebildet. Es handelt sich um eine Dummy-
Variable mit den Auspragungen ,alte Bundeslander® (Referenzgruppe) und
,nheue Bundeslander oder Berlin“. Wie man dem adjustierten Modell entnehmen
kann, verfligen Erwerbsminderungshaushalte in den neuen Bundeslandern und
Berlin Uber bedarfsgewichtete Einkunfte, die um immerhin gut ein Zehntel (11,4
Prozent) unter den Einkiinften der Referenzgruppe (Haushalte im ehemaligen
Bundesgebiet) liegen. Die Region begrindet demnach auch im multivariaten
Modell eine signifikant schlechtere materielle Lage fur Erwerbsminderungs-
haushalte im Osten Deutschlands. Ein solches Ergebnis wurde schon in der
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deskriptiven Analyse vermutet (siehe Abschnitt 13.3.5); es entspricht den Er-
wartungen.

Es lasst sich festhalten, dass sich die einbezogenen soziodemografischen
Merkmale teilweise durchaus auf die materielle Lage der Erwerbsminderungs-
rentnerhaushalte auswirken. Die Koeffizienten des Bildungsstands und der Re-
gion weisen auf eine relevante Einflussnahme hin. Bezuglich des Alters und des
Migrationshintergrunds wurden demgegeniber nur sehr geringe Effekte ver-
zeichnet. Der Erklarungsbeitrag der soziodemografischen Merkmale ist damit
insgesamt geringer, als man — mit Blick auf die Ublicherweise unterstellten Zu-
sammenhange der Merkmale mit dem sozialen Status, der Vulnerabilitat, der
materiellen Lage etc. — erwarten konnte. Die Varianzaufklarung des entwickel-
ten multivariaten Modells wird, wie schon gesagt, durch die Hinzunahme sozio-
demografischer Aspekte nicht nennenswert verbessert (siehe Abschnitt 15.3.4).

Dieser Sachverhalt ist nicht als Mangel, sondern als ein weiterer Befund der
Analyse zu bewerten. Er ist durchaus relevant, weil er unterstreicht, dass die
Einkommenssituation von Haushalten bei Erwerbsminderung mageblich durch
andere Faktoren — die Lebensform und das Geschlecht der Erwerbsminde-
rungsrentner(innen), den Anteil der Einkommensbezieher(innen) im Haushalt,
weitere Einkuinfte der Erwerbsgeminderten und die Inanspruchnahme der staat-
lichen Mindestsicherung — bestimmt wird. Andere Kovariablen, wie soziodemo-
grafische Aspekte, fallen demgegeniber nur schwach ins Gewicht.

15.5 Fazit zur Regression der Haushaltseinkiinfte bei Erwerbsminde-
rung

Abschliefend lasst sich sagen, dass sich die lineare Regression der bedarfsge-
wichteten Einklinfte der Haushalte von Erwerbsminderungsrentner(inne)n mit
dem vorhandenen Datenmaterial erfolgreich realisieren lie3. Es konnte ein Re-
gressionsmodell spezifiziert werden, das die Voraussetzungen der linearen Re-
gression erflillt und mit einem R? von 0,42 eine gute Varianzausschopfung leis-
tet (siehe Abschnitt 15.3.4 und 15.3.5).

Zwar werden rund 58 Prozent der Varianz der abhéngigen Variablen nicht ge-
bunden, womit das Modell keine vollstdndige Vorhersage erreicht. Es ist folglich
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nicht auszuschlieRen, dass weitere erklarende Variablen unbericksichtigt blei-
ben. Eine solche Einschrankung ist fur Regressionsanalysen auf Basis empiri-
scher Daten jedoch typisch: Haufig sind inhaltlich relevante Faktoren nicht als
solche bekannt oder es liegen dazu keine validen Daten vor. Eine vollsténdige
Varianzaufklarung ist damit in der empirischen Forschung im Grunde nicht zu
erreichen.

Vor diesem Hintergrund entspricht das erzielte R? einem guten Ergebnis. Die
Vorhersage kann als zuverlassig bewertet werden, weil das Regressionsmodell
nicht nur methodisch korrekt, sondern — ausgehend vom vorliegenden Daten-
material — auf Basis vorab fixierter inhaltlicher Uberlegungen entwickelt wurde.
Die ermittelten Schatzwerte der einbezogenen Kovariablen sind durchweg sig-
nifikant und liefern bei einer Irrtumswahrscheinlichkeit von 5 Prozent mehrheit-
lich verlassliche Befunde zur Vorhersage des bedarfsgewichteten Einkommens
der Haushalte von Erwerbsminderungsrentner(inne)n.

Mit Blick auf die Inhalte konnte gezeigt werden, dass die Bedeutung der Er-
werbsminderungsrente fiir die Hohe der bedarfsgewichteten Haushaltsein-
kiinfte bei Erwerbsminderung eher begrenzt ist — gemal der Hypothese H2.
Stattdessen leisten die Lebensform und das Geschlecht der Erwerbsminde-
rungsrentner(innen) — den Hypothesen H3, H7 und H8 entsprechend — jeweils
einen wichtigen Beitrag zur Vorhersage der finanziellen Lage. Ihr Einfluss bleibt
trotz der Bedarfsgewichtung der Zielvariablen und trotz der Adjustierung des
Modells bestehen. Nicht ganz so klar ist der Sachverhalt hinsichtlich der mate-
riellen Relevanz von Kindern im Haushalt und hinsichtlich eines Vorteils kinder-
loser Paare vor Kernfamilien — gemafR den Hypothesen H4 und H6. Die Ergeb-
nisse der linearen Regression deuteten darauf hin, dass die unterstellten Ein-
flisse weniger an das Vorhandensein von Kindern oder eine typische Arbeits-
teilungspraxis in den Lebensformen gebunden sind, sondern sich darin eher der
Anteil der Einkommensbezieher(innen) niederschlagt. Dieses Merkmal erwies
sich, im Sinne der Hypothese H5, fiir die materielle Lage als ein sehr relevanter,
eigenstandiger Faktor.

Neben den in den Hypothesen benannten zentralen Einflussfaktoren erwiesen
sich weitere Aspekte als bedeutsame Kovariablen. Zu nennen sind insbeson-
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dere das Vorliegen weiterer individueller Einkiinfte neben dem Erwerbsminde-
rungsrentenbezug sowie die Inanspruchnahme staatlicher Mindestsicherungs-
leistungen im Haushaltskontext. Es wurden dazu signifikante und relevante Ko-
effizienten ermittelt, die in ihrer Wirkrichtung den theoretisch formulierten Erwar-
tungen entsprechen.

Merkmale des individuellen Erwerbsverlaufs der Befragten im Vorfeld der er-
werbsminderungsbedingten Berentung verbessern die Vorhersage der finanzi-
ellen Ausstattung in den Erwerbsminderungsrentnerhaushalten ebenfalls. Sie
wurden als eine Art retrospektives Abbild der Erwerbsbeteiligung bzw. Arbeits-
teilung in das Modell einbezogen. Der Einfluss dieser Merkmale ist nicht sehr
erheblich. Dennoch lieferte das Modell diesbezlglich interessante und signifi-
kante Resultate. Ahnliches gilt auch fiir soziodemografische ,Standardmerk-
male“. Sie werden im Kontext der sozialen Ungleichheit bzw. bei Analysen zur
Verteilung materieller Ressourcen uUblicherweise als relevant erachtetet und
wurden deswegen als Confounder in das lineare Regressionsmodell einbezo-
gen. |hr Beitrag zur Vorhersage der bedarfsgewichteten Haushaltseinkinfte bei
Erwerbsminderung erwies sich allerdings Uberwiegend als begrenzt.

Insgesamt wurde deutlich, dass sich die Ausstattung der Erwerbsminderungs-
rentnerhaushalte mit Blick auf die bedarfsgewichteten Einklinfte mit den ver-
wendeten Daten in einem erfreulichen Umfang vorhersagen lasst. Die bedeut-
samsten Einflussfaktoren bestehen in den Lebensformen, bei denen es insbe-
sondere auf das Vorhandensein einer sozialen und, im besten Fall, partner-
schaftlichen Unterstlitzung im Haushaltskontext ankommt, im Geschlecht der
Erwerbsminderungsrentner(innen), welches einen Vorteil fur Haushalte er-
werbsgeminderter Frauen beschrieb, und im Anteil der Personen, die innerhalb
der Lebensform einen eigenen Beitrag zur materiellen Existenzsicherung leis-
ten.



16 Identifikation von Personen mit einer kritischen
materiellen Lage bei Erwerbsminderung

In den vorangegangenen Analysen und insbesondere in der linearen Regres-
sion wurde deutlich, welche Faktoren die materielle Situation der Haushalte von
Erwerbsminderungsrentner(inne)n beeinflussen (siehe Abschnitt 14.1.3 und
15.4.1). Ausgehend davon und motiviert durch den konstatierten unzureichen-
den Status Quo der Erwerbsminderungsabsicherung (siehe Abschnitt 10.5, 11.2
und 14.2.2) soll versucht werden, Ansatzpunkte fir Verbesserungen zu entwi-
ckeln, die den gewonnenen Erkenntnissen eine praktische Relevanz verleihen.

Einige Optionen wurden im Zuge der politischen Diskussion um das Rentenpa-
ket 2013 bereits diskutiert, welches in Abschnitt 9.1.3 angesprochen wurde (vgl.
Dunn/ Stosberg 2014). Sie beziehen sich auf die individuelle Absicherung der
Erwerbsminderungsrentner(innen) und setzten dementsprechend bei der Hohe
der Erwerbsminderungsrente an. Das ist plausibel, wenn man den Sachverhalt
ausschlieBlich aus der Perspektive eines einzelnen Leistungstragers betrachtet:
Dieser ist fUr die Absicherung bestimmter klar definierter Risiken fur einen fest-
gelegten Personenkreis verantwortlich, weswegen sich seine Leistungen aus-
schlieB3lich an betroffene Versicherte (und ggf. mitversicherte Personen) richten
dirfen.

In analytischer Perspektive greift ein solcher Ansatz gleichwohl zu kurz: Eine
ausschlieBlich an die Erwerbsminderungsrente gekniipfte Leistungsverbesse-
rung bietet keine ausreichende und nachhaltige Lésung der skizzierten materi-
ellen Defizite in den Erwerbsminderungshaushalten. Dafur spricht sowohl die
alarmierende materielle Lage vieler Haushalte von Erwerbsminderungsrent-
ner(inne)n, die empirisch besteht (siehe Abschnitt 14.1), als auch die Tatsache,
dass die Erwerbsminderungsrente zwar einen relevanten, aber keinen wesent-
lichen Einfluss auf die bedarfsgewichteten Haushaltseinkiinfte ausubt (siehe
Abschnitt 14.1.3 und 15.4.1). In diese Richtung argumentieren auch kritische
Stimmen, welche die mit dem Rentenpaket realisierten Verbesserungen der Er-
werbsminderungssicherung als nicht ausreichend bewerten (vgl. unter anderem

© Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2017
S. Martin, Materielle Absicherung bei Erwerbsminderung im
Kontext der Lebensform, DOI 10.1007/978-3-658-18400-1_16



298 Identifikation von Personen mit einer kritischen materiellen Lage...

Steffen 2013). Dass auch eine groR3zligigere Erhéhung der Zahlbetrage in die-
sem Sinne keine praktikable Losung des Problems darstellen kann, wird nach-
folgend exemplarisch diskutiert.

Ausgehend davon wird vorgeschlagen, auf der Haushaltsebene anzusetzen
und Verbesserungen an eine relevante Zielgruppe zu adressieren (siehe Ab-
schnitt 16.2). Wie diese gefasst werden konnte, wird in Abschnitt 16.2.1 aufge-
zeigt. AnschlieRend wird mit Hilfe der Daten zur Untersuchungsgruppe multiva-
riat Uberprift, anhand welcher Merkmale die benannte Zielgruppe kiinftig durch
die verantwortlichen Leistungstrager identifiziert werden konnte (siehe Abschnitt
16.3 ff.).

16.1 Exkurs: Argumente gegen eine generelle Erh6hung der
Erwerbsminderungsrente

Lasst man sich gedanklich darauf ein, die materielle Lage bei Erwerbsminde-
rung auf der individuellen Ebene optimieren zu wollen, liegt es — wie im vorheri-
gen Abschnitt angesprochen — auf den ersten Blick nahe, die Erwerbsminde-
rungsrentenbeziige zu erhdéhen. Simpel gedacht kdnnte eine generelle Erho-
hung unter anderem durch eine starke Anhebung des Rentenwerts oder eine
Erhdéhung des Zugangsfaktors erreicht werden. Eine Erhéhung sehr niedriger
Erwerbsminderungsrenten ware durch Einfiihrung eines mindestens zu zahlen-
den Regelbetrages (vergleichbar zum Regelsatz im SGB Il) oder eine Aufwer-
tung geringer Rentenanwartschaften (wie bei der Rente nach Mindesteinkom-
men) moglich. Derartige Losungen hatten den Vorteil, dass sie allen bzw. vielen
Betroffenen zugutekamen.

Schon auf den zweiten Blick wird aber deutlich, dass schwerwiegende Punkte
dagegen sprechen: Erstens lielRe sich eine relevante Erhdhung der Erwerbs-
minderungsrente — zumindest wenn diese so weit gehen soll, dass bspw. die
Existenzsicherung aller Erwerbsgeminderten gewahrleistet oder zumindest die
Armutsschwelle Uiberschritten ist — fir die Rentenversicherung als zentrale Kos-
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tentragerin finanziell nicht realisieren. Sie wiirde erhebliche Zusatzkosten ver-
ursachen.®” Die Kosten kénnten perspektivisch, insbesondere angesichts sin-
kender Beitragseinnahmen im Kontext des demografischen Wandels, nicht auf-
gebracht werden, ohne Kurzungen bei anderen Leistungen (z. B. der medizini-
schen Rehabilitation) zu bedingen.

Eine generelle Leistungsverbesserung ware, zweitens, wohl kaum zweckdien-
lich. Denn wie die Analysen zeigten, ist ein begrenzter Personenkreis auf per-
sonlicher oder Haushaltsebene trotz der Erwerbsminderung so gutsituiert, dass
eine Erhéhung ihrer Bezlge nicht erforderlich ist (siehe Abschnitt 10.6, 14.1 und
15.4). Andere Personen sind dagegen wesentlich schlechter aufgestellt und
wirden eine aulRerordentlich starke Rentenanpassung bendétigen, um damit das
soziokulturelle Existenzminimum zu erreichen. Es ware somit im ersten Fall
Uberflissig und im letzten Fall wahrscheinlich nicht ausreichend, dass die Er-
werbsminderungsrente pauschal angehoben wirde.

Drittens wurde eine grof3ztigige Anpassung der Erwerbsminderungssicherung
ggf. gegen das Aquivalenzprinzip verstoRen. Wiirde bspw. ein Mindestbetrag
festgelegt, der bei Erwerbsminderung mindestens zu zahlen ist, kann das dazu
fuhren, dass Versicherte, die im Vorfeld der Erwerbsminderung bspw. durch
eine lange Nichterwerbstatigkeit nur sehr wenige Anwartschaften erarbeitet ha-
ben, letztlich die gleiche Erwerbsminderungsrente erhalten wie Versicherte, die
dauerhaft erwerbstatig waren, aber bspw. verbunden mit geringen Einkinften
nur wenige Entgeltpunkte erzielt haben. Das wirde, zumindest sofern geringe
Rentenanspriche z. B. durch individuelle Erwerbsentscheidungen selbst ver-
schuldet sind, gesellschaftlich als ungerecht empfunden werden und wider-
spricht, wie gesagt, grundlegenden Prinzipien des deutschen Rentenrechts.

67 Im Jahr der Befragung (2011) erhielten Erwerbsminderungsrentner(innen) durchschnittlich 692 Euro
Rente pro Monat (vgl. Tabelle 7). Hatte man die Renten pauschal um 25 % erhéht, um im Mittel zum
Beispiel den Schwellenwert der Armutsgefahrdung von monatlich 840 Euro (SOEP 2011) zu errei-
chen, hatten sich jahrliche Mehrkosten von ca. 3.392 Millionen Euro (692 Euro * 0,25 * 12 Monate *
1.634.126 Bestandsrenten wegen Erwerbsminderung) ergeben.

Gemessen an den Gesamtausgaben der Rentenversicherung von 251.045 Millionen Euro in 2011
erscheinen solche Mehrkosten zwar moderat (vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund 2014b, 242-
243). Sie wiirden aber den erwirtschafteten Einnahmeniiberschuss, der fiir die Nachhaltigkeitsriick-
lage (§ 216 SGB VI) relevant ist, um gut 70 % reduzieren.
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Bei einer prozentualen Anhebung der Betrage bspw. Uiber einen hdheren Zu-
gangsfaktor wiirde man die beitragsbezogenen Unterschiede zwischen Versi-
cherten angemessen bericksichtigen. Allerdings wirden dann wiederum er-
werbsgeminderte Versicherte mit sehr niedrigen Renten hinsichtlich der abso-
luten Rentenhéhe am wenigsten profitieren. AuRerdem wirden Versicherte mit
hohen Erwerbsminderungsrenten, wie bereits unter zweitens erwahnt, unnétig
profitieren. Letzteres ware ebenfalls eine ungerechte, nicht beitragsaquivalente
Begunstigung der Erwerbsminderungsrentner(innen) gegenuber anderen Ver-
sichertengruppen, wie zum Beispiel den Altersrentner(inne)n.

Viertens kann die gesetzliche Rentenversicherung nicht mehr als alleinverant-
wortlich fir die soziale Sicherung der Erwerbsgeminderten (und womaoglich ihrer
Haushalte) gesehen werden. Denn seit dem Paradigmenwechsel im Zuge der
Rentenreform von 2001 (siehe Abschnitt 9.1.2) ist sozialpolitisch keine alleinige
und umfassende Absicherung des Erwerbsminderungsrisikos durch die gesetz-
liche Rente mehr vorgesehen. Stattdessen wird eine Sicherung aus drei Saulen
vertreten. Bezlglich einer Verbesserung des Leistungsniveaus bei Erwerbsmin-
derung mussten die Trager dieser Saulen, der betrieblichen und privaten Er-
werbsminderungsvorsorge, demzufolge ebenso in die Pflicht genommen wer-
den. Darlber hinaus lassen sich weitere sozialstaatliche Akteure identifizieren,
deren Wirkungskreis den Sachverhalt berlhrt (z. B. Bundesagentur fur Arbeit
bei Erwerbsgeminderten mit langen Arbeitslosigkeitszeiten) und die theoretisch
an dem Vorhaben, die Erwerbsminderungssicherung zu verbessern, zu beteili-
gen waren.

Mit dem vierten Aspekt verbunden gilt flinftens, dass die materielle Lage bei
Erwerbsminderung nicht nur von der Héhe der Erwerbsminderungsrente be-
stimmt wird. In den Analysen wurde deutlich, dass die gesetzliche Rente auf
Haushalts-, aber auch auf individueller Ebene nur eine Stellschraube ist (siehe
Abschnitt 14.2 und 15.4). Im Einzelfall kann sie ein groRes Gewicht haben, wie
es bspw. fir Alleinlebende festgestellt wurde, mehrheitlich ist ihre Bedeutung
aber begrenzt. Es ist denkbar, dass die Anpassung anderer Faktoren in be-
stimmten Fallen bessere Resultate erzielt als eine Rentenerhéhung. Ein Bei-
spiel ist die Forderung der Erwerbsbeteiligung anderer Haushaltsmitglieder.
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Insgesamt machen die Uberlegungen deutlich, dass eine Erhéhung der Er-
werbsminderungsrentenbetrage allein keine adaquate Lésung fiir die materielle
Sicherung bei Erwerbsminderung sein kann — erst recht keine pauschale. Es ist
ein differenzierter(er) Ansatz erforderlich, der die konkrete materielle Lage der
Erwerbsminderungsrentner(innen) auf individueller Ebene, aber auch im Haus-
haltskontext berlcksichtigt.

16.2 Ein adaquater Ansatz: Zielgruppenspezifische Verbesserungen
mit Beriicksichtigung des Haushaltskontexts

Wie im vorigen Abschnitt ausgefiihrt wurde, ware eine Verbesserung der mate-
riellen Lage bei Erwerbsminderung uber eine starke generelle Erh6hung des
Leistungsniveaus weder finanzierbar, noch kann darin ein sinnvoller Lésungs-
ansatz bestehen. Vielmehr sind Anpassungen gefragt, die erstens zielgruppen-
spezifisch sind und damit genau den Erwerbsminderungsrentner(inne)n zugute-
kommen, die diese wirklich bendtigen. Zweitens sollten sie nicht nur bei den
personlichen Einkunften der Erwerbsgeminderten und deren gesetzlicher Rente
ansetzen, sondern die materielle Situation im Haushaltskontext beriicksichti-
gen. Denn einerseits begriindet eine geringe Erwerbsminderungsrente alleine,
wie in den Analysen deutlich wurde, noch keine kritische Einkommenslage des
Haushalts; andererseits ist die materielle Existenzsicherung teilweise trotz rela-
tiv guter Erwerbsminderungsrentenbeziige gefahrdet (siehe Kapitel 14 und 15).

Welcher Personenkreis als Zielgruppe flr eine bessere Erwerbsminderungssi-
cherung infrage kommt, wird nachfolgend diskutiert. Dabei geht es insbeson-
dere darum, zu klaren, was eine ,kritische” oder ,schlechte” materielle Lage bei
Erwerbsminderung charakterisiert.

16.2.1  Die geeignete Zielgré3e

Worin eine ,kritische” materielle Lage bei Erwerbsminderung gesehen wird, ist
vor allem eine normative Frage. Ihre Beantwortung ist unter anderem an sozial-
politische Werte und das gesellschaftliche Wohlstandsniveau gebunden. Je
nach Perspektive kann die Zielgrofe auf unterschiedliche Weise operationali-
siert werden.
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Im Kontext dieser Arbeit stellt das Haushaltsnettoeinkommen einen guten Aus-
gangspunkt fur die Festlegung der ZielgroRRe dar. Es bezieht sich auf den ge-
samten Haushalt und beziffert dessen finanzielle Ausstattung quantitativ — zu-
mindest hinsichtlich der monatlichen Einnahmen. Einkommensbestandteile, die
fur die Steuer oder Sozialversicherung abzuziehen sind und den Haushalten im
Grunde nicht zur Verfiigung stehen, werden ausgeblendet. Finanzielle Ressour-
cen neben den regelmafRigen Einnahmen, insbesondere Ersparnisse und Ver-
mogen, werden durch das Haushaltsnettoeinkommen zwar nicht oder nur ein-
geschrankt erfasst (bspw. als Vermdgensertrage). Es ist aber davon auszuge-
hen, dass die Untersuchungsgruppe mehrheitlich nicht Uber relevante Vermo-
genswerte verfugt bzw. allenfalls moderate Ruicklagen und selbst genutztes
Wohneigentum besitzt (siehe Abschnitt 14.1.3; vgl. Martin et al. 2014, 35-37).

Das Haushaltsnettoeinkommen stellt insofern eine geeignete GroRe dar. Es
stellt sich allerdings die Frage, ab welchem Wert von einer kritischen materiellen
Lage bzw. einer gefahrdeten Existenzsicherung auszugehen ist. Um die Frage
zu beantworten, ist es, wie andernorts erlautert (siehe Abschnitt 14.1.1), unab-
dingbar, die HaushaltsgréRe und -zusammensetzung mit in den Blick zu neh-
men. Es wird daher auf das bedarfsgewichtete Haushaltsnettoeinkommen zu-
ruckgegriffen.

Des Weiteren liegt es nahe, sich anstelle einer willkirlichen Setzung eines kriti-
schen Werts flir das Haushaltsnettoeinkommen an vorhandenen Richtwerten
zu orientieren. In Frage kommen unter anderem statistische Kennzahlen (z. B.
das durchschnittliche Einkommen der Bevdlkerung), sozialpolitische Gré3en (z.
B. der aktuelle Grundsicherungssatz), oder Sozialindikatoren (z. B. Armutsge-
fahrdungsschwelle). In Tabelle 29 sind einige der exemplarisch genannten, in
Frage kommenden Mafizahlen mit aktuellen Werten aufgelistet. Es wird deut-
lich, dass deren Hohe sehr unterschiedlich ausfallt. Die Entscheidung fir einen
der Richtwerte sollte also gut Uberlegt und begriindet sein.

Der in Tabelle 29 zuoberst dargestellte Regelbedarfssatz gilt fir Hilfen zum Le-
bensunterhalt ebenso wie flr die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung. Er fallt sehr gering aus, weil er nur die Basis der Mindestsicherungsleis-
tungen bildet. Er wird um Leistungen flr zusatzliche Bedarfe, Bildung und Teil-
habe sowie um Leistungen fir die tatsachlich anfallenden Kosten fir Unterkunft
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und Heizung erganzt. Dies erfolgt nach dem individuellen Bedarf, weswegen es
fur die Mindestsicherungsleistung insgesamt keinen allgemeingtiltigen Richt-
wert gibt. Da ein Schwellenwert fiir die Bestimmung kritischer Einkommensla-
gen bei Erwerbsminderung die Zusatzaspekte ebenfalls berticksichtigen
musste, ist der Regelbedarfssatz allein — das heif3t, ohne einen ergénzenden
Richtwert fur die erwahnten zusatzlichen Leistungsbestandteile — keine geeig-
nete GroRe.

Tabelle 29: Mogliche Werte flr die Festlegung kritischer Einkommenswerte

2011 2014

Regelbedarf fir eine alleinstehende 364 Euro*! 391 Euro*!
Person nach § 28 SGB XII (2016: 404 Euro*")
Schwellenwert der Armutsgefahrdung

nach EU-SILC 952 Euro*? 987 Euro*?
nach Mikrozensus 848 Euro*® | - (2013: 892 Euro*®)
nach SOEP 840 Euro* -
Mittelwert Nettoaquivalenzeinkommen 1.796 Euro*? 1.878 Euro*?
der Bevolkerung nach EU-SILC***

Quellen: *1 BMAS 2015; *2 Statistisches Bundesamt 2016b (eigene Berechnung);

*3 Statistisches Bundesamt 2013b, 174; *4 Martin/ Zollmann 2013b, 4;

*5 Statistisches Bundesamt 2015, 180
Im 3. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung (BMAS 2008) wurde
auf die Differenzen in den (damals) verwendeten Schwellenwerten hingewie-
sen, die von 736 Euro gemaf Mikrozensus 2005 bis 980 Euro gemafR EVS 2003
reichten (vgl. ebd., 22-23). Unterschiedliche Schwellenwerte und Datenbasen
fUhren natirlich zu unterschiedlichen Armutsrisikoquoten. Nimmt man allerdings
—anders als im 3. Armuts- und Reichtumsbericht — die gleichen Bezugsjahre in
den Blick, sind die Unterschiede nur unwesentlich.68 Welche Daten verwendet
werden, liegt damit letztlich im Ermessen der Forscher(innen).

8 Zum Beispiel betrug das Armutsrisiko geman Mikrozensus 2011 in der Bevolkerung 15,1
Prozent (Schwellenwert 848 Euro; vgl. Statistisches Bundesamt 2013b, 174) und gemafn
europaischer Gemeinschaftsstatistik EU-SILC 2011 15,8 Prozent (Schwellenwert 952
Euro; vgl. Statistisches Bundesamt 2012a, 23-26). Die Quoten sind trotz relativ differenter
Schwellenwerte ahnlich.
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Ein zweiter moglicher Wert, das Nettoaquivalenzeinkommen (entsprechend den
bedarfsgewichteten Haushaltsnettoeinkommen, siehe Abschnitt 14.1.1), bildet
die Einkommenssituation der Bevolkerung ab. Den Mittelwert dieser GréRe als
Schwellenwert zu verwenden, erscheint einerseits Uberzeugend, weil dieser
nicht auf sozialpolitischen Setzungen, sondern auf der aktuellen, tatsachlichen
Einkommensverteilung Deutschlands beruht und ein durchschnittliches Einkom-
men durchaus als erstrebenswertes Sicherungsziel gesehen werden kann.

Andererseits ware es vor dem Hintergrund knapper sozialstaatlicher Finanzmit-
tel wahrscheinlich schwer zu begriinden, dass eine Orientierung am gesell-
schaftlichen Einkommensdurchschnitt fir die Erwerbsminderungssicherung
sinnvoll und realistisch ist. Denn das durchschnittliche Aquivalenzeinkommen
erreicht relativ hohe Werte (Tabelle 29), weil die Einklinfte aller Gesellschafts-
mitglieder — der gut und schlecht situierten, der gesetzlich rentenversicherten
und der nicht versicherten Personen usw. — in die Berechnung eingehen. Uber-
dies wird der Mittelwert durch Ausreiller beeinflusst; der Wert steigt also zum
Beispiel durch einzelne sehr hohe Einklnfte insgesamt merklich an. Fir eine
Nutzung als Schwellenwert ist das durchschnittliche Nettodquivalenzeinkom-
men damit eher zu hoch angesiedelt. Problematisch ist auch, dass ein solcher
Schwellenwert auch relativ moderate Einklinfte, die bspw. knapp unter dem Mit-
telwert liegen, als kritisch einstufen wirde. Das Nettoaquivalenzeinkommen ist
damit insgesamt ebenfalls nur mit Abstrichen als Schwellenwert geeignet.

Ein dritter Wert liegt, was seine Hohe betrifft, zwischen den beiden anderen
Kenngréfien: Es handelt sich um den Schwellenwert der Armutsgefahrdung. Die
Starke des Indikators liegt darin, dass er einerseits, wie das Konzept des Re-
gelbedarfs, auf einer sozialpolitischen Annahme zu einem soziokulturellen Exis-
tenzminimum beruht. Das Existenzminimum wird in diesem Fall an einen Grenz-
wert (Armutsrisikoschwelle) gebunden, der das Vorliegen einer soziokulturellen
Unterversorgung markiert. Andererseits wird die konkrete Hohe dieses Grenz-
werts stets in Relation zum aktuellen gesellschaftlichen Einkommensniveau be-
stimmt, wie das durchschnittliche Aquivalenzeinkommen. Die Armutsrisiko-
schwelle bemisst sich an der 60 Prozent-Stufe des mittleren Einkommens der
Bevolkerung (bzw. einer geeigneten Bezugsgruppe). Durch diesen Bezug ist
der Indikator der Armutsgefahrdung vielfaltig anwendbar und vergleichbar. Wie
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schon in Abschnitt 10.6 zur Sprache kam, wird er auch in der deutschen und
internationalen Sozialberichterstattung verwendet, um darzustellen, welcher
Teil der Bevdlkerung bzw. einer interessierenden Personengruppe eine Kkriti-
sche materielle Lage aufweist. Die Armutsgefahrdungsschwelle scheint damit
als ZielgréRe fur die Ermittlung materiell benachteiligter Personen und Haus-
halte bei Erwerbsminderung am besten geeignet zu sein.

Dafiir spricht auch, dass in der sozialpolitischen Diskussion tber die Erwerbs-
minderungssicherung vielfach gefordert wurde, dass ein Abgleiten in die Armut
bei Erwerbsminderung zu vermeiden ist (vgl. Backer 2012; Martin et al. 2012;
Nurnberger 2009; Albrecht et al. 2007). Es bietet sich also an, das Vorliegen
kritischer Einkommenslagen bei Erwerbsminderung an das Konzept der Ar-
mutsgefahrdung zu binden.

Wie Tabelle 29 zu entnehmen war und zuvor bereits erlautert wurde, stehen
mehrere Armutsschwellen zur Auswahl (siehe Abschnitt 10.6). Die Schwellen
haben, je nach zugrundeliegender Datenbasis, unterschiedliche Werte. Im Fol-
genden wird der Schwellenwert aus dem Sozio-oekonomischen Panel bevor-
zugt, weil dieser im Unterschied zu den anderen Werten auf den bedarfsgewich-
teten Haushaltsnettoeinklnften aufsetzt, ohne das selbst genutzte Wohneigen-
tum einzubeziehen — analog zu dem vorliegenden Datenmaterial zur Untersu-
chungsgruppe (siehe Abschnitt 10.6.1). Was das Bezugsjahr angeht, wird auf
den Wert flir 2011 zurlickgegriffen, weil die Einkommensdaten der Erwerbsmin-
derungsrentner(innen) ebenfalls im Jahr 2011 erhoben wurden und sich auf die-
ses Jahr beziehen. Der entsprechende Schwellenwert fur die Armutsgefahr-
dung liegt bei 840 Euro netto pro Monat (SOEP 2011).

Gemessen an diesem Wert ist ein ganz erheblicher Teil der untersuchten Er-
werbsminderungsrentner(innen) als armutsgefahrdet einzustufen: Konkret han-
delt es sich um 39,3 Prozent der Erwerbsminderungsrentner(innen) bzw. 38,8
Prozent aller Personen, die in den Erwerbsminderungsrentnerhaushalten leben
(siehe ebenso Abschnitt 10.6.1). Nachfolgend ist zu untersuchen, welche Merk-
male mit einer Armutsgefahrdung der untersuchten Haushalte einhergehen so-
wie ob und wie sich die besagte Zielgruppe in der Praxis mittels verfligbarer
Daten identifizieren Iasst.
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16.2.2 Das geeignete Vorgehen

Eine geeignete Methode, um vorherzusagen, welche Merkmale bei Erwerbs-
minderung typischerweise mit einer kritischen materiellen Lage einhergehen, ist
erneut die Regressionsanalyse. Als Indikator einer solchen Lage und damit als
abhangige Variable wird, wie zuvor erlautert, die Armutsgefahrdung herangezo-
gen. Diese ist dichotom (eine Person ist von Armut bedroht oder nicht), womit
eine (binare) logistische Regression angezeigt ist.

Mittels der logistischen Regression lasst sich ermitteln, wie wahrscheinlich es
ist, dass ein bestimmtes Ereignis im Zusammenhang mit relevanten Merkmalen
eintritt. Anders als bei der linearen Regressionsanalyse werden demzufolge
keine empirischen Werte der abhangigen Variablen vorhergesagt, sondern die
Wahrscheinlichkeit, dass das interessierende Ereignis (hier: die Armutsgefahr-
dung) eintritt. Die Wahrscheinlichkeit wird am besten mit einem Wertebereich
von [0, 1] abgebildet. Das ist einer der Grunde, weswegen eine lineare Regres-
sion nicht empfehlenswert ist (Werte > 1 moglich; vgl. Backhaus 2011, 253-254;
Briderl 2000, 59-61). Durch eine logistische Transformation der Regressions-
funktion wird der genannte Wertebereich [0, 1] erreicht.

Das logistische Regressionsmodell Iasst sich wie folgt ausdriicken:

logit T (X1, X2, ..., Xp) = b0 + bix1 + baxa + ... + bpXp
Da die Eintrittswahrscheinlichkeit (bpxp, nachfolgend EW) auf der Logit-Skala
schlecht zu interpretieren ist (vgl. unter anderem Backhaus 2011, 262-264),

kann sie durch eine inverse Transformation auf die Wahrscheinlichkeitsskala
Ubertragen werden:

logit ' (EW) = __ 1

1+ g®W)

Eine weitere Transformation der Eintrittswahrscheinlichkeit ermdglicht ihre In-
terpretation im Sinne einer statistischen Chance bzw. eines statistischen Risi-
kos:

OR = e EW),
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Die so berechneten Odds Ratios haben einen Wertebereich von [0, + «].6°

Die Kovariablen des Modells kénnen kategorial oder metrisch sein. Die Schat-
zung der Koeffizienten erfolgt, anders als bei der linearen Regression, nicht
nach der Methode der kleinsten Fehlerquadrate (Ordinary Least Squares, OLS),
sondern nach dem Maximum-Likelihood-Prinzip (ML). Das heif3t, die Koeffizien-
ten werden iterativ so bestimmt, dass die Wahrscheinlichkeit der beobachteten
Werte maximiert wird. Bei korrekter Spezifikation des Modells werden so, zu-
mindest in groRen Stichproben, konsistente und asymptotisch unverzerrte
Schatzer erzielt (vgl. Vach 2012, 54-56).

Insgesamt ist das Verfahren wesentlich weniger voraussetzungsreich als die li-
neare Regression. Ob die bestehenden Voraussetzungen im nachfolgend ent-
wickelten Modell erflllt sind und ob es insofern korrekt spezifiziert ist, wird am
Ende des Kapitels mit Bezug auf das finale Modell Uberprift (siehe Abschnitt
16.4).

16.3 Multivariate Analyse der Armutsgefahrdung der Haushalte von
Erwerbsminderungsrentner(inne)n

Wie erlautert, soll nachfolgend unter Zuhilfenahme der logistischen Regressi-
onsanalyse versucht werden, zu ermitteln, welche der befragten Erwerbsmin-
derungsrentner(innen) bezlglich ihrer materiellen Existenzsicherung besonders
schlecht aufgestellt sind. Der Fokus liegt auf der Existenzsicherung im Haus-
haltskontext. Abhangige Variable der Regression ist die Armutsgeféahrdung bzw.
das Armutsrisiko — unter anderem, weil dieser Indikator sowohl sozialpolitische
Normsetzungen als auch die gegenwartige Einkommensverteilung Deutsch-
lands berucksichtigt.

Wie schon die lineare Regression in Kapitel 15 soll auch die logistische Regres-
sionsanalyse auf Basis eines breiten Faktorenblindels erfolgen. Dies ist erfor-
derlich, um moglichst viele der relevanten Einflussfaktoren zu bertcksichtigen.

8 Inhaltlich setzt das Odds Ratio zwei Odds zueinander ins Verhaltnis. Odds sind Werte fiir
die relative Haufigkeit des Eintretens einer Merkmalskombination (z. B. Y=1 und X4=1,
Y=1 und X;=0), geteilt durch ihren Gegenwert (z. B. relative Haufigkeit von Y=0 und X;=1,
Y=0 und X4=0; vgl. Vach 2012, 45-46).
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AuRerdem muss das logistische Modell fiir bestimmte soziodemografische
Merkmale adjustiert werden, welche die abhangige Variable wahrscheinlich mit
beeinflussen. Weil diese abhangige Variable auf dem bedarfsgewichteten
Haushaltsnettoeinkommen beruht, fur das bereits eine Regression gerechnet
wurde, wird das Analysemodell davon ausgehend entwickelt. Zugleich wird frei-
lich gepruft, ob die Vorhersage der Armutsgefahrdung bei Erwerbsminderung
durch die Hinzunahme weiterer Kovariablen verbessert werden kann.

Mit Blick auf die praktische Relevanz der Berechnung — die Identifikation von
Personen, deren materielle Lage bei Erwerbsminderung besonders kritisch ist
—wird aulRerdem versucht, alle relevanten Einflussfaktoren moglichst einfach zu
operationalisieren. Auf diese Weise kdnnen sie in der Praxis, sofern sie nicht
bereits im Routinedatenbestand der Sozialversicherungstrager vorliegen, bei
den Versicherten einfach erfasst werden. Zum Beispiel werden die Einklnfte
der Erwerbsminderungsrentner(innen) nicht als metrische Variablen, sondern
als Dummys einbezogen. Sie zeigen den Einkommensbezug an und kénnen
bspw. im Antragsverfahren relativ einfach und unkritisch erfasst werden, wenn
man ermitteln méchte, welche Personen eine materielle ,Gefahrdungslage” auf-
weisen. Analog dazu wird auch die Lebensform nicht als Aggregat, sondern
Uber einzelne charakteristische Aspekte abgebildet, die im Routinedatenbe-
stand teilweise bereits vorliegen.

In Tabelle 30 sind die verfligbaren Merkmale aufgelistet, die fiir die logistische
Regression der abhangigen Variable relevant erscheinen.

Bei der Modellentwicklung wird erneut schrittweise vorgegangen. Es gehen nur
die Falle der Stichprobe in das logistische Modell ein, welche vollstéandige Infor-
mationen zu allen Kovariablen liefern. Die Analysestichprobe besteht damit aus
N= 3.603.
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Tabelle 30: Relevante unabhangige Variablen

Merkmale der EM-Rentner(innen)

Geschlecht Dummy (Referenz: mannlich)
Alter zur Befragung Metrische Variable (Jahre)
Staatsangehdrigkeit Dummy (Referenz: auslandisch)

Schulabschluss

Dummy (Referenz: trifft nicht zu)

Erwerbsminderungsrente

Metrische Variable (Euro)

Reduzierte EM-Rente (Hinzuverdienst)

Dummy (Referenz: trifft nicht zu

Erwerbseinkiinfte

Rentenbeziige (aul’er EM-Rente)

)
Dummy (Referenz: trifft nicht zu)
Dummy (Referenz: trifft nicht zu)

Einklinfte aus der zweiten/ dritten Saule

Dummy (Referenz: trifft nicht zu)

Beitrag zum Haushaltseinkommen
in 3 Stufen

Dummys (Referenz: max. 50 Prozent)

Leistungsempfang vor EM-Berentung

Dummy (Referenz: trifft nicht zu)

Entgeltpunkte pro Jahr

Metrische Variable (EGP)

Merkmale der Haushalte

Zahl der Haushaltsmitglieder

Metrische Variable (Personen)

Zahl der Kinder in 3 Stufen

Dummys (Referenz: keine Kinder)

Partnerschaft

Dummy (Referenz: trifft nicht zu)

Anteil der Personen mit Einklinften
in 3 Stufen

Dummys (Referenz: max. 50 Prozent)

Bezug der staatlichen Mindestsicherung

Dummy (Referenz: trifft nicht zu)

Leistungsbezug vor EM-Berentung

Dummy (Referenz: trifft nicht zu)

Wohnsitzregion

Dummy (Referenz: alte Bundeslander)

16.3.1

Bivariates Modell mit Erwerbsminderungsrente

In einem ersten Schritt wird der Effekt der Erwerbsminderungsrentenhdhe auf
die Armutsgefahrdung bei Erwerbsminderung geprift. Im linearen Modell wurde
das Merkmal logarithmiert, um die linkssteile Verteilung der Rentenbetrage op-
timal zu bertcksichtigen (siehe Abschnitt 15.1). Im aktuellen Modell wird von

der Logarithmierung abgesehen, weil die logistische Regression ein relativ ro-
bustes Verfahren ist, das keine Normalverteilung der Faktoren verlangt, und die
Verteilungsschiefe ohnehin nicht sehr stark ausgepragt ist. Hinzu kommt, dass
der nicht-logarithmierte Koeffizient, gerade mit Blick auf eine praktische Nut-
zung der Analyseergebnisse, einfacher zu interpretieren ist.
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Wie Tabelle 31 zeigt, ist die Verwendung des nicht-logarithmierten Merkmals
mit Blick auf die Schatzer, aber auch die Modellgite (z. B. Pseudo-R?) gegen-
Uber der logarithmierten Kovariable nicht im Nachteil. Beide Modelle prasentie-
ren einen signifikanten, negativen Effekt der Erwerbsminderungsrentenhéhe auf
die Wahrscheinlichkeit, armutsgefahrdet zu sein.

Tabelle 31: Regression des Armutsrisikos mit und ohne Logarithmierung der
Erwerbsminderungsrente

b-Koeffizient SE KI (95 %) p-Wert
EM-Rente (log.) -1,1059 0,0744 -1,2517 - 0,9601 | 0,000
Konstante 6,5420 0,4750 5,6111-7,4730 | 0,000
N=3.526 (gewichtet), LR chi? (1) =255,43 mit p=0,0000, Pseudo R?=0,0542

b-Koeffizient SE KI (95 %) p-Wert
EM-Rente (in Euro) -0,0021 0,0001 -0,0023 — 0,0018 | 0,000
Konstante 0,7898 0,0897 0,6140 — 0,9657 | 0,000
N=3.603 (gewichtet), LR chi? (1) =265,08 mit p=0,0000, Pseudo R?=0,0553

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Daruber hinaus ist zu sehen, dass bei Verwendung der logarithmierten Kovari-
able weniger Falle im Modell verbleiben als bei Verzicht auf die Transforma-
tion.”® Der Fallausschluss betrifft Personen mit ruhenden Erwerbsminderungs-
renten.

Weil untersucht werden soll, welche Merkmale konkret mit einer Armutsgefahr-
dung bei Erwerbsminderung assoziiert sind, sollten diese Falle besser nicht aus-
geschlossen werden — anders als in Kapitel 15, wo Einflussfaktoren auf die Ein-
kommenshdhe der Erwerbsminderungshaushalte ermittelt wurden. Es ist grund-
satzlich anzunehmen, dass eine Reduzierung des Rentenzahlbetrags aufgrund
eines Hinzuverdienstes der Erwerbsminderungsrentner(innen) fir die Armuts-
gefahrdung im konkreten Fall eine Rolle spielt. Insgesamt ist damit das untrans-
formierte Merkmal zu bevorzugen.

0 Wie erwahnt, werden beim Logarithmieren Falle mit dem Wert 0 ausgeschlossen (siehe
Abschnitt 15.1).
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Wenn die ruhenden Erwerbsminderungsrenten mitbetrachtet werden, ist aller-
dings zu erwagen, ob sich der Effekt der Erwerbsminderungsrente auf die ab-
héngige Variable noch linear darstellt: Zwar wird erwartet, dass hohe Erwerbs-
minderungsrentenbetrage tendenziell mit einem geringen Armutsrisiko einher-
gehen und niedrige Betrage mit einem hohen, wenn alle anderen Einflussfakto-
ren konstant sind. Personen mit ruhender Erwerbsminderungsrente sind mog-
licherweise aber in geringem Umfang armutsgefahrdet, weil sie einen relevan-
ten Hinzuverdienst erzielen. Das gleiche musste auch fir Bezieher(innen) einer
Erwerbsminderungsrente gelten, welche aus den gleichen Griinden reduziert
wird, ohne ganz zu ruhen. Man musste demnach annehmen, dass ein quadra-
tischer Zusammenhang vorliegt.

Dies lasst sich prifen, indem das logistische Regressionsmodell um eine quad-
ratische Komponente erganzt wird. Tabelle 32 zeigt, dass diese Komponente
signifikant ist. Damit gilt der nichtlineare Effekt, unabhangig von der Signifikanz
der anderen Koeffizienten, als bestatigt.

Tabelle 32: Regression des Armutsrisikos mit quadratischer Komponente

b-Koeff. SE K (95 %) p-Wert
EM-Rente 0,0011 0,0005 0,0002 — 0,0021 | 0,024
Quadr. EM-Rente | -2,67 *10% | 4,16 *107 | -3,48 *10%6— 1,85 *10% | 0,000
Konstante 0,0035 0,1458 -0,2823 - 0,2892 | 0,981

N=3.603 (gewichtet), LR chi? (2) =311,60 mit p=0,0000, Pseudo R?=0,0651

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Die Anpassung des Modells lasst sich auch grafisch prifen. Abbildung 23 und
Abbildung 24 zufolge, scheint das Modell mit der quadratischen Komponente
der funktionalen Gestalt einer logistischen Funktion naher zu kommen als das
andere Modell. Ob die Anpassung an den Punkteschwarm aber tatsachlich bes-
ser ist, ist nicht eindeutig festzustellen.
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Abbildung 23: Modellanpassung ohne quadratische Komponente
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Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Abbildung 24: Modellanpassung mit quadratischer Komponente
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Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen
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Einen weiteren Hinweis auf einen quadratischen Zusammenhang liefern die
Steigungsparameter, die man fiir ausgewahlte x-Werte der Regressionsfunktion
berechnen kann (Tabelle 33). Der Effekt der Erwerbsminderungsrente auf die
Wahrscheinlichkeit einer Armutsgeféahrdung sinkt danach mit steigendem Zahl-
betrag zwar monoton ab, die Differenzen bestehen jedoch erst in der dritten
Nachkommastelle. Der nichtlineare Effekt kommt demzufolge allenfalls sehr
schwach zum Tragen. Es ist davon auszugehen, dass das logistische Regres-
sionsmodell die empirischen Daten auch ohne eine quadratische Komponente
gut abbildet (vgl. Vach 2011, 258-260).

Moéchte man die besagte, in der Verteilung liegende Information dennoch nicht
ganz unberucksichtigt lassen, gibt es eine weitere Option: Anstelle der quadra-
tischen Komponente kann ein Merkmal in das Modell eingeschlossen werden,
welches das Vorliegen einer wegen des Hinzuverdiensts geminderten Renten-
zahlung anzeigt. Mit diesem Merkmal kénnten nicht nur die ruhenden, sondern
auch die reduzierten Renten angezeigt werden.

Tabelle 33: Logit-Koeffizienten und p-Werte fir ausgewahlte Werte der
Erwerbsminderungsrente

b-Koeffizient SE KI (95 %) p-Wert
0 Euro 0,0011 0,0005 0,0002 — 0,0021 | 0,024
200 Euro 0,0001 0,0003 -0,0006 — 0,0007 | 0,840
500 Euro -0,0015 0,0002 -0,0018 —-0,0012 | 0,000
1.000 Euro -0,0042 0,0004 -0,0049 —-0,0035 | 0,000
1.500 Euro -0,0069 0,0078 -0,0084 —-0,0053 | 0,000

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

In den verwendeten Routinedaten der Rentenversicherung ist ein Teilrenten-
merkmal vorhanden, das jedoch nicht aktuell und entsprechend unzuverlassig
ist. Mit Hilfe der in der Befragung erfassten Daten zu den personlichen Einklnf-
ten der Erwerbsgeminderten sowie den geltenden Hinzuverdienstgrenzen
wurde daher ein entsprechendes Merkmal berechnet. Danach war die Erwerbs-
minderungsrentenzahlung von N=330 Befragten der Regressionsstichprobe
zum Zeitpunkt der Befragung reduziert oder ruhte. Aufgrund der geringen Fall-
zahl wird das Merkmal als Dummy operationalisiert.
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Tabelle 34 zeigt das erganzte logistische Regressionsmodell. Es ist zu sehen,
dass alle Koeffizienten signifikant sind und das Modell sogar eine bessere Er-
klarungskraft erreicht als das Modell mit der zuvor erganzten quadratischen
Komponente. Da das Merkmal obendrein besser zu interpretieren ist, wird es
nachfolgend beibehalten. Das heif3t, dass trotz der Signifikanz der quadrati-
schen Komponente (Tabelle 32) darauf verzichtet wird, die Erwerbsminderungs-
rente quadratisch bzw. nichtlinear zu modellieren.

Tabelle 34: Regression des Armutsrisikos mit Merkmal zur Rentenminderung

b-Koeff. SE KI (95 %) p-Wert
EM-Rente (in Euro) -0,0025 0,0001 | -0,0028 —-0,0022 | 0,000
Reduzierte Rente -2,0664 0,1839 | -2,4269 --1,7059 | 0,000
(Ref.: trifft nicht zu)
Konstante 1,1810 0,0993 0,9863 — 1,3757 | 0,000
N=3.603 (gewichtet), LR chi? (2) =440,98 mit p=0,0000, Pseudo R?=0,0921

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Richtet man den Blick auf die Ergebnisse des erzielten (vorlaufigen) Regressi-
onsmodells, wird deutlich, dass die Erwerbsminderungsrente einen negativen
Effekt auf die Wahrscheinlichkeit hat, ein Armutsrisiko zu beobachten. Der Ef-
fekt ist, wie man Tabelle 34 entnehmen kann, schwach, aber mit einem akzep-
tablen Konfidenzintervall signifikant. Die Wahrscheinlichkeit eines Armutsrisikos
lage demzufolge bei einer monatlichen Erwerbsminderungsrente von 100 Euro
und Kontrolle aller anderen Einflussfaktoren bei

logit 17 (100) = b0 + b1 * 100 = 0,931
auf der Logit-Skala bzw. 0,72 auf der Wahrscheinlichkeitsskala (1 / 1 + %91),
Bei einer Rente von 600 Euro, die etwa dem Mittelwert der Stichprobe ent-
spricht, fiele die Wahrscheinlichkeit auf der Logit-Skala mit

logit 1 (600) = b0 + b1 * 600 =-0,319

und 0,42 auf der Wahrscheinlichkeitsskala bereits deutlich geringer aus. Die Er-
werbsminderungsrente hat damit offenbar einen relevanten Effekt.



Multivariate Analyse der Armutsgefahrdung... 315

Obwohl auch anhand der dargestellten Logit-Koeffizienten eine inhaltliche Inter-
pretation der Regressionsergebnisse mdglich ist, werden bei der weiteren Mo-
dellentwicklung Odds Ratios ausgewiesen. Sie erlauben im Unterschied zu den
Logits eine prozentuale Interpretation des Einflusses der Koeffizienten im Sinne
einer statistischen ,Chance” bzw. eines Risikos einer Armutsgeféahrdung bei Er-
werbsminderung. Dadurch werden auch Vergleiche zwischen Schatzern eines
Modells mdglich.

Tabelle 35 gibt das erste Modell mit den Odds Ratios sowie den entsprechen-
den Standardfehlern und Konfidenzintervallen anstelle der Logit-Koeffizienten
wieder. Die Mafzahlen der Modellgute bleiben, wie zu sehen ist, von der Trans-
formation unberthrt.

Tabelle 35: Log. Regression der Armutsgefahrdung bei Erwerbsminderung

Odds Ratio SE Kl (95 %) p-Wert
EM-Rente (in Euro) 0,9975 0,0001 0,9972 -0,9978 | 0,000
Reduzierte Rente 0,1266 0,0233 0,0883-0,1816 | 0,000
(Ref.: trifft nicht zu)
Konstante 3,2576 0,3236 2,6813 —3,9578 | 0,000

N=3.603 (gewichtet), LR chi?* (2) =440,98 mit p=0,0000, Pseudo R*=0,0921

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Die abgebildeten Odds Ratios sagen zum einen aus, dass die statistische
Chance einer Armutsgefahrdung mit einem ansteigenden Betrag der Erwerbs-
minderungsrente sinkt, wenn auch nur sehr wenig (etwa 0,03 Prozent pro Euro
Erwerbsminderungsrente). Bei einem Anstieg der der Erwerbsminderungsrente
um 100 Euro wirde sie sich demnach lediglich um 2,5 Prozent verringern. Zum
anderen deuten die Schatzer darauf hin, dass eine hinzuverdienstbedingte Re-
duktion der Rentenzahlung eine Armutsgefahrdung unwahrscheinlicher macht.
Beide Befunde entsprechen den Erwartungen. Es ist aber zu priifen, ob sie auch
im Zuge der weiteren Modellentwicklung bestehen bleiben.
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16.3.2  Erweitertes Modell mit Lebensformen und Geschlecht

In einem nachsten Schritt wird das logistische Modell um Kovariablen zur Le-
bensform und zum Geschlecht erganzt. Im linearen Regressionsmodell hatten
sich diese als zentral fur die materielle Lage der Erwerbsminderungsrentner-
haushalte erwiesen.

Das Geschlecht wird als Dummy-Variable mit der Referenzkategorie ,mannlich®
operationalisiert. Die Lebensform wird, wie eingangs bereits angedeutet (siehe
Abschnitt 16.3), nicht durch die zentralen Lebensformmuster (Alleinlebende,
Kernfamilien, kinderlose Partnerschaften, Alleinerziehende) abgebildet, weil
diese Informationen Ublicherweise nicht vorliegen. Sie mussten fur eine prakti-
sche Identifikation kritischer Falle erst erhoben bzw. gebildet werden. Einfacher
ist es, auf die dahinter stehenden Charakteristika der Lebensformen zurtickzu-
greifen, die im Antragsverfahren einfach erfasst werden kdnnen bzw. im Routi-
nedatenbestand der Rentenversicherung teilweise bereits vorliegen: Die Zahl
der im Haushalt lebenden Personen (als absolute Zahl), die Zahl der Kinder (in
drei Stufen), das Vorliegen einer Partnerschaft (als Dummy). Tabelle 36 ist das
erganzte Modell zu entnehmen.

Zunachst fallt auf, dass die Lebensformen und das Geschlecht die Modellgiite
deutlich verbessern: Zum einen steigt das Pseudo-R? nach McFadden, eine
Mafzahl fir die Gite der Modellanpassung (siehe auch Abschnitt 16.4.1), auf
rund 0,17 an — im ersten Modell betrug es lediglich 0,09. Zum anderen liefert
der Likelihood-Ratio-Test, der die Signifikanz des Modells tberprift, einen sig-
nifikanten Wert von

X2 = 684,487, p < 0,0001,

der den kritischen Wert der x2-Verteilung selbst auf der Stufe mit der geringsten
Irtumswahrscheinlichkeit (22,46 bei 99,9 Prozent Sicherheit) deutlich Uber-
steigt. Damit kann die Nullhypothese, kein Merkmal des Modells habe einen
Einfluss auf die abhangige Variable, verworfen werden.

Inhaltlich bringt das Modell zum Ausdruck, dass die Lebensform und das Ge-
schlecht erwartungsgemaf einen relevanten Beitrag zur Vorhersage der Wahr-
scheinlichkeit liefern, im Fall einer Erwerbsminderung armutsgefahrdet zu sein.
Den Odds Ratios kann man entnehmen, dass erwerbsgeminderte Frauen eine
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0,47-mal geringere statistische Chance als erwerbsgeminderte Manner haben,
armutsgefahrdet zu sein. Das entspricht einem um rund 53 Prozent geringeren
Risiko. Bezuglich der Lebensform ist das statistische Risiko fur Erwerbsminde-
rungsrentner(innen), die mit einer Partnerin bzw. einem Partner im Haushalt le-
ben, um rund 80 Prozent geringer als fir Alleinstehende. Dieser Befund ist im
Ruckblick auf die Hypothesen nachvollziehbar, weil Partner(innen) bei Erwerbs-
minderung eine wichtige Quelle der sozialen und materiellen Unterstiitzung sein
kénnen (siehe Abschnitt 11.3).

Tabelle 36: Log. Regression der Armutsgefahrdung bei Erwerbsminderung I

Odds Ratio SE KI (95 %) p-Wert

EM-Rente (in Euro) 0,9973 0,0002 0,9970-0,9976 | 0,000
Reduzierte Rente 0,0929 0,0179 0,0637 —0,1356 | 0,000
(Ref.: trifft nicht zu)
Geschlecht 0,4657 0,0365 0,3993 - 0,5431 | 0,000
Zahl der Personen 1,5590 0,0794 1,4108 —1,7227 | 0,000
Zahl der Kinder (Ref.: keine Kinder)

1 Kind 1,0409 01777 0,7449 -1,4545| 0,814

2 oder mehr Kinder 0,6103 0,1598 0,3653 -1,0194 | 0,059
Partnerschaft 0,1983 0,0201 0,1626 — 0,2419 | 0,000
(Ref.: trifft nicht zu)
Konstante 5,5608 0,7550 4,2616 — 7,2562 [ 0,000
N=3.603 (gewichtet), LR chi? (2)= 817,56 mit p=0,0000, Pseudo R?= 0,1707

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Des Weiteren erhdht sich mit der Zahl der im Haushalt lebenden Personen die
materielle Gefahrdungslage sichtlich: Unterscheiden sich zwei Haushalte in ih-
rer Grolte um eine Person, variiert die statistische Chance einer Armutsgefahr-
dung um rund 56 Prozent, sofern alle anderen Einflisse konstant sind. Dieses
Ergebnis Uberrascht zunachst, weil zuvor immer wieder deutlich wurde, dass
gerade Alleinlebende bei Erwerbsminderung materiell schlecht aufgestellt sind.
Dass sich die Existenzsicherung in groflen Haushalten allerdings tendenziell
schwieriger gestaltet als in kleineren, erscheint durchaus plausibel.
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Dass maglicherweise ein quadratischer Zusammenhang vorliegt, der sowohl flr
Einpersonen- als auch fiir besonders gro3e Haushalten ein héheres Armutsri-
siko begriindet, wurde geprift. Flr das aktuelle Modell bestatigte sich dies in
der Tat; unter Kontrolle relevanter Einkommensmerkmale ist der Effekt der Per-
sonenzahl indessen eindeutig linear. Eine nichtlineare Modellierung bzw. eine
Umsetzung in mehreren kategorialen Merkmalen stellt damit keinen Vorteil dar.
Der Effekt muss genauer betrachtet werden, wenn das Modell fur inhaltlich ver-
wandte Merkmale, wie die Zahl der Einkommensbezieher(innen), kontrolliert
wird.

Gleiches gilt fir die Kovariable zur Kinderzahl: Den Werten aus Tabelle 36 zu-
folge, droht in Haushalten mit zwei oder mehr Kindern unter 14 Jahren eher eine
Armutsgefahrdung als bspw. in der Referenzgruppe (keine Kinder). Das Ergeb-
nis entspricht nicht der Erwartung, ist mit p > 0,05 aber auch nicht signifikant.

Der Koeffizient der Erwerbsminderungsrente ist signifikant und mit Blick auf das
Konfidenzintervall sehr prazise. Der Effekt fallt allerdings, wie im vorigen Modell,
ausgesprochen gering aus. Ganz erheblich wirkt sich dagegen die Reduktion
der Rentenbezige infolge eines zu hohen Hinzuverdiensts auf die Armutsge-
fahrdung aus. Verglichen mit dem ersten Modell hat sich der Effekt sogar noch
etwas verstarkt. Fraglich ist, ob die Ergebnisse bestehen bleiben, wenn weitere
Kovariablen zur Einkommenssituation der Erwerbsminderungsrentner(innen) in
das Modell einbezogen werden.

16.3.3  Erweitertes Modell mit Merkmalen zu Einklinften, Bildung und Ent-
geltpunkten der Erwerbsgeminderten

Es wird erwartet, dass fur die Armutsgefahrdung bei Erwerbsminderung nicht
nur die Erwerbsminderungsrente, sondern auch andere Einkiinfte der Erwerbs-
minderungsrentner(innen) und des Haushalts eine Rolle spielen. Daher wurde
das logistische Modell in einem nachsten Schritt (unter anderem) um Merkmale
zu den Einkunften der Erwerbsgeminderten erganzt. Bericksichtigt wurden Ein-
kiinfte aus einer Erwerbstatigkeit, Nebentatigkeit bzw. Selbstandigkeit, Bezlige
aus weiteren Renten (neben der Erwerbsminderungsrente) sowie Leistungen
aus der zweiten und dritten Saule der Erwerbsminderungssicherung, also aus
betrieblicher oder privater Vorsorge.
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Wie eingangs erwahnt wurde, werden die Kovariablen als Dummys operationa-
lisiert, die anzeigen, ob entsprechende Einkiinfte bezogen werden. Neben der
erlauterten besseren praktischen Handhabbarkeit bietet sich dieses Vorgehen
bezliglich der Giite des Regressionsmodells an: Eine metrische Operationali-
sierung ware nachteilig, weil jeweils nur ein begrenzter Teil der Erwerbsminde-
rungsrentner(innen) entsprechende Einkiinfte erwirbt.”" Ein Einbezug der Ein-
kiinfte in Stufen ware voraussetzungsreich und wiirde das Modell mit zusatzli-
chen Kovariablen belasten, ohne einen wirklichen Informationsgewinn zu bie-
ten. Die Verwendung von Dummys erscheint demnach die beste Option zu sein.

Tabelle 37 bescheinigt den entsprechenden Kovariablen (einschlieRlich der
Kovariable zum Bildungsstand und den Entgeltpunkten) einen passablen Erkla-
rungsbeitrag. Durch ihre Hinzunahme steigt das Pseudo-R? auf 0,24. Das Mo-
dell ist mit einem Likelihood-Ratio-Wert von 1.166,18 signifikant.

Die ermittelten Schatzwerte informieren dartber, dass das Risiko, bei Erwerbs-
minderung armutsgefahrdet zu sein, unter Kontrolle der anderen Einflussfakto-
ren um rund 77 Prozent geringer ist, wenn Erwerbsminderungsrentner(innen)
Einklnfte aus Erwerbstatigkeit beziehen. Einkinfte aus einer betrieblichen oder
privaten Vorsorge sowie Renteneinnahmen uber die Erwerbsminderungsrente
hinaus (bspw. wegen Verwitwung) reduzieren das Risiko ebenfalls erheblich —
um 64 Prozent bzw. 70 Prozent. Die Odds Ratios der erganzten Merkmale sind
hochsignifikant, weisen aber breite Konfidenzintervalle auf, womit von einer
nicht sehr prazisen Schatzung auszugehen ist.

Die Bedeutung der hinzuverdienstbedingten Rentenminderung fir die materielle
Lage hat sich, wie zuvor vermutet wurde (siehe Abschnitt 0), im Ubrigen durch
den Einbezug der weiteren Kovariablen reduziert. Mit einem Faktor von 0,28
besteht dennoch ein relevanter Effekt. Der Einfluss der Erwerbsminderungs-
rente fallt etwa wie im vorherigen Modell aus.

Zusatzlich zu den Einkinften zum Zeitpunkt der Befragung wurden zwei weitere
Kovariablen erganzt. Auf der einen Seite handelt es sich um ein Merkmal zu den

" Die Verteilung der Merkmale ist entsprechend zensiert und rechtsschief. Die Aussage-

kraft der einzelnen Merkmale ware gering.
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Entgeltpunkten, welche die Erwerbsgeminderten durchschnittlich pro Jahr er-
worben haben. Dieses Merkmal sagt nicht nur etwas Uber die Rentenanwart-
schaften, sondern auch tber das Einkommensniveau im Erwerbsverlauf bis zur
erwerbsminderungsbedingten Berentung aus. Die erzielten Entgeltpunkte wur-
den dazu in Relation zu dem Versicherungszeitraum gesetzt, in dem Anwart-
schaften erworben wurden. Tabelle 37 ist zu entnehmen, dass ein signifikanter
negativer Zusammenhang zwischen der Hohe der jahrlichen Entgeltpunkte und
dem Armutsrisiko besteht. Mit dem Faktor 0,15 ist dieser sogar erheblich.

Tabelle 37: Log. Regression der Armutsgefahrdung bei Erwerbsminderung Il

Odds Standard- | Konfidenzinter- | p-Wert
Ratio fehler vall
(95 %)

EM-Rente (in Euro) 0,9986 0,0003 0,9981 - 0,9991 | 0,000
Reduzierte Rente 0,2806 0,0582 0,1868 — 0,4215| 0,000
(Ref.: t.n.z.)
Geschlecht 0,4061 0,0345 0,3438 — 0,4797 | 0,000
Zahl der Personen 1,5843 0,0862 1,4241 - 1,7626 | 0,000
Zahl der Kinder (Ref.: keine Kinder)

1 Kind 1,0008 0,1811 0,7019-1,4268 | 0,997

2 oder mehr Kinder 0,5120 0,1388 0,3010-0,8709 | 0,014
Partnerschaft (Ref.: t.n.z.) 0,1841 0,0199 0,1489 — 0,2275| 0,000
Schulabschluss 0,6004 0,0859 0,4537 - 0,7947 | 0,000
(Ref.: t.n.z.)
Erwerbseinkinfte 0,2320 0,0333 0,1747 - 0,3070 | 0,000
(Ref.: t.n.z.)
Rentenbeziige 0,2985 0,0527 0,2112-0,4220 | 0,000
(Ref.: t.n.z.)
EinkUnfte aus der 2. u. 3. 0,3553 0,0441 0,2785-0,4532 | 0,000
Saule (Ref.: t.n.z.)
Entgeltpunkte pro Jahr 0,1497 0,0436 0,0846 — 0,2649 | 0,000
Konstante 26,5757 5,8268 | 17,2925 — 40,8426 | 0,000

N=3.603 (gewichtet), LR chi? (2)= 1.166,18 mit p=0,0000, Pseudo R?*= 0,2435

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Auf der anderen Seite wurde eine Kovariable zum Bildungsniveau in das Modell
einbezogen. Dieses wurde nicht, wie in der linearen Regression, anhand der
ISCED-Klassifikation ermittelt: Erstens werden Bildungsangaben, insbesondere
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wenn es um die berufliche Qualifikation geht, in Routinedaten meist nicht beim
Versicherten und damit fehlertrachtig erfasst (bspw. im Falle der verpflichtenden
DEUV-Meldungen des Arbeitgebers). Zweitens miisste die Klassifikation fiir
eine ldentifikation kritischer Félle erst berechnet werden. Verwendet man statt-
dessen nur ein Merkmal zum Schulabschluss, vereinfacht das die Berechnung
erheblich, ohne dass sich der Vorhersagewert wesentlich verschlechtert. Da es
fur die materielle Lage bei Erwerbsminderung offenbar vor allem relevant ist, ob
ein Schulabschluss vorliegt — nicht: welcher erreicht wurde — konnte das Merk-
mal als Dummy operationalisiert werden.”? Dies erleichtert die Fallermittlung zu-
satzlich. Inhaltlich wirkt ein Schulabschluss, wie zu erwarten ist, einer Armuts-
geféahrdung entgegen: Das Risiko sinkt um den Faktor 0,60 bzw. um rund 40
Prozent, wenn die Erwerbsminderungsrentner(innen) einen allgemeinbildenden
Abschluss erworben haben (Tabelle 37). Die Starke des Einflusses ist deutlich,
der Schatzer ist signifikant.

Die Schatzwerte zur Lebensform und zum Geschlecht haben sich durch die Er-
weiterung des logistischen Modells kaum verandert. Der Einfluss der Kinderzahl
auf das Armutsrisiko bei Erwerbsminderung ist auch im aktuellen Modell (zum
Teil) nicht signifikant. Der Einbezug weiterer materieller Einflisse des Haus-
haltskontexts kdnnte dies aber &ndern.

Als Zwischenfazit lasst sich festhalten, dass das Modell interessante Befunde
liefert und bereits eine ganz gute Vorhersage des Armutsrisikos bei Erwerbs-
minderung erlaubt. Die Modellgite konnte durch die weitere Entwicklung, ver-
glichen mit der vorherigen Konzeption, verbessert werden. Eine weitere Adjus-
tierung steht aus.

16.3.4  Erweitertes Modell mit materiellen Aspekten des Haushalts

In einem weiteren Schritt wird das Modell um Aspekte der Einkommenssituation
auf Haushaltsebene erganzt. Dazu zahlt erstens der Anteil der Einkommensbe-
zieher(innen) an allen Personen, die im Haushalt leben. Dieser wurde, analog

2 Eine Uberpriifung bestatigte, dass die Dummy-Variable sowohl mit Blick auf die Modell-
glte als auch auf die Gute der Schatzer nicht schlechter geeignet ist als die ISCED-Kova-
riable bzw. eine intervallskalierte Variable zum Schulabschluss.
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zum linearen Modell, in drei Prozentstufen (hochstens 50 Prozent, 51 bis 99
Prozent, 100 Prozent) abgebildet, weil dies die stark rechtsschiefe Verteilung”®
inhaltlich relativ sinnvoll widerspiegelt. AuRerdem wurde eine Kovariable einbe-
zogen, die angibt, welchen Anteil die personlichen Einkinfte der Erwerbsmin-
derungsrentner(innen) an den Haushaltseinkiinften haben. Das Merkmal ist
ahnlich verteilt wie das zuvor genannte und wird daher ebenfalls in drei Prozent-
stufen einbezogen. Beide Kovariablen werden seitens der Rentenversicherung
bisher nicht regular erfasst, kdnnten prinzipiell aber bei den Versicherten erfragt
werden. Es ist zu vermuten, dass eine Erhebung (hinsichtlich Auskunftsbereit-
schaft, Kenntnis der konkreten Einkiinfte etc.) liber gestufte Kategorien eben-
falls eher gelange als uber absolute Einkommensangaben.

Die in Tabelle 38 dargestellten Schatzwerte machen deutlich, dass das Risiko
einer Armutsgefahrdung um bis zu 73 Prozent geringer ausfallt, wenn der Anteil
der Einkommensbezieher(innen) in den Erwerbsminderungsrentnerhaushalten
groRer ist als in der Referenzkategorie (héchstens 50 Prozent haben eigene
Einklnfte). Der Befund ist signifikant und entspricht den Erwartungen.

Gleiches gilt bezuglich der Bedeutung, welche die Einkilinfte der Erwerbsminde-
rungsrentner(innen) fir das Haushaltseinkommen haben: Das Armutsrisiko po-
tenziert sich regelrecht, wenn die Erwerbsgeminderten trotz ihrer Einschrankun-
gen Haupteinkommensbezieher(innen) sind oder zumindest einen wesentlichen
Teil der Gesamteinkiinfte beisteuern. Die Odds Ratios erreichen dabei im aktu-
ellen Modell Werte von 9,12 und sogar 189,53. Obgleich die Hohe der Effekte
Uberrascht, sind diese durchaus plausibel. Denn, wie festgestellt wurde, sind die
Einklnfte der Erwerbsminderungsrentner(innen) an sich nur eingeschrankt be-
deutsam (siehe Abschnitt 14.1.3 und 15.5). Bilden sie das Haupteinkommen
eines Haushalts, spricht das fiir einen unzureichenden finanziellen Beitrag der
Haushaltsmitglieder sowie flir eine durftige Einkommenssituation. Dies gilt
bspw. fir Alleinlebende, fiir die deskriptiv bereits ein besonders hohes Armutsri-

3 Die Verteilung ist im Wertebereich [0,125; 0,833] flach glockenférmig; daneben existiert
ein Maximalwert von 1,0, der stark besetzt ist.
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siko festgestellt wurde (siehe Abschnitt 10.6). Offenbar kommt der zuvor ,ver-
misste” Effekt des Alleinlebens bzw. Alleinwirtschaftens (siehe Abschnitt 0) in
dieser Kovariable zum Ausdruck.

Dariuber hinaus wurde das Modell um zwei Kovariablen zum Bezug staatlicher
Mindestsicherungsleistungen erweitert. Die erste zeigt an, ob der Haushalt der
Erwerbsgeminderten zum Zeitpunkt der Befragung bzw. wahrend des Renten-
bezugs staatliche Transfers im Sinne der Sozialhilfe, der Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbsminderung, des Arbeitslosengelds Il oder Sozialgelds be-
ansprucht. Das Merkmal ist dummycodiert und erweist sich im logistischen Mo-
dell als sehr relevant: Der Bezug staatlicher Leistungen erhéht, sofern alle an-
deren Einflisse kontrolliert werden, das Risiko einer Armutsgefdhrdung um das
3,31-Fache.

Eine zweite Kovariable unterstreicht die Bedeutung des Leistungsbezugs sowie
der wirtschaftlichen Unselbstandigkeit fir die Armutsgefahrdung. Sie spiegelt
einen relevanten Leistungsbezug im Vorfeld der Berentung wieder, welcher ge-
z&hlt wurde, wenn in mindestens zwei von drei Jahren vor der Berentung zum
Stichtag (31. Dezember) entsprechende Transfers bezogen wurden. Dem Odds
Ratio in Tabelle 38 lasst sich entnehmen, dass sich die statistische Chance der
Untersuchungsgruppe, armutsgeféhrdet zu sein, um das 1,99-Fache bzw. um
rund 100 Prozent erhéht, wenn bereits in den Vorjahren der Berentung ein staat-
licher Leistungsbezug bestand. Die Effekte der Kovariablen zum Leistungsbe-
zug sind beide betrachtlich und hochsignifikant; die Konfidenzintervalle sind
nicht eng, aber moderat.

Betrachtet man die Koeffizienten der Ubrigen Kovariablen des logistischen Mo-
dells, wird deutlich, dass sich diese — anders als in den vorherigen Modellen —
durch die Hinzunahme weiterer Einflussfaktoren nahezu ausnahmslos erheblich
verandert haben. Zunachst fallt auf, dass die Koeffizienten zur Kinderzahl in-
folge der Adjustierung signifikant sind.
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Tabelle 38: Log. Regression der Armutsgeféhrdung bei Erwerbsminderung IV

OR SE Kl (95 %) p-Wert

EM-Rente (in Euro) 0,9955 0,0004 0,9947 —0,9962 | 0,000
Reduzierte Rente 0,0600 0,0161 0,0355-0,1016 | 0,000
(Ref.: t.n.z.)
Geschlecht 0,5830 0,0610 0,4750 - 0,7157 | 0,000
Zahl der Personen 2,7524 0,2442 2,3131 -3,2752 | 0,000
Zahl der Kinder (Ref.: keine Kinder)

1 Kind 0,3535 0,0852 0,2204 — 0,5669 [ 0,000

2 oder mehr Kinder 0,1321 0,0447 0,0680 —0,2566 | 0,000
Partnerschaft (Ref.: t.n.z.) 0,6054 0,0830 0,4628 —0,7919 [ 0,000
Schulabschluss 0,6813 0,1176 0,4857 —0,9556 | 0,026
(Ref.: t.n.z.)
Erwerbseinkinfte 0,0865 0,0159 0,0604 —0,1240 [ 0,000
(Ref.: t.n.z.)
Rentenbeziige (Ref.: t.n.z.) 0,1203 0,0266 0,0780-0,1857 | 0,000
Einkinfte aus der 2. u. 3. 0,2849 0,0437 0,2109 - 0,3849 [ 0,000
Séule (Ref.: t.n.z.)
Entgeltpunkte pro Jahr 0,0795 0,0283 0,0395-0,1598 | 0,000
Personen mit Einkinften (Ref.: max. 50 Prozent des Haushalts)

ab 50 und unter 100 % 0,3673 0,0793 0,2405 - 0,5608 | 0,000

100 % 0,2717 0,0504 0,1888 —0,3910 | 0,000
Beitrag zum Haushaltseinkommen (Ref.: max. 50 %)

ab 50 und unter 100 % 9,1212 1,6172 6,4437 — 12,9114 | 0,000

100 % 189,531 | 47,4606 | 116,0193 —309,6211 | 0,000
Bezug der staatl. Mindest- 3,3102 0,4090 2,5983 -4,2172| 0,000
sicherung (Ref.: t.n.z.)
Leistungsbezug vor EM- 1,9895 0,2130 1,6129 —2,4541 | 0,000
Berentung (Ref.: t.n.z.)
Konstante 3,1044 1,2200 1,4370 - 6,70614 | 0,004

N=3.603 (gewichtet), LR chi? (2)=2.272,78 mit p=0,0000, Pseudo R2= 0,4745

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Inhaltlich besagen sie, dass das Risiko einer Armutslage um etwa 65 Prozent
geringer ist als in der Referenzgruppe (Lebensformen ohne Kinder), wenn ein
Kind im Haushalt lebt. Zwei oder mehr Kinder gehen sogar mit einem um 87
Prozent geringeren Risiko einher. Anders als noch im vorherigen Modell besteht
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somit ein klarer negativer Zusammenhang. Wie angedeutet, spricht seine Rich-
tung gegen die Vermutung, Kinder stellten eher ein Hindernis flr die materielle
Absicherung dar. Nichtsdestotrotz deckt sich dieses Ergebnis mit der linearen
Regression, welche ebenfalls keinen eindeutigen materiellen Nachteil fur Le-
bensformen mit Kindern ergab. Méglicherweise |&sst sich der Befund damit be-
grinden, dass sich Familien mit minderjahrigen Kindern in stdrkerem Umfang
als andere Lebensformen auch bei Erwerbsminderung um eine auskdmmliche
materielle Ausstattung bemuihen. Das kann bspw. bedeuten, sich Zugang zu
externen Einkommensquellen (bspw. Unterhaltsleistungen, ALG Il, Kindergeld)
zu verschaffen. Dafur spricht auch, dass die bedarfsgewichteten Einkinfte von
Familien in der deskriptiven Betrachtung im Schnitt héher lagen und die Er-
werbsminderungsrentner(innen) dieser Lebensformen unter anderem in gréBe-
rem Umfang Erwerbseinkiinfte erzielten als es in kinderlosen Lebensformen der
Fall war (siehe Abschnitt 14.1).

Was die Personenzahl im Haushalt betrifft, haben sich die Schatzer im erwei-
terten Modell ebenfalls verandert. Tabelle 38 ist zu entnehmen, dass das Odds
Ratio unverkennbar Uber dem des vorigen Modells liegt (Tabelle 37); der Effekt
tritt somit im adjustierten Modell noch deutlicher zutage. Konkret ist das relative
Risiko, armutsgefahrdet zu sein, in einem Zweipersonenhaushalt unter Kon-
trolle aller anderen Einflussfaktoren 2,75-mal gréBer als in der Referenzgruppe
(Einpersonenhaushalt). Unterscheidet sich die Haushaltsgré3e um zwei Perso-
nen, steigt es um das 7,58-Fache, wie sich mittels der Schatzwerte berechnen
lasst. Der Einfluss der Personenzahl ist also erheblich.

Der Effekt der Partnerschaft hat sich auf 0,61 reduziert, was insbesondere an-
gesichts der Adjustierung fur den Anteil der Einkommensbezieher(innen) plau-
sibel ist. Der entsprechende Einfluss wurde zuvor wahrscheinlich durch die
Kovariable zur Partnerschaft teilweise mitabgebildet. Der Einfluss des Ge-
schlechts hat sich durch die Hinzunahme der weiteren Erklarungsfaktoren eben-
falls etwas abgeschwécht, bleibt aber relevant.

Ganz neu positioniert haben sich auch die Schatzwerte der personlichen Ein-
klnfte der Erwerbsminderungsrentner(innen) und der Entgeltpunkte. So hat die
Kontrolle des Regressionsmodells fiir materielle Rahmenbedingungen auf
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Haushaltsebene bspw. die vormals im Umfang recht &hnlichen Effekte der Ein-
kommensvariablen deutlich differenziert. Insgesamt treten sie nun noch deutli-
cher zutage als im vorigen Modell.

Die zahlreichen Veranderungen in den Koeffizienten sprechen dafir, dass die
erganzten Kovariablen einen wichtigen Erklarungsbeitrag leisten. Sie verbes-
sern die Aussagekraft des logistischen Modells. Daflir spricht auch der erneute
deutliche Anstieg der Modellgite im Vergleich zum vorherigen Modell: von
Pseudo-R? = 0,24 auf Pseudo-R? = 0,47. Der erreichte Wert spricht fir eine gute
Modellanpassung — insbesondere auch vor dem Hintergrund, dass McFaddens
R2 den Wert 1 grundsatzlich nicht erreicht (vgl. Backhaus 2010, 270). Uberdies
bescheinigt die Likelihood-Ratio den einbezogenen Kovariablen insgesamt ei-
nen signifikanten Einfluss auf die abhangige Variable.

16.3.5  Finales Modell mit soziodemografischen Merkmalen

Im letzten Schritt wird das logistische Regressionsmodell fiir zentrale soziode-
mografische Merkmale adjustiert. Herangezogen werden, analog zur linearen
Regression, das Alter beim Eintritt in die Erwerbsminderungsrente als metrische
Kovariable (in Jahren) sowie die Region, in der die Befragten ihren Hauptwohn-
sitz haben, als Dummy (Referenz: alte Bundeslander). Anstelle des Migrations-
hintergrunds wird die Staatsbirgerschaft verwendet, weil diese in den Routine-
daten Ublicherweise vorliegt und dem Migrationshintergrund im engeren Sinne
in der Erklarungskraft um wenig nachsteht. Sie wurde als Dummy (Referenz:
deutsche Staatsbiirgerschaft) operationalisiert. Weitere relevante soziodemo-
grafische Merkmale, wie das Geschlecht und der Bildungsstand, sind im Modell
bereits enthalten. Tabelle 39 bildet das finale Regressionsmodell ab.

Zunachst ist zu sehen, dass die Hinzunahme der soziodemografischen Kovari-
ablen das Modell nicht nennenswert verbessert — wie im Fall des linearen Re-
gressionsmodells. Das Pseudo-R? steigt kaum merklich in der dritten Nachkom-
mastelle. Der insgesamt erreichte Wert von 0,48 bescheinigt allerdings eine
gute Modellanpassung. Er entspricht einer um rund 48 Prozent verbesserten
Schéatzung gegeniber dem Nullmodell (siehe auch Abschnitt 16.4). Ob auch mit
Blick auf zentrale Annahmen der logistischen Regression von einem guten Re-
sultat gesprochen werden kann, wird nachfolgend analysiert (ebd.).
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Tabelle 39: Log. Regression der Armutsgefahrdung bei Erwerbsminderung V

OR SE KI (95 %) p-Wert

EM-Rente (in Euro) 0,9956 0,0004 0,9949 — 0,9964 | 0,000
Reduzierte Rente 0,0631 0,0170 0,0373-0,1069 | 0,000
(Ref.: t.n.z.)
Geschlecht 0,5628 0,0595 0,4574 — 0,6924 | 0,000
Zahl der Personen 2,7370 0,2455 2,2956 — 3,2631 | 0,000
Zahl der Kinder (Ref.: keine Kinder)

1 Kind 0,3688 0,0906 0,2279 - 0,5970 | 0,000

2 oder mehr Kinder 0,1361 0,0468 0,0693 — 0,2670 [ 0,000
Partnerschaft (Ref.: t.n.z.) 0,5763 0,0826 0,4352 —0,7631 | 0,000
Schulabschluss 0,6852 0,1225 0,4826 — 0,9727 | 0,034
(Ref.: t.n.z.)
Erwerbseinkiinfte 0,0914 0,0168 0,0636 —0,1311 | 0,000
(Ref.: t.n.z.)
Rentenbeziige (Ref.: t.n.z.) 0,1152 0,0260 0,0741-0,1793 | 0,000
Einkunfte aus der 2. u. 3. 0,2922 0,0454 0,2155-0,3961 | 0,000
Séaule (Ref.: t.n.z.)
Entgeltpunkte pro Jahr 0,0624 0,0230 0,0303 —0,1286 | 0,000
Personen mit Einkiinften (Ref.: max. 50 Prozent des Haushalts)

ab 50 und unter 100 % 0,3527 0,0766 0,2304 — 0,5399 | 0,000

100 % 0,2573 0,0484 0,1780-0,3720 | 0,000
Beitrag zum Haushaltseinkommen (Ref.: max. 50 %)

ab 50 und unter 100 % 8,8201 1,5707 6,2215-12,5043 | 0,000

100 % 184,836 | 46,3893 | 113,0203 — 302,2854 | 0,000

1

Bezug der staatl. Mindest- 3,2637 0,4057 2,5580 —4,1642 | 0,000
sicherung (Ref.: t.n.z.)
Leistungsbezug vor EM- 1,9082 0,2062 1,5440 - 2,3584 | 0,000
Berentung (Ref.: t.n.z.)
Alter zur Befragung (Jahre) 1,0047 0,0071 0,9908 — 1,0187 | 0,511
Staatsbirgerschaft 0,7916 0,1529 0,5421-1,1560 | 0,226
(Ref.: auslandisch)
Wohnsitzregion 1,4795 0,1738 1,1751-1,8626 | 0,001
(Ref.: alte Bundeslander)
Konstante 3,3058 1,8218 1,1225-9,7357 | 0,030

N=3.603 (gewichtet), LR chi? (2)= 2.285,03 mit p=0,0000, Pseudo R*= 0,,4771

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen
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Ein erster Blick auf die ermittelten Koeffizienten des adjustierten Modells spricht
zumindest fir ein gutes Schatzergebnis (Tabelle 39). Das logistische Modell lie-
fert iuberwiegend signifikante Koeffizienten. Lediglich die Odds Ratios des Alters
und der Staatsburgerschaft, die zuletzt integriert wurden, sind nicht signifikant
(p > 0,005). Es ist nicht auszuschlieRen ist, dass die entsprechenden Schatz-
werte Zufallsergebnisse darstellen.

Die Koeffizienten der anderen Einflussfaktoren haben sich durch die Erganzung
der soziodemografischen Aspekte im Vergleich zum vorherigen Regressions-
modell (Tabelle 38) kaum verandert — was angesichts des geringen Erklarungs-
beitrags der soziodemografischen Merkmale nicht anders zu erwarten war. Ein-
zig die Effekte des eigenen Einkommensbeitrags der Erwerbsminderungsrent-
ner(innen) haben sich durch die finale Adjustierung relevant verandert, sich aber
insgesamt nur etwas reduziert.

Bevor die Schatzer im Einzelnen betrachtet und interpretiert werden, richtet sich
der Blick auf die Regressionsdiagnostik. Denn nur wenn grundlegende Annah-
men erflllt sind und das logistische Modell nachweislich korrekt spezifiziert
wurde, liefert die Regression verwertbare, verlassliche Ergebnisse.

16.4 Regressionsdiagnostik zum logistischen Modell

Bei dem entwickelten Modell handelt es sich um ein binares logistisches Re-
gressionsmodell. Mit dessen Hilfe wird untersucht, wie wahrscheinlich es ist,
dass ein bestimmtes Ereignis — die Armutsgefahrdung bei Erwerbsminderung —
im Zusammenhang mit relevanten Kovariablen eintritt.

Dem Modell liegt, wie eingangs beschrieben, eine logistische Verteilungsfunk-
tion zugrunde (siehe Abschnitt 16.2.2). Die Schatzung der Regressionskoeffi-
zienten erfolgt, wie erlautert, nach dem Maximum-Likelihood-Prinzip. Damit
werden konsistente und asymptotisch unverzerrte Schatzer erzielt, sofern zwei
Voraussetzungen erfillt sind: Erstens muss das Modell korrekt spezifiziert sein,
was bedeutet, dass die Wahrscheinlichkeit, ein Armutsrisiko zu beobachten, tat-
sachlich mit dem linearen logistischen Modell unter Verwendung der gewahlten
Kovariablen beschrieben werden kann. Ob dies der Fall ist, wird nachfolgend
untersucht (siehe Abschnitt 16.4.1). Zweitens muss die Stichprobe ausreichend
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grold sein. Dies ist angesichts der verwendeten Stichprobe von N=3.603 Fallen
zweifelsohne gegeben.

Weitere Annahmen, wie bspw. zur Verteilung der Residuen wie im Fall der line-
aren Regression (siehe Abschnitt 15.2 und 15.3.5), gelten fiir die logistische
Regression nicht. Es handelt sich, wie gesagt, um ein robustes Verfahren (siehe
Abschnitt 16.2.2).

16.4.1  Modellgiite und -anpassung

Zur Prufung des Gesamtmodells wird tblicherweise erstens der Likelihood-Ra-
tio-Test auf Signifikanz durchgefuhrt, wie mit Blick auf die Teilmodelle bereits
geschehen. Bei diesem Test wird der Log-Likelihood-Wert des Nullmodells mit
dem Wert des spezifizierten Gesamtmodells verglichen. Die Berechnung ergibt
einen Differenzwert, der durch die Multiplikation mit dem Faktor -2 asymptotisch
x>-verteilt ist. Fur das finale Modell ergibt sich demnach eine mit p < 0,001 sig-
nifikante Likelihood-Ratio von

LR = -2 (LL nui — LL cesamt) = -2 (-2.351,63 — (-1.288,93)) = 2125,40.

Das Ergebnis Ubersteigt selbst auf hochstem Signifikanzniveau von 99,9 Pro-
zent den kritischen Wert von x2 = 45,31 (mit 20 Freiheitgraden) deutlich. Somit
kann die Nullhypothese, alle Regressionskoeffizienten seien gleich Null, verwor-
fen werden. Das spezifizierte Modell ist demzufolge signifikant und die ge-
schatzten Koeffizienten haben tatsachlich einen Einfluss auf die Zielvariable der
Armutsgefahrdung.

Zweitens werden Pseudo-R2-Statistiken zur Giite der Modellanpassung gepriift.
Sie basieren auch auf den Log-Likelihood-Werten. Insofern messen sie nicht die
Varianzausschopfung wie R? im linearen Modell, sondern die relative Verbesse-
rung des Log-Likelihoods gegeniiber dem Nullmodell. Gemeinsam mit R? ist
ihnen der Wertebereich von [0; 1] und die Leistung, die Anpassung verschiede-
ner Modelle vergleichbar zu machen. Fir die Berechnung von Pseudo-R? gibt
es mehrere Konzepte. Eines ist das McFaddens-Pseudo-R?, das bereits im
Zuge der Modellentwicklung berichtet wurde.
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Im finalen Modell nimmt es den folgenden Wert an:

Pseudo-R?vicradden = 1 — (LL Gesamt/ LL nun)
=1-(-1.252,366/ -2.394,884) = 0,477.

Wie bereits in Abschnitt 16.3.4 erwahnt wurde, hat das Konzept den Nachteil,
dass der Wert 1 im Grunde nicht zu erreichen ist. Man spricht daher bereits bei
Werten ab 0,2 von einer akzeptablen und ab 0,4 von einer guten Modellanpas-
sung. Das logistische Modell kann demzufolge mit dem Pseudo-R? von 0,45 als
gut spezifiziert bewertet werden.

Ein anderes Konzept, dem das Pseudo-R? nach Nagelkerke verpflichtet ist,
kann den Maximalwert 1 indessen erreichen. Es erlaubt entsprechend ein ein-
deutiges Urteil tber die Modellgiite. Zur Berechnung des Pseudo-R? nach Na-
gelkerke werden anstelle der Log-Likelihoods die Likelihood-Werte des Null-
und Gesamtmodells und der Stichprobenumfang (N) herangezogen.

Fuir das finale Modell ergibt sich die folgende Gleichung:

Pseudo-R?nageikerke =1 — (L nun/ L Gesamt)Z/ N

1 —Lnu®N
= 1 — (2394884 | o-1.252,366)2/ 3.603 = () 330
1 — (e23%4884Y2/3603

Das spezifizierte logistische Modell erzielt eine rund 64-prozentige Verbesse-
rung des Log-Likelihoods gegentuber dem Nullmodell. Da Werte ab 0,5 als sehr
gut gelten (vgl. Backhaus 2011, 276), ist folglich eine sehr gute Modellanpas-
sung gelungen.

Drittens werden, tber die Likelihood-Ratio und Pseudo-R? hinaus, in der Regel
auch die Klassifikationsergebnisse Uberpriuft. Dabei werden die geschatzten
Eintrittswahrscheinlichkeiten bezliglich der Zielvariable mit der wirklichen Grup-
penzugehorigkeit der Stichprobe abgeglichen: Eintrittswahrscheinlichkeiten von
p(Y=1) < 0,5 werden dabei zur Gruppe 0 (,nicht armutsgefahrdet®) gezahilt,
Wahrscheinlichkeiten von p(Y=1) > 0,5 zu Gruppe 1 (,armutsgefahrdet”). Davon
ausgehend wird eine Klassifikationsmatrix erstellt und eine Gesamttrefferquote
bestimmt (vgl. Backhaus 2011, 271-275). Tabelle 40 bildet die Klassifikations-
matrix ab. Danach sind 3.028 Félle korrekt und 575 Falle falsch klassifiziert. Der
Anteil der korrekt klassifizierten Falle an der Gesamtstichprobe (Trefferquote)
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betragt 84,0 Prozent. Er liegt klar Uiber der Trefferquote, die mit einer zufalligen
Zuordnung zu den Gruppen zu erreichen ware,” und auch Uber der proportio-
nalen Zufallswahrscheinlichkeit”® von 53,25 Prozent. Die Klassifikation ist dem-
zufolge eindeutig positiv zu bewerten.

Tabelle 40: Klassifikationsmatrix der logistischen Regression

Wahre Werte (Beobachtung)
AR kein AR Gesamt

& | AR 1.092 | 30,31 % 264 7,33 % 1.356 | 37,64 %

X

% | kein AR 311 8,63 % 1.936 | 53,73 % 2247 62,36 %

0

s _S Gesamt 1.403 | 38,94 % 2.200 | 61,06 % 3.603 | 100,00 %
(AR = Armutsrisiko) Korrekt spezifiziert: 84,04 %

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Es lasst sich resimieren, dass das logistische Regressionsmodell korrekt ent-
wickelt wurde. In der Analyse der Modellanpassung und -glte konnten keine
relevanten Defizite ermittelt werden.

16.4.2  Ausrei3erdiagnostik

Ein weiterer Prifschritt im Anschluss an die Betrachtung der Modellgiite besteht
in der Analyse der Ausreier. Im Kern geht es darum, zu untersuchen, ob ein-
zelne (extreme) Beobachtungsfalle das Regressionsergebnis tiber Gebuhr be-
einflussen bzw. verzerren. Um Ausreil3er zu ermitteln, werden Ublicherweise die
Residuen und insbesondere die standardisierten Residuen des berechneten
Modells betrachtet.

Hinsichtlich der Pearson-Residuen ist festzustellen, dass diese in erheblichem

Umfang (zu 39 Prozent) Uiber dem Ublicherweise zugrunde gelegten Grenzwert
von |0,5| liegen (vgl. bspw. Backhaus 2011, 277-278). Um besser erkennen zu

74 Die Trefferquote einer zufalligen Zuordnung lage bei 50 Prozent. Eine Daumenregel be-
sagt, dass die tatsachliche Trefferquote um mindestens 25 Prozent darlber, also tUber 75
Prozent, liegen sollte.

75 Summe der quadrierten Anteile von Y=0 und Y=1 an der Stichprobe (ZW= 0,399 +
0,6112).
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konnen, bei welchen dieser Falle es sich wirklich um Ausreiler handelt, emp-
fiehlt sich eine Gewichtung der Residuen. Diese liegt im Fall der standardisier-
ten Pearson-Residuen vor, deren Verteilung in Abbildung 25 dargestellt ist.

Zwar gibt es auch fir standardisierte Residuen keine allgemeinglltigen Grenz-
werte, in der Statistikliteratur werden aber in der Regel Werte, die deutlich iber
|1,0] liegen, als Ausreilter bewertet (vgl. ebd.). Da der Ausschluss von Ausrei-
Rern aus der Berechnung indessen immer auch mit einem Informationsverlust
einhergeht, empfiehlt es sich allerdings keinesfalls, die entsprechenden Werte
pauschal auszuklammern. Der Blick auf die Werteverteilung spricht ebenfalls
dagegen (Abbildung 25). Eine adaquatere LOosung kdnnte darin bestehen,
Werte ab dem Betrag |5,0| — entsprechend der Linien in der Abbildung — als
Ausreiller zu definieren, weil diese optisch tatsachlich deutlich vom Punkte-
schwarm abweichen. Die Zahl der Ausreifer wiirde sich mit dieser Festlegung
auf N=19 begrenzen. Eine Grenzziehung bei standardisierten Residuen grofier
|4,0] ergédbe N=33 Ausreilder.

Abbildung 25: Streudiagramm der standardisierten Pearson-Residuen

0 1000 2000 3000 4000

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Wirden die entsprechenden Falle (N=33) ausgeschlossen, ergabe sich eine ge-
wisse Verbesserung der Modellgiite beziglich Pseudo-R? bei ansonsten weit-
gehend vergleichbaren Schatzwerten. Dies Uberrascht nicht, weil die Varianz
durch den Fallausschluss reduziert wird. Die Verbesserung des Pseudo-R? (al-
lein) kann allerdings kein Kriterium fir den Fallausschluss sein. Eine genauere
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Betrachtung der entsprechenden Falle ist geboten. Diese ergibt, dass bezlglich
der ermittelten Falle keine auffalligen Werte bestehen. Das heifdt, ihre Merkmale
sind, auch hinsichtlich der relevanten Kovariablen, nicht systematisch anders
ausgepragt als die Werte anderer Falle (bspw. mit standardisierten Residuen <
|0,5]). Es ist méglich, dass die Abweichungen stattdessen in bestimmten Wert-
konstellationen bestehen. Weil insgesamt keine eindeutige Abweichung von der
,hormalen“ Werteverteilung besteht und ein Fallausschluss damit inhaltlich nicht
zweifelsfrei zu begriinden ist, durch diesen aber zweifelsohne Informationen
verloren gehen, wird darauf verzichtet, die AusreilRer auszuschlieBen. Damit
wird auch der Tatsache Rechnung getragen, dass die empirische Realitat be-
kanntlich sehr komplex sein kann.

Das entwickelte Modell wird demnach — mit dem Wissen, dass einige extreme
Falle die Schatzungen beeinflussen kdnnen — unter Einzug aller Falle (N=3.603)
beibehalten.

16.4.3  Priifung der Kovariablen

In einem letzten Schritt wird die Eignung der verwendeten Kovariablen zur Vor-
hersage der Wahrscheinlichkeit, bei Erwerbsminderung armutsgefahrdet zu
sein, untersucht. Ziel ist es, Kovariablen mit zu geringer Relevanz bzw. Trenn-
fahigkeit zu identifizieren, um sie auszuschlieen zu kénnen. Auf diese Weise
wird sichergestellt, dass das Regressionsmodell nicht zu viele Variablen um-
fasst, was fur die Modellgute nachteilig ware, sondern ausschlieRlich relevante.

Eine Méglichkeit der Kovariablenpriifung bietet der Wald-Test. Ahnlich wie im
Fall des t-Tests in der linearen Regression wird damit die Nullhypothese getes-
tet, dass ein Koeffizient gleich Null ist und somit keinen Einfluss auf die Vorher-
sage der abhangigen Variable hat. Die Prifgrofen der einzelnen Kovariablen,
die asymptotisch x2-verteilt sind, sind Gberwiegend signifikant und Ubersteigen
die kritischen Werte (siehe Anhang: Abschnitt C). Fur die entsprechenden Kova-
riablen Iasst sich die Nullhypothese ablehnen. Sie spielen fir die Trennung des
Merkmals Armutsgeféhrdung im logistischen Modell eine Rolle.
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Lediglich fiir drei Kovariablen gilt das nicht: Bezlglich des Alters und der Staats-
birgerschaft liefert der Wald-Test nur geringe Prifwerte, die Gberdies nicht sig-
nifikant sind — die Nullhypothese kann demzufolge nicht abgelehnt werden. Fir
den Schulabschlusses ergibt sich ein mit p < 0,05 signifikanter Wert von x? =
4,47, der jedoch nicht Gber dem kritischen Wert von x = 6,63 liegt. Die Nullhy-
pothese musste demnach beibehalten werden. Akzeptiert man indes eine gré-
Rere Irrtumswahrscheinlichkeit von bspw. 5 Prozent (kritischer Wert: x* = 3,84),
konnte die Nullhypothese abgelehnt werden. Es wiirde sich also, den Ergebnis-
sen der Wald-Statistik folgend, anbieten, die Kovariable zum Schulabschluss im
Modell zu belassen, um nicht auf die Information und die Adjustierung verzich-
ten zu missen. Die Kovariablen zu Alter und Staatsbilirgerschaft sollten dage-
gen aus der Berechnung ausgeschlossen werden.

Ein zweites Verfahren der Kovariablenpriifung besteht im Likelihood-Quotien-
ten-Test, welcher ahnlich zu dem bereits durchgefiihrten Test der Modellgiite
aus Abschnitt 16.4.1 funktioniert. Allerdings wird das finale Regressionsmodell
nicht gegen ein Nullmodell getestet, sondern gegen ein Modell, das um das je-
weils interessierende Merkmal reduziert wurde. Die Ergebnisse der Prufstatistik
sind ebenfalls im Anhang (siehe Abschnitt D) dargestellt. Daraus geht hervor,
dass die ermittelten Chi>-Testwerte fir ausnahmslos alle Kovariablen des logis-
tischen Modells signifikant sind und deutlich oberhalb der kritischen Werte mit
einer Irrtumswahrscheinlichkeit von einem Prozent liegen. Demzufolge kann die
Nullhypothese, es bestehe kein Effekt der einzelnen Regressionskoeffizienten,
fur alle Merkmale widerlegt werden.

Insgesamt sprechen die Kovariablentests fur eine gute Modellspezifikation. Mit
Blick auf die Wald-Statistik ware allerdings zu erwagen, die Kovariablen zum
Alter und zur Staatsburgerschaft der Erwerbsminderungsrentner(innen) aus der
Regressionsrechnung auszuschlieRen. Das Merkmal zum Schulabschluss ware
unter Verwendung einer grofieren, aber vertretbaren Irrtumswahrscheinlichkeit
beizubehalten. Der Likelihood-Ratio-Test bescheinigte demgegenuber allen so-
ziodemografischen Merkmalen einen Effekt auf die Zielvariable. Angesichts die-
ser diskrepanten Ergebnisse und der Tatsache, dass die beiden fraglichen
Merkmale fur die Adjustierung des Modells bedeutsam sind, Iasst sich ihr Aus-
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schluss im Grunde nicht vertreten. Obgleich sie flr die Vorhersage der Armuts-
gefahrdung im finalen Modell nur eine begrenzte Rolle spielen und nicht signifi-
kant sind, werden sie daher beibehalten.

Eine weitere relevante Frage im Zusammenhang mit den Kovariablen des Mo-
dells ist, ob diese untereinander in unzulassigem Male korrelieren. Eine solche
Multikollinearitat wirde sich in verzerrten Schatzergebnissen und erhohten
Standardfehlern niederschlagen. Zur Priifung des Sachverhalts bietet es sich
an, die Korrelationsmatrix zu betrachten. Als problematisch gelten Ublicher-
weise Interkorrelationen tber |0,6| bzw. ab |0,8| (vgl. Langer 2002, 17). Bezlg-
lich der Kovariablen des logistischen Modells liegen die meisten Korrelationen
deutlich unter |0,5| (siehe Anhang: Abschnitt E). Nur zwei Merkmalspaare wei-
sen Werte Uber |0,6| auf: Die Kovariablen Erwerbsminderungsrente und jahrli-
che Entgeltpunkte (corr = 0,79) sowie die Personenzahl und der Anteil der Ein-
kommensbezieher(innen) im Haushalt (corr = 0,65). In beiden Fallen liegt (u. a.
durch die Operationalisierung) eine starke Assoziation der Merkmale nahe.
Gleichsam erreicht keine Korrelation Werte iber |0,8|. Man kann daher schluss-
folgern, dass Multikollinearitat im Grunde kein relevantes Problem darstellt.

16.4.4  Fazit zur Regressionsdiagnostik

Die Regressionsdiagnostik machte deutlich, dass das entwickelte logistische
Modell gut spezifiziert ist und eine gute Vorhersage der Wahrscheinlichkeit, bei
Erwerbsminderung armutsgefahrdet zu sein, erlaubt: Sowohl Maflizahlen zur
Modellgite als auch die Klassifikationsmatrix sprechen fur ein gutes Ergebnis.
Die Analyse der einbezogenen Kovariablen ergab, dass diese Gberwiegend re-
levante Effekte auf die binare Zielvariable haben. Fur zwei Merkmale war das
Ergebnis nicht eindeutig, sie spielen aber fur die Adjustierung des Modells eine
Rolle, weswegen sie nicht verzichtbar sind. Die Korrelation der Kovariablen un-
tereinander wurde nicht als Problem bewertet. Des Weiteren konnte gezeigt
werden, dass Ausreifder eher kein Thema sind. Zwar steht eine begrenzte Zahl
der Stichprobenfalle im Verdacht, einen starken Einfluss auf die Regressions-
schatzung auszutben. Eine genauere Betrachtung legte allerdings nahe, diese
nicht auszuschlief3en.
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Insgesamt kann das finale Modell als gut spezifiziert gelten. Da auch die zu-
grunde liegende Stichprobe eine hinreichende GroRe hat, sind die Vorausset-
zungen der logistischen Regression erfiillt.

16.5 Interpretation des finalen logistischen Regressionsmodells

Wie oben bereits ausgefuhrt wurde, zielte die logistische Regressionsanalyse
darauf, das statistische Risiko einer Armutsgefahrdung im Erwerbsminderungs-
fall vorherzusagen. Dahinter steht das Anliegen, relevante Merkmale von Er-
werbsminderungsrentner(inne)n und ihren Haushalten zu ermitteln, welche mit
hoher Wahrscheinlichkeit mit einer kritischen materiellen Lage einhergehen.
Unter Kenntnis der entsprechenden Merkmale soll es in der Praxis mdglich sein,
die festgelegte Zielgruppe zu identifizieren, um ihre materielle Lage sozialstaat-
lich verbessern zu kénnen. Worin sozialstaatliche Interventionen konkret beste-
hen kénnen bzw. welche Ansatzpunkte sich flr eine bessere Absicherung bei
Erwerbsminderung finden lassen, wird im nachsten Kapitel erértert (siehe Kapi-
tel 0).

Wie schon in der Modellentwicklung zum Ausdruck kam (siehe Abschnitt 16.3),
liefert das finale Regressionsmodell zahlreiche interessante Hinweise dazu,
welche Merkmale der Erwerbsminderungsrentner(innen) oder ihrer Haushalte
die Wahrscheinlichkeit einer Armutsgefahrdung beeinflussen. In Tabelle 41 sind
die Odds Ratios des finalen Modells zusammen mit den Schatzern der einzel-
nen Modellschritte Uibersichtlich zusammengefasst.
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Tabelle 41: Logistische Regression der Armutsgefahrdung — Uberblick
Modell 1 | Modell 2 | Modell 3 Modell 4 Modell 5

EM-Rente (in Euro) 0,9975*** | 0,9973*** | 0,9986*** 0,9955*** |  0,9956***
Reduzierte Rente *' 0,1266*** | 0,0929*** | 0,2806*** 0,0600*** | 0,0631***
Geschlecht 0,4657*** | 0,4061*** 0,5830*** | 0,5628***
Zahl der Personen 1,5590** | 1,56843*** 2,7524*** | 2,7370***
Zahl der Kinder (Ref.: keine Kinder)

1 Kind 1,0409 1,0008 0,3535"** | 0,3688***

2 oder mehr Kinder 0,6103 0,5120* 0,1321*** | 0,1361***
Partnerschaft *! 0,1983*** | 0,1841** 0,6054*** | 0,5763***
Schulabschluss * 0,6004*** 0,6813* 0,6852*
Erwerbseinkiinfte *! 0,2320*** 0,0865"** | 0,0914***
Rentenbeziige *" 0,2985*** 0,1203*** | 0,1152***
Einklnfte aus 2. u. 3. 0,3553*** 0,2849*** |  0,2922***
Saule *!
Entgeltpunkte pro Jahr 0,1497*** 0,0795*** | 0,0624***
Personen mit Einkilinften (Ref.: max. 50 Prozent des Haushalts)

ab 50 u. unter 100 % 0,3673*** | 0,3527***

100 % 0,2717*** | 0,2573***
Beitrag zum Haushaltseinkommen (Ref.: max. 50 %)

ab 50 u. unter 100 % 9,1212*** | 8,8201***

100 % 189,631*** | 184,8361*
Bezug staatl. Mindest- 3,3102*** | 3,2637***
sicherung (Ref.: t.n.z.)
Leistungsbezug vor 1,9895*** | 1,9082***
Berentung (Ref.: t.n.z.)
Alter zur Befragung 1,0047
(Jahre)
Staatsburgerschaft 0,7916
(Ref.: auslandisch)
Wohnsitzregion 1,4795**
(Ref.: alte Lander)
Konstante 3,2576 55608 | 26,5757 3,1044 3,3058
Modell- | Pseudo-R? 0,0921 0,1707 0,2435 0,4745 0,4771
gite LR chi? 440,98 817,56 | 1.166,18 2.272,78 2.285,03
N=3.603 (gewichtet) Signifikanzniveau: * p < 0,05 **p < 0,01 *** p< 0,001

*1 Referenz: trifft nicht zu
Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen
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16.5.1  Ergebnisse zur Bedeutung des Geschlechts und der Lebensform

Die Lebensform und das Geschlecht der Erwerbsminderungsrentner(innen)
wurden in den Hypothesen als wichtige Faktoren der materiellen Lage bei Er-
werbsminderung beschrieben (siehe Abschnitt 11.3 und 11.4). Diese Erwartung
hat sich sowohl in der Deskription (siehe Abschnitt 14.1) als auch im linearen
Modell (siehe Abschnitt 15.4) bestatigt. Mit dem adjustierten logistischen Modell
lieR sich belegen, dass die Aspekte auch bezuglich der Armutsgefahrdung bei
Erwerbsminderung eine erhebliche Rolle spielen.

Zuvorderst bescheinigt das finale logistische Regressionsmodell (Modell 5 in
Tabelle 41) in den untersuchten Erwerbsminderungsrentnerinnen ein 0,56-mal
bzw. um rund 44 Prozent geringeres Risiko, bei Erwerbsminderung von Armut
bedroht zu sein, als Erwerbsminderungsrentnern. Die Schatzung gilt unter Kon-
trolle aller anderen Einflussfaktoren. Zwar liegt der wahre Wert in einem recht
breiten Wertebereich von 31 bis 54 Prozent (Konfidenzintervall), der Effekt geht
dennoch eindeutig zulasten der Manner. Der Befund deckt sich mit den theore-
tischen Uberlegungen und bisherigen Befunden (siehe Abschnitt 11.4 und 15.4)
und ist fur die Identifikation von Personen mit einen kritischen materiellen Lage
relevant.

Die Lebensform wird, wie erlautert, durch drei Teilaspekte abgebildet: das Vor-
liegen einer Partnerschaft, das Vorhandensein von Kindern sowie die Perso-
nenzahl. Die partnerschaftliche Einbindung erweist sich, obgleich das Modell
unter anderem fur die Zahl der Einkommensbezieher(innen) adjustiert ist, als
relevanter ,Schutzfaktor” gegen eine Armutsgefahrdung bei Erwerbsminderung.
Das relative Risiko liegt um rund 42 Prozent geringer, wenn Erwerbsminde-
rungsrentner(innen) mit einer (Ehe-)Partnerin oder einem (Ehe-)Partner zusam-
menleben. Der Befund ist im Rickblick auf die Hypothesen und friiheren Be-
funde erwartungskonform (siehe Abschnitt 11.3 und 15.4.2) und damit zu be-
grinden, dass Partner(innen) bei Erwerbsminderung eine wichtige Quelle der
sozialen und materiellen Unterstitzung bilden. In Tabelle 41 ist zu sehen, dass
der Effekt der Partnerschaft anfangs, im zweiten und dritten Modell, sogar noch
starker ausfiel als im finalen Modell. Die Veranderung ist indes nachvollziehbar,
weil ab dem vierten Modell haushaltsbezogene materielle Aspekte, vor allem
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die Zahl der Einkommensbezieher(innen), kontrolliert werden, deren Einfluss
ebenfalls mit der besagten Unterstitzungsfunktion zusammenhangt.

Ein zweites Charakteristikum der Lebensform ist das Vorhandensein von Kin-
dern. Berticksichtigt wurde die Zahl der Kinder unter 14 Jahren, operationalisiert
in zwei Stufen. Tabelle 39 ist zu entnehmen, dass Erwerbsminderungsrentner-
haushalte mit einem Kind des entsprechenden Alters 0,37-mal seltener von Ar-
mut bedroht sind als die Referenzgruppe (Haushalte ohne Kinder). Das ent-
spricht einem um etwa 63 Prozent geringeren relativen Risiko. Leben zwei oder
mehr Kinder im Haushalt, ist das Risiko sogar um 86 Prozent geringer. Der Zu-
sammenhang ist signifikant, widerspricht allerdings, wie erwahnt, der Vermu-
tung, dass Kinder die materielle Existenzsicherung bei Erwerbsminderung ge-
nerell erschweren (siehe Abschnitt 16.3.4). Der Sachverhalt Iasst sich aber plau-
sibilisieren, wenn man bedenkt, dass die Vermutung mafgeblich an die wirt-
schaftliche Unselbsténdigkeit der Kinder geknlipft wurde. Diese wird im adjus-
tierten Modell implizit durch die Kovariable zum Personenanteil mit eigenen Ein-
kiinften kontrolliert, welche den entsprechenden Effekt von der Kovariable zur
Kinderzahl ,abzieht".

Dass sich die Kinderzahl letztlich vorteilhaft auf die materielle Lage auswirkt,
wurde bereits damit in Zusammenhang gebracht, dass sich Familien mit min-
derjahrigen Kindern eventuell starker als andere Lebensformen um auskémmli-
che finanzielle Ressourcen bemiihen (siehe Abschnitt 14.1 und 15.4.2). Bei Er-
werbsminderung kann das unter anderem bedeuten, dass externe Einkom-
mensquellen erschlossen werden. Wie in Tabelle 42 anhand exemplarischer
Einkommensquellen veranschaulicht wird, beziehen Lebensformen mit Kindern
unter anderem haufiger Unterhaltsleistungen friiherer Partner(innen), staatliche
Transfers und Kindergeld als kinderlose Lebensformen.

Des Weiteren gewinnen eventuelle Erwerbseinkinfte an Bedeutung. Tatsach-
lich beziehen die Haushaltsmitglieder der Erwerbsgeminderten in Familien in
groBerem Umfang Einkiinfte aus einer Erwerbstatigkeit als Haushaltsmitglieder
in kinderlosen Lebensformen (Tabelle 42). Bezlglich der Erwerbsminderungs-
rentner(innen) selbst ist in Familien zwar keine hohere Erwerbsquote festzustel-
len. Dennoch haben die Erwerbseinklnfte der Erwerbsminderungsrentner(in-
nen) in Familien (vor allem bei Alleinerziehenden) ein gréReres Gewicht als in
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kinderlosen Lebensformen, wie in der deskriptiven Analyse deutlich wurde
(siehe Abschnitt 14.1.3).

Die Unterschiede werden sicherlich dadurch begunstigt, dass die Erwerbsmin-
derungsrentner(innen) in Familien vergleichsweise jung sind und daher —
ebenso wie ihre Partner(innen) — noch eher im Erwerbsleben stehen als andere
Erwerbsgeminderte (siehe Abschnitt 13.3.1). Da das Alter im finalen Modell je-
doch konstant gehalten wird, ist der Effekt der Kinderzahl wahrscheinlich vor
allem auf das Bemihen um hinreichende Einklnfte zurlickzufihren. Man kann
daraus folgern, dass Kinder bei Erwerbsminderung — wenn alle anderen Ein-
flussgrofRen kontrolliert werden — eher eine motivierende Funktion haben, als
eine kritische materielle Lage zu verschulden. Fur die angestrebte Ermittlung
einer Zielgruppe fur Verbesserungen der Erwerbsminderungssicherung ist die-
ser Befund durchaus relevant.

Tabelle 42: Inanspruchnahme bestimmter Einkommensquellen nach dem
Vorhandensein von Kindern (in Prozent)

Haushalte

ohne Kinder mit Kindern

unter 14 J. unter 14 J.
Bezug von Kindergeld/ -zuschlag 11,60 95,47
Bezug von (Ehegatten-)Unterhalt’ 1,18 8,44
Bezug von ALG Il/ Sozialgeld 8,75 18,17
Erwerbseinkiinfte der EM-Rentner(innen) 13,35 13,95
Erwerbseinklinfte anderer Personen 32,05 48,92

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

Der dritte Teilaspekt der Lebensform, die Zahl der im Haushalt lebenden Perso-
nen, ist fir die Armutsgefahrdung bei Erwerbsminderung ebenfalls relevant. Im
Unterschied zur Kinderzahl wirkt er offenkundig risikosteigernd: Vergleicht man
zwei Erwerbsminderungsrentnerhaushalte, deren Grofie sich unter ansonsten
gleichen Bedingungen um eine Person unterscheidet, differiert das Risiko einer

8 Kindesunterhaltsleistungen wurden nicht gesondert erfasst, miissten aber analog zum
Kindergeld insbesondere in Lebensformen mit Kindern vorliegen.
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Armutsgefahrdung um den Faktor 2,74. Anders formuliert, unterliegt der gro-
Rere Haushalt einem 2,74-mal héheren Risiko. Dass bereits eine Person eine
so erhebliche Steigerung verursacht, ist bezeichnend, liegt aber auch daran,
dass sich die relative Chance rein rechnerisch in positiver Richtung starker er-
héhen kann, als in negativer.”” Eine Differenz um zwei Personen wiirde bereits
mit einem 7,49-mal héheren Risiko einhergehen (p < 0,001). Grundsatzlich ist
der Schatzwert der Personenzahl mit einem relativ engen Konfidenzintervall
prazise (Tabelle 39). Er deckt sich im Wesentlich mit dem, was man im Ruck-
blick auf die friheren Analysen erwarten wirde (siehe Abschnitt 13.3.4).

Dass die unter anderem in den Abschnitten 14.1.1 und 15.4.2 festgestellte ne-
gative Disposition allein lebender Erwerbsminderungsrentner(innen) in dem
Odds Ratio nicht zum Ausdruck kommt, griindet sich, wie bereits erwahnt, auf
die Adjustierung des Modells fir materielle Aspekte im Haushaltskontext. Be-
rechnet man die Armutsgefahrdung der Alleinlebenden exemplarisch unter Ver-
wendung der finalen Schatzwerte zur Personenzahl, zur Zahl der Einkommens-
bezieher(innen) sowie zum Anteil der Einkunfte der Erwerbsgeminderten am
Haushaltseinkommen, ergibt sich:

OR Aaikeiniebende = Konstante + 1 Person
+ 100 % Einkommensbezieher(innen)
+ 100 % Eigenanteil an den Haushaltseinkiinften
= 589,83 mit p < 0,001.
Zum Vergleich kann man das Odds Ratio fur kinderlose Paare wie folgt be-
rechnen, wenn man einen genau 50-prozentigen Einkommensbeitrag der Part-
ner(innen) unterstellt:

OR «inderlose Paare = Konstante + 2 Personen + Partnerschaft
+ 100 % Einkommensbezieher(innen)
+ 50 % Eigenanteil an den Haushaltseinklnften
= 44,39 mit p < 0,001.

7 Das Verhaltnis zweier Odds (Odds1=1,30 und Odds2=0,70) ergibt bspw. ein Odds Ratio
von 1,86; das Verhaltnis der gleichen Odds in umgekehrter Folge (Odds1=0,70 und
0Odds2=1,30) ergibt 0,54. Bei prozentualer Interpretation wiirde sich demnach fir den
gleichen Sachverhalt ein unterschiedlich starker Effekt ergeben (abhangig von der Festle-
gung der Referenzkategorie).
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Demzufolge unterliegen allein lebende Erwerbsminderungsrentner(innen) ei-
nem wesentlich gréfReren Risiko als kinderlose Paare, im Haushaltskontext ar-
mutsgefahrdet zu sein. Die Erwartung lasst sich also unter Berlcksichtigung
charakteristischer Merkmale durchaus bestatigen. Dessen ungeachtet ist der
Schatzwert fir kinderlose Partnerschaften in der gewahlten Merkmalskonstella-
tion betrachtlich. Er beziffert das relative Risiko der Lebensform auf das 44,3-
Fache des Risikos, das unter Kontrolle aller Kovariablen bestiinde (Nullmodell).
Im Ruckblick auf die friiheren Befunde, nach denen kinderlose Paare tber ver-
gleichsweise gute materielle Bedingungen verfligten, verdeutlicht das, wie ein-
flussreich auch andere Aspekte (bspw. Geschlecht, Erwerbseinkiinfte und Bil-
dung der erwerbsgeminderten Personen) fiir die materielle Lage sind.

Zusammenfassend lasst sich festhalten, dass das Risiko, im Fall der Erwerbs-
minderung armutsgefahrdet zu sein, auf der einen Seite besonders fir Haus-
halte erwerbsgeminderter Manner erheblich ist. Auf der anderen Seite wird es
durch eine steigende Personenzahl sowie durch das Fehlen einer partnerschaft-
lichen Bindung der Erwerbsminderungsrentner(innen) gesteigert. Das Vorhan-
densein von Kindern begrindet indessen keine besonders schlechte materielle
Lage, sondern geht mit vergleichsweise giinstigen Bedingungen einher. Weil
der Einfluss des Geschlechts und der einzelnen Lebensformcharakteristika al-
les in allem so spezifisch ist, lasst sich vermuten, dass die Aspekte in der Praxis
eine genauere Identifikation materieller ,Risikopersonen” ermoglichen als die
Lebensformkonstrukte, die im Vorfeld fir die Hypothesenprifung verwendet
wurden (siehe Abschnitt 15.4).

16.5.2  Ergebnisse zur Bedeutung der Einklinfte der Erwerbsgeminderten

Obwohl im Vorfeld deutlich wurde, dass die Einkilinfte der Erwerbsminderungs-
rentner(innen) nur eine Stellschraube der materiellen Lage im Haushaltskontext
sind (vgl. unter anderem Abschnitt 14.1.3, 15.4.1 und 15.4.4), liefern die ent-
sprechenden Kovariablen interessante Hinweise auf eine eventuelle Zielgruppe
von Personen mit kritischer materieller Lage. Insbesondere bezuglich der im
Grunde wichtigsten Einkommensquelle der Untersuchungsgruppe, der Er-



Interpretation des finalen logistischen Regressionsmodells 343

werbsminderungsrente, zeigt sich, dass deren ,prognostische Bedeutung“ un-
terschatzt wurde: Zwar sinkt das Risiko einer Armutsgefahrdung mit jedem Euro
der Erwerbsminderungsrente nur um einen sehr geringen Faktor von 0,9956.

Berechnet man allerdings das Armutsrisiko zweier Personen, deren Erwerbs-
minderungsrente sich um 100 Euro unterscheidet, ergibt sich bereits ein Odds
Ratio von

OR =0,6457 mit p < 0,001.

Das Risiko, armutsgefahrdet zu sein, ist demnach fur die Person mit der héhe-
ren Rente um rund 45 Prozent geringer. Unterscheidet sich der Zahlbetrag um
500 Euro, besteht eine Differenz von 89 Prozent (OR = 0,1122 mit p < 0,001),
sofern die anderen Einflisse konstant sind. Die Schatzungen sind hochsignifi-
kant und prazise. Die Erwerbsminderungsrente ist damit eine relevante Kovari-
able, welche die Gefahr einer materiellen Notlage mit steigendem Betrag ver-
ringert.

Eine niedrige Erwerbsminderungsrente bedingt allerdings nicht zwangslaufig
eine Armutsgefahrdung: Ist die Rente gering, weil die Zahlung infolge eines ho-
hen Hinzuverdienstes der Erwerbsminderungsrentner(innen) ganz oder teil-
weise reduziert wird, wirkt sich das ebenfalls glnstig auf die materielle Lage
aus. Die statistische ,Chance” auf eine Armutsgefahrdung liegt, dem adjustier-
ten Modell zufolge, um 94 Prozent niedriger als in der Referenzgruppe (Renten-
zahlung in voller Hohe). Dieser Befund deutet, obwohl er sich auf die Erwerbs-
minderungsrente bezieht, schon sehr nachdrucklich darauf hin, wie wichtig die
Einnahmen der Erwerbsgeminderten neben der gesetzlichen Rente sind.

Um deren Bedeutung konkret beziffern zu kénnen, wurden in der Regression
drei Dummys zu den zentralen individuellen Einkommensquellen getestet. In
Tabelle 39 ist zu sehen, dass Erwerbseinklnfte — unabhangig von ihrer Héhe —
das Risiko einer Armutsgefahrdung bei Erwerbsminderung am starksten (um
rund 91 Prozent) senken, wenn alle anderen Einfliisse kontrolliert werden. Wei-
tere Rentenbezuge, bspw. aus einer Hinterbliebenen- oder Unfallrente, haben
einen ahnlich starken Effekt von knapp 90 Prozent. Beziehen die Erwerbsmin-
derungsrentner(innen) Leistungen aus der privaten oder betrieblichen Vorsorge,
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ist ihr relatives Risiko, verglichen mit der Referenzgruppe (ohne solche Ein-
klinfte) um immerhin 71 Prozent geringer. Die Schatzwerte sind hochsignifikant.
Die Konfidenzintervalle deuten zwar auf eine gewisse Unscharfe hin (Tabelle
39), nichtsdestotrotz sind die Effekte bedeutsam. Man kann restimieren, dass
die individuellen Einklinfte der Erwerbsgeminderten unbedingt mit zu betrachten
sind, wenn es um die Identifikation von Personen mit einer besonders ungtins-
tigen materiellen Lage bei Erwerbsminderung geht. Schon der Bezug entspre-
chender Einkinfte wirkt, ungeachtet ihrer empirischen Hohe, einer Armutsge-
fahrdungslage des Haushalts entgegen.

16.5.3 Ergebnisse zur Bedeutung materieller Aspekte im Haushaltskontext

Neben den Einkiunften der Erwerbsminderungsrentner(innen) bestimmt sich die
materielle Ausstattung der Untersuchungsgruppe freilich ma3geblich durch die
Einkommenssituation auf Haushaltsebene — dies wurde bereits im Vorfeld fest-
gestellt (siehe Abschnitt 14.1.3 und 15.4.4). Die logistische Regressionsanalyse
stutzt diese Annahme. Die Vorhersage des Armutsrisikos verbessert sich durch
den Einbezug entsprechender Merkmale ganz erheblich, wie unter anderem
dem Anstieg des Pseudo-R? vom dritten zum vierten Modell zu entnehmen ist
(Tabelle 41).

Konkret wird die statistische ,Chance” auf eine Armutslage unter anderem durch
den Anteil der Einkommensbezieher(innen) gepragt: Leisten alle Haushaltsmit-
glieder einen Beitrag zum Haushaltseinkommen, reduziert sich das relative Ar-
mutsrisiko gegenliber der Referenzgruppe (hochstens 50 Prozent der Haus-
haltsmitglieder haben Einkiinfte) um den Faktor 0,26 bzw. um 74 Prozent. Wenn
mindestens jeder Zweite etwas beisteuert, liegt es um immerhin 65 Prozent
niedriger. Die ermittelten Effekte weisen eine gewisse Unscharfe auf, sind aber
erwartungskonform.

Der prozentuale Beitrag der Erwerbsgeminderten zum Haushaltseinkommen
wirkt sich augenscheinlich ebenfalls entscheidend auf die ZielgroRe aus. So ist
das Risiko, bei Erwerbsminderung armutsgefahrdet zu sein, um das 8,8-Fache
erhéht, wenn Erwerbsminderungsrentner(innen) die materielle Existenzsiche-
rung ihres Haushalts zu mehr als der Halfte (aber < 100 Prozent) selbst bestrei-
ten mussen. Dieser bereits betrachtliche Effekt wird noch um ein Vielfaches
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Ubertroffen, wenn die Erwerbsgeminderten die einzigen Einkommensbezie-
her(innen) sind: Das Risiko liegt dann, unter Kontrolle der Einkiinfte und anderer
relevanter Aspekte, sogar 184,84-mal hoher als in der Referenzgruppe (weniger
als 50 Prozent haben Einkiinfte).”® Obgleich die Konfidenzintervalle der Schat-
zung, wie schon bei der zuvor betrachteten Kovariable, nicht als eng bezeichnet
werden kénnen und die Werte damit eher unprazise sind, ist der Einfluss hoch-
interessant. In Kombination mit dem Befund zur Bedeutung des Einkommens-
bezieheranteils unterstreicht er, dass eine Armutsvermeidung bei Erwerbsmin-
derung im Prinzip nur gelingen kann, wenn erwerbsgeminderte Personen auf
eine materielle Unterstiitzung im Haushaltskontext zurlickgreifen kénnen. Zu
den Einnahmen des Haushalts zahlen allerdings auch staatliche Transfers, de-
ren Einfluss auf die Zielgrofe erwartungsgemaf kein positiver ist, wie nachfol-
gend thematisiert wird.

Hinsichtlich der Ermittlung von Risikogruppen verdeutlichen die Kovariablen
zum Einkommensbezug im Haushaltskontext jedenfalls, dass unter anderem fur
Alleinlebende bei Erwerbsminderung ein ganz erhebliches Armutsrisiko besteht
— wie zuvor schon angesprochen wurde (siehe Abschnitt 16.5.1). Der Befund
deckt sich mit den Resultaten friiherer Analysen, nach denen allein lebende Er-
werbsminderungsrentner(innen) durch eine besondere Vulnerabilitat und eine
unzureichende materielle Ausstattung gekennzeichnet sind (siehe Abschnitt
10.6, 13.3, 14.1 und 15.4.2).

Auch anderen Lebensformen bescheinigt die logistische Regression aber ein
besonders hohes Risiko, unter die Armutsschwelle abzugleiten. Das gilt insbe-
sondere fur solche, in denen die materielle Existenzsicherung entweder nur
durch einen begrenzten Teil der Haushaltsmitglieder geschultert wird oder in
denen die Erwerbsminderungsrentner(innen) trotz ihrer Leistungsminderung
Haupteinkommensbezieher(innen) sind.

Ein weiterer relevanter Einflussfaktor im Haushaltskontext ist der Bezug staatli-
cher Mindestsicherungsleistungen, der notwendig ist, wenn der Haushalt den
Lebensunterhalt nicht aus eigener Kraft erwirtschaften kann. Wie zuvor bereits

78 Den Wert prozentual zu interpretieren, erscheint an dieser Stelle nicht sinnvoll — auch
weil sein Umfang teilweise der Operationalisierung geschuldet ist (vgl. FulRnote 77).
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angedeutet, geht dieser erwartungsgemafn mit einem héheren Armutsrisiko ein-
her. Dem adjustierten Modell ist zu entnehmen, dass gegenuber der Referenz-
gruppe (ohne Mindestsicherungsbezug) mit einer signifikanten Erh6hung um
den Faktor 3,26 zu rechnen ist, was etwa 226 Prozent entspricht (Tabelle 39).
Der Effekt des Mindestsicherungsbezugs ist demnach beachtlich.

Uber die gegenwértige Inanspruchnahme staatlicher Transfers hinaus spielt
auch der Leistungsbezug im Vorfeld der Berentung eine Rolle. Die entspre-
chende Kovariable zeigt an, ob in einem Dreijahreszeitfenster vor dem Renten-
beginn bereits in mindestens zwei Jahren eine entsprechende finanzielle Unter-
sttzung bendtigt wurde. Sie drickt damit nicht nur ein materielles Defizit des
Haushalts in dem besagten Zeitraum aus, sondern auch eine wirtschaftliche Un-
selbstandigkeit der Erwerbsgeminderten im Vorfeld des Renteneintritts. Denn
fast alle der Erwerbsminderungsrentner(innen), die in mindestens zwei von drei
Jahren vor der Berentung staatliche Leistungen bezogen, waren in derselben
Zeit nicht (88,4 Prozent) oder nicht versicherungspflichtig beschéaftigt (97,3 Pro-
zent). Demzufolge verwundert es kaum, dass der Leistungsbezug im Vorfeld
das Risiko einer Armutsgefahrdung stark, um rund 91 Prozent, erhoht. Das gilt
erst recht vor dem Hintergrund der ermittelten Bedeutung der Erwerbseinkinfte
fur die finanzielle Ausstattung der Erwerbsminderungsrentnerhaushalte.

Beide Effekte zum Mindestsicherungsbezug zeitigen somit in der logistischen
Regression einen relevanten Einfluss auf die ZielgroRRe. Da sie Uberdies signifi-
kant und relativ prazise sind, sind sie wie die Ubrigen Kovariablen zu materiellen
Aspekten des Haushalts geeignet, Personen mit einer besonderen Armutsge-
fahrdungslage zu identifizieren.

16.5.4  Ergebnisse zur Bedeutung von Bildung und Erwerbsbiografie

Zuvor wurde festgestellt, dass sich die Erwerbssituation der Erwerbsminde-
rungsrentner(innen) in den Jahren vor der Berentung auf die materielle Lage
und das Armutsrisiko auswirkt (siehe Abschnitt 16.5.3). Ob auch der zurtcklie-
gende Erwerbsverlauf einen solchen Einfluss hat, lasst sich in Hinblick auf die
Entgeltpunkte prifen. Diese bilden im Grunde den Erwerbsverlauf und die Ein-
kommensentwicklung mit ab (siehe Abschnitt 9.2).
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In der Regression wurde nicht die Summe der im Versicherungsverlauf gesam-
melten Entgeltpunkte, sondern die durchschnittliche Punktezahl pro Jahr ver-
wendet, um eine unterschiedliche Dauer der Erwerbsverlaufe zu bericksichti-
gen. Der Wert der Kovariable hangt wesentlich von der Héhe der (sozialversi-
cherungspflichtigen) Einklnfte im Beschaftigungszeitraum sowie von der Konti-
nuitat der Erwerbstatigkeit ab (siehe Abschnitt 9.2.1). Sie musste die Zielgrofie
demzufolge negativ (risikomindernd) beeinflussen, was die Regression bestatigt
(Tabelle 39): Das statistische Risiko einer materiellen Gefahrdungslage unter-
scheidet sich zwischen zwei Erwerbsminderungsrentner(inne)n, deren durch-
schnittliche Entgeltpunktezahl um genau einen Punkt auseinanderliegt, um rund
94 Prozent. Schon ein halber Entgeltpunkt ginge, wie sich anhand der Schatz-
werte berechnen Iasst, mit einem Odds Ratio von

OR =0,2498 mit p < 0,001

und damit einer Differenz von 75 Prozent einher. Dass ein derart starker, signi-
fikanter Einfluss besteht, mag zunachst Uberraschen. Bedenkt man, dass die
empirische Spannweite der durchschnittlichen Entgeltpunkte bei den untersuch-
ten Erwerbsminderungsrentner(inne)n lediglich von 0,04 bis 1,86 Entgeltpunk-
ten reicht (Mittelwert: 0,78), ist allerdings nachzuvollziehen, weshalb bereits ein
bzw. ein halber Entgeltpunkt so ins Gewicht fallt. Bezuglich der Identifikation
von Risikogruppen kann man dem Regressionsergebnis entnehmen, dass
schlechte materielle Bedingungen insbesondere dann zu erwarten sind, wenn
die im Schnitt erzielten jahrlichen Entgeltpunkte der Erwerbsminderungsrent-
ner(innen) gering sind — was wiederrum sinnbildlich fur Erwerbsverlaufe mit ei-
nem relevanten Anteil gering entlohnter, diskontinuierlicher oder nicht sozialver-
sicherungspflichtiger Beschaftigung steht. Der Zusammenhang gilt trotz der
Kontrolle der Erwerbsminderungsrentenhdhe und fir den Haushaltskontext.

Ebenfalls ein relevanter Einflussfaktor ist das Bildungsniveau der Erwerbsmin-
derungsrentner(innen). Es wird angenommen, dass es die ZielgroRe auf der ei-
nen Seite beeinflusst, indem es eng mit den Beschaftigungs- und Einkommen-
schancen im Erwerbsverlauf assoziiert ist. Auf der anderen Seite determiniert
die Bildung die Fahigkeiten, kritische Ereignisse oder Belastungen im Lebens-
verlauf zu bewaltigen (Coping), zu denen auch Erkrankungen, eine sinkende
Leistungsfahigkeit und die erwerbsminderungsbedingte Berentung zahlen
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(siehe Abschnitt 11.1). Sie spielt deswegen auch eine Rolle dafir, wie gut die
materielle Existenzsicherung im Fall einer Erwerbsminderung gelingt.

In der logistischen Regression wird der Bildungsstand ausschlief3lich durch den
allgemeinbildenden Schulabschluss operationalisiert. Die Kovariable ist dem-
nach eindimensional, aber dennoch aussagekraftig. Im finalen Modell ist zu se-
hen, dass das Risiko, armutsgefahrdet zu sein, fur Erwerbsminderungsrent-
ner(innen) mit Schulabschluss um fast ein Drittel (31 Prozent) geringer ist als
fur Erwerbsminderungsrentner(innen) ohne schulischen Abschluss (Tabelle
39). Der Schatzwert ist mit p < 0,05 zwar signifikant, aber nicht prazise. Der
wahre Wert rangiert zwischen 3 und 52 Prozent. Man kann demzufolge zwar
einen positiven Effekt der Bildung konstatieren, sollte aber besser keine Aus-
sage zu dessen Umfang treffen.

Weshalb sich kein ganz klarer, praziser Einfluss der Bildung zeigt, Iasst sich
anhand der zuvor formulierten Annahmen zur Art des Zusammenhangs begriin-
den: Der Bildungsstand wirkt sich nicht nur direkt, sondern im Sinne einer exo-
genen Variable vor allem mittelbar auf das Armutsrisiko aus — unter anderem
Uber die erreichte Einkommensposition und den Erwerbsstatus der Erwerbsge-
minderten. Sind die vermittelnden Merkmale, sogenannte Mediatorvariablen, in
der Berechnung konstant, reduziert sich der Effekt der Schulbildung. Es ver-
bleibt ein begrenzter, relativ unscharfer ,Resteinfluss®.

Die Befunde sprechen dafiir, dass die jahrlichen Entgeltpunkte der Erwerbsmin-
derungsrentner(innen) fir die Prognose einer Armutsgefahrdung im Haushalts-
zusammenhang bedeutsam sind und deswegen unbedingt berlcksichtigt wer-
den sollten. Die Schulbildung der Befragten hat ebenfalls einen Einfluss, ist aber
fur die Ermittlung einer Zielgruppe fir Reformen gegenlber anderen Merkma-
len, bspw. den Mediatorvariablen, nachrangig.

16.5.5  Ergebnisse zur Bedeutung soziodemografischer Aspekte

Beziiglich der soziodemografischen Kovariablen zeigte sich in der Regressions-
analyse, dass diese die Vorhersage des Risikos einer Armutsgefahrdung nicht
nennenswert verbessern (Tabelle 41). Auch die Schatzwerte der anderen Ein-
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flussfaktoren werden durch die Adjustierung nicht relevant verandert. Eine Aus-
nahme bildet nur der Effekt zum Einkommensbeitrag der Erwerbsminderungs-
rentner(innen), der sich etwas verringerte.

Betrachtet man die Aspekte in Bezug auf ihre inhaltlichen Ergebnisse, zeigt sich
im adjustierten Modell, dass das Alter der erwerbsgeminderten Personen zum
Zeitpunkt der Befragung das Armutsrisiko des Haushalts unberthrt lasst. Der
ermittelte Effekt ist aulRerordentlich begrenzt und die Wirkrichtung mit Blick auf
das Konfidenzintervall unklar. Uberdies ist der Schatzer nicht signifikant (Ta-
belle 39), was sich mit den Ergebnissen der linearen Regression deckt.

Auch der Schatzwert der Staatsbirgerschaft wird im adjustierten Modell nicht
signifikant. Zwar erweckt das Odds Ratio von 0,79 den Eindruck, dass eine
deutsche Nationalitat das Risiko senkt, bei Erwerbsminderung armutsgefahrdet
zu sein. Richtet man den Blick allerdings auf das Konfidenzintervall, ist zu se-
hen, dass der Effekt der Staatsbirgerschaft deutlich positiv oder negativ ausfal-
len kann — die Richtung ist nicht eindeutig.

Lediglich die Region des Hauptwohnsitzes hat einen klaren und signifikanten
Einfluss auf die Zielvariable. Das ermittelte Risiko einer Armutsgefahrdung liegt
gegenuber der Referenzgruppe (alte Bundeslander) um rund 48 Prozent héher,
wenn Erwerbsminderungsrentner(innen) und ihre Haushaltsmitglieder in den
neuen Bundeslandern einschliellich Berlin leben. Der Befund ist etwas un-
scharf, weil der Effekt laut dem Konfidenzintervall zwischen rund 18 und 86 Pro-
zent liegt (Tabelle 39), aber erwartungskonform. Zum einen sind die Erwerbs-
bedingungen (Arbeitslosenquote, Platzierungschancen, Lohnniveau) in den
neuen Landern seit der Wiedervereinigung tendenziell ungunstiger als im ehe-
maligen Bundesgebiet (vgl. FuBnote 41). Zum anderen ist davon auszugehen,
dass die Erwerbsverlaufe ostdeutscher Gesellschaftsmitglieder im Zuge der
Transformation eine nachhaltige Pragung erfuhren (vgl. Sackmann 2000). Sie
sind bspw. tendenziell diskontinuierlicher als die Verlaufe westdeutscher Perso-
nen, die berufliche Platzierung und die erreichten Einkommenspositionen der
Erwerbsgeminderten und ihrer Haushaltsmitglieder sind in den neuen Bundes-
landern eher niedriger angesiedelt als in den alten Landern und auch die erwor-
benen Rentenanspriiche sind demnach geringer (vgl. ebd.). Die Region beein-
flusst somit die materielle Existenzsicherung der Untersuchungsgruppe nicht
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nur gegenwartig (wahrend des Erwerbsminderungsrentenbezugs), sondern
auch im Vorfeld. Die Kovariable ist demnach fur die Ermittlung materieller Risi-
kofalle in der Untersuchungsgruppe relevant, wahrend die beiden anderen so-
ziodemografischen Merkmale zu vernachlassigen sind.

16.6 Fazit zur Regression der Armutsgefahrdung bei Erwerbsminde-
rung

Das aktuelle Kapitel beschaftigte sich mit der Frage, wie sich ausgehend von
den Befunden zur materiellen Situation der Haushalte von Erwerbsminderungs-
rentner(inne)n Ansatzpunkte fir eine bessere Absicherung bei Erwerbsminde-
rung entwickeln lassen. Dazu wurde zunachst Uberlegt, wo Reformen ansetzen
mussten.

Eine pauschale Anhebung der Erwerbsminderungsrenten erschien in diesem
Kontext nicht als geeignete Losung. Stattdessen sind zielgruppenspezifische,
auf die individuelle Situation gerichtete Verbesserungen gefragt, die Uberdies
auf Ebene des ganzen Haushalts ansetzen.

Welcher Personenkreis die Zielgruppe fiir Verbesserungen bildet, ist eine nor-
mative Frage, die auch abhangig vom Wohlstandsniveau und den sozialpoliti-
schen Standards eines Landes ist. Insofern besteht eine plausible Option darin,
die Zielgruppe mittels des Indikators der Armutsgefahrdung zu definieren, der
diese beiden Aspekte berlcksichtigt (siehe Abschnitt 16.2.1). Ziel der Reform-
bemihungen ware demzufolge — ganz im Sinne des geltenden Paradigmas der
Erwerbsminderungssicherung — keine Lebensstandardsicherung, sondern die
Vermeidung von Armutslagen (siehe Abschnitt 9.1).

Um die Zielgruppe empirisch identifizieren zu kénnen, obwohl in der Praxis
keine Daten zur Einkommenslage im Haushaltskontext vorliegen, wurde in einer
multivariaten logistischen Regression untersucht, welche Merkmale mit einem
Armutsrisiko einhergehen. Anhand dieser Merkmale misste sich die Ziel-
gruppe, so die Annahme, empirisch eingrenzen lassen.

Die Regression erfolgte theoriegeleitet und schrittweise. Das entwickelte finale
Modell wurde daraufhin Uberpruft, ob grundlegende Modellannahmen erfiillt
sind. Es erwies sich als gut spezifiziert und signifikant.
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Welche Befunde die Regressionsanalyse beziiglich der Vorhersage des Ar-
mutsrisikos bei Erwerbsminderung liefert, wurde bereits ausflhrlich dargestellt
(siehe Abschnitt 16.5). Auch hinsichtlich des Vorhabens, eine Zielgruppe fiir Re-
formen der Erwerbsminderungssicherung zu identifizieren, sind sie sehr auf-
schlussreich.

Zusammenfassend kann man aus ihnen schlussfolgern, dass insbesondere fiir
die Haushalte tendenziell eine Armutsgeféhrdung zu erwarten ist, in denen Er-
werbsminderungsrentner(innen) ...

= mannlichen Geschlechts leben — Frauen haben ein geringeres Armutsrisiko;

= nicht mit einer Partnerin oder einem Partner zusammenleben — eine part-
nerschaftliche Einbindung senkt das Risiko;

= eine geringe Erwerbsminderungsrente beziehen — zumindest ein Zuwachs
der Erwerbsminderungsrente im dreistelligen Bereich senkt das Risiko
merklich;

= neben dem Erwerbsminderungsrentenbezug keine Einkiinfte erzielen — so-
wohl Erwerbseinkinfte, als auch weitere Rentenbezlige und Einnahmen aus
einer betrieblichen oder privaten Vorsorge gehen mit einem wesentlich ge-
ringeren Risiko einher; ein rentenrelevanter Hinzuverdienst ebenso;

= die Haupteinkommensbezieher(innen) der Lebensform sind oder mindes-
tens die Halfte aller Einklinfte beisteuern — das Risiko potenziert sich in die-
sem Fall;

= im Mittelwert nur eine geringe jahrliche Entgeltpunktsumme erreicht haben
— schon ein halber zusatzlicher Entgeltpunkt reduziert das Risiko ganz er-
heblich;

= keinen Schulabschluss vorweisen kénnen — wurde ein Schulabschluss er-
langt, besteht ein geringeres Risiko.
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Des Weiteren sind Erwerbsminderungsrentnerhaushalte mit einer hohen Wahr-
scheinlichkeit armutsgefahrdet, wenn ...

= sierelativ viele Personen umfassen — das Risiko steigt mit der Personenzahl
erheblich an;

= die materielle Existenzsicherung von einer Minderheit der Haushaltsmitglie-
der geleistet wird — bringt mindestens die Halfte oder gar jedes der Haus-
haltsmitglieder eigene Einklinfte in das gemeinsame Haushaltseinkommen
ein, besteht ein deutlich geringeres Risiko;

= staatliche Mindestsicherungsleistungen bezogen werden oder im Vorfeld
der Erwerbsminderung bezogen wurden — die Inanspruchnahme geht in bei-
den Fallen mit einem erheblich grofReren Risiko einher;

= der Hauptwohnsitz in den neuen Bundeslandern oder Berlin liegt — das Ri-
siko erhéht sich dadurch deutlich.

Zwar erlauben diese ermittelten Zusammenhange, wie angegeben, keine ein-
hundertprozentig treffsichere Identifikation der Personen, die empirisch armuts-
gefahrdet sind. Wiirde man aber aus einer Gruppe von Erwerbsminderungsrent-
ner(inne)n alle Personen selektieren, die mehrere der aufgelisteten Merkmale
aufweisen, missten diese im Haushaltskontext zu einem erheblichen Teil und
in groBerem Umfang als die Ubrigen Personen armutsgefahrdet sein.”

Geht man davon aus, kénnte man versuchen, die so erfasste Zielgruppe mit
Interventionen (siehe Kapitel 0) zu erreichen. Dass faktisch fir einen Teil der
Gruppe kein Armutsrisiko vorliegt, ist dabei in Bezug auf praventive Malinah-
men kein Hindernis. Denn insofern die Merkmale dieser Personen schon auf ein
Armutsrisiko hindeuten, ist nicht auszuschlieRen, dass dieses zu einem spate-
ren Zeitpunkt eintritt. In Bezug auf finanzielle Leistungen ware der Sachverhalt
eher problematisch. Allerdings musste die finanzielle Situation der entsprechen-
den Haushalte bei einer geplanten Gewahrung monetarer Unterstitzungsleis-
tungen bei den Versicherten wahrscheinlich ohnehin genauer abgefragt werden

% Dies sollte in weiteren Analysen an einer anderen Erwerbsminderungsrentnerpopulation,
als der im Projekt untersuchten, Uberprift werden.
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(wie bspw. bei der Mindestsicherung). Dies konnte allerdings fir eine entspre-
chend begrenzte Klientel auf Initiative des Leistungstragers bewerkstelligt wer-
den.

Die erforderlichen Merkmale fiir eine praktische Ermittlung der Zielgruppe sind,
wie bereits mehrfach erwahnt wurde, iberwiegend bereits in den Routinedaten-
bestéanden der Leistungstrager enthalten. In der Rentenversicherung fehlen in-
dessen unter anderem die Angaben zum Einkommensbezug im Haushaltskon-
text sowie zur Lebensform. Diese lief3en sich aber mehrheitlich mit geringem
Aufwand routinemaRig, bspw. im Zuge des Antrags auf Erwerbsminderungs-
rente, erfassen. Zugleich ist nicht erforderlich, dass alle der aufgelisteten As-
pekte verfugbar sind.



17 Ansatze zur Verbesserung der materiellen Lage bei
Erwerbsminderung und Diskussion

In den vorangegangenen Kapiteln und Analysen wurde erortert, dass die mate-
rielle Situation von Erwerbsminderungsrentner(inne)n und ihren Haushalten ins-
gesamt, aber insbesondere im Vergleich zur gleichaltrigen deutschen Bevolke-
rung ausgesprochen kritisch ist. Dies auf3ert sich im Wesentlichen in vergleichs-
weise niedrigen individuellen Einklnften der Erwerbsgeminderten, geringen be-
darfsgewichteten Haushaltsnettoeinklinften, einer hohen Inanspruchnahme der
bedurftigkeitsgepruften Mindestsicherung und einem berdurchschnittlichen Ri-
siko der Einkommensarmut, aber auch in einer ausgesprochen negativen Be-
wertung der eigenen materiellen Lage (siehe Kapitel 10, 14 und 15).

Trotz des in der jingeren Vergangenheit reduzierten sozialpolitischen Siche-
rungsanspruchs (siehe Abschnitt 9.1) ist diese Situation nicht haltbar. Nachfol-
gend wird daher aufgezeigt, an welchen Stellen Veranderungen notwendig oder
empfehlenswert waren (siehe Abschnitt 17.1 und 17.2), welche Rahmenbedin-
gungen zu beachten sind (siehe Abschnitt 17.3) und worin sozialstaatliche In-
terventionen bestehen kénnen (siehe Abschnitt 17.4).

Grundsatzlich steht fest, dass man, wenn man die materielle Situation der Er-
werbminderungsrentnerhaushalte effektiv und nachhaltig verbessern mochte,
nicht nur die gegenwartige Problemlage aufgreifen kann. Man muss auch bei
den Ursachen ansetzen.

171 Zentrale Ursachen von Armutslagen bei Erwerbsminderung

Wie in den theoretischen Betrachtungen und Analysen bereits zum Ausdruck
kam, wurzelt die gegenwartige materielle Absicherung bei Erwerbsminderung
in ganz verschiedenen Bereichen. In analytischer Perspektive lassen sich ins-
besondere zwei zentrale Ursachen benennen: die unzureichende sozialstaatli-
che Absicherung des Risikos und die nicht ausreichende Kompensationsfahig-
keit auf der Ebene der Betroffenen.
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Die erste Ursache ergibt sich daraus, dass die gesetzliche Absicherung des Er-
werbsminderungsrisikos in den vergangenen Jahrzehnten immer weiter zurtck-
gefahren wurde. Wie in Abschnitt 9.1 erlautert wurde, wurde die friihere Lebens-
standardsicherung durch die gesetzliche Rentenversicherung im Zuge des be-
handelten Paradigmenwechsels durch eine Sicherung aus drei Saulen abge-
|6st. Sie wurde damit in einem starkeren Umfang der individuellen Verantwor-
tung unterstellt, unter anderem bezuglich der fortan notwendigen privaten und
betrieblichen Vorsorge. Die gesetzliche Saule leistet allenfalls noch eine parti-
elle Kompensation erwerbsminderungsbedingter Einkommenseinbuf3en (siehe
Abschnitt 10.3 und 14.2). Im Ergebnis findet — trotz des nicht unplausiblen Si-
cherungskonzepts — empirisch keine ausreichende materielle Absicherung statt,
weil die betriebliche und private Erwerbsminderungsvorsorge bisher nicht aus-
reichend verbreitet und der vorhandene Versicherungsschutz oft unzureichend
ist (siehe Abschnitt 10.5.3 und 0; vgl. auch Steffen 2014).

Die zweite wesentliche Ursache wurzelt, wie gesagt, auf der individuellen
Ebene: Erwerbsminderungsrentner(innen) und ihre Lebensformen sind empi-
risch in einem erheblichen Umfang durch Merkmale gekennzeichnet, die einer
dauerhaft eigenstéandigen materiellen Existenzsicherung entgegenstehen bzw.
diese erschweren. Der Sachverhalt wurde unter dem Begriff der sozialen Vul-
nerabilitdt diskutiert (siehe Abschnitt 11.1 und 13.3). Relevant sind sowohl as-
kriptive Eigenschaften (bspw. Migrationshintergrund, Alter) als auch erworbene
Merkmale (bspw. geringe Bildung, geringer beruflicher Status, gesundheitliche
Defizite). Diese wirken sich in aller Regel nicht nur negativ auf die Erwerbs- und
Einkommenschancen und die soziale Integration aus, sondern auch auf die Fa-
higkeiten, mit gesundheitlichen Einschrankungen und Belastungsfaktoren um-
zugehen.

Man kann davon ausgehen, dass ein GroRteil der Untersuchungsgruppe bereits
vor der Erwerbsminderung sozial vulnerabel ist und diese Disposition die Er-
werbsminderung mitbedingt: So wurde in den Analysen deutlich, dass Erwerbs-
minderungsrentner(innen) oft gering qualifiziert sind und im Erwerbsverlauf
Uberdurchschnittlich haufig in Bereichen erwerbstatig waren, die durch belas-
tende Arbeitsbedingungen (z. B. korperlich anstrengende Tatigkeiten, Stress,
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Schichtarbeit) gekennzeichnet sind. Vor diesem Hintergrund ist es wahrschein-
lich, dass gesundheitliche Beeintrachtigungen entstehen, die sich in Verbindung
mit den mangelnden Bewaltigungsfahigkeiten zu einer Erwerbsminderung ver-
dichten. Durch diese wird die Vulnerabilitdt dann noch verstarkt (z. B. er-
schwerte soziale Teilhabe, finanzielle Engpasse). Letztlich sind viele Erwerbs-
geminderte und ihre Lebensformmitglieder nicht mehr in der Lage, den Lebens-
unterhalt eigenstandig zu bestreiten. Das gilt — im Zusammenhang mit dem zu-
vor behandelten reduzierten Sicherungsniveau — selbst, wenn sie durch sozial-
staatliche Leistungen ,aufgefangen® werden (siehe ebd.; Abschnitt 10.6 und
14.1).

Die Ausfuhrungen machen deutlich, dass die Ursachen immer im gesellschaft-
lichen Kontext zu sehen sind. Denn wie gut die materielle Existenzsicherung bei
Erwerbsminderung vor dem Hintergrund der beschriebenen Ursachen gelingen
kann, hangt auch von den aktuellen Bedingungen am Arbeitsmarkt, dem sozi-
alstaatlichen Regelwerk Uber die Erwerbsminderungssicherung hinaus sowie
von den geltenden kulturellen Werten (bspw. Erwerbskultur, individuelle Bedeu-
tung der Erwerbstatigkeit, Einstellungen gegeniber gesundheitlich einge-
schrankten und erwerbsgeminderten Personen) ab. Die etablierte partner-
schaftliche Arbeitsteilungspraxis und die Lebensform spielen ebenfalls eine
Rolle, wie die Analysen bestatigten (siehe Abschnitt 6.3, 14.2, 15.4.2, 15.4.3
und 16.5.1). Dies gilt sowohl fir den Zeitpunkt der Erwerbsminderung, als auch
fur den zurlckliegenden Erwerbsverlauf. Grundsatzlich entsteht die materielle
Lage der Erwerbsminderungshaushalte demzufolge — wie auch die Arbeitstei-
lungspraxis in den Lebensformen — in einem komplexen Spannungsfeld (siehe
Abschnitt 5.1). Diese Tatsache muss bei Reformansatzen und Interventionen
stets berucksichtigt werden.

Ausgehend von den vorangegangenen Analysen kann man zu dem Schluss
kommen, dass in Deutschland bisher weder die konkreten Defizite in der Er-
werbsminderungssicherung, noch deren Ursachen sozialstaatlich ausreichend
bearbeitet werden (siehe Kapitel 10, 14 und 16). Das heil’t, es wird weder ge-
wahrleistet, dass Gesellschaftsmitglieder im Falle einer Erwerbsminderung
durch die gesetzliche Rentenversicherung oder andere Leistungstrager(innen)
materiell ausreichend versorgt werden, noch werden sie in die Lage versetzt,
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dies weitgehend eigenstandig zu schaffen. Das gilt generell, aber besonders fiir
sozial vulnerable Erwerbsminderungsrentner(innen) und ihre Haushaltsmitglie-
der.

Unter Bezugnahme auf die Ausrichtung des deutschen Sozialstaates, welche in
der Verfassung verankert ist, und die Ziele der Sozialversicherung (siehe Ab-
schnitt 8.1) ist dieser Zustand nicht zu rechtfertigen. Verbesserungen sind drin-
gend notwendig.

17.2 Notwendige Fokussierung der Reformbemiihungen

Grundsatzlich missen Maflnahmen, mit denen die materielle Lage der Erwerbs-
minderungsrentnerhaushalte verbessert werden kann, heute vor dem Hinter-
grund begrenzter finanzieller Ressourcen gedacht und entwickelt werden (siehe
auch Abschnitt 17.3). Um Verbesserungen damit nicht grundsatzlich beschran-
ken zu missen, ist eine sinnvolle Fokussierung nétig. Das bedeutet zum einen,
dass sich Verbesserungen explizit an Personen richten sollten, deren Situation
wirklich verbesserungswirdig ist (Zielgruppe). Zum anderen ist der Umfang
eventueller Leistungsanpassungen auf das Mal} zu beschrénken, das zur Be-
seitigung des definierten Problems (Armutsgefahrdung bei Erwerbsminderung)
notwendig ist. Konkrete Interventionen missen entsprechend zugeschnitten
werden, wie schon mit Verweis auf die Leistungsgerechtigkeit angesprochen
wurde (siehe Abschnitt 16.1 und 16.2).

Im Blickwinkel der deutschen Sozialversicherung waren verbesserte bzw. zu-
satzliche Leistungen dann gerechtfertigt und sogar geboten, wenn eine soziale
Notlage droht, weil ein definiertes soziales Risiko nicht ausreichend kompen-
siert wird (siehe Abschnitt 8.1). Letzteres ist hinsichtlich der Erwerbsminde-
rungssicherung eindeutig der Fall, wenn Haushalte von Erwerbsminderungs-
rentner(inne)n unter die Armutsgrenze geraten. Armutsgefahrdete Personen
und Haushalte sind demzufolge eine geeignete Zielgruppe fiir sozialstaatliche
Reformen, was auch schon in Abschnitt 16.2.1 begriindet wurde.®

80 Perspektivisch sollte allerdings tiberlegt werden, ob der versicherte Personenkreis auszu-
weiten ware. So ist davon auszugehen, dass Selbstandige gegenwartig oft eine unzu-
reichende Vorsorge aufweisen. Vermutlich sind sie bei Erwerbsminderung demnach auch
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Wie die Zielgruppe in der Praxis ermittelt werden kann, auch wenn keine Infor-
mationen Uber konkrete Armutsrisiken vorliegen, wurde in der multivariaten
Analyse untersucht. Es konnte gezeigt werden, dass bestimmte Merkmale der
Erwerbsminderungsrentner(innen) und ihrer Haushalte mit einem erhéhten Ri-
siko einhergehen, armutsgefahrdet zu sein (siehe Abschnitt 16.5 und 16.6). Im
Ruckgriff auf diese Merkmale, welche den relevanten Leistungstragern bereits
vorliegen oder einfach zuganglich waren, Iasst sich die Zielgruppe sowohl fur
akute als auch fir praventive Interventionen eingrenzen.

In einem nachsten Schritt ist zu tUberlegen, welche sozialstaatlichen Leistungs-
verbesserungen fur die Zielgruppe zu erreichen sind. Das Ziel der Bemihungen
besteht — mit der oben genannten Fokussierung — darin, armutsgefahrdete Er-
werbsminderungsrentner(innen) und ihre Haushalte so zu unterstiitzen, dass
die Armutslage abgewendet wird. Wie die entsprechenden Haushalte materiell
ausgestattet sein missen, um dieses Sicherungsziel zu erreichen, ist der amtli-
chen Berichterstattung zu entnehmen, welche regelmafig tGber aktuelle Armuts-
schwellen informiert (z. B. Statistisches Jahrbuch). 2011 lag die Armuts-
schwelle, wie berichtet, bei 840 Euro netto pro Monat (SOEP 2011; vgl. Martin/
Zollmann 2013b, 4); der aktuellste Wert aus der EU-Gemeinschaftsstatistik liegt
sogar bei 987 Euro (EU-SILC 2014; vgl. Statistisches Bundesamt 2016b).8"

Bei der Entwicklung geeigneter Malinahmen sind, Uber die angesprochenen
Eckpunkte hinaus, drei weitere Punkte zu beachten, die in Abbildung 26 sche-
matisch dargestellt sind.

in starkem Umfang armutsgefahrdet. Eine Integration der Selbstandigen in die gesetzli-
che Pflichtversicherung sollte daher ebenso erwogen werden, wie ein Einbezug von Be-
amten. Diese sind zwar vollumfénglich abgesichert, ihre heutige Sonderstellung in der
Sozialversicherung ist aber zu hinterfragen.

81 Wie erlautert, bezieht der Schwellenwert aus EU-SILC das selbstgenutzte Wohneigentum
ein und liegt damit grundséatzlich Gber dem Schwellenwert des SOEP (siehe Abschnitt
16.2.1).
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Abbildung 26: Ansatzpunkte fir die Entwicklung von Losungsvorschlagen

Erwerbsminderung

>

préiventive akute
Lésungen Ursachen’f/ \ Lésungen
kein

Armutsrisiko Armutsrisiko

Interventionen flr:
- Erwerbsgeminderte
- Haushaltsmitglieder

Quelle: eigene Darstellung

Sie wurden implizit bereits erwahnt, sollen aber explizit hervorgehoben werden:
So muss eine effektive und nachhaltige Verbesserung der materiellen Lage bei
Erwerbsminderung erstens stets den Haushaltskontext berlcksichtigen. Denn
die unzureichende materielle Lage betrifft nicht nur die Erwerbsminderungsrent-
ner(innen) selbst, sondern den ganzen Haushalt.

Zweitens mussen Interventionen nicht nur bei der akuten Problemlage, sondern
auch bei den Ursachen ansetzen (siehe Abschnitt 17.1). Die unzureichende Si-
cherung wird nicht nachhaltig geldst, wenn armutsgefahrdete Erwerbsminde-
rungshaushalte bspw. nur temporare Ausgleichszahlungen erhalten. Stattdes-
sen musste die Absicherung des Erwerbsminderungsrisikos grundlegend uber-
dacht sowie versucht werden, die soziale Vulnerabilitdt der Zielgruppe abzu-
wenden und ihre finanzielle Eigenstandigkeit zu starken.

Insbesondere die letzten Aspekte machen deutlich, dass Verbesserungsan-
satze drittens immer auch die zeitliche Dimension eines Problems mitdenken
mussen: Es ist wichtig, nicht nur bei der materiellen Notlage im Erwerbsminde-
rungsfall (,akut) anzusetzen, sondern bereits im Vorfeld (,praventiv). So
musste schon vor dem Eintreten der Erwerbsminderung durch geeignete Mal3-
nahmen die materielle Eigenstandigkeit und private Vorsorge der Zielgruppe
gefordert werden — entsprechend der zuvor genannten Ursachenbearbeitung.
Darlber hinaus sollte durch friihzeitige praventive Gesundheitsleistungen ver-
sucht werden, eine Erwerbsminderung hinauszuzégern oder abzuwenden.
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Auch dadurch lief3en sich erwerbsminderungsbedingte Armutslagen vermeiden
oder zumindest abschwachen.

17.3 Finanzielle und rechtliche Realisierbarkeit

Die Finanzierbarkeit und die rechtliche Konformitat (angepasster) sozialstaatli-
cher Leistungen sind zentrale Rahmenbedingungen aller Reformbemuhungen.
Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund begrenzter 6konomischer Ressour-
cen (vgl. Viebrok, 2006, 326-327; Steffen 2015, 3), welche insbesondere die
Frage der Finanzierung zu einer limitierenden GroRe machen. Wie schon im
vorigen Abschnitt zur Sprache kam, muss die Finanzierbarkeit stets mitbedacht
werden, wenn Vorschlage fur eine bessere materielle Sicherung bei Erwerbs-
minderung entwickelt werden (siehe Abschnitt 17.2). Gleiches gilt fiir den recht-
lichen Aspekt, der insbesondere bedeutet, dass Reformansatze dem rechtli-
chen Regelwerk — unter anderem den behandelten Prinzipien der Sozialversi-
cherung (siehe Abschnitt 8.3.2) — nicht widersprechen durfen. Dementspre-
chend sind gut durchdachte, fokussierte Ansatze gefragt, wie ebenfalls bereits
erlautert (siehe Abschnitt 17.2).

Eine detaillierte Prufung der finanziellen und rechtlichen Realisierbarkeit sowie
eine grundlegende rechnerische Abwagung von Aufwand und Nutzen kénnen
fur die nachfolgend entwickelten Verbesserungsvorschlage (siehe Abschnitt
17.4) im Rahmen dieser Arbeit nicht geleistet werden.®? Gleichwohl soll kurz
umrissen werden, welche Aspekte grundsatzlich zu beriicksichtigen sind.

Zuvorderst ist zu untersuchen, wer in welchem MalRe von geplanten Reform-
schritten profitieren wirde. Die entstehenden Kosten sind umso gréRer, je gro-
Rer der ,angesprochene” Personenkreis und je hdher der Leistungsumfang aus-
fallt. Wie zuvor konstatiert, ist es daher in aller Regel notwendig, Reformen auf
eine Zielgruppe und die tatsachlich notwendigen Leistungen einzugrenzen
(siehe Abschnitt 17.2). Dabei ist zu prufen, ob eine der beiden Stellschrauben
verandert werden kann, um das verfolgte Ziel noch besser zu erreichen. So

8 Eine detaillierte Auseinandersetzung mit den rechtlichen Rahmenbedingungen und Opti-
onen erfolgte allerdings unter anderem durch Felix Welti und Henning Groskreutz (2013).
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konnte es — ausgehend von begrenzten verfligbaren Finanzmitteln — zweckma-
Riger sein, die Zielgruppe weiter zu prazisieren und zu verkleinern, um bspw.
pro Fall mehr Leistungen gewahren oder Ressourcen fiir weitere notwendige
MafRnahmen sichern zu kénnen.

Grundsatzlich kann man davon ausgehen, dass sehr konzentrierte Anpassun-
gen (enger Personenkreis, aber relevante Leistung) tendenziell weniger kosten
und wirksamer sind als sparsame, breit angelegte Anpassungen (groRer Perso-
nenkreis, geringe Leistung). Konzentrierte Ansatze waren entsprechend besser
zu begriinden — zumindest sofern sie tatsachlich nur Personen zugutekommen,
die nach rechtlichen MaRstaben anspruchsberechtigt sind (bspw. bei materieller
Notlage). Grof3zuigige, breit angelegte Anpassungen (grof3er Personenkreis, re-
levante Leistung) waren vermutlich ebenfalls wirksam, aber angesichts der
mehrfach erwadhnten Finanzlage der Sozialversicherung einerseits meist nicht
zu finanzieren und andererseits kaum zu rechtfertigen, sofern auch nicht ,be-
dirftige* Personen profitieren.

Die vierte denkbare Option (enger Personenkreis, geringe Leistung) ware zwar
tendenziell mit geringen Kosten, aber auch einer eher schwachen Wirkung ver-
bunden. Sie ware hinsichtlich einer erheblichen Problemlage wie der Armutsge-
fahrdung bei Erwerbsminderung nur dann zweckdienlich, wenn mehrere solcher
kleinteiligen MalRnahmen gebiindelt wirden. Dies rechtlich und praktisch zu re-
alisieren — einschlieBlich der Berechnung der bendtigten Finanzmittel — ist ver-
mutlich aufwandiger als bspw. die Umsetzung konzentrierter Anséatze. Es ist da-
her immer abzuwéagen, welches Vorgehen fir das konkrete Reformziel den
meisten Erfolg verspricht und welche konkreten Ansatze unter den verfuigbaren
Bedingungen zu priorisieren sind. Dabei muss freilich auch gewahrleistet sein,
dass die letztlich definierte Zielgruppe in der Praxis mit moderatem Aufwand
prazise ermittelt werden kann.

Daruber hinaus ist im Zuge von rechtlichen und 6konomischen Detailprifungen
sicherzustellen, dass die angestrebten Verbesserungen fiir die Zielgruppe keine
ungerechtfertigten Nachteile fir andere Personen mit sich bringen. Wie erlautert
wurde, gibt es in der Rentenversicherung zum Beispiel verschiedene Versicher-
tengruppen (aktiv Versicherte, Erwerbsminderungsrentner(innen), Altersrent-
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ner(innen) usw.). Wirde eine MaRnahme, wie eine glinstigere Rentenberech-
nung fir Erwerbsminderungsrentner(innen), zu einer faktischen Schlechterstel-
lung der Altersrentner(innen) fihren, weil diese dadurch fir eine vergleichbare
Beitragsleistung weniger ,Ertrag“ als Erwerbsgeminderte erhalten, verstielie
dies gegen das Aquivalenzprinzip. Die Reform miisste entweder zuriickgenom-
men, oder auf die benachteiligte Versichertengruppe ausgeweitet werden. Im
ersten Fall ware nichts erreicht und somit umsonst Aufwand betrieben worden;
im zweiten Fall wirden ggf. erhebliche Zusatzkosten entstehen. Diese wirden
eventuell sogar die Finanzierbarkeit anderer Reformen und Leistungen infrage
stellen. In jedem Fall waren die nicht-intendierten Folgen kontraproduktiv. Dies
leitet implizit auf einen weiteren Punkt Uber:

Vor der Realisierung von Reformmalnahmen ist genau zu untersuchen, ob fi-
nanzielle Verbesserungen an einer Stelle aufgrund der begrenzten ékonomi-
schen Spielrdume nicht zu unbeabsichtigten Leistungskirzungen an anderer
Stelle fiihren (vgl. Steffen 2015, 5). So ware es zum Beispiel fatal, wenn eine
Erhéhung der Erwerbsminderungsrentenbetrage zulasten des Reha-Budgets
gehen wirde: Einsparungen bei den Rehabilitationsleistungen wirden sich so-
wohl flr die Erwerbsminderungsrentner(innen) selbst, als auch fiir andere Ver-
sichertengruppen negativ auswirken (siehe Abschnitt 17.4.2). In der Folge kdnn-
ten dadurch erhebliche Mehrkosten entstehen — bspw. weil mehr erwerbsmin-
derungsbedingte Berentungen erfolgen und somit potentiell mehr armutsgefahr-
dete Erwerbsminderungsrentnerhaushalte vorliegen.

Umgekehrt kdnnen auch Einsparungen, die nicht ausreichend durchdacht wur-
den, nicht-intendierte Folgeprobleme und Mehrausgaben verursachen. Ein tref-
fendes Beispiel sind die Leistungskiirzungen bei der gesetzlichen Erwerbsmin-
derungsrente im Zuge des Paradigmenwechsels, welche aufgrund der unzu-
reichenden Verbreitung der flankierenden Vorsorge mit dazu beigetragen ha-
ben, dass in vielen Erwerbsminderungsrentnerhaushalten eine kritische materi-
elle Lage entstand (siehe Abschnitt 9.1.2 und 17.1). Es ist somit essentiell, dass
die Folgewirkungen einer Reform im Gesamtzusammenhang stets grundlich
analysiert werden, bevor eine Umsetzung erfolgt.

Des Weiteren ist es bedeutsam, den Blick auch tber den ,Tellerrand® des Leis-
tungsrechts hinaus zu richten. Das bedeutet zum einen, dass der zusténdige
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Leistungstrager bei Reformbemuhungen nicht nur den konkreten Risikofall
(bspw. die Erwerbsminderung) im Blick haben, sondern auch die Entstehung
des Problems beachten sollte. Denn wie zuvor beschrieben, kann mit praven-
tiven Leistungen und einer sozialstaatlichen Bearbeitung der Problemursachen
erreicht werden, dass spatere Leistungsfalle zeitlich hinausgezdgert, abgemil-
dert oder vielleicht sogar vermieden werden (siehe Abschnitt 17.1 und 17.2). In
der Perspektive der Rentenversicherung wird unter anderem versucht, frihzei-
tige erwerbsminderungsbedingte Berentungen durch Rehabilitation abzuwen-
den (Prinzip ,Reha vor Rente”, Abschnitt 9.1).

Selbstverstandlich verursachen entsprechende MaRnahmen auch Kosten. Sie
koénnen aber — vor allem, wenn sie friihzeitig ansetzen — nachhaltige Erfolge
verbuchen und senken so die meist viel erheblicheren Aufwendungen fir den
Leistungsfall. In der Regel rechnen sich die Kosten damit in Kuirze. In Bezug auf
das genannte Beispiel ,Reha vor Rente” haben Untersuchungen bspw. gezeigt,
dass sich die Kosten einer medizinischen Rehabilitation im Schnitt schon amor-
tisiert haben, wenn Versicherte anschlielend vier Monate im Erwerbsleben ver-
bleiben (vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund 2013, 74-75). Der Leistungs-
trager spart so erhebliche Folgekosten (Erwerbsminderungsrente) und die Be-
troffenen erhalten die Chance, weiterhin erwerbstatig zu sein, was flr ihre ma-
terielle Eigenstandigkeit und soziale Teilhabe relevant ist. Zudem erwerben sie
weiterhin Rentenanspriiche, womit sie im Falle einer spateren Erwerbsminde-
rung materiell besser aufgestellt waren als ohne die Rehabilitation.

Zum anderen rekurriert der geforderte Blick Uber den ,Tellerrand“ auch darauf,
Leistungsfalle im gesamtgesellschaftlichen Kontext zu sehen — Uber die Per-
spektive eines einzelnen Leistungstragers hinaus. Gerade die sozialstaatliche
Bearbeitung der Armutslagen von Erwerbsminderungsrentnerhaushalten legt
eine Zusammenarbeit mehrerer sozialstaatlicher Leistungstrager und gesell-
schaftlicher Akteure nahe. Denn die denkbaren praventiven Interventionen, wel-
che zum Beispiel die Gesundheit und erwerbsbezogene Leistungsfahigkeit der
Erwerbsgeminderten und ihrer Haushaltsmitglieder betreffen, liegen nicht (nur)
im Verantwortungsbereich der gesetzlichen Rentenversicherung. Auch die ge-
setzliche Kranken- und Unfallversicherung sowie die Arbeitgeber stehen in der
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Pflicht. Fur die Forderung der materiellen Eigenstandigkeit der Zielgruppe ist
hingegen unter anderem die Bundesagentur fir Arbeit zustandig.

Daruber hinaus gibt es relevante Schnittstellen zwischen Akteuren eines oder
unterschiedlicher Versicherungszweige(s), z. B. Hausarzt — Rehabilitationsein-
richtung, Arbeitsvermittlung — Reha- und Rentenberatung, Berufsforderungs-
werk — Betriebsarzt. An diesen Schnittstellen ist kiinftig eine enge Kommunika-
tion gefragt, um Informationsverluste, Verzégerungen oder gar Briiche in der
Versorgung zu vermeiden.®

Eine Kooperation der zustandigen Leistungstrager und Akteure kénnte folglich
auf der einen Seite die rechtlichen Spielraume flr eine sozialstaatliche Bearbei-
tung von Problemlagen erweitern und die entwickelten MalRnahmen wesentlich
effizienter machen. Auf der anderen Seite wirde sie die Kosten gerechter ver-
teilen, indem eine gemeinsame Finanzierung erfolgt. Angesichts der komplexen
Verursachung einer gesellschaftlichen Problemlage wie der Armutsgefahrdung
bei Erwerbsminderung (siehe Abschnitt 17.1) ist das zweifelsfrei geboten.

Insgesamt wird deutlich, dass Reformvorschlage stets in einem Entstehungs-
und Wirkungszusammenhang zu sehen sind, der auch Gber die Perspektive ei-
nes Leistungstragers hinausreicht. Rechtliche und finanzielle Prifungen mus-
sen diesen Zusammenhang bericksichtigen. Letztlich sind aus der Gesamtheit
denkbarer Malinahmen die herauszugreifen, welche mit den geltenden rechtli-
chen Rahmenbedingungen vereinbar, mit den begrenzten finanziellen Ressour-
cen finanzierbar und mit Blick auf die verfolgten Ziele am erfolgversprechends-
ten sind.

17.4 Mogliche Losungsansitze

Ausgehend von den vorherigen Uberlegungen lassen sich verschiedene Berei-
che benennen, in denen Verbesserungen fir die Zielgruppe armutsgefahrdeter
Haushalte von Erwerbsminderungsrentner(inne)n vorzunehmen waren. Fur je-

8 Mit Blick auf die medizinische Rehabilitation wurde die Problematik bereits als relevantes
Thema erkannt, welches unter anderem in Forschungsprojekten bearbeitet wurde (vgl.
Lamprecht et al. 2014; Backes et al. 2010).
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den Bereich werden nachfolgend exemplarisch konkrete Malinahmen vorge-
schlagen, die wie erlautert fokussiert sind und notwendigerweise auch uber die
Verantwortung der Rentenversicherung hinausgehen.

Grundsatzlich sollte man zuvorderst dort ansetzen, wo Armutslagen bei Er-
werbsminderung bestehen: Dazu sollte die Zielgruppe eine adaquate finanzielle
Absicherung durch die Erwerbsminderungsrente erhalten und Uberdies ange-
regt werden, mégliche Einkommensquellen im Kontext der Lebensform zu er-
schlie®en (siehe unter anderem Abschnitt 17.4.1, 17.4.3 und 17.4.5). Darlber
hinaus sollten die Ursachen der Armutsgefahrdung aufgegriffen werden. Dazu
ist unter anderem die gesetzliche Absicherung bei Erwerbsminderung so aufzu-
stellen, dass damit Erwerbsanreize gesetzt und auskdmmliche Renten erreicht
werden (siehe Abschnitt unter anderem 17.4.1, 17.4.2 und 17.4.4).

Zudem ware es sinnvoll, bei der sozialen Vulnerabilitat der Zielgruppe anzuset-
zen und deren soziale und 6konomische Position zu starken. Diesbeziglich sind
vor allem frihzeitige Interventionen im Vorfeld der Erwerbsminderung gefragt,
welche sich an die gesamte Lebensform der Betroffenen richten. Dazu zahlen
auch praventive MaRnahmen, die bspw. die Erwerbsfahigkeit sichern (siehe un-
ter anderem Abschnitt 17.4.3).

17.4.1  Gesetzliche Erwerbsminderungsrente anpassen

Im Vorfeld wurde ausgefiihrt, dass eine Verbesserung der materiellen Lage bei
Erwerbsminderung nicht allein bei der gesetzlichen Erwerbsminderungsrente
ansetzen kann (siehe Abschnitt 16.2). Dennoch ist die gesetzliche Rente eine
relevante Stellschraube: Die logistische Regression zeigte, dass das Armutsri-
siko des gesamten Haushalts mit steigendem Rentenbetrag sinkt (siehe Ab-
schnitt 16.5.2). Oft sind die Erwerbsminderungsrentenbetrage aber zu gering,
um die betroffenen Haushalte im Erwerbsminderungsfall wirksam zu unterstut-
zen (siehe Abschnitt 10.3, 11.2 und 14.2.2).

Wie ebenfalls bereits erlautert, lasst sich die materielle Problemlage der Unter-
suchungsgruppe mit einer pauschalen Anhebung der Erwerbsminderungsrente
nicht adaquat beseitigen (siehe Abschnitt 16.1). Spezifische Lésungen erfor-
dern allerdings eine Fokussierung auf die definierte Zielgruppe, was sich
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schwierig gestaltet: Eine Rentenerhéhung nur fir Angehdrige armutsgefahrde-
ter Erwerbsminderungsrentnerhaushalte ist unter anderem aufgrund des Versi-
chertenfokus und des Aquivalenzprinzips der Rentenversicherung nicht reali-
sierbar. Eine Alternative kann aber darin bestehen, Verbesserungen insbeson-
dere fur Erwerbsminderungsrentner(innen) mit geringen Erwerbsminderungs-
renten zu entwickeln, sofern diese begriindet sind.® Uberdies sind, wo das bis-
herige Rentenrecht die Erwerbsminderungsrentner(innen) insgesamt unzu-
reichend sichert oder schlechter stellt als andere Versicherte, Reformen fir die
ganze Untersuchungsgruppe geboten.

Die im Folgenden skizzierten MaRnahmen im Bereich der Erwerbsminderungs-
rente betreffen ausnahmslos die Rentenberechnung. Ein erster Ansatz besteht
in dem Versuch, finanzielle Nachteile auszugleichen, welche Erwerbsminde-
rungsrentner(innen) aufgrund ihrer gesundheitlichen Einschrankungen erleiden
wirden. Die Zurechnungszeit (siehe Abschnitt 9.2.1) ist eine bereits bestehende
Regelung, die dieser Idee verpflichtet ist: Sie schreibt den Erwerbsverlauf bzw.
den Erwerb von Rentenanwartschaften fiktiv fort, als hatten die Erwerbsgemin-
derten bis zum 63. Lebensjahr Rentenversicherungsbeitrage gezahlt. Dadurch
wird kompensiert, dass sie bis zur Berentung weniger Rentenanspriiche sam-
meln konnten als bspw. Altersrentner(innen).

Die Regelung gilt (zurecht) furr alle Erwerbsminderungsrentner(innen), ungeach-
tet ihrer Einkommensposition. Um eine wirkliche Gleichstellung mit anderen
Versicherten zu erreichen, sollte die Zurechnungszeit aber konsequent bis zur
Regelaltersgrenze (67 Jahre) verlangert werden.

Eine weitere bereits etablierte Regelung besteht in der sogenannten ,Giinsti-
gerpriifung” bei der Ermittlung der individuellen Beitragsleistung: Die Jahre vor
der Erwerbsminderung werden nur bertcksichtigt, wenn sie nicht durch Einkom-
menseinbulen infolge gesundheitlicher Einschrankungen gekennzeichnet sind
— das heil3t, wenn daraus keine Minderung der Rente folgt (siehe Abschnitt
9.1.3).

84 Zu betrachten sind die rechnerischen Betréage, weil einige Erwerbsminderungsrenten nur
infolge einer hinzuverdienstbedingten Absenkung niedrig ausfallen (siehe Abschnitt
14.3.2).
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Die Regelung kommt nicht nur Geringverdiener(inne)n zugute, es profitiert aber
nur, wer vor der Berentung tatsachlich materielle Verluste verzeichnete. Das
Konzept ist somit trotzdem Uberzeugend. Es sollte aber ausgebaut werden, in-
dem der betrachtete Zeitraum breiter angesetzt wird. Eine Analyse ergab, dass
der Erwerbsverlauf der Erwerbsminderungsrentner(innen) nicht nur vier, son-
dern oftmals bereits funf bis sechs Jahre vor Berentung beeintrachtigt ist (Zoll-
mann/ Martin 2013, 189-196). Zudem ist der Grof3teil der befragten Erwerbsge-
minderten chronisch krank (88,8 Prozent), meist langjéhrig.8

Eine Beispielberechnung veranschaulicht, wie sich eine auf sechs Jahre ange-
legte Glnstigerprufung auswirken wirde (Abbildung 27). Danach erhielte eine
voll erwerbsgeminderte Person, deren Einkiinfte bereits im 47. Lebensjahr
krankheitsbedingt um die Halfte sanken und die mit 52 Jahren (Median, siehe
Abschnitt 13.3.1) berentet wurde, monatlich 80 Euro mehr Erwerbsminderungs-
rente als ohne Gunstigerpriifung. Verglichen mit der derzeitigen Gunstigerpri-
fung (Zeitfenster: 4 Jahre), waren es immerhin rund 30 Euro mehr.

Abbildung 27: Beispielberechnung zur Wirkung der Gunstigerpriifung

Beginn Eintritt der EM- Ende
Beitragszahlung Erkrankung Renteneintritt Zurechnungszeit
| JL JL )
! ! ! Summe
ohne GP: 20,28 EGP 2,34 EGP 7,07 EGP 2969EGP ~T774€
mit GP 4 Jahre: 20,28 EGP 3,79 EGP 7T52EGP 3159 EGP ~823€
mit GP 6 Jahre: 20,28 EGP 4,68 EGP 7,80 EGP 32,76 EGP ~ 854 €

Quelle: fiktives Beispiel; eigene Berechnungen® (GP = Glinstigerpriifung)

8 Bei der Halfte lag die chronische Erkrankung bereits mit 40 Jahren vor, bei 75 Prozent mit
48 Jahren. Chronische Erkrankungen sind nicht gleichbedeutend mit Erwerbsminderun-
gen; der Befund unterstreicht aber die zeitliche Dimension des Problems.

8 Vereinfachend wurde davon ausgegangen, dass im Zeitraum von der ersten Beitragszah-
lung bis zur Erkrankung kontinuierlich 0,78 Entgeltpunkte pro Jahr (Mittelwert der Unter-
suchungsgruppe) erzielt wurden und im Anschluss bis zur Berentung nur noch 50 Pro-
zent (0,39 EGP). Die Rentenhdhe wurde mit dem Zugangsfaktor 0,892 (maximale Ab-
schlage), dem Rentenartfaktor 1,0 (volle Erwerbsminderung) und einem Rentenwert von
29,21 Euro (alte Bundeslander, 2014) berechnet (siehe Abschnitt 9.2).
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Ein zweites Handlungsfeld fiir eine bessere gesetzliche Sicherung eréffnet sich
mit Blick auf erwerbsgeminderte Versicherte, die Uber einen langen Zeitraum
Beitrage zur gesetzlichen Rentenversicherung eingezahlt, aber aufgrund gerin-
ger Erwerbseinkinfte nur wenige Rentenanspriche erworben haben: Diese
Personen sollten bei der Rentenberechnung eine Anerkennung fir ihre Leistung
erhalten, weil sie trotz geringer Einkinfte und ungeachtet eventueller gesund-
heitlicher Probleme um materielle Eigenstandigkeit bemiht waren, anstelle sich
in der Nichterwerbstatigkeit oder Arbeitslosigkeit ,,einzurichten” und sich auf die
Unterstltzung Dritter zu verlassen.

Eine Mdglichkeit der Anerkennung besteht in einem ,Leistungsbonus* in Form
von Entgeltpunkten. In § 262 des sechsten Sozialgesetzbuchs ist schon ein sol-
cher Bonus geregelt, den langjahrig Versicherte mit sehr geringen Einklinften
erhalten (sogenannte Rente nach Mindesteinkommen). Dabei werden die voll-
wertigen Pflichtbeitrage um das 1,5-Fache aufgewertet, wenn mindestens 35
Jahre an rentenrechtlichen Zeiten vorliegen und jahrlich hochstens 0,75 Entgelt-
punkte erzielt wurden. Der Ansatz ist grundsatzlich positiv zu bewerten. Aller-
dings ware es, wenn man die individuelle (Beitrags-)Leistung belohnen will, bes-
ser, nur auf die Beitragszeiten zu fokussieren — eventuell sogar nur auf die voll-
wertigen (siehe Abschnitt 9.2.1).

Wie in den Analysen deutlich wurde, sind die Beitragszeiten bei erwerbsgemin-
derten Personen aufgrund der vorzeitigen Berentung kiirzer als bei anderen
Versicherten (siehe Abschnitt 14.3.5). Zudem sind Erwerbsminderungsrent-
ner(innen) im Erwerbsverlauf oft nicht kontinuierlich sozialversicherungspflichtig
beschéaftigt. Sie haben teilweise etliche Krankheits- und Arbeitslosigkeitszeiten
zurtickgelegt (ebd.). Nimmt man an, dass im Schnitt 35 Beitragsjahre moglich
sind,®” kénnte man 30 Jahre mit vollwertigen und beitragsgeminderten Beitra-
gen oder 25 Jahre mit vollwertigen Beitragen voraussetzen. Die Gbrigen Bedin-
gungen koénnten analog zu § 262 SGB VI geregelt sein. Tabelle 43 zeigt eine
vereinfachte Beispielrechnung fiir Erwerbsminderungsrentner(innen) mit 0,5

87 Der Wert ergibt sich als Differenz aus dem Alter der Untersuchungsgruppe bei Berentung
(52 Jahre im Median) und dem Erwerbseintrittsalter (17 Jahre im Median).
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jahrlichen Entgeltpunkten — entsprechend einer Beschaftigung im Mindestlohn-
bereich.88

Tabelle 43: Beispielrechnung zur Wirkung eines Entgeltpunktbonus fur
langjahrige Beitragszahler(innen) mit geringen Anwartschaften*

mit 25 Beitragsjahren | mit 30 Beitragsjahren

(nur vollwertige) (vollwertige/ gemind.)
Anwartschaften ohne Bonus 17,5 EGP 20,0 EGP
- Erwerbsminderungsrente 455,97 € 521,11 €
Mit Bonus von 30 Prozent 21,25 EGP 24,5 EGP
- Erwerbsminderungsrente 553,68 € 638,36 €
Mit Bonus von 50 Prozent 23,75 EGP 27,5 EGP
- Erwerbsminderungsrente 618,81 € 716,52 €

*  Berechnet fiir Versicherte mit 0,5 EGP pro Jahr aus Beitragszeiten

Quelle: fiktives Beispiel; eigene Berechnungen®

Fur diese ergabe sich bei 25 vollwertigen Beitragsjahren durch den Bonus eine
Rente wegen voller Erwerbsminderung von rund 619 Euro anstelle von regular
456 Euro. Bei 30 Beitragsjahren (vollwertig und gemindert) stiege die Rente von
rund 521 Euro auf 717 Euro. Ein Bonus von 30 Prozent hatte ebenfalls merkli-
che Effekte (Tabelle 43). Die konkrete Hohe des Bonus musste, wie erlautert,
unter Berlcksichtigung der finanziellen Ressourcen bestimmt werden. Ent-
scheidend ist aber die anteilige Bemessung, welche eine gerechtere Aufwer-
tung ermdoglicht als bspw. eine pauschale Aufstockung geringer Anwartschaften
um eine bestimmte Entgeltpunktsumme oder bis zu einem gesetzten Zielwert.

8  Eine vollzeitbeschaftigte Person mit gesetzlichem Mindestlohn von 8,50 Euro (§ 1 MiLoG)
erhalt ein Bruttomonatsgehalt von 1.473 Euro (ermittelt unter: http://www.der-mindest-
lohn-wirkt.de/mI/DE/ Service/Rechner/Mindestlohn-Rechner.html). Gemessen am Durch-
schnittentgelt 2015, an dem die Entgeltpunkte bemessen werden (34.999 Euro/Jahr; vgl.
Deutsche Rentenversicherung Bund 2015a, 11), ergeben sich 0,51 EGP im Jahr.

8  Die Berechnung erfolgte mittels der Rechenwerte aus FulRnote 86. Es wird zur Vereinfa-
chung unterstellt, dass nur Entgeltpunkte aus den genannten Beitragszeiten vorliegen
und die Zurechnungszeit, entsprechend einer Berentung mit 52 Jahren (Median der Un-
tersuchungsgruppe), 10 Jahre betragt.
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Als ein weiterer, verwandter Ansatz empfiehlt sich eine Aufwertung der Renten-
anwartschaften aus gering entlohnter Beschéftigung. Dazu zahlen die geringfu-
gige Beschéftigung und die Erwerbstatigkeit im Niedriglohnbereich.®® Das vor-
liegende Datenmaterial wies darauf hin, dass Erwerbsminderungsrentner(in-
nen) im Erwerbsverlauf haufig nur geringe Einklnfte erzielt haben (siehe Ab-
schnitt 14.3.4). Folglich weist ein erheblicher Teil nur geringe Anwartschaften
aus Beitragszeiten auf — bei 29,1 Prozent der Befragten sind es bspw. héchs-
tens 0,75 Entgeltpunkte pro Jahr. Betroffen sind vor allem Frauen und gering
qualifizierte Personen, wie auch aus der Literatur bekannt ist (vgl. Kalina/ Wein-
kopf 2014, 4-5). Mit Blick auf die Vulnerabilitat der Zielgruppe kann man davon
ausgehen, dass solche Tatigkeiten selten frei gewahlt sind, sondern aus einer
materiellen Notwendigkeit heraus und mangels Alternativen ausgetibt werden.

Eine Aufwertung der Anwartschaften, die sich aus der gering entlohnten Er-
werbstatigkeit ableiten, wiirde dementsprechend honorieren, dass die betreffen-
den Personen um wirtschaftliche Selbsténdigkeit bemuht waren und Rentenver-
sicherungsbeitrage leisteten, obgleich die finanzielle ,Ausbeute® gering war —
analog zur Begriindung eines Entgeltpunktbonus flr langjahrig Beschaftigte mit
geringen Rentenansprichen. In jedem Fall sollte gewahrleistet sein, dass sich
Beitragszeiten fur die Erwerbsminderungsrentenhdhe vorteilhafter auswirken
als bspw. Anrechnungszeiten wegen Arbeitslosigkeit, die mit einem Mittelwert
der im Versicherungsverlauf erzielten Entgeltpunkte fir Beitragszeiten bewertet
werden (§ 72 SGB VI).

Wie im vorherigen Ansatz vorgeschlagen, kdnnten die erzielten Entgeltpunkte
fur eine Niedriglohnbeschaftigung bei der Rentenberechnung um bspw. 50 Pro-
zent erhoht werden, wenn sie unter einem Wert von 0,75 Punkten pro Jahr lie-
gen. Damit wiirden nur Geringverdiener(innen) begtinstigt werden — und zwar
nur fur den tatsachlichen Zeitraum, in dem die entsprechende Beschaftigung
ausgeulbt wurde. Welchen Effekt die Malnahme hatte, wurde exemplarisch fur

% Vom Niedriglohn wird gesprochen, wenn hochstens zwei Drittel des mittleren Stunden-
lohns in Deutschland erreicht werden (vgl. Kalina/Weinkopf 2014, 2). 2012 entsprach das
9,30 Euro (vgl. ebd., 3). Der 2015 eingefiihrte Mindestlohn (§ 1, Satz 2 MiLoG) fallt somit
auch darunter.
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eine Person ermittelt, die Uber 25 Jahre hinweg Einkulnfte in Hohe des gesetzli-
chen Mindestlohns erwarb und mit 52 Jahren erwerbsminderungsbedingt be-
rentet wurde (Tabelle 44). Die Erwerbsminderungsrente steigt durch die 50-pro-
zentige Aufwertung spurbar von monatlich rund 456 Euro (ohne Aufwertung) auf
684 Euro. Eine 30-prozentige Erhdhung der Entgeltpunkte aus gering entlohnter
Beschaftigung wirde immerhin eine Rente von 593 Euro begriinden. Dieser An-
satz ware zu bevorzugen, wenn man Niedriglohnbeschéftigte in etwas geringe-
rem Umfang begtunstigen wollte als die zuvor thematisierten langjahrig beitrags-
pflichtigen Personen mit geringen Entgelten.

Tabelle 44: Beispielrechnung zur Wirkung einer Aufwertung von
Anwartschaften aus gering entlohnter Beschaftigung

Summe der EGP* | EM-Rente pro Monat*
ohne Aufwertung 17,5 EGP 455,97 €
Aufstockung um 30 Prozent 22,75 EGP 592,76 €
Aufstockung um 50 Prozent 26,25 EGP 683,95 €

* Berechnet fur Versicherte mit 25 Jahren gering entlohnter Beschaftigung
(Mindestlohn; 0,5 EGP pro Jahr).

Quelle: fiktives Beispiel; eigene Berechnungen®'

Grundsatzlich musste der Bonus fur langjahrige Beitragszahler(innen) der Auf-
wertung fur gering entlohnte Versicherte vorrangig sein.

Mit Blick auf die geringfligige Beschaftigung, die seit 2013 versicherungspflich-
tig ist, sollte eine entsprechende Regelung gefunden werden. Geringfiigig Be-
schaftigte leisten aufgrund der Einkommensobergrenze von 450 Euro und des
reduzierten Beitragssatzes von 3,7 Prozent zwar nur sehr geringe Rentenversi-
cherungsbeitrage (vgl. Bundesregierung 2012, 2474; Deutsche Rentenversi-
cherung 2016). Eine prozentuale Aufwertung ware aber mit Blick auf die Tatsa-
che, dass die geringfligige Beschaftigung oft mangels Alternativen gewahlt wird,
wie auch zuvor unterstellt wurde, gerechtfertigt. Uberdies leisten die Arbeitgeber

91 Die Berechnung erfolgte mittels der Rechenwerte aus Fulnote 86. Es wird zur Vereinfa-

chung unterstellt, dass nur Entgeltpunkte aus gering entlohnter Beschéaftigung vorliegen
und die Zurechnungszeit, entsprechend einer Berentung mit 52 Jahren (Median der Un-
tersuchungsgruppe), 10 Jahre betragt.
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in aller Regel regulare Beitrage von 15 Prozent (bei Tatigkeit im Privathaushalt:
5 Prozent; vgl. ebd.).

Es lasst sich festhalten, dass beztglich der gesetzlichen Erwerbsminderungssi-
cherung verschiedene Ansatze denkbar sind. Teilweise sind diese schon um-
gesetzt — entweder an anderer Stelle im bisherigen Recht oder infolge der Er-
werbsminderungsrentenreform in 2014 (siehe Abschnitt 9.1.3) — und mdssten
ggf. nur etwas angepasst werden. Teilweise empfehlen sich neue Ansatze. Der
mogliche und ndétige Umfang der zuséatzlichen Leistungen muss, wie gesagt,
genau kalkuliert werden (siehe Abschnitt 17.3). Dabei ware auch zu prifen, wel-
che Leistungstrager die MalRnahmen finanzieren sollten. Denn geringe Er-
werbseinkiinfte haben ihre Ursache bspw. nicht nur in entstehenden Er-
werbseinschrankungen, sondern auch in geringen Qualifikationen und anderen
Eigenschaften der Versicherten sowie in den Rahmenbedingungen der Politik
und des Arbeitsmarkts. Der Sachverhalt geht damit klar tGber den Verantwor-
tungsbereich der Rentenversicherung hinaus.

In jedem Fall kdnnten die behandelten Ansatze einen ersten wichtigen Schritt in
Richtung einer besseren materiellen Absicherung im Erwerbsminderungsfall
darstellen — sowohl bezlglich der akuten Problemlage als auch praventiv, indem
starkere Anreize zur Erwerbstatigkeit auch bei geringen Einkiinften gesetzt wer-
den. Besonders mit Blick auf alleinlebende Erwerbsminderungsrentner(innen)
konnte dadurch schon viel erreicht werden, weil die gesetzliche Rente fiir diese
die zentrale Einkommensquelle darstellt und deren materielle Lage besonders
kritisch ist (siehe Abschnitt 14.1.1, 14.2.1, 15.4.2 und 15.5). Auch Erwerbsge-
minderte, die ohne eine(n) Partner(in) bzw. ohne eine materielle Unterstutzung
durch andere Haushaltsmitglieder wirtschaften miissen, kdnnten sichtlich profi-
tieren. Grundsatzlich muss allerdings politisch Sorge dafur getragen werden,
dass das Rentenniveau insgesamt nicht weiter sinkt. Dies wirde die Armutsge-
fahrdung der Erwerbsminderungshaushalte zweifelsohne anfeuern und ware in-
sofern kontraproduktiv (vgl. unter anderem Steffen 2015, 3-4).
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17.4.2  Erwerbsbeteiligung der Erwerbsminderungsrentner(innen) férdern

Neben der Hohe der gesetzlichen Erwerbsminderungsrente gibt es etliche wei-
tere Faktoren, welche die Wahrscheinlichkeit einer Armutsgefahrdung bei Er-
werbsminderung beeinflussen, wie die Analysen veranschaulichten. Ein bedeu-
tender Faktor ist, ob die Erwerbsminderungsrentner(innen) und ihre Haushalts-
mitglieder regelmaRige Einkunfte Gber die gesetzliche Erwerbsminderungsrente
hinaus beziehen (siehe Abschnitt 15.4.4, 16.5.2 und 16.5.3). Daraus ergeben
sich zwei weitere wichtige Anknlpfungspunkte flir sozialpolitische Verbesserun-
gen der Erwerbsminderungssicherung: Zum einen sollte die Erwerbsbeteiligung
von armutsgefahrdeten Personen in Erwerbsminderungsrentnerhaushalten ge-
férdert werden, weil Erwerbseinkiinfte eine solide Basis fiir eine eigensténdige
materielle Existenzsicherung bieten. Zum anderen muss ihnen der Zugang zu
anderen relevanten Einkommensquellen geebnet werden (siehe Abschnitt
17.4.4).

Die Handlungsfelder versprechen sowohl fur die akute Finanzlage im Erwerbs-
minderungsfall als auch vorbeugend, mit Blick auf die Problemursachen, viele
Vorteile. Gesellschaftlich waren entsprechende Interventionen zum Beispiel fur
alle Bereiche des behandelten Spannungsfelds (siehe Abschnitt 5.1) nutzbrin-
gend, weil sie zugleich die finanzielle Eigenstandigkeit und Teilhabe der Er-
werbsminderungsrentnerhaushalte beférdern, Kosten fur weitere soziale Siche-
rungsleistungen senken oder einsparen sowie eventuell das Arbeitskraftepoten-
tial sichern. Insbesondere vor dem Hintergrund des Fachkraftemangels, der zu-
nehmenden Alterung der Bevolkerung sowie der Zunahme chronischer Erkran-
kungen sind diese Punkte bedeutsam (vgl. OECD 2010, 23-24).92

Was den ersten Bereich der Erwerbsbeteiligung betrifft, muss man aufgrund un-
terschiedlicher Rahmenbedingungen zwischen Fordermalinahmen unterschei-

9 Fir die Untersuchungsgruppe selbst brachten sie nicht nur mehr materielle Sicherheit
und eine eigenstandige(re) materielle Existenzsicherung, sondern auch einen sozialen
Nutzen: So férdert eine Erwerbstatigkeit bspw. die soziale Integration und Teilhabe am
Leben in der Gemeinschaft, kann sinnstiftend sein und den Alltag strukturieren.



Mégliche Lésungsansatze 375

den, die sich an die Erwerbsgeminderten richten, sowie solchen flr ihre Haus-
haltsmitglieder.®® Erwerbsminderungsrentner(innen) sind per Definition nur
noch eingeschrankt in der Lage, erwerbstatig zu sein. Teilweise erwerbsgemin-
derte Personen sind allerdings offiziell dazu angehalten, etwas hinzuzuverdie-
nen (siehe Abschnitt 9.1.1). Ob eine Erwerbsbeteiligung realisiert werden kann,
ist indes nicht nur vom Leistungsvermdgen abhangig, sondern auch von der
Qualifizierung und den Erwerbschancen am Arbeitsmarkt.

In der Analyse wurde deutlich, dass die betrachteten Erwerbsminderungsrent-
ner(innen) zum Teil gering qualifiziert sind und vor der Berentung oftmals langer
arbeitslos oder atypisch beschaftigt waren (siehe Abschnitt 13.3.2 und 14.3.5).
Ein anderer Teil war aber Uber eine lange Zeit beschaftigt und hat im Zuge des-
sen relevante Kenntnisse, Fertigkeiten und berufliche Erfahrungen gesammelt
(ebd.). Es ist anzunehmen, dass die erste Teilgruppe eher geringe Erwerbs-
chancen hat, die zweite dagegen relativ gute. Beide Gruppen muissen durch
geeignete MaRnahmen erreicht werden.

Eine erste Moglichkeit, die Erwerbstatigkeit der Erwerbsminderungsrentner(in-
nen) zu foérdern, bietet die medizinische und berufliche Rehabilitation, welche
von verschiedenen Leistungstragern angeboten wird (§ 6 SGB IX). In der medi-
zinischen Rehabilitation der Rentenversicherung wird durch multiprofessionelle
Therapien versucht, die Erwerbsfahigkeit zu stabilisieren oder zu verbessern
(vgl. Deutsche Rentenversicherung 2014a, 23). Ziel ist es vor allem, eine Er-
werbsminderung zu vermeiden. Nichtsdestotrotz ist eine medizinische Reha
auch bei einer bestehenden Erwerbsminderung angebracht, wenn die verblie-
bene Erwerbsfahigkeit dadurch glinstig beeinflusst werden kann.

Die besondere Situation der Erwerbsgeminderten Iasst sich mit den schon vor-
handenen Konzepten hinreichend berlcksichtigen: Zum Beispiel werden zu Be-
ginn der medizinischen Rehabilitation individuelle Reha-Ziele ausgehandelt,
welche auch an den persénlichen Zielen und der beruflichen Situation der Re-
habilitand(inn)en orientiert sind (vgl. ebd., 21-31). Die Behandlung orientiert sich
an diesen Zielen. Fir besondere berufliche Problemlagen gibt es spezifische

% Der zweite Bereich der Forderung des Einkommensbezugs wird in Abschnitt 17.4.4 be-
handelt.
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Angebote, wie die medizinisch-beruflich orientierte Rehabilitation (MBOR). Fer-
ner wird zu Lebensstilanderungen angeregt, sofern diese relevant sind. Ist eine
Betreuung Uber die meist dreiwdchige Rehabilitation hinaus sinnvoll, kdnnen
wohnortnahe Nachsorgeleistungen anschlief3en (vgl. ebd.).

Wichtig ist, dass den Betroffenen medizinische Rehabilitationsleistungen gezielt
angeboten werden, um die Erwerbsbeteiligung zu férdern — zumindest sofern
sie grundsatzlich erfolgsversprechend sind. Das aktive Zugehen ist erforderlich,
weil Erwerbsminderungsrentner(inne)n oft nicht bekannt ist, dass es entspre-
chende Angebote gibt oder dass sie auch wahrend des Rentenbezugs an-
spruchsberechtigt sind (vgl. Martin/ Zollmann 2013c).

Gleiches giltim Grunde fur die berufliche Rehabilitation der Rentenversicherung
(Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben), die unter anderem Hilfen zur Erhal-
tung oder Erlangung eines Arbeitsplatzes, BildungsmaRnahmen und Eingliede-
rungszuschisse umfasst. Mit diesen Leistungen wird entweder der Verbleib im
alten Job oder eine berufliche Neuausrichtung unterstitzt, wenn der friihere Be-
ruf nicht mehr ausgelibt werden kann (vgl. Deutsche Rentenversicherung
2014a, 41-42).

Daruber hinaus ist es essentiell, dass der Arbeitsmarkt Beschaftigungsmoglich-
keiten fur Erwerbsminderungsrentner(innen) bietet. Gefragt sind flexible Arbeit-
geber und Arbeitsplédtze, die trotz der zeitlich und leistungsmaRig begrenzten
Erwerbsfahigkeit sowie eventueller gesundheitlicher Einschrankungen ausge-
flllt werden kénnen.% Dass solche Bedingungen haufig fehlen, zeigte sich auch
im Zuge der Befragung von Erwerbsminderungsrentner(inne)n: 26,2 Prozent
gaben an, die Erwerbsminderungsrente beantragt zu haben, weil keine Aussicht
auf eine geeignete Beschaftigung bestand.

Demzufolge kdnnte ein zweiter wichtiger Ansatz darin bestehen, mit den noch
vorhandenen oder potentiellen Arbeitgebern ins Gesprdch zu kommen, um Op-
tionen und Interessen gemeinsam zu erdrtern. Zum Beispiel kdnnte ausgehan-
delt werden, dass Erwerbsminderungsrentner(innen) — abhangig von ihnrem Be-

% Studien zufolge, ist dies aus Sicht der Betroffenen entscheidend (vgl. Hasselhorn/ Rauch
2013, 344-345).
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ruf und dem konkreten Einsatzgebiet — ihre friihere Tatigkeit mit einer reduzier-
ten Stundenzahl wieder aufnehmen oder auf eine andere, besser geeignete
Stelle wechseln. Der Verbleib der erwerbsgeminderten Personen im Unterneh-
men bzw. deren Neueinstellung kann dabei durch flankierende Leistungen
(bspw. stufenweise Wiedereingliederung, Rehabilitation, Hilfsmittel) erleichtert
werden. Zugleich kann im Zuge des Kommunikationsprozesses versucht wer-
den, bei den Arbeitgebern mehr Verstandnis fur die veranderte Situation der
beeintrachtigten Arbeitnehmer(innen) zu erzeugen, was fur die Betroffenen es-
sentiell ist (vgl. Edén et al. 2007, 1722-1725). Die Rentenversicherung realisiert
derzeit bereits einen solchen Kommunikationsprozess im Rahmen des soge-
nannten Firmenservices.®® Das Angebot setzt bisher im Vorfeld der Erwerbs-
minderung an, was unter praventiven Gesichtspunkten auch beziglich der Un-
tersuchungsgruppe sinnvoll ware. Zusatzlich lielRe sich das Angebot aber ver-
mutlich auch unkompliziert auf die Zielgruppe ausweiten.

Um Arbeitgeber zu erreichen, ist ebenfalls ein aktives Zugehen geboten. Wiirde
sich herausstellen, dass sie prinzipiell schlecht zu erreichen oder wenig ge-
sprachsbereit sind, ware des Weiteren denkbar, diese zur Kooperation zu ver-
pflichten. Vorbildhaft fir eine solche Losung kann — zumindest fir Erwerbsge-
minderte, die aus der Beschaftigung heraus berentet werden — der in den Nie-
derlanden praktizierte Gatekeeper-Ansatz sein. Nach diesem sind sowohl Un-
ternehmen als auch Mitarbeiter(innen) verantwortlich, sich um die Erwerbsfa-
higkeit und eine rasche Wiedereingliederung nach Krankheitsepisoden zu be-
muhen (vgl. Mittag et al. 2014, 10). Eine mangelnde Mitarbeit wird fir beide
Seiten sanktioniert, ebenso wie ein zu groRer Anteil an Mitarbeiter(inne)n, die
innerhalb eines Unternehmens eine Erwerbsminderung erleiden (vgl. ebd., 9-
15).9 Alternativ zu den Sanktionen kénnten auch Anreize fir eine Beschafti-
gung von Erwerbsminderungsrentner(inne)n erwogen werden. Bspw. wére eine
befristete Entlastung der Arbeitgeber von den Lohnnebenkosten denkbar.

% www.deutsche-rentenversicherung.de/firmenservice

% Die konkrete Ausgestaltung eines solchen Ansatzes (bspw. Zeitfenster, Sanktionen)
muss allerdings, auch hinsichtlich der méglichen Auswirkungen (bspw. scharfere Selek-
tion der Mitarbeiter(innen) im Bewerbungsverfahren), genau durchdacht werden (vgl.
ebd., 16-17).
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An die Kommunikation mit Unternehmen knUpft ein dritter Ansatz an, der insbe-
sondere fir Erwerbsgeminderte, deren letzte Beschaftigung schon lange zu-
ruckliegt, relevant ist: Mittels eines Fallmanagements kdnnten Erwerbsminde-
rungsrentner(innen) an die Wiederaufnahme einer Beschéftigung herangefiihrt
und dabei unterstiitzt werden. Dies wirde die Suche nach geeigneten Stellen,
Hilfe bei der Bewerbung, die Vermittlung flankierender Leistungen (bspw. Fort-
bildung, Rehabilitation) sowie die Motivierung umfassen. Dementsprechend
ware es empfehlenswert, das Fallmanagement eng mit dem zweiten Ansatz ei-
ner Kommunikation mit Arbeitgebern zu vernetzen. Es kdnnte bei der Renten-
versicherung und der Bundesagentur fir Arbeit, besser aber an trageribergrei-
fender Stelle angesiedelt sein.

Ein vierter Ansatzpunkt besteht darin, den Hinzuverdienst fiir Erwerbsminde-
rungsrentner(innen) attraktiver zu machen. Das geltende Recht gestattet zu-
satzliche Einklnfte in begrenztem Umfang. Die konkreten Grenzwerte werden
fur teilweise und voll Erwerbsgeminderte separat und unter anderem abhangig
von den Entgeltpunkten bestimmt, welche in den drei Jahren vor der Berentung
erzielt wurden (§ 96a SGB VI). Die Regelung folgt der Idee, dass Erwerbsmin-
derungsrentner(innen), die Erwerbseinkiinfte oberhalb der Grenzen erwirtschaf-
ten kénnen, nicht auf die gesetzliche Absicherung angewiesen und in diesem
Sinne nicht mehr im festgestellten Umfang erwerbsgemindert sind. Sie ist
grundsatzlich plausibel.

Nichtsdestotrotz fiihrt die bisherige Stufenregelung dazu, dass sich die Er-
werbsarbeit neben dem Rentenbezug — insbesondere bei Geringverdie-
ner(inne)n — in bestimmten Fallen nicht rechnet: In Tabelle 45 sind exemplarisch
die Hinzuverdienstgrenzen fur eine erwerbsgeminderte Person mit 0,78 Entgelt-
punkten pro Jahr vor der Berentung dargestellt.

Wirde diese bei voller Erwerbsminderung bspw. in einer geringflugigen Be-
schaftigung 450 Euro erwirtschaften, erhielte sie bei einer Erwerbsminderungs-
rente von 1.000 Euro insgesamt 1.450 Euro pro Monat. Schon bei einem Hin-
zuverdienst von 451 Euro wirde die Rente um ein Viertel reduziert und das
Einkommen entsprechend auf

451 Euro + 0,75 * 1.000 Euro = 1.201 Euro
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sinken. Bei einem Gehalt von 700 Euro, fir welches die gleiche Person vermut-
lich mehr arbeiten musste, ergabe sich rechnerisch der gleiche Betrag wie im
Falle der Geringfugigkeit:

700 Euro + 0,75 * 1.000 Euro = 1.450 Euro.

Erst (deutlich) oberhalb von 700 Euro ware die Erwerbstatigkeit wieder vorteil-
haft — bis zum nachsten Grenzwert (Tabelle 45).

Tabelle 45: Exemplarische Hinzuverdienstgrenzen (West 2015, in Euro)

Teilweise Volle
Erwerbsminderung Erwerbsminderung
Volle EM-Rente 1525,80 Euro 450,00 Euro
% EM-Rente - 1127,76 Euro
2 EM-Rente 1857,49 Euro 1525,80 Euro
Ya EM-Rente - 1857,49 Euro

Quelle: fiktives Beispiel, eigene Berechnungen®

Das einfache Beispiel zeigt auf, das starre Hinzuverdienstgrenzen ungunstig
sind, wenn man Erwerbsgeminderte zumindest in einem gewissen Umfang zur
Erwerbstatigkeit anregen will. Besser geeignet erscheint eine proportionale An-
rechnung des tatsachlich erzielten Erwerbseinkommens, wie im Falle der Hin-
terbliebenenrenten (§ 97 SGB VI). Dort werden Einkiinfte oberhalb eines vari-
ablen Freibetrags® zu 40 Prozent angerechnet. Im zuvor genannten Beispiel
wirde die voll erwerbsgeminderte Person mit 1.000 Euro Rente bei 450 Euro
Hinzuverdienst analog zur bisherigen Regelung 1.450 Euro pro Monat einneh-
men. Bei 451 Euro Gehalt erhielte sie allerdings nicht nur 1.201 Euro, sondern
1.451 Euro, weil noch keine Einkommensanrechnung stattfande. Bei 700 Euro
ware das ebenso. Bei einem héheren Hinzuverdienst von 900 Euro wirde die
Rente zwar reduziert. Aufgrund der proportionalen Anrechnung und des Freibe-
trags ergaben sich aber insgesamt trotzdem

97 Berechnet nach § 96a SGB VI mit der Bezugsgrofe West 2015 (2.835 Euro; Deutsche
Rentenversicherung Bund 2015a, 13) und 2,34 Entgeltpunkten (0,78 pro Jahr, geman
Mittelwert der Untersuchungsgruppe).

% Der Freibetrag ist abhangig vom aktuellen Rentenwert und von der Zahl der Kinder mit
Waisenrentenanspruch. Fir kinderlose Erwachsene in den alten Bundesléndern lag er
2015 bei 771,14 Euro.
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900 Euro + 1.000 Euro — 0,4 * (900 Euro — 771,14 Euro) = 1.848,46 Euro,

womit dennoch einen Vorzug zur zuvor genannten Gehaltsstufe besteht. Die
alternative Berechnung bemisst unterschiedliche Hinzuverdienste somit deut-
lich fairer als die geltende Regelung. Ob sie auch insgesamt vorteilhafter ware,
héngt von der Héhe der Freigrenze ab, welche vor allem unter Kostengesichts-
punkten festzulegen ware.

Insgesamt wurde deutlich, dass es ganz unterschiedliche Ansatzpunkte gibt, an
denen die Erwerbstatigkeit der Erwerbsminderungsrentner(innen) gefordert
werden kann. Bei allen Interventionen sollte aber unbedingt im Blick behalten
werden, dass eine Erwerbsbeteiligung nur im Rahmen der verbliebenen Leis-
tungsfahigkeit und keinesfalls auf Kosten der Gesundheit erfolgen darf. Wann
dies gegeben ist, muss im Einzelfall abgewogen werden: Selbst eine voll er-
werbsgeminderte Person, die per Definition nicht einmal drei Stunden pro Tag
am allgemeinen Arbeitsmarkt einsetzbar ist, kann sich so mit ihrer Erkrankung
arrangiert haben, dass eine 20-stlindige Erwerbstatigkeit pro Woche mdglich
ist. Umgekehrt kann aber auch eine unter-dreistiindige Beschaftigung schaden,
wenn die Arbeitsbedingungen der individuellen Situation nicht angemessen
sind. In diesem Zusammenhang kénnte das bereits angesprochene Fallma-
nagement eine zentrale Instanz sein, welche Erwerbsminderungsrentner(innen)
berat und Uberwacht, ob eine Erwerbsentscheidung negative Folgen zeitigt.
Darlber hinaus ist freilich daflir zu sorgen, dass erwerbsgeminderte Personen
nicht aufgrund materieller Zwange zur Arbeit gedrangt werden. Die bereits ge-
forderte auskdmmliche gesetzliche Sicherung (siehe Abschnitt 17.4.1) und das
ErschlieRen weiterer Einkommensquellen im Haushaltskontext (siehe Abschnitt
17.4.4) sind dafir essentiell.

17.4.3  Erwerbsbeteiligung der Haushaltsmitglieder férdern

Anschlief3end an den vorherigen Handlungsbereich lasst sich die Erwerbsbetei-
ligung der Haushaltsmitglieder bzw. der Lebensformen von Erwerbsgeminder-
ten als zentraler Aspekt zur Verbesserung der materiellen Lage benennen. Sie
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sollte ebenfalls geférdert werden — bestenfalls moglichst friihzeitig, so dass eine
kontinuierliche Beschéftigung moglich ist.%

Eine erste, aber zentrale Option, die auch im vorigen Abschnitt zur Sprache
kam, ist die medizinische und berufliche Rehabilitation. Sie kann dazu beitra-
gen, dass die Erwerbsfahigkeit stabilisiert wird. Aufierdem empfiehlt es sich —
sowohl fiir Erwerbsgeminderte als auch ihre Angehdrigen — beginnende ge-
sundheitliche Einschrdnkungen friihzeitig zu bearbeiten, um eine Chronifizie-
rung zu vermeiden. Eine Kooperation der Rentenversicherung mit anderen be-
teiligten Akteuren, wie bspw. der Krankenversicherung, den Hausarzt(inn)en
und den Arbeitgebern, ware dafur sehr winschenswert. Insbesondere bei hau-
figen und/ oder langen Krankheitsepisoden kdnnte zudem das erwahnte trager-
Ubergreifende Fallmanagement ansetzen, das die betreffenden Personen unter
anderem Uber die optimale Behandlung und flankierende Maf3nahmen beraten
kénnte.

Geeignete erwerbsbezogene Konzepte sind ausreichend vorhanden: Sie rei-
chen vom Praventionskurs Uber das betriebliche Gesundheitsmanagement
(BGM) bis zum betrieblichen Eingliederungsmanagement (BEM) und der stu-
fenweisen Wiedereingliederung nach Krankheit. Insgesamt ist wichtig, dass ge-
sundheitliche Praventions- und Behandlungsangebote aktiv an die armutsge-
fahrdeten Erwerbsminderungshaushalte herangetragen werden (siehe auch
Abschnitt 17.4.2).

Dariuiber hinaus mussen verschiedene weitere Punkte gewahrleistet sein, um
eine stabile Einbindung in das Erwerbssystem zu erreichen: Zum einen ist —
insbesondere fiir nichterwerbstatige oder arbeitslose Personen in der Ziel-
gruppe — eine kompetente und effektive Arbeitsvermittlung nétig. Diese muss
bei Bedarf auch von flankierenden MaRnahmen (Qualifizierung, Fortbildung,
Eingliederungshilfen etc.) begleitet werden. Vor dem Hintergrund, dass ein er-
heblicher Teil der Untersuchungsgruppe gering qualifiziert oder in anderer Hin-
sicht sozial vulnerabel ist (siehe Abschnitt 10.2 und 13.3), sollte diesem Ansatz

% Das Gesagte gilt — in praventiver Perspektive — auch fiir die Erwerbsminderungsrent-
ner(innen).
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besondere Aufmerksamkeit geschenkt werden. Hier steht naturgemafl insbe-
sondere die Bundesagentur fur Arbeit in der Pflicht. Auch die Rentenversiche-
rung und andere Akteure konnten aber beteiligt werden, wenn man zum Beispiel
an das bereits angesprochene Konzept des Firmenservice denkt (siehe Ab-
schnitt 17.4.2).

Zum anderen muss sozialpolitisch weiter daran gearbeitet werden, dass eine
flexible, aber méglichst kontinuierliche Erwerbsbeteiligung beider Geschlechter
moglich ist. Die theoretischen und empirischen Betrachtungen in dieser Arbeit
zeigten deutlich auf, dass die Vereinbarkeit von Familie und Beruf am Arbeits-
markt oftmals nicht gegeben ist (siehe Abschnitt 5.5). Dies ist — wie gezeigt
wurde — insbesondere fir die Erwerbsbeteiligung von Frauen in Partnerschaften
und Familien nachteilig und schlagt sich unter anderem in der beruflichen Plat-
zierung, den Karrierechancen, den Unterbrechungen des Erwerbsverlaufs, der
Einkommensposition und der Alters- und Erwerbsminderungsvorsorge nieder
(siehe Abschnitt 6.2, 6.3, 14.2.1, 14.3.4 und 14.3.5; vgl. BMFSFJ 2013, 42-44,
110-114, 133-142; Kalina/ Weinkopf 2014, 4-5; Frommert/ Strau 2013).

Im Erwerbsminderungsfall schadet dies nicht nur den betroffenen Frauen, son-
dern der ganzen Lebensform — insbesondere, wenn die Erwerbsminderung den
meist mannlichen Haupteinkommensbezieher trifft (sieche Abschnitt 14.1.1,
15.4.3, 15.5 und 16.6). Es besteht entsprechend grof3er Handlungsbedarf, vor
allem mit Blick auf Erwerbsminderungsrentnerhaushalte mit einem relevanten
Erwerbsminderungsrisiko.

Ein weiterer Aspekt setzt auf den beiden zuvor genannten Ansatzen auf und
betrifft die (vor allem wirtschaftlichen) Anreizstrukturen: Wie schon bezuglich
der Hinzuverdienstgrenzen angeregt wurde (siehe Abschnitt 17.4.2), muss das
sozialstaatliche Regelwerk Erwerbsanreize setzen. Insbesondere mit Blick auf
Geringverdiener(innen) muss gewahrleistet sein, dass eine Erwerbsbeteiligung
materiell vorteilhafter ist als eine Nichterwerbstatigkeit oder der Bezug staatli-
cher Leistungen. Ansatzpunkte lassen sich nicht nur im Leistungsrecht des SGB
Il und SGB lll finden, sondern auch in der rentenrechtlichen Bewertung von Zei-
ten, in denen eine sozialversicherungspflichtige Beschaftigung ausgelibt wurde
(siehe auch Abschnitt 17.4.1).
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Die kurz angerissenen Punkte flihren vor Augen, wie weitreichend und komplex
das Spannungsfeld ist, indem sich die Erwerbsbeteiligung und Arbeitsteilung in
den Lebensformen und damit auch die Bedingungen der materiellen Absiche-
rung bei Erwerbsminderung entwickeln. Um in diesem Spannungsfeld etwas
auszurichten, ist ein breites Blindel an MalRnahmen und eine Kooperation meh-
rerer Leistungstréger und Akteure unabdingbar. Uberdies miissen Interventio-
nen bestenfalls nicht erst im Erwerbsminderungsfall, sondern, wie eingangs ge-
sagt, bereits im frihen Erwerbsverlauf ansetzen. Gelange dies, lieRe sich die
diagnostizierte Vulnerabilitat der Untersuchungsgruppe vermutlich nachhaltig
reduzieren und ihre materielle Eigenstandigkeit steigern, womit die Armutsge-
fahrdung bei Erwerbsminderungsrenten wahrscheinlich in einem erheblichen
Umfang gesenkt werden konnte.

17.4.4  Betriebliche und private Vorsorge verbessern

In Abschnitt 17.4.2 wurde bereits auf die Bedeutung hingewiesen, welche der
Zugang zu relevanten Einkommensquellen fir die Erwerbsminderungsrentner-
haushalte hat. Dies gilt grundsatzlich — aber besonders im Falle einer Armuts-
gefahrdung und wenn die gesetzliche Erwerbsminderungsrente sowie die Mog-
lichkeiten zu einer Erwerbsbeteiligung begrenzt sind. Eine erste wesentliche
Einkommensquelle eréffnet die zusatzliche betriebliche und private Erwerbs-
minderungsvorsorge (siehe Abschnitt 9.1.2). Wie ausgeflhrt wurde, soll diese
nach sozialpolitischer Vorstellung kombiniert mit der gesetzlichen Erwerbsmin-
derungsrente eine ausreichende materielle Sicherung der Untersuchungs-
gruppe gewahrleisten.

Empirisch ist die ergdnzende Absicherung allerdings weder in der Bevdlke-
rung'® (vgl. Steffen 2015, 17-18) noch in der Untersuchungsgruppe flachende-
ckend verbreitet. Nur 20,2 Prozent der befragten Erwerbsminderungsrentner(in-

1% |n der Bevolkerung haben ca. 60 Prozent eine betriebliche Zusatzversicherung (generell,
ohne Bezug auf das Erwerbsminderungsrisiko) und ca. ein Drittel einen Riester-Vertrag
(vgl. Steffen 2015, 17-18).
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nen) erhielten nach eigener Angabe Leistungen aus einer betrieblichen und/ o-
der privaten Erwerbsminderungsversicherung.'® Dass dem so ist, hat damit zu
tun, dass sich die Policen vor allem auf die Altersvorsorge konzentrieren. Das
Erwerbsminderungsrisiko ist oftmals nicht oder nur eingeschrankt versichert:
Insbesondere bezlglich der privaten Vorsorge ist bekannt, dass haufig rele-
vante Leistungsfalle (bspw. Erwerbsminderung infolge typischer berufsbeding-
ter Erkrankungen oder Vorerkrankungen) vertraglich ausgeschlossen oder nur
zu unrealistisch hohen Beitragen versichert werden. Teilweise werden Perso-
nen mit ,negativen Risiken” (bspw. in Berufen mit hohem Erwerbsminderungs-
risiko, bei Vor- oder friiheren Erkrankungen) sogar von vornherein abgewiesen
(vgl. Stiftung Warentest 2010; Stiftung Warentest 2009; Deutscher Bundestag
2009; Nirnberger 2009).

Um kunftig eine flachendeckende Vorsorge zu erzielen, welche auch fiir Perso-
nen mit geringen Einkiinften im Erwerbsminderungsfall relevante Einnahmen
liefert, waren demnach verbindliche Regelungen zur Angebotsseite erforderlich.
Unter anderem ist gesetzlich zu fixieren, dass die betriebliche und private Vor-
sorge einen Erwerbsminderungsschutz regelhaft einschlieft — zumindest, so-
fern nicht schon eine gesonderte Versicherung besteht. AuRerdem muss den
Anbietern der privaten Vorsorge untersagt werden, bestehende oder fir eine
Berufsgruppe typische Erkrankungen und Beeintrachtigungen aus dem Versi-
cherungsschutz auszuschlieRen. Ferner sollten Obergrenzen fir die Versiche-
rungsbeitrage definiert werden (z. B. einkommensabhangig), um die Versiche-
rungsnehmer(innen) finanziell nicht zu Uberfordern (vgl. auch Kruse/ Kruse
2016, 46-47). Zugleich muss bedacht werden, dass zu strenge Regelungen
eventuell dazu fuhren, dass sich Anbieter aus dem Versicherungszweig zurtick-
ziehen. Folglich ist abzuwagen, welche Vorgaben sachdienlich sind.

Uber die Angebote und den Zugang zu diesen hinaus, ist wichtig, dass die Er-
trdge der privaten und betrieblichen Versicherung hoch genug sind, um nach
einer angemessenen Versicherungszeit einen relevanten Beitrag zur Absiche-
rung bei Erwerbsminderung leisten zu kdnnen. Sie sollten fair kalkuliert und zu-
kunftssicher sein. Bisher kann fur die Mehrheit der Versicherten nicht davon

101 4,0 Prozent bezogen Leistungen aus einer privaten Police, 8,6 Prozent aus der Zusatz-
versorgung des &ffentlichen Dienstes und 9,5 Prozent aus einer Betriebsrente.
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ausgegangen werden, dass dies gewahrleistet ist, wie unter anderem eine rela-
tiv aktuelle Analyse von Johannes Steffen zeigt (Steffen 2014). Auch diesbe-
zlglich mussen die notwendigen (u. a. rechtlichen) Rahmenbedingungen ge-
schaffen werden.

Des Weiteren sind auch auf der Nachfrageseite Interventionen angebracht, al-
lerdings nur auf Basis der zuvor genannten Anpassungen. So sollten Erwerbs-
tatige besser (liber die Bedeutung und die Optionen der privaten und betriebli-
chen Vorsorge aufgeklért werden. Dabei sind adressatengerechte, transparente
Informationen gefragt. Optimal ware eine saulenubergreifende Renteninforma-
tion nach schwedischem Vorbild, welche den zu erwartenden personlichen Ren-
tenanspruch bei Erwerbsminderung und im Alter Uber alle drei Sicherungssau-
len hinweg darstellt (vgl. Haupt/ Kluth 2012, 223-224). Dies lief3e sich grund-
satzlich umsetzen, wiirde aber unter anderem eine trageribergreifende Koope-
ration voraussetzen.

Wenn sich eine verstarkte Information allein nicht als ausreichend erwiese, um
die betriebliche und private Absicherung so zu férdern, dass diese bei Erwerbs-
minderung eine relevante Einkommensquelle boten, konnte eine generelle Ver-
sicherungspflicht wie bei der Krankenversicherung erwogen werden. Diese
wirde das Handlungsfeld eventuell zugleich furr die Anbieterseite attraktiv halten
(trotz strengerer Vorgaben, wie oben gesagt).

Es wurde deutlich, das insbesondere Interventionen notwendig sind, welche die
Angebote und Ertréage der betrieblichen und privaten Erwerbsminderungsvor-
sorge verbessern. Es wurden auch dariber hinaus Ansatze skizziert; weitere
sind denkbar. In jedem Fall gilt, dass die Férderung der zusatzlichen Absiche-
rung des Erwerbsminderungsrisikos keine akute Problemlésung leisten kann.
Praventiv ist sie allerdings sehr bedeutsam.

17.4.5 Zugang zu ergédnzender sozialer Sicherung erleichtern

Ein weiterer Ankniipfungspunkt, um Armutslagen bei Erwerbsminderung zu ver-
meiden, bietet sich bezlglich der staatlichen Mindestsicherung (bspw. Sozial-
hilfe, Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, Arbeitslosengeld Il
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und Sozialgeld). Die Inanspruchnahme derartiger Leistungen geht den Analy-
sen zufolge typischerweise mit einer kritischen materiellen Lage und einem ho-
heren Armutsrisiko einher (siehe Abschnitt 15.4.4 und 16.5.3). Wie erlautert,
erklart sich das vor allem daraus, dass nur Personen und Haushalte mit sehr
niedrigen Einklnften anspruchsberechtigt sind (siehe auch Fulinote 51). Trotz
des ermittelten Zusammenhangs ist also davon auszugehen, dass auch die
staatliche Mindestsicherung im Erwerbsminderungsfall eine wichtige Einkom-
mensquelle bildet — zumindest, wenn andere verfligbare Einkiinfte keine aus-
reichende materielle Sicherung gewahrleisten.

Allerdings muss eine staatliche Unterstiitzung auf eigene Initiative beantragt
werden. Dies ist problematisch, weil daraus vor dem Hintergrund gesundheitli-
cher Beeintrachtigungen und geringer Finanzmittel fiir die Zielgruppe eine zu-
satzliche Belastung entstehen kann (z. B. Schwierigkeiten beim Ausfullen von
Formularen, Kosten fiir die Fahrt zum zustandigen Amt, Angst vor dem Kontakt
mit Sachbearbeiter(inne)n vor Ort). Deswegen sowie aus Schamgefiihl, verzich-
tet wahrscheinlich ein relevanter Teil der Betroffenen auf die Antragstellung.

Es ertffnet sich demzufolge ein weiterer Ansatzpunkt fir Verbesserungen, der
zum Ziel hat, armutsgefahrdeten Erwerbsminderungsrentner(inne)n und ihren
Lebensformen den Zugang zu staatlichen Leistungen zu erleichtern. Zu diesem
Zweck kdnnte Versicherten zum einen automatisch — bspw. mit dem Rentenbe-
scheid — ein Antrag auf soziale Unterstlitzung zugesendet werden, sofern Hin-
weise auf eine Armutsgeféahrdung bestehen (siehe Abschnitt 16.6).

Zum anderen sollten adressatengerechte Hilfestellungen gegeben werden
(bspw. unentgeltliche Hilfe beim Ausfullen der Antrage, Beratung). Diese betref-
fen auch die mit der Beantragung verbundenen Wege, welche erwerbsgemin-
derten Personen nach Mdglichkeit erspart oder erleichtert werden sollten (bspw.
Begleitung zum Amt, Fahrtkostenvorschuss und -erstattung, postalische Erledi-
gung). Als Anbieter derartiger Hilfen kame unter anderem das bereits erwahnte
tragerubergreifende Fallmanagement infrage (siehe Abschnitt 17.4.2).

Uber die Mindestsicherungsleistungen hinaus ist zu erwagen, ob armutsgefahr-
dete Erwerbsminderungsrentner(innen) und ihre Angehdrigen beziiglich der
medizinischen Versorgung kiinftig besser unterstiitzt und finanziell entlastet
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werden konnen. Eine Option ware, sie automatisch von Zuzahlungen fur Medi-
kamente, Hilfsmittel und Therapien zu befreien.

Denn in der Befragung von Erwerbsminderungsrentner(inne)n wurde in Frei-
textangaben deutlich, dass solche Zuzahlungen oft ein Problem darstellen. Zu-
dem gab ein Teil der Erwerbsminderungsrentner(innen) bei den Fragen zur me-
dizinischen Rehabilitation explizit an, wegen der Zuzahlungen auf eine Rehabi-
litation verzichtet zu haben.’® Wenn man davon ausgeht, dass Medikamente,
Hilfsmittel und Behandlungen nur verordnet werden, wenn sie aus medizini-
scher Sicht notwendig sind, ware es zweifelsfrei gerechtfertigt, zumindest ar-
mutsgefahrdete Erwerbsgeminderte von Zuzahlungen zu entlasten. Nur so
wilrde man gewahrleisten, dass die Betroffenen medizinisch ausreichend ver-
sorgt sind und sich ihr Zustand nicht (vermeidbar) verschlechtert. Im besten Fall
kann man erreichen, dass Betroffene ihre Erwerbseinschrankungen mit Hilfe
der medizinischen Leistungen verbessern oder so weit zu kontrollieren lernen,
dass eine eigenstandige(re) materielle Existenzsicherung maglich wird.

17.5 Fazit und Ausblick

Es wurde deutlich, dass sich verschiedene Ansatze aus verschiedenen Hand-
lungsbereichen benennen lassen, die zur Verbesserung der materiellen Lage in
Haushalten von Erwerbsminderungsrentner(inne)n beitragen (siehe Abschnitt
17.4). Sie greifen teilweise das bestehende Recht auf (bspw. aus der Reform
2014, siehe Abschnitt 17.4.1) und gehen teilweise darliber hinaus.

Einige der Ansatze richten sich auf die akute Problemlage (bspw. Anpassungen
der Berechnung der Erwerbsminderungsrente, Zugang zu sozialstaatlichen
Leistungen). Sie haben den Vorteil, dass sie mehrheitlich relativ konkret auf die
Zielgruppe fokussiert werden kénnen. Allerdings sind sie mit erheblichen Kosten
verbunden, wenn sie die Armutsgefahrdung bei Erwerbsminderung wirksam be-
kampfen sollen: Einerseits wegen des umfanglichen Personenkreises, der im
Erwerbsminderungsfall derzeit armutsgefahrdet ist (39,3 Prozent der Haushalte,
siehe Abschnitt 16.2.1); andererseits aufgrund der oftmals langen Zeitdauer, in

102 15,5 Prozent der Erwerbsminderungsrentner(innen), die funf Jahre vor der Berentung keine medi-
zinische Rehabilitation beantragt haben, sahen aufgrund der erwarteten Zuzahlungen davon ab
(vgl. Méartin et al. 2014, 61-62).
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der eine Problemlage im Einzelfall besteht (31,6 Prozent unbefristete Erwerbs-
minderungsrenten, ausgehend von der Neuberentung im Schnitt rund 15 Jahre
bis zur geltenden Regelaltersgrenze).

Andere MalRnahmen sind eher praventiv ausgerichtet (bspw. Férderung der pri-
vaten und betrieblichen Vorsorge) oder sind sowohl praventiv als auch im
akuten Erwerbsminderungsfall erfolgversprechend (bspw. Forderung der Er-
werbstatigkeit). Teilweise handelte es sich um Ubergreifende Interventionen, die
dem entsprechen, was sozialpolitisch generell wiinschenswert ware. Solche An-
satze sind, wie deutlich wurde, oft relativ aufwandig: Sie missen teilweise in
ganz anderen Feldern ansetzen als dem eigentlichen ,Problemfeld®, erfordern
demnach eine akteursubergreifende Kooperation und Uberdies ein aktives Zu-
gehen auf die Adressaten. Sie richten sich ferner an einen relativ breiten Perso-
nenkreis, weil zum Interventionszeitpunkt noch nicht feststeht, wer tatsachlich
eine Erwerbsminderung und eine materielle Notlage erleidet. Dennoch lassen
sich solche Interventionen auch auf die Personen und Haushalte fokussieren,
die ein hohes Risiko aufweisen, im Fall einer Erwerbsminderung unter die Ar-
mutsgrenze zu geraten. Dies gelingt mit Hilfe der Merkmale, die in der multiva-
riaten Analyse ermittelt wurden (siehe Abschnitt 16.6).1%

Die tatsachlichen Kosten praventiver Interventionen sind angesichts des er-
wahnten Aufwands vermutlich ebenfalls hoch. Grundsatzlich ist aber davon aus-
zugehen, dass die friihzeitigen Leistungen erhebliche Folgekosten (z. B. staat-
liche Transfers, Erwerbsminderungsrenten, aufwandigere Teilhabeleistungen)
sparen, weil sie erreichen, dass die bearbeitete Problemlage in vielen Fallen
abgeschwacht und in manchen Fallen gar nicht erst erzeugt wird. Wahrschein-
lich sind sie damit effektiv kostenguinstiger als L6sungen, die nur die Folgen des
Problems mildern. Dennoch hangt es, wie wiederholt betont wurde, stark mit
den verflgbaren finanziellen Ressourcen zusammen, welche Mallnahmen um-
setzbar sind und umgesetzt werden. Deswegen ist auch mit Blick auf die Finan-
zierung eine trageribergreifende Zusammenarbeit essentiell (sieche Abschnitt
17.3).

193 Gegebenenfalls kdnnte der Personenkreis weiter eingegrenzt werden, indem bspw. nur
Personen mit hohem Erwerbsminderungsrisiko gefiltert werden (vgl. Bethge et al. 2011).
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Uberdies muss gepriift werden, an welchen Stellen Manahmen eingefiihrt wer-
den mussen und an welchen vielleicht schon geeignete Angebote vorliegen, die
auch auf die Zielgruppe angewendet bzw. angepasst werden kénnen. Wie ge-
sagt wurde, gibt es bereits empfehlenswerte Konzepte (bspw. Glinstigerpri-
fung, Rehabilitation, Firmenservice). Um die materielle Lage der Erwerbsmin-
derungsrentnerhausalte flachendeckend und wirksam zu verbessern, muss
Sorge getragen werden, dass realisierte Konzepte und Angebote in der Ziel-
gruppe hinreichend bekannt sind oder ihr ggf. aktiv angetragen werden. Insbe-
sondere bei der Pravention ist alles daran zu setzen, dass die Zielgruppe frih-
zeitig erreicht wird, weil diese nur dann eine volle Wirkung entfalten kann (bspw.
medizinische Rehabilitation, berufliche Qualifizierung und Erwerbsintegration).
In jedem Fall muss kiinftig daran gearbeitet werden, eine Kumulation von Prob-
lemlagen — beruflicher, materieller, sozialer, gesundheitlicher Art — bei Erwerbs-
minderung zu verhindern (vgl. Hasselhorn/ Rauch 2013, 345-347).

Was mit den skizzierten sozialstaatlichen MalRnahmen letztlich zu erreichen ist,
musste, wie angemerkt, genau berechnet und anschlieRend empirisch Uberpruft
werden (siehe Abschnitt 17.3). Man kann davon ausgehen, dass sich die mate-
rielle Lage der Erwerbsminderungsrentner(innen) und ihrer Haushalte mit einem
ausgewogenen Blindel akuter und praventiver Interventionen relevant verbes-
sern liele.

Allerdings ist — wenn man auf das behandelte Spannungsfeld aus Sozialstaat,
Markt und Kultur rekurriert (siehe Abschnitt 5.1) — klar, dass auch in den ande-
ren Bereichen Veranderungen stattfinden mussten. So misste im Bereich des
Arbeitsmarktes das Arbeitskraftepotential der Untersuchungsgruppe erkannt
und mehr daran gesetzt werden, dass auch gesundheitlich eingeschrankten o-
der erwerbsgeminderten Gesellschaftsmitgliedern eine Erwerbsteilhabe offen
steht — nicht nur auf dem sogenannten zweiten Arbeitsmarkt. Die geforderte
starkere Kooperation mit Arbeitgebern ist diesbezliglich ein erster Schritt. Im
kulturellen Bereich ware nicht nur ein (weiterer) Einstellungswandel bezuglich
der partnerschaftlichen Arbeitsteilung erforderlich, sondern auch beztiglich der
eigenen Verantwortung fur die Gesundheit, die Gestaltung des Erwerbsverlaufs
und die materielle Lage. Dazu ist es freilich erforderlich, die eigenen Gestal-
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tungsmoglichkeiten zu kennen und anwenden zu lernen, was wiederum voraus-
setzt, dass unter anderem die Bedeutung der Erwerbsarbeit fir ein eigenstan-
diges Wirtschaften und eine uneingeschrankte soziale Teilhabe, die Relevanz
eines erfolgreichen Copings und der Nutzen praventiver MalRnahmen verinner-
licht sind. Schnelle Veranderungen sind auf diesem Gebiet nicht zu erwarten.
Dennoch hat sich schon Einiges getan und es kdnnte mit geeigneten Mafl3nah-
men weiterhin viel erreicht werden.

Zusammenfassend lasst sich festhalten, dass bezlglich der materiellen Lage
im Erwerbsminderungsfall ein erheblicher Handlungsbedarf besteht, der sich
mit den Analyseergebnissen begriinden lasst. Zugige Verbesserungen sind vor
allem fur armutsgefahrdete Erwerbsminderungshaushalte notwendig, denn die
Zielgruppe kann das Problem allein nicht 16sen. Der Sozialstaat steht in der
Pflicht. Es muss alles daran gesetzt werden, von der derzeitigen Praxis, bei Er-
werbsminderung sozialstaatliche Leistungen zu gewahren, zu einer echten Ab-
sicherung des Erwerbsminderungsrisikos zu kommen (vgl. Steffen 2015, 19).
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Die vorliegende Arbeit behandelt die materielle Lage von Erwerbsminderungs-
rentner(inne)n im Kontext der privaten Lebensformen. Fokussiert wird auf er-
werbsgeminderte Personen, die eine Erwerbsminderungsrente der gesetzlichen
Rentenversicherung beziehen, weil deren Leistungseinschrankung sozialmedi-
zinisch festgestellt wurde und die Rentenversicherung ein zentraler Trager der
Erwerbsminderungssicherung in Deutschland ist (siehe Kapitel 9).

Der Gegenstand wurde gewahlt, weil eine auskémmliche Erwerbsminderungs-
sicherung auf der einen Seite ein gesetzlich verankertes Ziel der deutschen So-
zialversicherung ist. Auf der anderen Seite wurde in der sozialpolitischen Dis-
kussion vermehrt kritisch hinterfragt, ob dieses Ziel gegenwartig noch erreicht
wird. Zugleich fehlten umfassende empirische Erkenntnisse, mit denen sich der
Sachverhalt serios bewerten liel3e — vor allem mangels einer adaquaten Daten-
grundlage (siehe Kapitel 8 und 10). In einem Forschungsprojekt der Rentenver-
sicherung wurde eine solche Datenbasis geschaffen. Sie vereint Daten aus ei-
ner reprasentativen Befragung von Erwerbsminderungsrentner(inne)n und rele-
vante Routinedaten (siehe Abschnitt 12.2). Davon ausgehend konnte die mate-
rielle Lage der Erwerbsminderungshaushalte im Rahmen dieser Arbeit ausfihr-
lich untersucht und so dazu beigetragen werden, die Forschungsliicke zu schlie-
Ren.

Betrachtet wurden sowohl die theoretischen Grundlagen der sozialstaatlichen
Erwerbsminderungssicherung und der materiellen Existenzsicherung im Kon-
text der Lebensform, als auch der jeweilige Forschungsstand. Darauf aufbau-
end wurde die materielle Lage der Erwerbsminderungsrentner(innen) und ihrer
Lebensformen mit der genannten Datenbasis sowie Vergleichsdaten zur deut-
schen Bevdlkerung deskriptiv und multivariat analysiert.

Wie eingangs formuliert, berlcksichtigt die Betrachtung die Lebensformen der
Erwerbsminderungsrentner(innen). Lebensformen sind in soziologischer Per-
spektive relevant, weil es sich um soziale Systeme handelt, welche fir die Ge-
sellschaft wichtige Funktionen erfiillen. Flr die Gesellschaftsmitglieder repra-
sentieren sie die Sphare des Privaten, den Ort des alltaglichen Lebens, in dem
auch die alltdgliche materielle Existenzsicherung stattfindet (siehe Kapitel 2).

© Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2017
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Die Lebensform ist damit auch gefragt, wenn die gesetzliche Sicherung einer
eintretenden Erwerbsminderung nicht ausreicht. Als Bezugsrahmen fir die Ab-
grenzung der Lebensformen wurde der Haushalt am Hauptwohnsitz verwendet.

Ob die materielle Existenzsicherung gelingt, hangt mafgeblich davon ab, wel-
che Arbeitsteilung in einer Lebensform praktiziert wird: Die Aufteilung der Pro-
duktions- und Reproduktionsarbeit (bzw. der Erwerbs- und Haus-/Familienar-
beit) ist fir die Einklinfte der Lebensform, fiir die Erwerbs- und Teilhabechancen
ihrer Mitglieder im Erwerbsverlauf und damit auch fur die Kompensationsmog-
lichkeiten im Erwerbsminderungsfall bedeutsam (siehe Kapitel 3). Historisch ha-
ben sich in Deutschland verschiedene Arrangements entwickelt, denen teils
asymmetrische und teils gleichberechtigte Geschlechterverhaltnisse zugrunde
liegen.

Wie Arbeitsteilungsmuster entstehen, wurde im Ruckgriff auf die Institutionsthe-
orien von Parsons, Durkheim und Lepsius erklart. Danach sind die gesellschaft-
lich praktizierten Muster Institutionen, die reproduziert oder umgestaltet werden
(siehe Kapitel 4). Das geschieht in einem komplexen Spannungsfeld aus kultu-
rellen Werten, Vorstellungen und Handlungsgewohnheiten (kulturelles System),
den Bedingungen des Arbeitsmarktes sowie dem sozialstaatlichen Regelwerk.
Die drei Faktoren vereinen eine Vielzahl von Einfliissen unter sich, welche eine
(moderne) gleichberechtigte Arbeitsteilung der Geschlechter zum Teil fordern,
zum Teil aber auch unterlaufen (siehe Kapitel 5).

In der Bevolkerung sind gegenwartig, nach Zeitverwendungsdaten aus
2012/2013, beide Geschlechter an beiden Arbeitsspharen beteiligt. Frauen en-
gagieren sich jedoch in nahezu allen Lebensformen starker als Manner in der
Haus- und Familienarbeit, wahrend sich Manner hauptséachlich auf die Erwerbs-
arbeit konzentrieren (siehe Kapitel 6). Die praktizierte Arbeitsteilung ist demzu-
folge meist asymmetrisch, obgleich sich auch gleichberechtigte(re) Muster etab-
liert haben. Sie schlagt sich in den Erwerbsverlaufen und Einkunften nieder.

Mit Blick auf die Erwerbsminderungsrentner(innen) liegen keine Daten zur Ar-
beitsteilung vor, wohl aber zu den Lebensformen, die ebenfalls gewisse Ruck-
schlusse zulassen (siehe Kapitel 10). Den verwendeten Forschungsdaten zu-
folge lebt die Mehrheit der Befragten (40 Prozent) in kinderlosen Partnerschaf-
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ten und knapp ein Viertel in Familien (19 Prozent Kernfamilien, 5 Prozent Allein-
erziehende). Fast ein Drittel (31 Prozent) ist alleinlebend (siehe Kapitel 13). Die
Untersuchungsgruppe ist damit im Unterschied zu einer Vergleichsgruppe aus
der deutschen Bevélkerung, die mit Daten des Sozio-oekonomischen Panels
gebildet wurde (siehe Abschnitt 12.3), wesentlich haufiger auf sich allein gestellt
und seltener familidar gebunden. Geht man davon aus, dass das Zusammenle-
ben im Erwerbsminderungsfall vorteilhaft ist, weil Betroffene durch die Lebens-
form finanziell und sozial unterstiitzt werden, deutet sich an dieser Stelle bereits
eine unglinstige Disposition der untersuchten Personen an.

Betrachtet man die Erwerbsminderungsrentner(innen) und ihre Haushalte ge-
nauer, verstarkt sich dieser Eindruck: Die Untersuchungsgruppe ist in einem
Uberdurchschnittlichen Umfang durch Merkmale gekennzeichnet, welche eine
eigenstandige materielle Existenzsicherung bereits im Erwerbsverlauf, aber
auch bei Erwerbsminderung behindern (bspw. geringe Qualifikation, gesund-
heitliche Einschrankungen). Erwerbsgeminderte und ihre Lebensformen sind in-
sofern, wie erwartet, sozial vulnerabler als die Vergleichsgruppe (siehe Kapitel
13). Ob sich die Vulnerabilitat auch negativ auf die materielle Lage auswirkt,
wurde deskriptiv und multivariat untersucht.

Tatsachlich stellte sich in der deskriptiven Analyse heraus, dass sowohl die in-
dividuellen Einkinfte der Erwerbsminderungsrentner(innen) als auch die be-
darfsgewichteten Haushaltseinkinfte in allen Lebensformen erheblich geringer
ausfallen als in der 40- bis 64-jahrigen Bevolkerung (siehe Kapitel 14).

Ferner wurde deutlich, dass sich die materielle Lage innerhalb der Untersu-
chungsgruppe nach der Lebensform und dem Geschlecht unterscheidet. Allein-
lebende missen bspw. mit den niedrigsten Einklinften auskommen; partner-
schaftliche Lebensformen sind Uberwiegend etwas besser situiert. Erwerbsge-
minderte Frauen sind zwar auf der individuellen Ebene schlechter ausgestattet
als erwerbsgeminderte Manner, im Lebensformkontext aber im Vorteil — insbe-
sondere, wenn sie in Kernfamilien oder kinderlosen Partnerschaften leben
(siehe ebd.). Insgesamt stltzten die Ergebnisse die Hypothesen zur Bedeutung
der Lebensform und des Geschlechts der Erwerbsminderungsrentner(innen) fir
die materielle Lage im Haushalt.
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Des Weiteren zeigten die Betrachtungen, dass die Zusammensetzung der Ein-
kiinfte in den Lebensformen recht unterschiedlich ausfallt. Bei allein lebenden
und alleinerziehenden Erwerbsminderungsrentner(inne)n ist vor allem die ge-
setzliche Erwerbsminderungsrente zentral, in anderen Lebensformen ist sie da-
gegen eine Einkommensquelle neben anderen. Dort sind andere Einklinfte re-
levant, bspw. die Erwerbseinkinfte der Lebensformmitglieder (siehe ebd.). Die
Hypothese, dass die Erwerbsminderungsrente fir die materielle Sicherung nur
eine begrenzte Rolle spielt, wurde insofern gestutzt.

Die deskriptiven Befunde wurden anschlieRend im Zuge einer linearen Regres-
sion multivariat Uberpruft. Dazu wurde ein robustes Regressionsmodell entwi-
ckelt, welches die Voraussetzungen der linearen Regression erflllte und eine
gute Vorhersage der bedarfsgewichteten Haushaltseinklnfte der Untersu-
chungsgruppe erlaubte (siehe Kapitel 15).

Inhaltlich bestatigte die Regression, dass die Lebensform und das Geschlecht
einen relevanten Einfluss auf die materielle Lage bei Erwerbsminderung haben
(siehe ebd.), auch wenn andere relevante Einflisse konstant gehalten werden.
Daruber hinaus erwiesen sich der Anteil der Einkommensbezieher(innen) in den
Lebensformen, der Einkommensbezug der Erwerbsgeminderten (neben der ge-
setzlichen Rente) und die Inanspruchnahme staatlicher Mindestsicherungsleis-
tungen als wichtige, eigenstandige Faktoren. Bezuglich der Erwerbsminde-
rungsrente wurde in multivariater Perspektive ebenfalls ein signifikanter Effekt
verzeichnet, der indes eher gering ist — der Hypothese entsprechend. Andere
Aspekte, die im Modell kontrolliert wurden (bspw. Arbeitslosigkeit und Krankheit
im Erwerbsverlauf, soziodemografische Merkmale), waren kaum von Bedeu-
tung (siehe ebd.).

Anknulpfend an diese aufschlussreichen Befunde wurde Uberlegt, wie sich An-
satzpunkte fir eine bessere Absicherung bei Erwerbsminderung entwickeln las-
sen. Zunachst wurde konstatiert, dass pauschale Anhebungen der Erwerbsmin-
derungsrente weder finanzierbar, noch zielfiihrend waren. Stattdessen wurden
zielgruppenspezifische Verbesserungen gefordert, die sich an die ganze Le-
bensform der Erwerbsminderungsrentner(innen) richten. Worin eine geeignete
Zielgruppe besteht, ist eine normative Frage. Ausgehend von dem reduzierten
Sicherungsanspruch der Erwerbsminderungssicherung wurde die Zielgruppe
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exemplarisch mittels des Indikators der Armutsgefahrdung definiert (siehe Ka-
pitel 16).

Um die Zielgruppe empirisch identifizieren zu kdnnen, auch wenn nicht bekannt
ist, ob eine Person oder Lebensform armutsgefahrdet ist, wurde multivariat er-
mittelt, welche Merkmale mit einem Armutsrisiko assoziiert sind. Dazu wurde
ein logistisches Regressionsmodell entwickelt, diagnostisch geprift und inter-
pretiert (siehe ebd.).

Es kam zum Ausdruck, dass das Armutsrisiko besonders grof ist, wenn die Er-
werbsminderungsrentner(innen) mannlich sind, ohne eine(n) Partner(in) leben,
eine geringe Erwerbsminderungsrente und daneben keine weiteren Einkunfte
beziehen und Haupteinkommensbezieher(innen) der Lebensform sind. Auch
ein geringer Entgeltpunktdurchschnitt und das Fehlen eines Schulabschlusses
machen eine Armutsgefahrdung wahrscheinlich. Gleiches gilt, wenn eine Le-
bensform relativ viele Personen umfasst, die materielle Existenzsicherung von
nur wenigen Personen geschultert wird und staatliche Mindestsicherungsleis-
tungen beansprucht werden. Die Merkmale liegen den Leistungstragern entwe-
der bereits vor oder lief3en sich mit geringem Aufwand erfassen (siehe ebd.).

Auf Basis der theoretischen und empirischen Befunde wurden im letzten Schritt
exemplarische Felder benannt, in denen die Erwerbsminderungssicherung fur
die Zielgruppe verbessert werden kdnnte. Zu nennen ist bspw. eine veranderte
Berechnung der Erwerbsminderungsrente, eine starkere Forderung der Er-
werbstatigkeit in der Lebensform sowie ein besserer Zugang zu weiteren Ein-
kommensquellen. Zu jedem Punkt wurden konkrete Ansatze diskutiert, die sich
teilweise auf die akute Armutslage beziehen, teilweise aber auch praventiv aus-
gerichtet sind, um nachhaltige Verbesserungen zu erreichen. Unverzichtbar ist
in vielen Fallen sowohl ein aktives Zugehen auf die Adressaten, als auch eine
Kooperation verschiedener Leistungstrager und Akteure (siehe Kapitel 0).

Es lasst sich festhalten, dass die materielle Lage von Erwerbsminderungsrent-
ner(inne)n im Kontext der Lebensform derzeit kritisch ist. Die Einklnfte der Un-
tersuchungsgruppe bleiben bei Weitem hinter den Einkiinften der vergleichba-
ren Bevolkerung zurtick. Ein erheblicher Teil der Erwerbsgeminderten und ihrer
Haushalte ist deswegen auf die staatliche Mindestsicherung angewiesen oder
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sogar armutsgefahrdet. Die Lebensform allein kann die Kompensation der ma-
teriellen Defizite nicht bewaltigen — unter anderem, weil die Untersuchungs-
gruppe in hohem Malfe sozial vulnerabel ist. Vor diesem Hintergrund sind zi-
gige Verbesserungen unabdingbar, vor allem flr armutsgefahrdete Erwerbs-
minderungshaushalte. Der Sozialstaat steht zweifellos in der Pflicht und muss
alles daran setzen, dass die Bedingungen flr eine wirksame, zukunftsfeste Ab-
sicherung des Erwerbsminderungsrisikos geschaffen werden.
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Anhang

A Varianzinflationsfaktoren der Kovariablen des finalen linearen

Regressionsmodells

Kovariable VIF*
Erwerbsminderungsrente (Hohe) 1,31
Weitere Einkiinfte der EM-Rentner(innen) 1,10
Lebensform Alleinlebende 3,55
Lebensform Kernfamilien 2,59
Lebensform Kinderlose Paare 3,61
Geschlecht der EM-Rentner(innen) 1,06
Anteil der Personen mit Einklnften im Haushalt
ab 50 und unter 100 % 1,60
100 % 2,39

Bezug der staatlichen Mindestsicherung 1,46
Bildungsniveau nach ISCED

mittel 1,66

hoch 1,66
Alter der EM-Rentner(innen) 1,24
Migrationshintergrund 1,21
Wohnsitzregion 1,13
Erwerbsaustritt vor der Berentung

in 1 von 3 Jahren 1,26

in 2 von 3 Jahren 1,31

in 3 von 3 Jahren 1,57
Anrechnungszeiten wg. Krankheit/Arbeitslosigkeit

bis zu 6 Monate 1,16

7 Monate und mehr 1,19
Mittelwert VIF 1,69

* Varianzinflationsfaktor = VIF
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Korrelationsmatrix der Kovariablen...
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418 Anhang
C Wald-Statistik fiir die Kovariablen des logistischen
Regressionsmodells
Kovariable PrifgroBe (FG) | p-Wert | kritischer
Wert*
Erwerbsminderungsrente chi2 (1) = 138,86 0,0000 6,63
Reduzierte Rente chi2 (1) = 105,77 0,0000 6,63
Geschlecht chi2 (1) = 29,55 0,0000 6,63
Zahl der Personen chi2 (1) =125,96 | 0,0000 6,63
Zahl der Kinder chi2 (2) = 40,40 0,0000 9,21
Partnerschaft chi2 (1) = 14,80 0,0000 6,63
Schulabschluss chi2 (1) = 4,47 0,0344 6,63
Erwerbseinkinfte chi2 (1) = 168,37 | 0,0000 6,63
Rentenbezlge chi2 (1) = 91,82 0,0000 6,63
EinkUnfte aus der 2. und 3. Saule | chi2 (1) = 62,79 0,0000 6,63
Entgeltpunkte pro Jahr chi2 (1) = 56,59 0,0000 6,63
Personen mit Einkiinften chi2 (2) = 56,12 0,0000 9,21
Beitrag zum Haushaltseinkommen | chi2 (2) = 464,28 | 0,0000 9,21
Bezug staatl. Mindestsicherung chi2 (1) = 90,54 0,0000 6,63
Leistungsbezug vor EM-Berentung | chi2 (1) = 35,76 0,0000 6,63
Alter zur Befragung chi2 (1) =0,43 0,5107 6,63
Staatsbuirgerschaft chi2 (1) =1,46 0,2263 6,63
Wohnsitzregion chi2 (1) = 11,11 0,0009 6,63

*

Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen

X2 bei einer Irrtumswahrscheinlichkeit von 1 Prozent
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D

Likelihood-Ratio-Werte fiir die Kovariablen des logistischen

Regressionsmodells

Kovariable PriifgroBe (FG) p-Wert | kritischer
Wert*

Erwerbsminderungsrente LR chi2 (20) = 2019,95 | 0,0000 36,19
Reduzierte Rente LR chi2 (20) = 2172,92 | 0,0000 36,19
Geschlecht LR chi2 (20) = 2234,57 | 0,0000 34,81
Zahl der Personen LR chi2 (20) = 2279,09 | 0,0000 36,19
Zahl der Kinder LR chi2 (19) = 2284,60 | 0,0000 36,19
Partnerschaft LR chi2 (20) = 2070,27 | 0,0000 36,19
Schulabschluss LR chi2 (20) = 2222,84 | 0,0000 36,19
Erwerbseinkinfte LR chi2 (20) = 2183,01 | 0,0000 36,19
Rentenbezige LR chi2 (20) = 2242,06 | 0,0000 36,19
Einkinfte aus der LR chi2 (20) = 2044,20 | 0,0000 34,81
2.und 3. Saule
Entgeltpunkte pro Jahr LR chi2 (20) = 1861,98 | 0,0000 34,81
Personen mit Einkiinften LR chi2 (19) = 2215,86 | 0,0000 36,19
Beitrag zum LR chi2 (19) = 2086,97 | 0,0000 36,19
Haushaltseinkommen
Bezug staatlicher LR chi2 (20) = 1556,82 | 0,0000 36,19
Mindestsicherung
Leistungsbezug vor LR chi2 (20) = 1901,95 | 0,0000 36,19
EM-Berentung
Alter zur Befragung LR chi2 (20) = 2270,61 | 0,0000 36,19
Staatsblrgerschaft LR chi2 (20) = 2236,82 | 0,0000 36,19
Wohnsitzregion LR chi2 (20) = 2266,73 | 0,0000 36,19

* X2 bei einer Irrtumswahrscheinlichkeit von 1 Prozent
Quelle: Projektdaten; eigene Berechnungen
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Korrelationsmatrix der Kovariablen des finalen

logistischen Regressionsmodells
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Anhang

F  Abkiirzungsverzeichnis

Abkiirzung Bedeutung

AGG Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz

BGB Birgerliches Gesetzbuch

BEEG Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz

BMAS Bundesministerium flir Arbeit und Soziales

BMFSFJ Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend

DGUV Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung

DRV Deutsche Rentenversicherung

DRV Bund Deutsche Rentenversicherung Bund

EGP Entgeltpunkte

EM Erwerbsminderung

EM-Rente Erwerbsminderungsrente

EStG Einkommenssteuergesetz

EU-SILC European Union Statistics on Income and Living
Conditions (Europaische Gemeinschaftsstatistik tGber
Einkommen und Lebensbedingungen)

EW Eintrittswahrscheinlichkeit (logistische Regression)

FDGB Freier Deutscher Gewerkschaftsbund (DDR)

FUhrposGleichberG | Gesetz fir die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen
und Mannern an Flihrungspositionen in der
Privatwirtschaft und im 6ffentlichen Dienst

GG Grundgesetz

GKV gesetzliche Krankenversicherung

GRV gesetzliche Rentenversicherung
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Abkiirzung Bedeutung

ISCED internationale Bildungsklassifikation (International
Standard Classification of Education)

Kl Konfidenzintervall

KSchG Klndigungsschutzgesetz

LPartG Lebenspartnerschaftsgesetz

LWR laufende Wirtschaftsrechnungen

MiLoG Mindestlohngesetz

ML-Prinzip Maximum-Likelihood-Prinzip

MuSchG Gesetz zum Schutze der erwerbstatigen Mutter

OECD Organisation for Economic Co-operation and
Development (Organisation fur wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung)

OLS-Prinzip Ordinary-Least-Squares-Prinzip

OR Odds Ratio

RSD Reha-Statistik-Datenbasis (Routinedaten)

SE Standardfehler (standard error)

SGB Sozialgesetzbuch

SOEP Sozio-oekonomisches Panel

SUF Scientific Use File

TzBfG Teilzeit- und Befristungsgesetz




	Danksagung
	Inhaltsverzeichnis
	1 Einleitung
	2 Lebensformen und ihre gesellschaftliche Bedeutung
	2.1 Grundlegende Begriffsklärung
	2.2 Funktion und Stellenwert der Lebensformen
	2.2.1 Rechtliche Sonderstellung der Familie
	2.2.2 Stellung der Lebensformen im Sozialgefüge


	3 Partnerschaftliche Arbeitsteilung
	3.1 Grundlegende Begriffsklärung
	3.2 Typische Muster der partnerschaftlichen Arbeitsteilung
	3.3 Historische Entwicklung der Arbeitsteilungsmuster
	3.3.1 Entwicklung der Arbeitsteilung in Deutschland
	3.3.2 Beispiele anderer Entwicklungen
	3.3.3 Die Weltkultur als alternativer Erklärungsansatz

	3.4 Fazit zur partnerschaftlichen Arbeitsteilung

	4 Die Theorie der Institution
	4.1 Parsons: Geteilte, verbindliche und funktionale Muster
	4.2 Durkheim: Wirkung durch Zwang oder Internalisierung
	4.3 Lepsius: Wandel durch Vertrauensverlust und Konflikte
	4.4 Fazit zur Theorie der Institution

	5 Arbeitsteilung als gesellschaftliche Institution
	5.1 Entwicklung der Arbeitsteilung in einem Spannungsfeld
	5.2 Einflussfaktor „Kulturelles System“
	5.2.1 Geschlechterbilder und Rollenkonzepte
	5.2.2 Die geschlechtsspezifische Erwerbskultur
	5.2.3 Das Familienbild und daraus abgeleitete Rollen
	5.2.4 Fazit zur Einflussnahme des kulturellen Systems

	5.3 Einflussfaktor „Sozialstaat und Sozialpolitik“
	5.3.1 Das Grundrecht der Gleichberechtigung
	5.3.2 Die eheliche Wahlfreiheit
	5.3.3 Unterhaltspflichten im Familienrecht
	5.3.4 Sozialrechtliche Einstandspflichten
	5.3.5 Steuerrechtliche Regelungen
	5.3.6 Rentenansprüche und Rentenzugang
	5.3.7 Arbeitsmarktpolitische Regelungen
	5.3.8 Kündigungsregeln im Arbeitsrecht
	5.3.9 Öffentliche Kinderbetreuung und familienbezogene Regelungen
	5.3.10 Fazit zur Einflussnahme des Sozialstaats bzw. der Sozialpolitik

	5.4 Einflussfaktor „(Arbeits-)Markt“
	5.4.1 Horizontale und vertikale Segregation
	5.4.2 Illegitime Zugangskriterien
	5.4.3 Beschäftigungsbedingungen
	5.4.4 Fazit zur Einflussnahme des Arbeitsmarkts

	5.5 Zusammenschau der Faktoren – Vereinbarkeitskonflikte

	6 Empirische Datenlage zu Lebensformen und
Arbeitsteilung
	6.1 Relevante Lebensformen
	6.2 Erwerbsbeteiligung und Arbeitsteilungspraxis
	6.2.1 Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern
	6.2.2 Unterschiede in der Arbeitsteilung zwischen Lebensformen
	6.2.3 Fazit zur Erwerbsbeteiligung und Arbeitsteilungspraxis

	6.3 Einkommenssituation als Produkt der Arbeitsteilung
	6.3.1 Einkommensrelation der Geschlechter
	6.3.2 Einkommensunterschiede zwischen Lebensformen
	6.3.3 Fazit zur Einkommenssituation als Produkt der Arbeitsteilung


	7 Soziale Sicherung im Wohlfahrts- bzw. Sozialstaat
	7.1 Der liberale Wohlfahrtsstaat
	7.2 Der sozialdemokratische Wohlfahrtsstaat
	7.3 Der korporatistische Wohlfahrtsstaat
	7.4 Kritik an Esping-Andersens Typologie

	8 Der deutsche Sozialstaat
	8.1 Grundlegende Kennzeichen und Struktur des Sozialstaats
	8.2 Historischer Abriss der sozialen Sicherung in Deutschland
	8.2.1 Entstehung im preußischen Staat
	8.2.2 Entwicklung seit Ausbruch der Weltkriege

	8.3 Die heutige Sozialversicherung
	8.3.1 Versicherungszweige
	8.3.2 Zentrale Prinzipien

	8.4 Fazit zum deutschen Sozialstaat

	9 Soziale Absicherung bei Erwerbsminderung
	9.1 Erwerbsminderungssicherung der Rentenversicherung
	9.1.1 Gesetzlicher Rahmen
	9.1.2 Reform des Erwerbsminderungsrechts 2001
	9.1.3 Reform des Erwerbsminderungsrechts 2014

	9.2 Rentenansprüche und Rentenberechnung
	9.2.1 Entgeltpunkte und rentenrechtliche Zeiten
	9.2.2 Berechnungsformel und relevante Faktoren

	9.3 Fazit zur Erwerbsminderungssicherung der GRV

	10 Forschungsstand zur sozialen Absicherung und
materiellen Lage bei Erwerbsminderung in Deutschland
	10.1 Beantragte und gewährte Erwerbsminderungsrenten
	10.2 Merkmale der Erwerbsminderungsrentner(innen)
	10.3 Höhe der Erwerbsminderungsrente
	10.4 Grundsicherung bei Erwerbsminderung
	10.5 Materielle Lage über die staatliche Sicherung hinaus
	10.5.1 Einkommensniveau bei gesundheitlicher Einschränkung
	10.5.2 Eigenständige Existenzsicherung durch Erwerbsarbeit
	10.5.3 Einkommensquellen und Haushaltseinkünfte von Erwerbsminde-rungsrentner(inne)n


	10.6 Indikatoren zur materiellen Lage und sozialen Teilhabe
	10.6.1 Einkommensarmut und andere Armutskonzepte
	10.6.2 Einkommensreichtum
	10.6.3 Subjektive materielle Situation und soziale Teilhabe

	10.7 Fazit und offene Punkte

	11 Forschungsfragen und Hypothesen
	11.1 Charakteristik der Erwerbsminderungsrentner(innen)
	11.2 Rolle der Erwerbsminderungsrente für die materielle Lage
	11.3 Rolle der Lebensformen für die materielle Lage
	11.4 Rolle des Geschlechts für die materielle Lage

	12 Datenbasis und Methode
	12.1 Routinedaten der Rentenversicherung
	12.2 Daten aus einer Befragung von Erwerbsminderungsrent-ner(inne)n

	12.2.1 Hintergrund und Gegenstand der Studie
	12.2.2 Studiendesign und Stichprobe
	12.2.3 Rücklauf und Befragungsdatensatz

	12.3 Vergleichsdaten aus dem Sozio-oekonomischen Panel

	13 Deskriptive Analyse von Merkmalen der
Erwerbsgeminderten und ihrer Lebensformen
	13.1 Grundlegende Charakteristik der Erwerbsgeminderten
	13.2 Lebensformen der Untersuchungs- und Vergleichsgruppe
	13.2.1 Lebensformen der Erwerbsminderungsrentner(innen)
	13.2.2 Abgleich mit der Vergleichsgruppe und Zwischenfazit

	13.3 Soziodemografische Merkmale und Vulnerabilität
	13.3.1 Geschlecht und Alter
	13.3.2 Schul- und Berufsausbildung
	13.3.3 Staatsbürgerschaft
	13.3.4 Haushaltsgröße und Kinderzahl
	13.3.5 Alte und neue Bundesländer
	13.3.6 Bildung einer Kennzahl zur Vulnerabilität

	13.4 Fazit zu den Merkmalen der Erwerbsgeminderten

	14 Die materielle Lage in den Lebensformen
	14.1 Haushaltseinkünfte der Lebensformen
	14.1.1 Bedarfsgewichtete Haushaltseinkünfte bei Erwerbsminderung
	14.1.2 Abgleich mit der Vergleichsgruppe und Zwischenfazit
	14.1.3 Zusammensetzung der Haushaltseinkünfte bei Erwerbsminderung

	14.2 Individuelle Einkünfte bei Erwerbsminderung
	14.2.1 Höhe der Einkünfte von Erwerbsminderungsrentner(inne)n
	14.2.2 Quellen und Zusammensetzung der individuellen Einkünfte
	14.2.3 Individuelle Einkünfte im Vergleich zur Bevölkerung

	14.3 Exkurs: Rentenansprüche und relevante Rentenaspekte
	14.3.1 Umfang der Erwerbsminderung
	14.3.2 Rentenminderung wegen Hinzuverdienst
	14.3.3 Berentungsalter
	14.3.4 Erworbene Entgeltpunkte
	14.3.5 Rentenrechtliche Zeiten

	14.4 Fazit zur materiellen Lage bei Erwerbsminderung

	15 Multivariate Analyse der Haushaltseinkünfte bei
Erwerbminderung
	15.1 Vorbemerkung zu Verfahren, Zielvariable und Kovariablen
	15.2 Bivariates Modell und grundlegende Regressionsdiagnostik
	15.3 Spezifikation des multivariaten Modells
	15.3.1 Grundmodell: Lebensform und Geschlecht
	15.3.2 Erweitertes Modell: Materielle Gegebenheiten des Haushalts
	15.3.3 Erweitertes Modell: Erwerbsaustritt und Anrechnungszeiten
	15.3.4 Finales Modell: Soziodemografische Merkmale
	15.3.5 Abschlussdiagnostik

	15.4 Interpretation des finalen linearen Regressionsmodells
	15.4.1 Ergebnisse zur Bedeutung der Erwerbsminderungsrente
	15.4.2 Ergebnisse zum Einfluss der Lebensformen
	15.4.3 Ergebnisse zum Einfluss des Geschlechts
	15.4.4 Ergebnisse zum Einfluss materieller Aspekte
	15.4.5 Ergebnisse zu Merkmalen des Erwerbsverlaufs
	15.4.6 Ergebnisse zur Relevanz der soziodemografischen Merkmale

	15.5 Fazit zur Regression der Haushaltseinkünfte bei Erwerbsminde-rung

	16
Identifikation von Personen mit einer kritischen materiellen Lage bei Erwerbsminderung
	16.1 Exkurs: Argumente gegen eine generelle Erhöhung der
Erwerbsminderungsrente
	16.2 Ein adäquater Ansatz: Zielgruppenspezifische Verbesserungen mit Berücksichtigung des Haushaltskontexts

	16.2.1 Die geeignete Zielgröße
	16.2.2 Das geeignete Vorgehen

	16.3 Multivariate Analyse der Armutsgefährdung der Haushalte von
Erwerbsminderungsrentner(inne)n
	16.3.1 Bivariates Modell mit Erwerbsminderungsrente
	16.3.2 Erweitertes Modell mit Lebensformen und Geschlecht
	16.3.3 Erweitertes Modell mit Merkmalen zu Einkünften, Bildung und Ent-geltpunkten
der Erwerbsgeminderten
	16.3.4 Erweitertes Modell mit materiellen Aspekten des Haushalts
	16.3.5 Finales Modell mit soziodemografischen Merkmalen

	16.4 Regressionsdiagnostik zum logistischen Modell
	16.4.1 Modellgüte und -anpassung
	16.4.2 Ausreißerdiagnostik
	16.4.3 Prüfung der Kovariablen
	16.4.4 Fazit zur Regressionsdiagnostik

	16.5 Interpretation des finalen logistischen Regressionsmodells
	16.5.1 Ergebnisse zur Bedeutung des Geschlechts und der Lebensform
	16.5.2 Ergebnisse zur Bedeutung der Einkünfte der Erwerbsgeminderten
	16.5.3 Ergebnisse zur Bedeutung materieller Aspekte im Haushaltskontext
	16.5.4 Ergebnisse zur Bedeutung von Bildung und Erwerbsbiografie
	16.5.5 Ergebnisse zur Bedeutung soziodemografischer Aspekte

	16.6 Fazit zur Regression der Armutsgefährdung bei Erwerbsminde-rung

	17 Ansätze zur Verbesserung der materiellen Lage bei
Erwerbsminderung und Diskussion
	17.1 Zentrale Ursachen von Armutslagen bei Erwerbsminderung
	17.2 Notwendige Fokussierung der Reformbemühungen
	17.3 Finanzielle und rechtliche Realisierbarkeit
	17.4 Mögliche Lösungsansätze
	17.4.1 Gesetzliche Erwerbsminderungsrente anpassen
	17.4.2 Erwerbsbeteiligung der Erwerbsminderungsrentner(innen) fördern
	17.4.3 Erwerbsbeteiligung der Haushaltsmitglieder fördern
	17.4.4 Betriebliche und private Vorsorge verbessern
	17.4.5 Zugang zu ergänzender sozialer Sicherung erleichtern

	17.5 Fazit und Ausblick

	18 Zusammenfassung
	19 Literaturverzeichnis
	Anhang
	A Varianzinflationsfaktoren der Kovariablen des finalen linearen
Regressionsmodells
	B Korrelationsmatrix der Kovariablen des finalen linearen
Regressionsmodells
	C Wald-Statistik für die Kovariablen des logistischen
Regressionsmodells
	D Likelihood-Ratio-Werte für die Kovariablen des logistischen
Regressionsmodells
	E Korrelationsmatrix der Kovariablen des finalen
logistischen Regressionsmodells
	F Abkürzungsverzeichnis




